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Beginn: 10:06 Uhr 

Präsidentin Carina Gödecke: Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich begrüße Sie alle ganz herzlich zu unse-
rer heutigen, der 62. Sitzung des Landtags Nord-
rhein-Westfalen. Mein Gruß gilt auch unseren Gäs-
ten auf der Zuschauertribüne sowie den Vertreterin-
nen und Vertretern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich vier Abgeord-
nete entschuldigt; ihre Namen werden in das Pro-
tokoll aufgenommen. 

Wir dürfen auch heute jemandem zum Geburtstag 
gratulieren, nämlich Herrn Minister Guntram Schnei-
der, der heute seinen 63. Geburtstag feiert. Herzli-
chen Glückwunsch vom Hohen Haus! 

(Allgemeiner Beifall) 

Ich wünsche Ihnen im Namen des Hohen Hauses 
alles Gute, kann Ihnen aber leider keine kurze Ple-
narsitzung versprechen. Aber wir freuen uns alle, 
den Tag mit Ihnen gemeinsam verbringen zu dür-
fen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, möchte ich Sie gerne noch dar-
über unterrichten, dass die Landesregierung mit 
Schreiben vom 1. Juli eine Unterrichtung zu dem 
Thema „Auswirkungen des Urteils des Verfas-
sungsgerichtshofs NRW vom 1. Juli zu dem Gesetz 
zur Anpassung der Dienst- und Versorgungsbezüge 
2013/2014 sowie zur Änderung weiterer dienst-
rechtlicher Vorschriften im Land NRW“ angemeldet 
hat. Die Unterrichtung soll heute als Tagesord-
nungspunkt 2 durch den Finanzminister erfolgen.  

Die für heute angemeldete Unterrichtung zu den 
Unwetterereignissen vom 9. Juni soll laut Vorschlag 
der Landesregierung für morgen oder für Freitag als 
Tagesordnungspunkt 1 vorgesehen werden. Mit 
Blick auf den weiteren Verlauf dieser Woche lautet 
mein Vorschlag, das morgen als Tagesordnungs-
punkt 1 auf die Tagesordnung zu setzen. Die Ver-
ständigung mit den Fraktionen ist angelaufen, aber 
vor Beginn der Sitzung noch nicht vollständig abge-
schlossen worden. Deshalb schaue ich einmal in 
die Runde. – Die Fraktionen nicken. Dann verfahren 
wir so. 

Ich will gleichzeitig bereits jetzt darauf hinweisen, 
dass zu dem neuen Tagesordnungspunkt 2 heute, 
der Unterrichtung durch den Finanzminister, ein 
Entschließungsantrag der Fraktionen von CDU und 
FDP eingereicht worden ist und Ihnen vorliegen 
müsste. Dieser Entschließungsantrag trägt die 
Drucksachennummer 16/6206 – Neudruck – und 
wird nachher auch noch beim Aufruf des Tagesord-
nungspunktes genannt. 

Mit diesen Vorbemerkungen treten wir in die heutige 
Tagesordnung ein.  

Wir kommen zu: 

1 Nachwahl eines Schriftführers des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/6096 

Eine Aussprache hierzu ist nicht vorgesehen. Des-
halb können wir direkt zur Abstimmung über diesen 
Wahlvorschlag kommen. Möchte jemand dagegen 
stimmen? – Das ist nicht der Fall. Möchte sich je-
mand enthalten? – Das ist auch nicht der Fall. Dann 
haben wir den Wahlvorschlag mit der Drucksachen-
nummer 16/6096 einstimmig angenommen.  

Herr Oliver Bayer ist damit unser neues Mitglied im 
Kreis der Schriftführerinnen und Schriftführer. Herz-
lichen Glückwunsch und auf gute Zusammenarbeit! 

(Allgemeiner Beifall) 

Damit rufe ich auf: 

2 Auswirkungen des Urteils des Verfassungs-
gerichtshofs NRW vom 1. Juli zu dem Gesetz 
zur Anpassung der Dienst- und Versor-
gungsbezüge 2013/2014 sowie zur Änderung 
weiterer dienstrechtlicher Vorschriften im 
Land NRW 

Unterrichtung 
durch die Landesregierung 

Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6206 – Neudruck 

Der Chef der Staatskanzlei hat, wie eben schon 
ausgeführt, mit Schreiben vom 1. Juli mitgeteilt, 
dass die Landesregierung beabsichtigt, zu diesem 
Thema zu unterrichten.  

Die Unterrichtung erfolgt durch den Finanzminister 
Dr. Walter-Borjans, dem ich hiermit das Wort erteile.  

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Verfas-
sungsgerichtshof des Landes Nordrhein-Westfalen 
hat gestern Teile des Besoldungsanpassungsge-
setzes für nicht mit der Verfassung vereinbar erklärt. 
Die Verfassungsrichter haben ihre Entscheidung in 
fünf Leitsätzen zusammengefasst: 

In dem ersten Leitsatz weisen sie darauf hin, dass 
die hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamten-
tums, wie sie in Art. 33 Abs. 5 des Grundgesetzes 
stehen, auch Bestandteil der Verfassung für das 
Land Nordrhein-Westfalen sind. 
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Mit dem zweiten Leitsatz sagen sie, dass nach dem 
Alimentationsprinzip der Gesetzgeber die Bezüge 
der Beamten, Richter und Versorgungsempfänger 
anhand einer Gegenüberstellung mit bestimmten 
Vergleichsgruppen innerhalb und außerhalb des öf-
fentlichen Dienstes festsetzen muss.  

Drittens. Der Gesetzgeber ist grundsätzlich ver-
pflichtet, die Bezüge der Beamten, Richter und Ver-
sorgungsempfänger an eine positive Entwicklung 
der wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse 
anzupassen.  

Viertens. Der Gesetzgeber darf die Bezüge kürzen 
oder mit einer Anpassung hinter der Entwicklung 
der wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse 
zurückbleiben, um eine Überalimentation abzubau-
en. Das ist jedoch nur dann statthaft, wenn die Be-
züge nicht bereits an der unteren Grenze einer 
amtsangemessenen Alimentation liegen.  

Fünftens. Hält der Gesetzgeber für die Besoldungs-
gruppen A2 bis A10 eine Erhöhung der Besoldung 
von 5,6 % zur Sicherung einer amtsangemessenen 
Alimentation für sachgerecht, dann darf er ohne 
sachlichen Grund die Erhöhung der Grundgehaltss-
ätze für die Besoldungsgruppen A11 und A12 nicht 
auf 2 % beschränken und jedenfalls nicht schon ab 
Besoldungsgruppe A13 auf jede Erhöhung der 
Grundgehaltssätze verzichten.  

Es gibt eine längere Begründung zu diesem Urteil, 
die ebenfalls erst seit gestern vorliegt. Die gilt es 
jetzt auszuwerten. Das geht sicher nicht in einem 
Tag.  

Eines wird allerdings schon bei der ersten Lektüre 
dieser Begründung klar: Für die große Pose, wie sie 
gestern von der Opposition eingenommen wurde, 
und für starke Sprüche, wie sie gestern zu verneh-
men waren, gibt es wenig Anlass. 

(Lachen und Zurufe von der CDU) 

Mit seiner Urteilsbegründung macht das Gericht 
nämlich in jedem Satz deutlich, wie schwer es fällt, 
verlässliche Leitlinien für die zukünftige Beamten-
besoldung zu formulieren – Leitlinien, die nicht au-
ßer Acht lassen, dass es neben dem Verfassungs-
gebot einer amtsangemessenen Besoldung und 
ausreichender Abstände zwischen den einzelnen 
Besoldungsgruppen auch das Verfassungsgebot 
eines ab 2020 ausgeglichenen Haushalts ohne 
Kreditaufnahme gibt.  

Das Gericht hat den Versuch unternommen, Leit-
planken für Entscheidungen in einer Frage zu defi-
nieren, der Beamtenbesoldung, die nicht erst nach 
dem gestern monierten Besoldungsanpassungsge-
setz und nicht nur in Nordrhein-Westfalen die Ge-
müter erhitzt.  

Die Frage, wann und wie Ergebnisse der Tarifver-
handlungen für die Tarifbeschäftigten der Länder 
auf die Beamtenbesoldung zu übertragen sind bzw. 
was unter der Anpassung der Besoldung an wirt-

schaftliche und finanzielle Entwicklungen zu verste-
hen ist, stellt sich spätestens, seitdem die Födera-
lismuskommission 2006 die Kompetenz für die Be-
soldung auf die Länder übertragen hat.  

Seither waren Entscheidungen in vielen Landtagen 
immer wieder umstritten und haben auch zu Klagen 
bei Verfassungsgerichtshöfen geführt. Das nimmt in 
dem Maße zu, wie wir uns auf das Jahr 2020 zube-
wegen. 

(Zuruf von den PIRATEN) 

Die Verfassungsrichter unterstreichen in ihrer Ent-
scheidung ausdrücklich die Zulässigkeit der Unter-
schiede in den Besoldungsniveaus der Länder als 
Folge dieser Kompetenzübertragung auf die Län-
der.  

Es ist dem Gericht erkennbar nicht leichtgefallen, 
solche Leitplanken zu formulieren. Deshalb gibt es 
auch deutlich mehr Aussagen dazu, was nach An-
sicht des Verfassungsgerichts zwar grundsätzlich 
geht, aber nicht so, wie es der Landtag in das Ge-
setz geschrieben hat. Aussagen dazu, wie es denn 
geht, damit es verfassungskonform ist, sucht man 
vergeblich. Das ist jetzt Sache des Gesetzgebers in 
Nordrhein-Westfalen – aber nicht nur hier; denn wir 
wissen, dass es in anderen Ländern ähnliche Fra-
gestellungen gibt und da nach ähnlichen Leitplan-
ken gesucht wird. 

Man kann jetzt schon sagen: Wenn man eine An-
passung vornimmt, die nicht eins zu eins der Tarif-
erhöhung entspricht – genau das hat der Verfas-
sungsgerichtshof ja für möglich erklärt –, dann wird 
es immer Regelungen geben, die das Risiko in sich 
bergen, von den Verfassungsgerichten verworfen 
zu werden. Das ist ein ziemlich normaler Vorgang. 

(Lachen von der CDU, der FDP und den 
PIRATEN) 

– Ja! Dazu werde ich gleich noch etwas sagen. 
Warten Sie mal ab!  

(Widerspruch von Lutz Lienenkämper [CDU] – 
Weitere Zurufe) 

– Ihr eigener Verfahrensbevollmächtigter hat als 
Begründung für die Statthaftigkeit des Antrags, den 
Sie gestellt haben, gesagt: Es geht um die Klärung 
von Zweifelsfragen der Verfassungsauslegung. – 
Damit haben Sie begründet, dass Sie das bei Ge-
richt überhaupt klären lassen dürfen. Entscheidun-
gen des Verfassungsgerichtshofs mit Strafprozess-
urteilen gleichzusetzen scheint eine nordrhein-
westfälische Spezialität von Ihnen zu sein.  

Das Verfassungsgericht ist aber nicht nur in Nord-
rhein-Westfalen, sondern auch in Karlsruhe und an-
derswo kein Strafgericht. Die Richter richten nicht 
über Schuld oder Unschuld, sondern sie entschei-
den in einer Streitfrage. 

(Zurufe von der CDU) 
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– Moment! Sie scheinen keine Nachrichten zu hö-
ren. – Karlsruhe macht so etwas fast jeden Monat. 
In der vergangenen Legislaturperiode hat Karlsruhe 
33 Normen oder Gesetze für mit der Verfassung 
nicht vereinbar erklärt.  

Wir haben es ja gerade mit der Frage zu tun, ob wir 
uns zusammen mit dem Bund an einem Verfahren 
beteiligen wollen. Als Nächstes steht in Karlsruhe 
nämlich das Thema „Erbschaftsteuer“ auf der Ta-
gesordnung. Wie furchtbar, dass darüber befunden 
wird! Und die Folgen der grundgesetzwidrigen So-
zialleistungsregelungen für Flüchtlinge waren erst 
vor ein paar Tagen Thema in den Nachrichten.  

Für den Bund ist das also offenbar normal; da gibt 
es kein Empörungsgeschrei. Und das, was für Sie 
von CDU und FDP während Ihrer Regierungszeit 
hier in Nordrhein-Westfalen offenbar auch normal 
war, das ist für die heutige Landtagsopposition eine 
immer wieder gerne genutzte Reckstange für medi-
ale Klimmzüge.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Da müssen in der Pose der tiefen Selbstüberzeu-
gung starke Worte wie „Verfassungsbruch“ und „Tä-
ter“ bemüht werden. Herr Lindner hat das an die-
sem Platz schon mit der Frage gleichgesetzt, ob ein 
Uli Hoeneß, der vor einem Gericht steht, anders zu 
bewerten ist als ein Finanzminister. Das ist interes-
sant, sagen Sie das ruhig noch mal. Ich glaube 
nicht, dass Ihre Empörungskunst die Glaubwürdig-
keit bringt, die Sie sich davon erhoffen. Jedenfalls 
kann ich mir das nur schwer vorstellen. 

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Was Sie als „Verfassungsbruch“ ausmachen, das 
war für das Verfassungsgericht Anlass zu einer sehr 
differenzierten Auseinandersetzung mit der Frage 
der Besoldungsanpassung. Die Richter haben er-
kennen lassen, dass sie die Überlegungen des 
Landesgesetzgebers durchaus nachvollzogen ha-
ben und eine Eins-zu-eins-Übertragung des Ab-
schlusses für die Tarifbeschäftigten eben nicht für 
zwingend halten.  

Das klang bei der CDU vor nicht allzu langer Zeit 
noch ganz anders. Ich habe Zitate vom März letzten 
Jahres, als wir die Entscheidung zu diesem Anpas-
sungsgesetz bekanntgegeben haben, noch im Ohr. 
Damals hat Herr Laumann noch wortstark die Eins-
zu-eins-Übertragung gefordert. Im August dann hat 
er in einem Interview gesagt, er habe sie nie gefor-
dert. – Genau diesem Widerspruch begegnen wir 
bei Ihnen immer wieder.  

Nicht nur eine Anpassung unterhalb eins zu eins, 
sondern auch eine nach den Besoldungsgruppen 
sozial gestaffelte Anpassung ist – so das Gericht – 
mit der Verfassung vereinbar.  

Die negative Entscheidung des Gerichts bezieht 
sich gerade nicht auf unsere grundsätzlichen Erwä-
gungen. Im Gegenteil: Die werden bestätigt. Die 
negative Entscheidung bezieht sich auf die konkrete 
Ausgestaltung.  

Man kann sich ja mal anschauen, was daran aus-
gesetzt worden ist. Verworfen hat das Gericht eine 
seiner Auffassung nach zu stark abfallende Staffe-
lung in drei Stufen. Das ist der Ausgangspunkt. 
Nach einer Eins-zu-eins-Anpassung für die unteren 
Besoldungsgruppen – das ist indirekt aus dem Urteil 
zitiert – sei es nicht gestattet, die Grundgehaltsätze 
für die Besoldungsgruppen A11 und A12 auf 2 % zu 
beschränken und jedenfalls nicht ab A13 auf null.  

Heute ist in einigen Zeitungen zu lesen, dass ich 
nach dem Richterspruch enttäuscht gewesen sei. 
Ich gestehe Ihnen gerne ein: Ja, das war ich. Und 
das bin ich auch noch. Wir haben uns nämlich von 
der Überzeugung leiten lassen, dass es vertretbar 
ist, wenn ein Beamter im höheren Dienst – etwa ein 
Regierungsdirektor – statt 20 % lediglich 15 % mehr 
netto verdient als ein Angestellter in der gleichen 
Funktion und dafür in den unteren Besoldungsgrup-
pen, in denen ein deutlich höherer Anteil des Ein-
kommens für die grundlegenden Lebensbedürfnisse 
wie Miete benötigt wird, die gleiche Erhöhung greift 
wie bei den in etwa gleich bezahlten Angestellten.  

Wir haben bis gestern gesagt, dass das unter allen 
Alternativen die sozial gerechteste Art ist, die Beam-
ten anständig zu bezahlen und zugleich Weichen 
dafür zu stellen, dass das Verfassungsgebot der 
Schuldenbremse eingehalten wird, und vor allem 
dafür, dass der öffentliche Dienst auch in Zukunft 
attraktiv und finanzierbar bleibt. Das gilt auch heute 
noch. 

Die Richter haben aber anders entschieden, und 
das ist zu akzeptieren. Konkrete Schlussfolgerun-
gen setzen allerdings noch eine tiefere Analyse der 
Begründung voraus, die wir gestern erhalten haben.  

Klar ist jedoch eines: Das Gericht hat die Erhöhung 
der Beamtenbesoldung in den unteren Gruppen so 
bestätigt, wie der Landtag das beschlossen hat, 
nämlich plus 5,6 % für die zwei Jahre in zwei Stu-
fen. Wenn jetzt die folgenden Abstufungen von die-
ser Erhöhung aus weniger rapide und insgesamt 
geglätteter ausfallen müssen, als das vom Landtag 
beschlossene Anpassungsgesetz es vorsieht, dann 
wird das die Personalkosten nach der gegenwärti-
gen Einschätzung spürbar nach oben treiben. Das 
wird in einem Nachtragshaushalt für 2014 und ge-
gebenenfalls in einer Ergänzungsvorlage für 2015 
auch abzubilden sein.  

Lieber Herr Laschet, anders als Sie das behaupten, 
sind Abweichungen auf der Einnahmenseite kein 
Grund für Nachtragshaushalte. Das ist nicht der 
Fall. Hier geht es darum, dass sich Veränderungen 
auf der Ausgabenseite ergeben werden. So 
schlimm es ist, sollte es bei den Einnahmen Ausfäl-
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le geben: Das ist kein Grund für einen Nachtrags-
haushalt. Das ist auch kein Grund für eine Haus-
haltssperre. Am Ende wird das mit den Krediter-
mächtigungen aus vergangenen Jahren abzude-
cken sein. Das würde ich allerdings nicht vorausset-
zen, wenn ich ein Halbjahr vor mir und eines hinter 
mir habe; denn hier gilt nicht: Ich verdoppele einfach 
das, was im ersten Halbjahr war, dann habe ich die 
Zahl für das gesamte Jahr. – Da gibt es sehr große 
Unterschiede. Die Ergebnisse der Steuerschätzung 
machen deutlich, dass es im Jahr 2014 etwas ver-
haltener aussehen wird als in den Jahren danach. 
Das ist aber eben nicht die Grundlage. Sie möchten 
da gerne ein Gerücht in die Welt setzen. Das wer-
den Sie aber nicht lange durchhalten. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Gucken wir mal!) 

Unsere Aussage, dass die Schuldenbremse gilt und 
dass wir sie einhalten werden, bedeutet: Es muss 
ein Paket geben, das die Beamtenbesoldung ent-
sprechend den Leitplanken, die das Verfassungsge-
richt gesetzt hat, und die Erreichung eines ohne 
Kredit ausgeglichenen Haushaltes 2020 in Einklang 
miteinander bringt. Darüber werden die Koalitions-
partner in den nächsten Wochen miteinander reden, 
und sie werden auch mit den Gewerkschaften re-
den. 

Bis zu einer angepassten Regelung haben wir we-
der Zeit zu verschenken noch Finanzierungsspiel-
räume, die für eine solide Regelung unter veränder-
ten Rahmenbedingungen gebraucht werden. Des-
halb habe ich gemäß § 41 der Landeshaushaltsord-
nung gestern eine Haushaltssperre verhängt und 
die Ausgaben des Landes vorerst auf das zwingend 
notwendige Maß beschränkt. In dieser Zeit werden 
nur gesetzlich verpflichtende oder aus anderen 
Gründen unabweisbare Ausgaben zulässig sein. 

Wir stehen aber auch in dieser Zeit zu unserer Ver-
antwortung für das Funktionieren des öffentlichen 
Dienstes. Wir werden Ausnahmen machen, bei-
spielsweise da, wo Kofinanzierungsmittel ansonsten 
nicht abgerufen werden können. Ausnahmen wer-
den wir auch insofern machen, als wir Anwärter na-
türlich übernehmen und nicht auf der Straße stehen 
lassen. Wir werden Ausnahmen machen, damit der 
Unterricht weiter fortgesetzt werden kann und hier 
nicht unverantwortbare Ausfälle entstehen.  

Ich habe dazu gestern die schnelle Reaktion des 
CDU-Fraktionsvorsitzenden gehört, der sagte: Jetzt 
müssen wir in ganz großem Stil Personal abbau-
en. – Sie sollten vielleicht neben den vielen pau-
schalen Forderungen mal konkret sagen, wo Sie 
das machen wollen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir kennen ja das Rezept: dass Sie sehr konkret 
werden, wenn Sie mehr fordern und wenn Sie auf 
Mangel hinweisen, und dass Sie immer sehr pau-
schal sind, wenn Sie Ideen haben, wie man mit we-
niger Geld auskommen und Stellen sparen kann, 

dass man dann irgendeine Struktur ändern muss, 
wie auch immer das aussehen soll. 

Die Landesregierung macht sich unverzüglich an 
die Arbeit. Dass wir uns eine Bestätigung des be-
stehenden Gesetzes gewünscht hätten, das ist 
doch gar keine Frage. Dass die Besoldung der Be-
amten durch die Verfassungsrichter ein Stück weiter 
geklärt worden ist, das ist gut. Es zeigt aber gleich-
zeitig, wie viel Klärungsbedarf auch in einem Ge-
richt zu dieser Frage noch besteht. Wir werden zu 
diesem Thema mit Sicherheit noch eine Menge zu 
beraten haben. – Ich danke Ihnen für die Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Minister Dr. Walter-Borjans. – Ich eröffne die Aus-
sprache zur Unterrichtung der Landesregierung. 
Den ersten Redebeitrag leistet der Kollege Laschet 
von der CDU-Fraktion. 

Armin Laschet (CDU): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! 

„Ich schwöre, dass ich meine ganze Kraft dem 
Wohle des deutschen Volkes widmen, … Ver-
fassung und Gesetze wahren …“ 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

– Ja, das löst bei Ihnen Unruhe aus. Aber das ha-
ben alle, die auf der Regierungsbank sitzen, mal 
geschworen. Das ist die Eidesformel, auf die sie 
verpflichtet sind. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von der SPD) 

Es ist ein erstaunlicher Vorgang, dass es bei Ihnen 
Unruhe auslöst, wenn man die Eidesformel der Mi-
nisterpräsidentin hier zitiert. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

– Bemerkenswert! Das ist wirklich in hohem Maße 
bemerkenswert! 

(Unruhe – Glocke – Zurufe von der SPD und 
den GRÜNEN) 

– Ich verstehe doch, dass Sie nervös sind. 

(Beifall von der CDU – Widerspruch von der 
SPD und den GRÜNEN) 

Also: Wenn man im Landtag von Nordrhein-
Westfalen die Eidesformel der Verfassung zitiert, 
löst das bei Sozialdemokraten Unruhe aus. Ich ver-
stehe Ihre Unruhe: weil man Ihnen was anderes er-
klärt hat und Sie jetzt auszubaden haben, was die 
Ministerpräsidentin und der Finanzminister ange-
richtet haben. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Das passiert doch in jedem Jahr: Der Finanzminis-
ter ist im Amt, wenige Monate später macht er einen 
Nachtragshaushalt. Dann schreiben deutsche Ge-
richte Rechtsgeschichte, indem sie eine einstweilige 
Verfügung erlassen – das machen Gerichte nämlich 
so gut wie nie –, weil Sie so dilettantisch gearbeitet 
haben. Das war im Jahre 2011 so, das war im Jahre 
2012 so. Dieser Minister sitzt doch mehr in Münster 
vor dem Verfassungsgericht als auf der Regie-
rungsbank. Das muss Ihnen doch mal zu denken 
geben! 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Die nächste Frage ist: Wie geht man mit so was 
um? – Ja, man kann auch mal einen Prozess verlie-
ren. Das kann passieren. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

– Wissen Sie: Wir haben Fälle, in denen eine 52-
jährige Kassiererin entlassen worden ist, weil sie ein 
paar Bons mitgenommen hat. Hier bricht ein Minis-
ter in jedem Haushalt die Verfassung, und Sie regen 
sich nicht darüber auf! Haben Sie die Relationen 
verloren?  

(Beifall von der CDU, der FDP und Robert 
Stein [fraktionslos]) 

Verstehen Sie nicht, dass es viele Leute im Land 
aufregt,  

(Jochen Ott [SPD]: Ach Quatsch!) 

wie mit diesen Dingen umgegangen worden ist? Ich 
habe noch nie gelesen – bei keinem Ministerpräsi-
denten: nicht bei Jürgen Rüttgers, nicht bei Wolf-
gang Clement, nicht bei Peer Steinbrück, nicht bei 
Johannes Rau –, dass eine Richter- und Staatsan-
waltsvereinigung mit 3.800 Mitgliedern nach einem 
solchen Urteil äußert, die Ministerpräsidentin müsse 
zurücktreten. Sie nehmen gar nicht mehr wahr, was 
die Menschen im Lande bewegt.  

(Beifall von der CDU – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Die Menschen? – Weitere Zurufe) 

Dann stellt sich der Finanzminister hier hin und 
sagt: Das Gericht habe so hin und her gewogen. Es 
habe sich die Entscheidung schwergemacht. Auch 
einem Gericht falle es nicht einfach, da genau den 
Maßstab zu finden. – Nein, das war gestern völlig 
anders.  

(Zuruf von der SPD: Ach!) 

Einige Kollegen von Ihnen waren in Münster dabei. 
Das Gericht hat gesagt: Dieser Vorgang ist evident 
verfassungswidrig. – Das heißt: Jeder hätte das vor-
her wissen können. – Ich frage mich in der Tat: Wir 
haben in Nordrhein-Westfalen neben Bayern die ex-
zellenteste Finanzverwaltung in ganz Deutschland.  

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Gibt es in diesem Ministerium niemanden, der Sie 
davor warnt? Gibt es niemanden, der sagt: „Herr 

Minister, wir gehen hier einen sehr schweren Weg; 
das ist an der Grenze zum Verfassungsbruch“? Gibt 
es in den Fraktionen niemanden, der warnt? Warum 
veranstalten wir eigentlich hier Anhörungen?  

(Beifall von der CDU, den PIRATEN und Ro-
bert Stein [fraktionslos]) 

Bei dieser Art von Regierungsarbeit könnte man der 
Präsidentin vorschlagen, keine Anhörungen mehr 
zu machen. Wir lassen Verfassungsexperten aus 
ganz Deutschland in den Landtag anreisen. Sie 
machen schriftliche Empfehlungen. Sie begründen 
ihre Position. Sie sprechen mit den Abgeordneten. 
Alle sagen: Das ist verfassungswidrig. – Aber der 
Minister und die Mehrheitsfraktionen sagen: Das in-
teressiert uns überhaupt nicht. Wir machen es trotz-
dem. – Merken Sie nicht, welches Rechtsvertrauen 
Sie durch ihre Art des Regierens zerstören?  

(Beifall von der CDU, der FDP, den PIRATEN 
und Robert Stein [fraktionslos]) 

Herr Finanzminister, Sie führten gerade aus, die 
Opposition sage nicht, wie sie es machen würde. 
Wir haben es Ihnen damals schon gesagt: Das ist 
eine Frage des Regierungsstils.  

(Lachen von den GRÜNEN) 

Verkündet man das einfach? Schließt man das mit 
einem „Basta!“ ab, wie es unsere Ministerpräsiden-
tin zu tun pflegt?  

(Lachen von Ministerpräsidentin Hannelore 
Kraft)  

Oder macht man das wie die saarländische Minis-
terpräsidentin? Sie ruft Gewerkschaften und Beam-
tenbund an einen Tisch.  

(Gordan Dudas [SPD]: Und baut Stellen ab!) 

Man einigt sich. Man baut in diesem kleinen Saar-
land streckenweise 10 % der Stellen bis 2020 ab.  

(Gordan Dudas [SPD]: Aha! – Weitere Zurufe 
von der SPD) 

Das geschieht mit Zustimmung des Beamtenbun-
des und der Gewerkschaften.  

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Im Saarland bezahlt man die Beamten, die einen 
harten Dienst machen, anständig. Gute Arbeit hat 
gutes Geld verdient – das ist doch Ihre Parole! 

(Beifall von der CDU, Ralf Witzel [FDP] und 
Robert Stein [fraktionslos]) 

Warum geht das nicht in Nordrhein-Westfalen?  

(Zuruf von der SPD: Wollen Sie 40.000 Stel-
len abbauen?) 

Warum setzen Sie sich nicht mit dem Vorsitzenden 
des DGB an einen Tisch? Dass Sie keine Koalition 
der Einladung mit uns mehr machen, sondern nur 
noch durchregieren, haben wir inzwischen verstan-
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den. Aber dass Sie nicht einmal mehr mit den Ge-
werkschaften reden, ist für die Sozialdemokratische 
Partei ein eigenartiger Vorgang.  

(Beifall von der CDU und Robert Stein [frakti-
onslos] – Widerspruch von Minister Guntram 
Schneider) 

Ich erinnere daran: Auf die Verfassung sind auch 
Abgeordnete verpflichtet.  

Ich verstehe, dass die Grünen vieles mittragen. 
Grüne in anderen Landesverbänden, beispielsweise 
in Hessen, sind zu einer soliden Finanzpolitik fähig. 
Ich will gar nicht so sehr einen Vorwurf an die Grü-
nen machen.  

(Zuruf von der SPD: Ah!) 

Aber Reiner Priggen und Kollege Mostofizadeh, Sie 
kennen doch auch unterhalb des Ministers Beamte 
im Finanzministerium. Sagen die Ihnen nie mal un-
ter der Hand: „Wir haben dabei auch Bauchschmer-
zen“? Haben Sie nicht wahrgenommen, welche 
Probleme es bei dieser Entscheidung gibt?  

(Zuruf von der SPD: Das sagt der Richtige!) 

Deshalb richtet sich die Kritik vor allem an die Minis-
terpräsidentin, die einen solchen Regierungsstil 
pflegt, dass man manchmal den Eindruck hat: Sie 
hat keine Lust mehr. Sie will nicht mehr an Struktu-
ren arbeiten, die mühsam zu verändern sind.  

(Lebhafter Widerspruch von Ministerpräsi-
dentin Hannelore Kraft) 

– Sie wirken so.  

(Lebhafter Widerspruch von Ministerpräsi-
dentin Hannelore Kraft) 

– Doch. – Wenn Sie nicht mehr mit Gewerkschaften 
reden, ist bei einer Sozialdemokratin irgendetwas 
schiefgelaufen.  

(Beifall von der CDU und Henning Höne 
[FDP] – Zuruf von Ministerpräsidentin Han-
nelore Kraft) 

Dann reden wir doch einmal über die Menschen. 
Sie haben eben über die Regierungsdirektoren ge-
sprochen. Das ist eine beliebte Kategorie, über die 
man schimpfen kann.  

Das Gericht hat aber gesagt: Die Schwelle von A10 
zu A11 haben Sie nicht begründet. Warum setzen 
Sie bei A11 aus und bei A13 völlig aus? – Das hat 
Ihnen das Gericht als evident verfassungswidrig ins 
Stammbuch geschrieben. Da reden wir beispiels-
weise von den Leuten, die Sie dauernd brauchen: 
Steuerprüfer und Steuerfahnder, die die CDs an-
kaufen und auswerten. Wissen Sie, was so ein 
Steuerinspektor verdient? – Er erhält A9. Wenn es 
gut läuft, wird er irgendwann nach A11 befördert. 
Der Polizeihauptkommissar verdient A11. Und der 
Grundschullehrerin, Frau Löhrmann, von der Sie 
jetzt erwarten, dass sie sich um Inklusion kümmert, 

und der Sie neue Aufgaben übertragen, sagen Sie: 
Du wirst dafür nicht mehr Geld bekommen, sondern 
sogar einen realen Einkommensverlust erleiden. – 
Was Sie da machen, ist nicht begründbar.  

(Beifall von der CDU – Vereinzelt Beifall von 
der FDP – Zustimmung von Robert Stein 
[fraktionslos]) 

Sie haben das doch politisch im letzten Jahr schon 
erlebt, als Sie irgendwo im Land aufgetreten sind. 
Wenn Sie auf Lehrer, Steuerprüfer, Richter oder Po-
lizeibeamte gestoßen sind, sind Sie überall im Land 
ausgepfiffen worden. Das war unser politischer 
Streit.  

Aber jetzt sind wir in der Dimension angekommen, 
dass das Ganze auch verfassungswidrig war. Des-
halb – das ist keine Bitte, sondern eine Erinnerung 
an Sie –: Es ist Ihre Pflicht, Frau Ministerpräsidentin, 
jetzt endlich das Gespräch mit den Gewerkschaften 
zu suchen. Ich fordere Sie hier auf: Reden Sie mit 
den Leuten! Kommen Sie runter von Ihrem hohen 
Ross! 

(Beifall von der CDU und der FDP – Stefan 
Zimkeit [SPD]: Da klatscht die FDP!) 

Es ist Ihre Pflicht, Ihre bisherigen Finanzplanungen 
an das gestrige Urteil anzupassen. Es ist Ihre 
Pflicht, jetzt langsam einmal mit dem Regieren zu 
beginnen und an Strukturen heranzugehen. Sonst 
treiben Sie dieses Land Nordrhein-Westfalen in eine 
dauerhafte Verfassungskrise. 

Lieber Herr Römer, wenn Sie sich normalerweise 
beim Lesen der Berichte Ihres Innenministers em-
pören, dann würde ich Ihnen hier empfehlen: Empö-
ren Sie sich doch einmal über die Ministerpräsiden-
tin und den Finanzminister, die Sie in dieses Desas-
ter geführt haben. Das wäre angemessen, auch für 
einen Mehrheitsfraktionschef.  

(Anhaltender Beifall von der CDU und der 
FDP – Vereinzelt Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Laschet. – Für die SPD-Fraktion spricht 
Herr Kollege Römer.  

Norbert Römer (SPD): Frau Präsidentin! Sehr ver-
ehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Kollege Laschet, das war der Beweis 
dafür, dass Sie Ihre Oppositionsrolle inzwischen so 
tief verinnerlicht haben, dass Ihre Gier nach medi-
enwirksamen Schlagzeilen jeden Impuls unter-
drückt, sich hier seriös mit der Zukunft dieses Lan-
des auseinanderzusetzen. 

(Lachen von der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Kollege Laschet, Sie haben gerade einen wei-
teren schlagenden Beweis dafür geliefert,  

(Zuruf von der CDU: Genau!) 
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dass die Menschen in Nordrhein-Westfalen richtig 
gehandelt haben, Sie nach der verunglückten Re-
gierungszeit unter Jürgen Rüttgers wieder auf die 
Oppositionsbank zu verbannen. 

(Zurufe von der CDU) 

Herr Kollege Laschet, Sie werden kaum noch in die 
Lage versetzt werden, hier einen Eid auf die Verfas-
sung abzulegen, weil Sie zu Recht in der Opposition 
sitzen. Dafür war Ihre Rede gerade der Beweis. 

(Zurufe von der CDU) 

Ich will Sie daran erinnern, Herr Kollege Laschet – 
weil Sie sich ja gerade noch einmal mit Blick auf 
den Finanzminister und das Urteil des Verfas-
sungsgerichtshof darüber empört haben –, dass der 
Finanzminister vom Verfassungsgerichtshof in der 
Frage des Beamtenbesoldungsgesetzes beschei-
nigt bekommen hat, dass Teile dieses Besoldungs-
gesetzes nicht mit der Verfassung vereinbar sind. 
Wir werden das in aller Ruhe – darauf können Sie 
sich verlassen – in einem neuen Gesetzgebungs-
verfahren reparieren. 

(Zuruf von den PIRATEN: Reparieren!) 

Herr Kollege Laschet, zehnmal hat die Regierung 
Rüttgers – Sie waren damals Minister – vom Ver-
fassungsgerichtshof bescheinigt bekommen, dass 
sie die die Verfassung in Nordrhein-Westfalen nicht 
eingehalten hat.  

(Stefan Zimkeit [SPD]: Sie, Herr Laschet!) 

Da haben wir noch einiges vor uns, wenn wir Sie 
auch nur einholen wollen, Herr Kollege Laschet! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Dann will Ihnen einmal sagen, was Sie uns durch 
die Urteile des Verfassungsgerichtshofs hinterlas-
sen haben. Ich nehme ein Beispiel heraus: Der Ver-
fassungsgerichtshof hat Ihnen bescheinigt, dass Sie 
mit der Verteilung der Einheitslasten falsch umge-
gangen sind. Das beispielsweise hat dieses Land 
und den Landeshaushalt 450 Millionen € gekostet,  

(Zuruf von der SPD) 

die wir den Kommunen wieder zurückgegeben ha-
ben, Herr Kollege Laschet. Sollen wir Sie noch wei-
ter daran erinnern, wie Sie mit der Verfassung um-
gegangen sind? Ich glaube, Sie sollten ein bisschen 
zurückhaltender sein, wenn Sie hier mit dem Finger 
auf uns zeigen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ich will es noch einmal herausstellen: Wir haben mit 
diesem Besoldungsgesetz den Versuch unternom-
men, mit einer sozialen Staffelung bei der Übertra-
gung des Tarifergebnisses auf die Beamtinnen und 
Beamten gleichzeitig dafür zu sorgen, dass es kei-
nen Stellenabbau gibt, keinen Stellenabbau des-
halb, weil wir, Herr Kollege Laschet, zutiefst davon 
überzeugt sind, dass wir von denjenigen, die hier in 

Nordrhein-Westfalen an den verschiedenen Stellen 
Dienst für die Menschen leisten, eher zu wenig ha-
ben als zu viel. 

Herr Kollege Laschet, deshalb haben wir diese Be-
schäftigungssicherung, die wir angeboten haben, 
auch durchgeführt.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Und ich bin nach wie vor davon überzeugt, dass 
das eine richtige Vorgehensweise ist. Wenn Sie auf 
das Saarland verweisen und sagen, wir sollten den 
Stellenabbau vorantreiben, wie er im Saarland pas-
siert,  

(Zuruf von Armin Laschet [CDU]) 

dann will ich Sie einmal daran erinnern, was das für 
das Personal bedeuten würde: Wir haben 151.000 
Stellen für Lehrerinnen und Lehrer. Sollen wir davon 
10 % wegnehmen, Herr Kollege Laschet? Sagen 
Sie das den Menschen! Sagen Sie ihnen, ob das 
richtig ist.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zu-
rufe von der CDU) 

Wir sagen, das ist falsch!  

Wir haben in Nordrhein-Westfalen mehr als 45.000 
Stellen für Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte. 
Ihre Fraktion verlangt am laufenden Band, wir soll-
ten diese Stellenzahl erhöhen. Sollen wir diese Zahl 
jetzt um 10 % kürzen, Herr Kollege Laschet? Sagen 
Sie das den Menschen, damit sie Klarheit haben, 
und verstecken Sie sich nicht! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Ja, wir haben in Nordrhein-Westfalen 284.000 Stel-
len im Landesdienst. Wir sind der festen Überzeu-
gung, dass wir, um einen intakten Landesdienst 
vorzuhalten, auch dafür sorgen müssen, dass diese 
Stellen gesichert werden. Sie verlangen einen Per-
sonalabbau von 10 %. Dann sagen Sie das den 
Menschen in der Justiz, in der Finanzverwaltung, in 
der Polizei. Sagen Sie es denjenigen, die in den Mi-
nisterien arbeiten, damit endlich Klarheit darüber 
besteht, was Sie wollen, Herr Kollege Laschet. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir wollen uns dieser Auseinandersetzung mit 
Ihnen stellen. Wir machen das.  

Der Finanzminister hat zu Recht darauf hingewie-
sen: Wir halten die Balance; wir sorgen dafür, dass 
wir die Haushaltskonsolidierung 2020 – der Zeit-
punkt, an dem in den Ländern keine neuen Schul-
den mehr gemacht werden dürfen – auch vernünftig 
erreichen werden.  

Wir vergessen aber darüber hinaus nicht die not-
wendigen Investitionen – in die Bildung, in die För-
derung von Familien und Kindern, in die Stärkung 
der kommunalen Finanzen. 
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Herr Kollege Laschet, dann sagen Sie doch, es sei 
falsch gewesen, dass wir die kommunalen Finan-
zen, seitdem wir Regierungsverantwortung haben, 
in einer Weise gestärkt haben, wie Ihnen das nie 
gelungen ist, meine Damen und Herren! Sagen Sie 
das denjenigen, die in der Kommunalpolitik Verant-
wortung haben! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Im Gegensatz zu Ihnen haben wir eines gemacht – 
das gebe ich auch gerne zu –: Wir sind eben nicht 
mit der schwarz-gelben Kettensäge über die Perso-
nalhaushalte gefahren, wie Sie das getan haben, 
meine Damen und Herren. 

(Zurufe von der CDU und der FDP: Oh!) 

Schließlich wissen wir, dass Arbeitsverdichtung kein 
geeignetes Mittel ist, um den öffentlichen Dienst – 
auch darauf kommt es an – attraktiv und zukunfts-
fest zu machen. 

(Ralf Witzel [FDP]: Aufgabenkritik!) 

Deshalb haben wir dieses Besoldungsgesetz so 
angelegt, wie es im Grunde auch vom Gericht be-
stätigt worden ist. 

(Lachen von der FDP) 

Herr Kollege Laschet, das Gericht hat nicht gesagt, 
dass wir den Tarifabschluss eins zu eins überneh-
men müssten. Das Gericht hat nicht gesagt, dass 
die Abstufung in den Besoldungsgruppen falsch sei. 
Das Gericht hat lediglich festgestellt, dass die Ab-
stufungen, die wir vorgenommen haben, zu groß 
gewesen seien. 

Meine Damen und Herren, deshalb werden wir 
selbstverständlich darüber zu reden haben, wie das 
jetzt in einem neuen Gesetzgebungsverfahren ver-
nünftig angelegt wird. 

(Josef Hovenjürgen [CDU]: Sie haben auf 
niemanden gehört, Herr Römer! Auf nieman-
den!) 

Eines ist aber völlig klar: Bei Personalausgaben im 
Landeshaushalt oberhalb von 40 % 

(Theo Kruse [CDU]: 46 %!) 

wird der Personaletat auch einen Beitrag zur Haus-
haltskonsolidierung auf dem Weg zur Einhaltung 
der Schuldenbremse leisten müssen. Das ist doch 
völlig klar. Es ist auch denjenigen klar, die in den 
Gewerkschaften, im Beamtenbund und in den Ver-
bänden Verantwortung haben. 

Wir haben den Versuch unternommen, das so zu 
machen, dass es sozial gerecht ist. Denjenigen, die 
starke Schultern haben, ein bisschen mehr auf die 
Schultern zu laden als denjenigen, die schwache 
Schultern haben, ist auch – das ist nach wie vor 
meine feste Überzeugung – eine vernünftige Vor-
gehensweise. 

Deshalb werden – davon bin ich überzeugt – auch 
diejenigen, die uns hier zuhören, sagen: Ja, 

(Zurufe von der CDU: Nein!) 

der Versuch dieser Landesregierung, der Versuch 
dieser rot-grünen Koalition, die Übertragung des Ta-
rifergebnisses in einer Weise vorzunehmen, dass 
die schwachen Schultern mehr bekommen als die 
starken Schultern, ist sozial gerecht. – Das bleibt 
auch sozial gerecht, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Kollege Laschet, ich würde mich freuen, wenn 
wir von Ihnen mehr hören würden als immer nur 
dann, wenn es um Einzelfragen geht, die Forderung 
nach mehr Stellen – bei der Polizei, im Justizdienst, 
in den Schulen, in der Finanzverwaltung. Sie sollten 
endlich den Mut aufbringen, dann auch klar zu sa-
gen, wo denn Ihrer Meinung nach die Personalaus-
gaben gekürzt werden sollen, wo denn Ihrer Mei-
nung nach der Stellenabbau passieren sollte. 

Herr Kollege Laschet, wenn Sie sich dieser Ausei-
nandersetzung nicht stellen – und ich habe bisher 
noch keinen Versuch von Ihnen gesehen, das zu 
tun –, dann werden die Menschen in ihrer Haltung 
bestätigt werden: Ja, die CDU in Nordrhein-
Westfalen sitzt zu Recht auf dieser Oppositions-
bank. Da gehört sie auch hin. 

Ich sage Ihnen: Bleiben Sie da. Sie haben Ihre Op-
positionsrolle verinnerlicht. Ihre Rede war der letzte 
Beweis dafür, meine Damen und Herren. – Vielen 
Dank. 

(Anhaltender Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Römer. – Für die FDP-Fraktion hat Herr 
Kollege Lindner das Wort. 

Christian Lindner (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Herr Kollege Römer, 
Sie haben Armin Laschet eben vorgeworfen, er 
würde nicht über die Zukunft sprechen, und selber 
dann eine Rede gehalten, in der Sie sich mehr an 
der Regierungsbilanz von Schwarz-Gelb bis 2010 
abgearbeitet haben 

(Stefan Zimkeit [SPD]: Die war so negativ, 
dass wir noch eine Stunde darüber reden 
könnten!) 

als an der mittelfristigen Finanzplanung dieses Lan-
des. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Herr Römer, meine Lieblingspassage Ihrer Rede 
war – das werde ich mir nachher auch noch einmal 
in der exakten Formulierung aus dem Protokoll zur 
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Seite legen –, dass Sie allen Ernstes am heutigen 
Tag an diesem Pult gesagt haben: 

„Deshalb haben wir dieses Besoldungsgesetz so 
angelegt, wie es im Grunde auch vom Gericht 
bestätigt worden ist.“ 

(Heiterkeit und Beifall von der FDP und der 
CDU) 

Das haben Sie hier so gerade gesagt. Das ist ein 
Zeichen für fortschreitenden Realitätsverlust, Herr 
Kollege Römer. Sie haben gestern nicht gewonnen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Herr Römer, eine so krachende Niederlage – Zei-
tungen schreiben heute, es sei keine Ohrfeige, son-
dern ein Faustschlag ins Gesicht gewesen – hier 
vor den Augen der Öffentlichkeit in einen großen 
Sieg umzudeuten, wird selbst Ihnen und den sozial-
demokratischen Begriffsklempnern nicht gelingen.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Ich erlaube mir auch einen einzigen Blick zurück, 
Herr Römer, weil das so nahe liegt. Ich habe mir 
während Ihrer Rede noch einmal herausgesucht, 
was Sie am 10. Juli 2013 gesagt haben, also vor 
fast genau einem Jahr, als das gestern für nichtig 
erklärte Gesetz hier beschlossen wurde. Damals 
haben Sie gesagt – Zitat –: 

„Wir werden heute selbstverständlich ein verfas-
sungskonformes Gesetz verabschieden.“ 

Und weiter, gewendet an die Oppositionsfraktio-
nen – Zitat –: 

„Sie leben von Ihren Vorbehalten und Vorurtei-
len, Sie leben von einer populistischen Empö-
rungsmaschinerie, die der Kollege Lindner bei-
spielhaft in Gang setzt. Deshalb werden Sie da-
mit auch scheitern, meine Damen und Herren!“ 

Ein Jahr später sind nicht wir gescheitert, sondern 
Sie, Herr Römer. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Gestern hat die Landesregierung von Hannelore 
Kraft eine dreifache Niederlage einstecken müssen: 
rechtlich, finanziell und politisch. 

Erstens. Der Finanzminister hat eben hier in seiner 
bemerkenswerten Unterrichtung den Versuch un-
ternommen, Verfassungsbruch gewissermaßen zur 
Normalität zu erklären. Für Nordrhein-Westfalen ist 
das die traurige Realität. Es sollte aber nicht der 
Anspruch einer Landesregierung sein, Herr Fi-
nanzminister. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Sie haben hier gesagt, es käme ja permanent vor, 
dass eine Regierung in Karlsruhe oder in Münster 
scheitere. Das sei eben so. Es gebe schließlich of-
fene Rechtsfragen, und die müssten dann die Ge-

richte beantworten. – So haben Sie hier eben Ihr 
Scheitern verklären wollen. 

Herr Finanzminister, hier gab es keine offene, um-
strittene Rechtsfrage. Hier im Landtag Nordrhein-
Westfalen hatten wir eine Anhörung, in der einer der 
Experten Ihrer Auffassung war und 20 andere Ex-
perten der Auffassung waren, dass dieses Gesetz, 
wie das Gericht gestern gesagt hat, evident verfas-
sungswidrig ist. Hier kann man nicht von einer offe-
nen Rechtsfrage sprechen, sondern es ist der be-
wusste Versuch, auf Verfassungsbruch zu spekulie-
ren, damit Sie mit Ihrem letzten Haushalt noch über 
die Bundestagswahl kommen, ohne Einsparungen 
vorzunehmen. Das war intendiert. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wenn Sie die Expertenurteile so in den Wind schla-
gen, wie Sie das hier beim Besoldungsgesetz ge-
macht haben, Herr Finanzminister, dann frage ich 
Sie: Warum gibt die Landesregierung jedes Jahr 
Millionen Euro für gutachterliche Stellungnahmen 
aus? Wenn Ihnen Expertenurteile nichts wert sind, 
dann können Sie darauf verzichten und da an erster 
Stelle sparen, wenn Sie so mit Expertenwissen um-
gehen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Zweitens. Vor der finanziellen Niederlage, Frau 
Kraft, haben wir Sie gewarnt. Wir haben Sie davor 
gewarnt, eine spekulative Finanzpolitik zu machen, 
die auf niedrige Zinsen, gute Konjunkturentwicklung, 
Rekordarbeitsmarkt und steigende Einnahmen 
setzt, eine spekulative Finanzpolitik, die davon aus-
geht, es gibt keine Risiken – weder durch Sturm-
schäden noch durch höhere Tarifabschlüsse, die 
dann im Haushalt abgebildet werden müssen. 

Das alles haben Sie zur Seite gewischt. Im Gegen-
teil: Den sozialverträglichen Personalabbau der Re-
gierung von 2005 bis 2010 haben Sie außer Kraft 
gesetzt und damit das Land in die Situation ge-
bracht, die strukturell steigenden Personalausgaben 
auch in den nächsten Jahren nicht unter Kontrolle 
zu bekommen. Wir haben Ihnen gesagt: Sie werden 
in die Lage, in die Sackgasse kommen, dass Sie 
Ihre Versprechen oder die Verfassung brechen 
müssen.  

Wir haben jetzt bei der Beamtenbesoldung den ers-
ten Fall erlebt, bei dem Sie sowohl Ihr Versprechen 
gegenüber den Beschäftigten als auch die Verfas-
sung gebrochen haben. Und das, Frau Kraft, wird 
sich bis 2020 fortsetzen.  

Heute leben wir in der Situation der Haushaltssper-
re. Und das ist schon bemerkenswert. Haushalts-
sperre bedeutet, Frau Kraft, dass Sie als Regierung 
im Grunde die Gestaltungsverantwortung für Nord-
rhein-Westfalen abgeben müssen, dass auch der 
Haushaltsgesetzgeber keinen Einfluss mehr auf 
wesentliche Entscheidungen hat. Wir leben jetzt in 
der Mangelverwaltung. 
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(Beifall von der FDP und der CDU) 

Dann können auch gute Aufgaben, wenn sie freiwil-
ligen Charakter haben, nicht finanziert werden – 
notwendige Investitionen beispielsweise,  

(Ministerin Barbara Steffens: Genau!) 

Ausgaben für Innovationen. Auch wichtige soziale 
Vorhaben können Sie nicht mehr finanzieren, weil 
wir jetzt in der Mangelverwaltung angekommen 
sind. Frau Kraft, wenn eine Landesregierung in Zei-
ten von Rekordeinnahmen die Haushaltssperre ver-
hängen muss, dann ist das die Kapitulationserklä-
rung und der politische Bankrott! Und den haben 
Sie zu verantworten. 

(Beifall von der FDP, der CDU, den PIRATEN 
und Robert Stein [fraktionslos]) 

Mindestens den Bildungsbereich, Frau Kraft, sollten 
Sie von der Haushaltssperre ausnehmen. 

(Ministerpräsidentin Hannelore Kraft: Das ha-
ben wir doch schon gesagt!) 

– Das habe ich nicht so wahrgenommen. Sie haben 
nur gesagt, dies und das wird ausgenommen. Sa-
gen Sie es klar! So haben es nämlich Schwarz-Gelb 
in ihrer Verantwortungszeit auch gemacht.  

(Zuruf von Ministerin Sylvia Löhrmann) 

– Ja, in der Tat, Frau Löhrmann. das markiert den 
Unterschied zwischen Ihnen und uns. Schwarz-
Gelb hatte damals wirklich einen Notstand, weil 
nach der Lehman-Pleite im Jahre 2008 die deut-
sche Wirtschaft um 5 % eingebrochen ist, während 
Sie zu Topkonjunkturzeiten nicht in der Lage sind, 
vernünftige Haushaltspolitik zu machen. Das ist der 
Unterschied.  

(Beifall von der FDP, der CDU, den PIRATEN 
und Robert Stein [fraktionslos]) 

Drittens. Frau Ministerpräsidentin, nicht zuletzt sind 
Sie auch politisch gescheitert. 

(Ministerpräsidentin Hannelore Kraft führt ein 
Gespräch.) 

– Da wird Frau Ministerpräsidentin gerade souffliert. 
Dann sind meine Bedenken möglicherweise unbe-
gründet gewesen. Das freut mich. Dann hat die De-
batte an einem Punkt schon Klarheit zutage geför-
dert. 

Die politische Niederlage, Frau Kraft, bezieht sich 
auf Ihre Methode, Politik zu machen, die Art und 
Weise, wie Sie Politik machen. 

(Ministerpräsidentin Hannelore Kraft: Sie sind 
da im Vorteil!) 

Herr Justizminister Kutschaty hat neulich wieder ein 
wunderbares Beispiel gegeben, wie Sie das hier 
veranstalten. Er hat nämlich – dafür ist er sogar aus 
den eigenen Reihen kritisiert worden, aus Berlin – 
ein Fahrverbot für Steuersünder gefordert hat. Und 

wie hat er das in die Öffentlichkeit gebracht? – Mit 
den steuerhinterziehenden Zahnärzten! 

(Jochen Ott [SPD]: Da darf die FDP nicht 
mehr Auto fahren!) 

Er hat das hinterletzte Klischee bemüht, um Men-
schen gegeneinander auszuspielen. Genau so, 
Frau Kraft, haben Sie auch hier Haushaltspolitik 
gemacht. Sie spielen Menschen gegeneinander 
aus, indem Sie sagen: Wir wollen gerne, dass die 
starken Schultern mehr tragen. – Herr Römer ging 
eben in seiner Rede noch weiter. Er hat sogar ge-
sagt: Denjenigen, die starke Schultern haben, kön-
nen wir auch mehr aufladen. – Das haben Sie 
eben – im Protokoll werden wir es nachlesen kön-
nen – hier gesagt.  

Verehrte Anwesende, eine Damen und Herren, jetzt 
wollen wir uns einmal ansehen, wer für Sie starke 
Schulter ist, Frau Kraft: die besser verdienenden 
Beamten, wie immer geschrieben wird, die höheren 
Beamten. – Wir reden über Menschen, die nach ei-
ner Topausbildung, Studienabschluss in den Beruf 
als Lehrer einsteigen, A13 mit 3.230 € brutto. Das 
sind Ihre starken Schultern? Sie wollen den Ein-
druck erwecken, das seien Topverdiener. In Wahr-
heit ist das Mittelschicht, die auch ihren fairen Anteil 
am Aufschwung verdient hat, Frau Kraft. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Zurufe 
von der SPD) 

Da spielen Sie die Menschen gegeneinander aus,  

(Nadja Lüders [SPD]: Was machen Sie denn 
gerade?) 

mal gar nicht davon zu reden, dass auch Versor-
gungsempfänger und diejenigen, die zum Beispiel 
als Lehrerin mit A13 beschäftigt sind, nur Teilzeit 
arbeiten und deutlich unter 3.000 € verdienen, vom 
Ausbleiben der Anpassung betroffen sind. Auch die 
nehmen Sie aus. 

Das zeigt eines: Ihre Politik ist nicht nur nicht ge-
recht, sie ist auch nicht verfassungskonform, und 
erst recht, Frau Kraft, ist sie nicht auf die Zukunft 
angelegt. Deshalb muss jetzt eine Zäsur in Ihrer 
Haushaltspolitik erfolgen, wenn Sie nicht auf Dauer 
Verfassungsbruch verantworten wollen. 

(Beifall von der FDP, der CDU, den PIRATEN 
und Robert Stein [fraktionslos]) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Lindner. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Herr Kollege Priggen.  

Reiner Priggen (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Lassen Sie mich als 
Erstes etwas sagen, was der Finanzminister bereits 
angesprochen hat: Wenn man vor das Verfas-
sungsgericht geht und gewinnt – das habe ich in der 
Legislaturperiode erlebt, in der CDU und FDP re-
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giert haben –, dann freut man sich. Das merkt man 
Ihnen auch an, und das ist auch in Ordnung. Man 
muss jedoch nicht so tun, als wäre das – Stichwort 
„Wiederholungstäter“ – eine Einmaligkeit. 

Ich habe einmal Folgendes recherchiert: Sie haben 
zehn Verfahren in fünf Jahren verloren, plus ein 
Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht. 
Wenn Herr Lindner sagt, mit vier Verfahren in vier 
Jahren sei man ein Wiederholungstäter, dann ist 
das nicht schön. Jede Niederlage tut weh, aber es 
ist jedenfalls kein Anlass für Sie, sich bei Ihrer eige-
nen Bilanz hinzustellen und so zu tun, als wäre 
Ihnen das noch nie passiert und als hätten Sie im-
mer regiert und gearbeitet, 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

ohne dass das Verfassungsgericht Sie korrigiert hat. 
Das Gegenteil war der Fall. Wenn man ganz genau 
hinschaut, dann erkennt man: Wir zahlen jetzt in er-
heblichen Teilen die Kosten für das, was Sie ver-
gurkt haben. Das muss man in diesem Zusammen-
hang auch einmal sagen. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Ich sage es ganz klar und gebe das zu: Sie waren 
als Abgeordnete erfolgreich, und wenn man in der 
Opposition ist, nutzt man die Möglichkeiten, die man 
hat. 

Das Verfassungsgericht hat gesprochen, und wir 
müssen mit dem Ergebnis umgehen. Es hat in fünf 
Leitsätzen ein Urteil gesprochen, das eine Geset-
zesänderung erforderlich macht. Wir müssen diesen 
Arbeitsprozess jetzt beginnen. Denn wir brauchen 
eine neue gesetzliche Regelung. Während der 
Sommerpause werden wir die Entscheidung des 
Verfassungsgerichtes im Einzelnen auswerten, und 
nach der Sommerpause müssen wir dann einen 
neuen Gesetzentwurf in das parlamentarische Ver-
fahren einbringen.  

Das Problem, das dem Ganzen zugrunde liegt, ist 
aber – und das fand ich bemerkenswert –, dass der 
Kollege Lindner eben fast zehn Minuten geredet 
hat, aber mit keinem Wort einen Lösungsansatz er-
wähnt hat. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – Zu-
ruf von der CDU) 

– Nein, ist doch völlig in Ordnung. Wir regieren, wir 
müssen handeln. Wenn Sie allerdings solche Vor-
würfe in den Raum stellen, darf ich Sie doch an dem 
messen, was Sie selber zur Lösung von Problemen 
beitragen. Das wird man wohl noch machen dürfen. 
Der Kollege Laschet hat das Beispiel des Saarlan-
des angeführt. Darauf werden wir gleich noch etwas 
detaillierter eingehen. 

Unser Anliegen war es, bei einem Personalkosten-
anteil von 43 % im Landeshaushalt, eine Lösung zu 
finden, die aus unserer Sicht sozialverträglich ist. 
Das würde bedeuten, dass für diejenigen mit dem 

niedrigsten Einkommen, sprich A6 bis A10, der volle 
Tarifvertrag gilt. Danach geht es mit A11 und A12 
mit 1 % pro Jahr gestuft weiter, und ab A13 – das 
war unsere Einschätzung – bedarf es keiner Erhö-
hung mehr. Das hat uns das Gericht jetzt zerlegt.  

Um es ganz klar zu sagen: Wir werden keine dop-
pelte Nullrunde machen können. Wir müssen für 
diejenigen mit dem niedrigsten Einkommen sowie 
für A11 und A12 eine andere Regelung finden. Das 
ist eindeutig unsere Aufgabe. Wir haben versucht, 
das auf eine sozialverträgliche Art und Weise zu lö-
sen, da man ansonsten tatsächlich stärkere Perso-
naleinsparungen vornehmen muss. 

(Vorsitz: Vizepräsident Eckhard Uhlenberg) 

Herr Kollege Laschet, was die 45.000 Polizisten an-
geht, kann ich Ihnen eines nicht ersparen: Sie füh-
ren das Beispiel des Saarlandes an. Das Saarland 
kürzt bis 2020 10 % seines Personals. Das wären 
bis 2020 bei uns 4.500 Polizistenstellen. Ich erinne-
re mich an die Diskussion … 

(Zuruf von der CDU) 

– Also, 10 % von 45.000 sind 4.500. Darüber wer-
den wir uns wohl einig sein. 

(Zuruf von der SPD) 

Bis 2020 soll das im Saarland geschehen. Ich erin-
nere mich jedoch an Debatten, die wir hier geführt 
haben, bei denen ich so tollkühn war, das alte 
Scheu-Gutachten zu erwähnen. Gemäß diesem 
Gutachten sollte die Polizeiverwaltung zusammen-
gelegt werden. Zudem wurden damals knapp 2.000 
Stellen avisiert. Dies ist teilweise geschehen, des-
wegen wird die Zahl wohl nicht mehr stimmen. Da-
mals haben Sie gesagt: Sicherheitsrisiko Priggen. 
Jetzt sagen Sie selber: 4.500 Stellen würden der 
Umsetzung des Saarlandes hier bei uns entspre-
chen. 

(Beifall von den GRÜNEN, der SPD und Mi-
nister Ralf Jäger) 

Das Leben ist so konkret. Wenn wir dann hingehen 
und sagen: Es gibt 180.000 Stellen im Schulbereich, 
sind 10 % davon 18.000 Stellen. Wenn wir über 
100.000 Stellen an den Hochschulen finanzieren, 
sind das 10.000 Stellen an den Hochschulen. So 
konkret ist die Umsetzung dessen, was Herr La-
schet hier eben gefordert hat. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir haben versucht, eine doppelte Nullrunde durch-
zuführen. Ich möchte noch einmal erwähnen: Wir 
haben es im Übrigen mir Ihrer Zustimmung auch bei 
uns selbst so gemacht. Wir haben uns keinen 
schlanken Fuß gemacht, sondern auch für uns die 
vierte Nullrunde beschlossen.  

Das Verfassungsgericht sagt jedoch: Das ist nicht 
zulässig. Deshalb werden wir die Konsequenzen 
daraus ziehen müssen. Das wird allerdings nicht 
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ohne Personaleinsparungen gelingen. Ich bin schon 
auf Ihren Beitrag in den weiteren Diskussionsrunden 
gespannt. Denn bei jedem Sparvorschlag, den wir 
machen – das haben wir in den vier Jahren zu Ge-
nüge erlebt –, gibt es zwei Vorschläge der CDU, an 
der gleichen Stelle Erhöhungen statt Einsparungen 
vorzunehmen. Das war bei jeder Haushaltsposition 
der Fall. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Sie werden sagen: Ihr müsst sparen, aber nicht bei 
der Wissenschaft, nicht bei der Polizei, nicht bei der 
Justiz und bei den Finanzbeamten schon gar nicht, 
denn die bringen Geld herein. Spart diese Stellen in 
den Ministerien. 

(Zuruf von der SPD: Schule!) 

In den Ministerien gibt es 3.400 Stellen. Aus 3.400 
Stellen machen Sie dann eingesparte 40.000 Stel-
len. Das ist Voodoo-Personalpolitik, die uns nicht 
helfen wird. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir haben eine klare Aufgabenstellung bekommen, 
und ich gebe zu: Daran müssen wir während der 
Sommerpause arbeiten, um im Herbst in die nächs-
te Debatte einsteigen zu können. Wir werden das 
Gesetz ändern müssen. Denn die Nullrunden wer-
den wir nicht schaffen. Wir werden am Personal und 
an einem anderen Tarifabschluss arbeiten müssen. 
Wir werden den Dialog mit den Gewerkschaften und 
den Vertretern der Beschäftigten führen. 

(Zuruf von der CDU: Jetzt erst?) 

Des Weiteren werden wir darüber reden müssen, 
wie eine Einnahmensteigerung erreicht werden 
kann. Dieses ganze Bündel werden wir vor dem 
Hintergrund der Haushaltssituation abarbeiten müs-
sen. Ich bin wirklich gespannt, ob Sie wieder an je-
der Stelle auf der anderen Seite sind und sagen: 
Das ist Regierungsarbeit. Ich ahne bereits jetzt, 
dass wir die Arbeit ohne Sie machen müssen. In der 
Sommerpause werden wir damit beginnen und im 
Herbst dann zum Abschluss bringen. – Danke 
schön. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Priggen. – Für die Fraktion der Piraten 
spricht der Kollege Schulz.  

Dietmar Schulz (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Zuschauerinnen und Zuschauer im Saal und zu 
Hause am Stream. Sehr geehrtes Präsidium, wir 
hatten vonseiten der Piratenfraktion am Montag ei-
ne Aktuelle Stunde angemeldet. Diese wurde zwar 
abgelehnt, aber jetzt ist sie da. Erst einmal vielen 
Dank, liebe Landesregierung, dass Sie uns unter-
richtet haben über das, was gestern passiert ist. Ich 

selbst war dabei. Ich war Kläger in diesem Normen-
kontrollverfahren.  

Folgender entscheidender Punkt ist hier zunächst 
einmal zu betonen: Ich habe hier gehört, dass vier- 
oder fünfmal vonseiten der Landesregierung, Ver-
fassungsbruch zu beklagen ist, und dieses von der 
Vorgängerregierung Schwarz-Gelb in der 14. Legis-
laturperiode zehnmal der Fall gewesen sein soll. Wo 
soll das bitte, hinführen, hier gegenüberzuhalten, 
wer wann und wie oft die Verfassung gebrochen 
hat? 

(Beifall von den PIRATEN) 

Entscheidend ist: Sie ist jetzt gebrochen worden.  

Frau Ministerpräsidentin, Sie haben im Jahre 2013 
den Beamtinnen und Beamten gesagt, sie hätten 
genügend Beiträge zur Sanierung des Haushalts 
Nordrhein-Westfalens geleistet, nämlich jährlich in 
Höhe von 2,4 Milliarden €, unter anderem durch 
Nullrunden in den Jahren 2005, 2006 und 2007 – 
Nullrunden, die unter der schwarz-gelben Regie-
rung zustande gekommen sind. 

Der Deutsche Beamtenbund sprach seinerzeit, 
sprich: 2013, von sogar 2,8 Milliarden € jährlich. Sie 
haben den Beamtinnen und Beamten in Aussicht 
gestellt, dass das so nicht wieder passieren und 
nicht fortgesetzt werden wird. Was ist geschehen?  

Ich sage es Ihnen: Erstens Wortbruch und zweitens 
Verfassungsbruch mit Ansage mit der durch das 
Gericht festgestellten evidenten Verfassungswidrig-
keit des im Jahre 2013, ziemlich genau vor einem 
Jahr, hier in diesem Plenarsaal verabschiedeten 
Gesetzes am 10. Juli 2013. 

Am 10. Juli 2013 habe ich ebenfalls hier an diesem 
Rednerpult gestanden, Frau Ministerpräsidentin, 
und habe Folgendes gesagt: 

„Das wird Ihnen beim Verfassungsgericht um die 
Ohren fliegen. Das haben die Sachverständigen 
auch gesagt. Sie haben nicht gesagt, dass wir 
den Tarifabschluss eins zu eins übernehmen 
müssen, um gerecht zu sein. Frau Ministerpräsi-
dentin,“  

– ich zitiere wohlgemerkt –,  

„Herr Finanzminister, Sie haben noch wenige 
Minuten Zeit. als Landesregierung diesen Ge-
setzentwurf zurückzuziehen.“ 

Das Zitat geht weiter: 

„Tun Sie dieses nicht, werden Sie sich ab heute 
Nachmittag den Vorwurf gefallen lassen müs-
sen, dass die Sozialdemokratie Soziales und 
Gerechtigkeit ab der Besoldungsgruppe A13 
nicht mehr sieht.“ 

Heute wissen wir, was vor einem Jahr bereits klar 
war, und dies nicht nur, weil ich das hier gesagt ha-
be,  
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(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

nicht nur, weil die anderen Oppositionsfraktionen 
das auch ausgeführt haben, sondern, Frau Minis-
terpräsidentin, Herr Finanzminister, weil das auch in 
den Anhörungsverfahren 20 von 21 Sachverständi-
gen – super Experten; Teile davon wurden von 
Ihnen und den regierungstragenden Fraktionen 
selbst eingeladen –, gesagt haben. 

(Britta Altenkamp [SPD]: Unerhört!) 

Wenn Herr Kollege Laschet hier fragt, wozu wir 
dann noch Anhörungen bräuchten, wenn sie so-
wieso das, was aus den Anhörungen resultiert, von-
seiten der regierungstragenden Fraktionen nicht 
beachten wollen, dann lassen wir das doch zukünf-
tig bleiben. In der Tat ist der Vorschlag vielleicht gar 
nicht schlecht, nur noch Verfassungsrichter hierher 
einzuladen und uns erläutern zu lassen, wie hier 
Politik zu machen ist.  

Eines steht jedenfalls fest: Gesetze werden hier im 
Parlament gemacht, und sie werden vor den Ge-
richten auf den Prüfstand gestellt. Das ist gestern 
geschehen, und dieses in einer derartigen Klarheit, 
wie man sie gerade von Verfassungsgerichten nicht 
unbedingt jeden Tag erlebt. 

Dann kommen wir zu der hier vonseiten der Regie-
rungsfraktionen wie aber auch des Finanzministers 
fast gerügten Situation, dass es keine Vorschläge 
von der Opposition gäbe oder gegeben habe. Ich 
sage Ihnen: Das stimmt so nicht! 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – La-
chen von Britta Altenkamp [SPD]) 

Das ist schlicht und ergreifend falsch. Ich selbst ha-
be in einer der relevanten, maßgeblichen Aus-
schusssitzungen des Haushalts- und Finanzaus-
schusses – Frau Kollegin, da können Sie gerne la-
chen; Sie können das dann im Protokoll nachle-
sen – vorgeschlagen, dass man das Geld, was er-
forderlich sein wird, um gemäß dem Gesetzesvor-
schlag die Beamtinnen und Beamten höher zu be-
solden, insgesamt nehmen und sich mit den Vertre-
tern der Beamtenschaft an einen Tisch setzen und 
darüber beratschlagen möge, wie man die ganze 
Chose, sprich das gesamte Budget, das etwa 
410 Millionen € pro Jahr ausmacht, auf alle Besol-
dungsstufen – durchaus dann von mir aus auch so-
zial abgestuft – verteilt.  

Ich habe mit den Spitzenvertretern der Beamten-
schaft im Lande Nordrhein-Westfalen gesprochen. 
Diese haben mir schon seinerzeit im Jahre 2013 
signalisiert dass sie durchaus bereit dazu sind. Die 
Landesregierung hat sich aber nicht mit den Vertre-
tern der Beamtenschaft an einen Tisch gesetzt, um 
eine derartige Möglichkeit zu erörtern. Hier ist ein-
fach eine Politik ex Cathedra gemacht worden nach 
dem Motto: von oben herab, top down. Nehmt es, 
fresst und sterbt! – So sieht es aus. Das ist falsch, 
wie wir heute wissen.  

Und was haben wir heute? Eine Haushaltssperre! 
Die ist sicherlich notwendig, aber es wäre nicht not-
wendig gewesen; denn die Rückstellungsfrage, die 
auch im letzten Jahr gestellt worden ist, wurde von-
seiten des Finanzministeriums in einer Weise be-
antwortet, die einen wirklich nur schaudern lassen 
kann; denn seinerzeit – wie hier im Plenum von den 
regierungstragenden Fraktionen später so darge-
stellt – antwortete auf bestimmte Fragen der Staats-
sekretär des Finanzministeriums, Dr. Rüdiger Mes-
sal, bezogen auf die Frage der Rückstellung für zu-
künftige Erhöhungen der Beamtenbesoldung für 
den Fall, dass das Verfassungsgericht zu einer an-
deren Auffassung kommt als die regierungstragen-
den Fraktionen und die Landesregierung, dass man 
bezüglich der Besoldungs- und Versorgungsanpas-
sung weder wisse, wann der Verfassungsgerichts-
hof entscheide, noch wisse, wie die Entscheidung 
aussehe.  

Die Landesregierung vertrat seinerzeit die Ansicht, 
verfassungskonform gehandelt zu haben, und die-
ses angesichts des deutlichen Credos von 20 Ex-
perten in der Anhörung, die allesamt gesagt haben: 
Dieses Gesetz ist in der Form, wie es vorgelegt ist, 
verfassungswidrig.  

Wenn wir so weitermachen – das muss ich Ihnen 
ganz ehrlich sagen – wird die Haushaltssperre na-
türlich, wie der Finanzminister angekündigt hat, 
nicht das Letzte sein. Es wird zu einem Nachtrags-
haushalt kommen.  

Und, wie wir hier festgestellt haben, ist bereits das 
Personalroulette anscheinend eröffnet. Es geht aber 
zunächst einmal gar nicht um die Frage des Perso-
nals bzw. der Einsparung desselben, sondern es 
geht um die Aufrechterhaltung der sozialen Stan-
dards, der Standards in Bildung, in Forschung, in 
Infrastruktur usw.  

Diese gelte es aufrechtzuerhalten und dann zu prü-
fen, wie man dem Urteil des Verfassungsgerichts 
gerecht werden kann. Das ist doch das Entschei-
dende.  

Sie haben, Herr Finanzminister, im Haushalt 2013 
bereits erhebliche Summen eingestellt, prospektiv 
die Eins-zu-Eins-Anpassung der Beamtenbesol-
dung. Es geht gar nicht darum, eins zu eins anzu-
passen, das hat das Verfassungsgericht so bestä-
tigt, das hatten auch wir von der Piratenfraktion ge-
sagt, sondern darum, durchgängig durch alle Be-
soldungsstufen gerecht anzupassen. Das setzt vo-
raus, dass man mit den Betroffenen spricht. Das, 
was Sie bisher versäumt haben, können Sie nun-
mehr nachholen, dafür werden Sie die Zeit benöti-
gen, in der die Haushaltssperre läuft.  

Ich fordere Sie vonseiten der Piratenfraktion auf, 
unverzüglich einen angepassten Gesetzentwurf 
vorzulegen, der die Verfassung nicht bricht, sondern 
einhält und Ihren Ankündigungen, Frau Ministerprä-
sidentin, aus dem Jahr 2013 gegenüber der Beam-
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tenschaft des Landes Nordrhein-Westfalen entspre-
chend gerecht wird.  

(Beifall von den PIRATEN und der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schulz. – Für die Landesregierung 
spricht Frau Ministerpräsidentin Kraft.  

Hannelore Kraft, Ministerpräsidentin: Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Landes-
verfassungsgericht hat das hier zu diskutierende 
Gesetz teilweise für verfassungswidrig erklärt. Ich 
bedauere das und kann nur sagen, wir haben poli-
tisch ein Gesetz auf den Weg gebracht, von dem 
ich immer noch sage, es hatte für mich eine ganz 
wesentliche Eigenschaft: Es war sozial gerecht. Da-
zu stehe ich nach wie vor.  

Das Gericht hat uns jetzt Leitplanken gegeben. Lie-
ber Kollege Laschet, ich bin absolut nicht Ihrer Mei-
nung. Es gab offene umstrittene Rechtsfragen, und 
es gibt sie immer noch. Nicht zuletzt aus diesem 
Grund gibt es Klagen gegen die unterschiedlichen 
Regelungen der Länder. Ich erinnere mich noch 
sehr gut daran, wie Sie hier bei der Verabschie-
dung, uns immer wieder Bayern und Hessen vorge-
halten haben, die eins zu eins umsetzen würden.  

Ich empfehle Ihnen, das Laptop aufzuschlagen. In 
Hessen gibt es für das Jahr 2015 eine Nullrunde. 
Auch dort wird es Klagen geben. Dort hat die Lan-
desregierung unter einem CDU-Ministerpräsidenten 
eine Kompetenz ausgeschöpft, die den Ländern 
über die Föderalismuskommission gegeben worden 
ist. Dafür, wie das auszufüllen ist, gab es keine 
Leitplanken. Deshalb muss man einen Vorschlag 
machen, der politisch ausgewogen ist, hinter den 
man sich politisch stellen kann. Das haben wir ge-
tan. Dann gab es Anhörungen. Ich empfehle sehr, 
ein Stückchen von dem hohen Ross herunterzu-
kommen, nur ein kleines bisschen.  

Ich erinnere nicht mehr an die zehn Urteile, die Sie 
kassiert haben. Auch da gab es jeweils Anhörungen 
mit vernichtenden Urteilen und mit Warnungen dar-
über, dass das alles nicht verfassungskonform sei.  

Und Rechtsgeschichte, meine lieben Kollegen von 
der FDP, hat Ihr Kollege Wolf geschrieben, als so-
gar ein Urteil vom Bundesverfassungsgericht ge-
sprochen werden musste.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Das lassen wir alles einmal weg.  

Auch in diesen Anhörungen haben Experten andere 
Positionen vertreten. Wenn ich noch einmal rückbli-
ckend auf die Anhörung zum Besoldungsgesetz 
schaue, dann hat uns eine ganze Reihe von Exper-
ten sehr deutlich gesagt, etwas anderes als Eins-zu-
Eins-Anpassung geht nicht. Eine ganze Reihe von 
Experten hat gesagt, man darf auf keinen Fall nach 

Besoldungsgruppen unterschiedlich erhöhen. Das 
Gericht hat uns jetzt andere Leitplanken gegeben. 
Darüber bin ich sehr froh, es ist aber keine konkrete 
Anleitung für künftige Besoldungsanpassungen. 
Das ist übrigens auch nicht Aufgabe des Verfas-
sungsgerichts.  

Aber die Begründung liefert uns doch jetzt wichtige 
Hinweise, in welchem Rahmen die Länder, die 
durch die Föderalismuskommission übertragene 
Kompetenz nutzen können. Auch der Verfassungs-
gerichtshof stellt fest, dass der Landesgesetzgeber 
hier einen großen Gestaltungsspielraum hat. In der 
Anhörung bei den Experten hörte sich das voll-
kommen anders an. Der Verfassungsgerichtshof 
stellt auch fest, dass wir uns nicht an der Höhe der 
Bezüge der Bundesbeamten oder anderen Ländern 
orientieren müssen. Auch das ist in der Experten-
anhörung mehrfach anders gesagt worden, wenn 
ich mich richtig erinnere. Die Beamtenbesoldung 
darf sich also durchaus zwischen Bund und Län-
dern und zwischen den Ländern auseinanderentwi-
ckeln.  

Auch eine weitere Feststellung des Verfassungsge-
richtshofs bestätigt grundsätzlich unseren Ansatz. 
Es heißt unter Ziffer 74 - ich zitiere - 

„Aufgrund seines großen Gestaltungsspielraums 
ist der Gesetzgeber weder verpflichtet, die Tarif-
abschlüsse für die Arbeitnehmer des öffentlichen 
Dienstes spiegelbildlich auf die Bezüge der Be-
amten und Richter zu übertragen, noch muss er 
die Bezüge für alle Beamten und Richter gleich-
ermaßen anpassen.“  

Der Verfassungsgerichtshof, das ist für uns auch 
wichtig, hat erlaubt, die Notwendigkeit der Haus-
haltssanierung zu berücksichtigen. Er stellt aber 
fest - ich zitiere -:  

„Er“ 

gemeint ist der Landesgesetzgeber 

„darf aber zur Haushaltssanierung in Ausübung 
seines weiten Gestaltungsspielraums die Bezü-
ge der Beamten und Richter auf die Mindestali-
mentation zurückführen…“  

All das ist nicht zu bestreiten. Es ist aber auch nicht 
zu bestreiten, dass der Verfassungsgerichtshof die 
konkrete Ausgestaltung der Spielräume durch unser 
Gesetz für nicht verfassungskonform erklärt hat. 
Nicht mehr und auch nicht weniger.  

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Lindner, 
interessant ist ja jetzt, wie man damit umgeht und 
was es für die politische Gestaltung unseres Landes 
bedeutet. Sie werfen mir plakativ eine spekulative 
Finanzpolitik vor. Die Einnahmeerwartung, die wir 
angesetzt haben, orientiert sich an dem, was uns 
die entsprechenden Experten und Gremien vorher-
gesagt haben. Die gehen nicht darüber hinaus. 
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Bei den Ausgaben sagen wir sehr klar, wie wir die 
weitere Ausgabenentwicklung erwarten, und zwar 
jetzt schon mit dem Haushalt 2015, der dann anzu-
passen ist, und natürlich auch mit der mittelfristigen 
Finanzplanung. Wir zeigen, wohin aus unserer Sicht 
die Reise geht. Was daran spekulativ sein soll, kann 
ich zumindest nicht erkennen. Dahinter steht keine 
Spekulation! Wir haben prognostizierte Steuerein-
nahmen, die gut sind. Im Moment, Stand 30. Juni 
liegen sie zwar noch hinter den Erwartungen zu-
rück. Das geht aber nicht proportional. Wir werden 
sehen, wie sie sich in der zweiten Hälfte des Jahres 
entwickeln werden. Dies ist kein nordrhein-
westfälisches Phänomen, sondern das ist auch in 
den anderen Ländern die Entwicklung.  

Dann sagen Sie uns, dass unser größter Fehler als 
Regierung gewesen war – wenn ich es richtig ver-
standen habe –, dass wir den sozialverträglichen 
Personalabbau, der zwischen 2005 und 2010 statt-
gefunden hat, außer Kraft gesetzt haben.  

Lieber Herr Lindner, Sie haben eine 1,5%ige Stel-
lenstreichung vorgenommen bei rund 10 % der Be-
schäftigten, und Sie sind mit dem Rasenmäher dar-
übergegangen. Sie haben zu verantworten, dass 
die Bezirksregierungen eine Stellenbesetzungsquo-
te von 75 % haben. Sie haben zu verantworten, 
dass wir keine Planer mehr haben, um neue Stra-
ßenprojekte planen zu können. Das ist Ihre Verant-
wortung aus Ihrer Regierungszeit! 

(Lebhafter Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN – Lebhafter Widerspruch von der 
CDU – Zurufe von Armin Laschet [CDU] und 
Josef Hovenjürgen [CDU]) 

– Ich weiß, dass Sie das nicht gerne hören. Aber es 
ist, wie es ist. Wir müssen mühsam sogar noch zu-
sätzliche Stellen schaffen, um das wieder aufzufors-
ten, damit wir die Bundesmittel auch tatsächlich ab-
rufen können. Sehen Sie sich das an! 

(Zuruf von Armin Laschet [CDU] – Weitere 
Zurufe von der CDU und der FDP) 

Lieber Herr Kollege Lindner, interessant ist jetzt Ih-
re … 

(Unruhe) 

– Warten wir einen Moment. – Interessant ist jetzt 
Ihre Erfahrung mit der Haushaltssperre. Ich habe 
genau zugehört, lieber Kollege Lindner. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Minister-
präsidentin, würden Sie eine Zwischenfrage des 
Kollegen Schemmer zulassen? 

Hannelore Kraft, Ministerpräsidentin: Nein, ich rede 
jetzt durchgehend. Sie können ja gleich noch rein-
gehen; wir haben ja noch eine zweite Runde. 

Haushaltssperre, Herr Lindner. 

(Christian Lindner [FDP]: 2005!) 

– Ja, aber, lieber Kollege, Sie haben das eben in 
Ihrer Rede mit dem Notstand 2008 begründet. Da-
mit begründen Sie die Haushaltssperre in 2005! So 
machen Sie sich einen schlanken Fuß. Das ist die 
Ungenauigkeit, 

(Lebhafter Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

die immer wieder Ihre Reden an diesem Tisch 
prägt! Genau das ist unsachliche Politik. Sie haben 
gesagt: 2008 haben wir einen Notstand gehabt; 
deshalb haben wir eine Haushaltssperre gemacht. – 
Ihre Haushaltssperre war 2005 und nicht 2008! 

(Lebhafte Zurufe von der FDP – Gegenrufe 
von der SPD) 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Laschet hat 
über Stilfragen gesprochen. Ich komme gleich da-
rauf zurück. Er geht davon aus, wir hätten nie mit 
den Gewerkschaften gesprochen. Ich habe Ihnen 
damals schon gesagt: Das ist falsch. – Wir haben 
damals auch mit Gewerkschaften gesprochen. Aber 
Sie sehen ja jetzt schon an den Äußerungen, die 
gestern erfolgt sind, dass maßgebliche Vertreter 
von Gewerkschaften sich klar geäußert haben, et-
was anderes als „eins zu eins“ und „sofort“ sei nicht 
drin. 

Wir werden die Gespräche führen. Ich habe dazu 
eingeladen. Wir werden sie schnell führen. Es ist 
wichtig, dass wir jetzt schnell ein neues Gesetz auf 
den Weg bringen. Wir werden das sehr sorgfältig 
tun. Machen Sie sich keine Sorgen! Aber, lieber Kol-
lege Laschet, auch da gilt: Hängen Sie das doch ein 
bisschen tiefer! 

Wir alle erinnern uns, die wir damals dabei waren – 
tut mir leid, liebe Kollegen von den Piraten, wenn 
man ab und zu auch in die Geschichte schauen 
muss, aber ich halte es nicht für ganz unwichtig –, 
nur allzu gut an ihre Änderungen des Landesperso-
nalvertretungsgesetzes. Wo waren denn da Ihre 
Gespräche mit den Gewerkschaften vorher? 

(Lebhafter Beifall von der SPD – Beifall von 
den GRÜNEN) 

Da war ihre Aussage: Wir fragen doch nicht die Frö-
sche, wenn wir den Teich austrocknen wollen! – 
Dieser Satz hat doch die Debatte bestimmt. Also: 
Gemach, gemach!  

Dann haben Sie darauf hingewiesen, dass das im 
Saarland vorbildlich organisiert worden sei. Ich 
möchte nur ein paar Rahmendaten, vergleichend 
zum Saarland, vortragen. Ich möchte die Kollegin-
nen und Kollegen nicht schlechtreden, aber ich ha-
be die Debatten dort bei Amtsantritt der jetzigen 
Regierung, die eine Große Koalition ist, verfolgen 
können. Es ging dort um existenzielle Fragen für 
das Saarland. Warum? 
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(Jochen Ott [SPD]: Ein ganz großes Bundes-
land!) 

Ich nenne Ihnen ein paar Rahmendaten. Bei den 
Gesamtausgaben pro Kopf zahlt Nordrhein-West-
falen mit 3.315 € am wenigsten von allen Ländern. 
Im Saarland werden 3.980 € pro Kopf gezahlt. Das 
ist der höchste Betrag aller Länder. 

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!) 

Oder nehmen wir die pro-Kopf-Verschuldung: Sie 
liegt bei uns bei mehr als 7.000 €. Sie liegt im Saar-
land bei 15.297 €. – Aus dem Finanzausgleich be-
kommt das Saarland 442 Millionen € inklusive Um-
satzsteuer bei einer Million Einwohnern, während 
Nordrhein-Westfalen mit 17,6 Millionen Einwohnern 
1,33 Milliarden € netto zahlt. – Das sind die Verhält-
nisse, die Sie hier zum Vergleich heranziehen. 

(Armin Laschet [CDU]: Nein, es geht um den 
Stil einer Ministerpräsidentin!) 

Jetzt wird es ja spannend, weil es jetzt darum geht: 
Wie macht man denn ein neues Gesetz, und inwie-
weit trägt denn – oder trägt auch nicht – der Perso-
nalhaushalt zur Konsolidierung bei? Das war ja der 
Ansatz für dieses Besoldungsgesetz. Dazu empfeh-
le ich Ihnen – ich kann sie Ihnen gerne zukommen 
lassen – schlicht und einfach diese Grafik. 

(Ministerpräsidentin Hannelore Kraft hält eine 
Grafik hoch. – Armin Laschet [CDU]: Sie 
können sie ja mal rumgeben!) 

Wir haben gerade auch vom Kollegen Schulz ge-
hört: Es gibt Bereiche, dazu sagt jeder in diesem 
Hause – ich nenne Ihnen gleich die Zahlen –: In 
diesen Feldern dürfen wir auf keinen Fall Personal 
einsparen! Dann sind Sie die ersten, Sie voran, die 
da aufschreien. 

Wir haben 284.583 Stellen im Haushalt 2014. 
284.583! Davon ist der erkennbar größte Block: 
Schule. 151.778 Stellen sind nur für die Schule. Und 
dann fragen Sie mich: Was sage ich der Grund-
schullehrerin, die keine Erhöhung bekommt? – Der 
sage ich eines, Herr Laschet: Wir sorgen dafür, 
dass die Klassen bei ihr systematisch kleiner wer-
den, und zwar mit einem Stellenplus von 1.700 Stel-
len. 

(Lebhafter Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Das sage ich ihr, und das interessiert sie im Zwei-
felsfall übrigens mehr, um das klar zu sagen. 

Von den 284.583 Stellen sind 45.682 Stellen bei der 
Polizei. Bei der Justiz – bei den Gerichten und im 
Justizvollzug – sind 32.079 Stellen. Wollen Sie dort 
streichen? Sagen Sie das hier! Bei der Finanzver-
waltung – dort sind die von Ihnen hoch gelobten 
Steuerprüfer – sind es 24.358 Stellen. 

(Armin Laschet [CDU]: A10, A11!) 

Es verbleiben in der allgemeinen Verwaltung 30.686 
Stellen. 

(Weiterer Zuruf von Armin Laschet [CDU]) 

Wir haben in der Prüfung des Besoldungsgesetzes 
immer wieder deutlich gemacht: Die dort von uns 
gesehenen strukturellen Einsparungen würden ge-
gengerechnet 14.000 Stellen bedeuten. Dann sa-
gen Sie uns, an welchen Stellen in der allgemeinen 
Verwaltung oder darüber hinaus wir das denn ein-
sparen sollen. Ich bitte um sachdienliche Hinweise. 

(Zuruf von der FDP) 

– Ja, wir regieren. Wir machen das auch; machen 
Sie sich keine Sorgen!  

Ich darf das noch einmal deutlich sagen. Ich weiß, 
dass Sie das nicht hören wollen. Mit Details haben 
Sie nicht viel zu tun. Sie bleiben lieber in Überschrif-
ten.  

Von den 30.686 Stellen, die hier als „grünes Feld“ 
bei der allgemeinen Verwaltung sind, sind ungefähr 
5.000 in der Verwaltung von Landtag, Ministerien 
und Landesrechnungshof sowie 6.700 bei den Be-
zirksregierungen angesiedelt. Die Klagen kommen 
doch auch aus Ihren Reihen, dass die Genehmi-
gung von Anträgen von Unternehmen so lange 
dauern würde.  

6.000 Stellen haben wir im Straßenbereich. Wollen 
wir die streichen? Wenn ja, wieviel Prozent sollen 
gestrichen werden? Soviel wie im Saarland, lieber 
Herr Laschet?  

1.000 im Bereich Forst. 1.800 im Bereich Besol-
dung. Oder sollen die Beamtinnen und Beamten bei 
entsprechenden Veränderungen noch länger war-
ten? 

(Armin Laschet [CDU]: Was ist das denn für 
eine verzweifelte Rede?) 

1.000 Stellen bei Musik- und Kunsthochschulen!  

(Armin Laschet [CDU]: Das ist ja pure Ver-
zweiflung!) 

Veterinäramt: 250 Stellen. Umweltüberwachung: 
390 Stellen. Geben Sie hier Butter bei die Fische! 
Seien Sie endlich eine Opposition, die zu dem steht, 
was sie hier machen würde, wenn sie regieren wür-
de! 

(Anhaltender Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Sagen Sie das diesem Land! Es hat einen Anspruch 
darauf! 

(Langanhaltender Beifall von der SPD und 
den GRÜNEN) 

Sie merken daraus, dass ich nicht zu denjenigen 
gehöre, die sagen: Diese Verwaltung ist überbor-
dend. Denn was passiert, wenn wir in der allgemei-
nen Verwaltung dauernd in großem Umfang wie im 
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Saarland streichen? – Dann müssen wir die Exper-
ten von außen holen. Wir kaufen am besten gleich 
noch die Lobbyisteninteressen mit ein. Diese Ent-
wicklung will diese Regierung nicht. Dazu stehen wir 
auch! 

(Lebhafter Beifall von der SPD – Beifall von 
den GRÜNEN) 

Ja, meine Damen und Herren, wir werden ein neues 
Gesetz vorlegen. Das Gericht hat uns dazu einen 
Rahmen mit auf den Weg gegeben, ohne uns de-
tailliert aufzuzeigen, wie groß die Sprünge, die zu 
groß waren, sein dürften. Das haben die Richter 
nicht getan. Ja, wir werden das tun: Mit aller Sorg-
falt nach Gesprächen mit den Gewerkschaften, in 
denen wir ausloten werden, was geht und was nicht 
geht, werden wir nach der Sommerpause einen 
neuen Gesetzentwurf vorlegen. – Übrigens, solche 
Gespräche zu führen, dazu bedarf es keiner Auffor-
derung. 

(Zuruf von der CDU: Natürlich!) 

Aber eines ist jetzt schon klar, und auch das noch 
einmal als eindeutige Botschaft, weil mich erste E-
Mails erreichen: Es bleibt bei der vollen Übertra-
gung des Tarifergebnisses für die Besoldungsgrup-
pen bis A10. 

(Zuruf von der CDU: Das ist toll!) 

Wir sind der festen Überzeugung, dass diejenigen, 
die in diesen Größenordnungen verdienen, auf eine 
solche Erhöhung wahrlich in keinster Weise verzich-
ten können. Dabei bleiben wir. 

(Anhaltender Beifall von der SPD) 

Insofern freue ich mich auf die Debatten zu einem 
neuen Gesetzentwurf. Ich freue mich darüber, wenn 
wir einen Gesetzentwurf hinbekommen. Es wird 
wahrscheinlich wieder Klagen geben, weil bisher 
jede Form von Besoldungsanpassung beklagt wor-
den ist – überall in der Republik. 

(Dr. Wilhelm Droste [CDU]: Selbstanzeige!) 

Ich bin sehr gespannt darauf. Aber diese Debatten, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der Op-
position, bitte ich mit einer Sachlichkeit zu führen, 
die diesem Land angemessen ist.  

Das ist etwas, was ich diesem Eid entnehme, näm-
lich das Wohl des Landes in den Blick zu nehmen. 
Das heißt – Sie als Oppositionspolitiker haben die-
sen Eid auch geleistet –, 

(Zuruf von der FDP) 

dass man nicht nur in Überschriften sprechen und 
nicht nur plakativ sagen kann, welche Größenord-
nungen eingespart werden sollen. Vielmehr muss 
man dann auch konkrete Konzepte präsentieren. 
Ihre Schulassistenten und all das, was Sie uns bis-
her vorgelegt haben, sind zusätzliche Stellen und 
zusätzliche Ausgaben, aber keinerlei Einsparungen. 
Geben Sie Butter bei die Fische. Es wird Zeit, dass 

wir hier eine vernünftige Opposition bekommen. – 
Vielen Dank. 

(Langanhaltender lebhafter Beifall von der 
SPD und den GRÜNEN – Zuruf von der 
CDU: Falsch!) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Ministerpräsidentin. – Für die CDU-Fraktion 
spricht der Kollege Dr. Optendrenk. 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Ministerpräsi-
dentin hat den Finanzminister in ihrer Rede gerade 
in einigen Punkten sinnvoll korrigiert, insbesondere 
was die Rolle und die Aufgabe des Verfassungsge-
richtshofs des Landes Nordrhein-Westfalen sind. 
Das war richtig, und es war notwendig. Es ist näm-
lich nicht die Aufgabe des Gerichtes gewesen, die 
Aufgabe des Gesetzgebers oder die Aufgabe der 
Landesregierung zu übernehmen. 

Sie, Herr Finanzminister, müssen bei Ihrem Ver-
ständnis von den Aufgaben in einem Verfassungs-
staat zur Kenntnis nehmen, dass es an der Stelle 
eine Aufgabenteilung gibt und sich alle Verfas-
sungsgerichte einig sind, dass dem Gesetzgeber 
bei der Ausgestaltung der Beamtenbesoldung ein 
weiter Ermessensspielraum zukommt. Wenn ein 
solcher weiter Ermessensspielraum genutzt worden 
ist, hat jedes Verfassungsgericht bisher üblicher-
weise erklärt: Das halten wir zwar für vielleicht nicht 
besonders klug, aber es ist noch mit der Verfas-
sung, mit dem Grundgesetz, mit der Landesverfas-
sung vereinbar. 

Das, was hier passiert ist, ist, dass ein Gericht, das 
sich explizit der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts und des Bundesverwaltungsge-
richtes angeschlossen hat, gesagt hat: Wir sehen 
den weiten Gestaltungsspielraum, den Sie eigent-
lich schon haben, als so evident überschritten an, 
dass dieses Gesetz verfassungswidrig ist, Herr Rö-
mer. Es ist verfassungswidrig, und zwar evident und 
nicht einmal gerade so. 

(Beifall von der CDU) 

Was die Erwägungen angeht, die Sie, Herr Römer, 
eben angestellt und mit denen Sie sich dem Minister 
angeschlossen haben, so möchte ich auf das The-
ma der sozialen Gerechtigkeit zu sprechen kom-
men: Ich möchte gern aus dem Urteil des Verfas-
sungsgerichtshofs Randziffer 62 zitieren und auf 
diese Weise verdeutlichen, was bis heute bei Ihnen 
der Kern des Missverständnisses über Beamtenbe-
soldung und Besoldungsrecht in Nordrhein-West-
falen ist. Ich empfehle Ihnen dringend, dass Sie sich 
über die Sommerpause damit beschäftigen, damit 
Sie nicht wieder ein verfassungswidriges Gesetz 
machen. In dem Urteil steht: 
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„Dementsprechend sind amtsangemessene Be-
züge für Beamte und Richter etwas anderes und 
eindeutigeres als staatliche Hilfe zur Erhaltung 
eines Mindestmaßes sozialer Sicherung.“  

Es geht nicht darum, sozialhilfeähnliche Strukturen 
zu schaffen für die Bezahlung von Menschen, die 
für das Land Nordrhein-Westfalen arbeiten, sondern 
das ist ein eigener Rechtskreis, und die Beamtinnen 
und Beamten haben es verdient, dass Sie sich da-
mit beschäftigen.  

(Beifall von der CDU) 

Bemerkenswert an der Rede der Ministerpräsidentin 
ist allerdings ein Punkt. Sie hat eben angedeutet, 
zum 30. Juni seien die Einnahmen nicht ganz so toll 
wie eigentlich erwartet. Das würde sich wohl ir-
gendwie noch verbessern und das wäre ja auch bei 
anderen Ländern anders. 

Ich habe mir die Zahlen des Bundesfinanzministeri-
ums über die Steuereinnahmen bis Ende Mai mal 
angeschaut, weil wir uns ja auch im Haushaltsaus-
schuss genau damit beschäftigt hatten, und zwar 
anhand einer Vorlage des Finanzministers Walter-
Borjans. 

Daraus wissen wir, dass das Einnahmewachstum 
bis zum 31. Mai in Nordrhein-Westfalen 0,9 % be-
trug. Um es der staunenden Öffentlichkeit deutlich 
zu machen: Er bräuchte 5,2 %, um seinen Einnah-
meansatz zu erreichen. Da reden wir über eine 
Größenordnung zwischen 1,5 und 1,8 Milliarden im 
Unterschied zu dem, was bisher veranschlagt ist 
und was möglicherweise bisher da ist oder auf-
kommt. Frau Ministerpräsidentin, ich habe Sie so 
verstanden, dass das im Monat Juni nicht besser 
geworden ist.  

Deshalb gibt es heute Nachmittag eine Dringliche 
Anfrage, weil der Minister nicht bereit ist, das zu tun, 
was eigentlich überall üblich ist und was wir hier im 
November 2012 auch schon mal hatten, nämlich 
dass uns der Finanzminister seine regionalisierten 
Steuerdaten bis 2018, bis zum Zeitpunkt des Ab-
schlusses der Steuerschätzung, vorlegt.  

Dass natürlich die Zahlen, die sich die Länder 
schematisch erarbeiten, nicht auf den Tisch sollen, 
weil es Planungsdaten sind, ist klar. Aber dass die 
Zahlen, die Sie zugrunde legen und die Sie sich er-
arbeiten lassen, die Sie Ihrem Haushaltsentwurf und 
Ihrer mittelfristigen Finanzplanung zugrunde legen, 
hier nicht auf den Tisch des Parlaments kommen, 
dem Haushaltsgesetzgeber die Daten verweigert 
werden, das kann eigentlich nur einen Grund ha-
ben: Sie verschleiern die Situation. Das ist auch der 
Grund für Ihre Haushaltssperre.  

(Beifall von der CDU) 

Frau Ministerpräsidentin, ich möchte die Frage stel-
len, wie Sie bei der Pro-Kopf-Verschuldung des 
Landes Nordrhein-Westfalen gerechnet haben. Sie 
haben vorgetragen, im Saarland beliefe sich die 

Verschuldung jedes einzelnen Bürgers auf etwa 
15.000 €, hier auf gut 3.000 €. 

Nach dem, was der Minister uns bisher berichtet 
hat, haben wir als Land gut 135 Milliarden € Schul-
den – mal die Kommunalschulden und die, die das 
Statistische Bundesamt wegen der EAA uns immer 
noch zurechnet, ausdrücklich außen vor gelassen. 
Und wir haben nach Ihrer Aussage 17,6 Millionen 
Menschen. Nicht nur der Taschenrechner kommt zu 
dem Ergebnis, dass das etwa 7.670 € sind und 
nicht gut 3.000. Wollen Sie das korrigieren? Oder 
vielleicht tut es der Finanzminister. 

Dann ist die Frage gestellt worden, ob wir als Oppo-
sition denn eigene Vorschläge hätten, wie man alles 
ganz anders machen könnte. – Ich kann darauf nur 
antworten: Wer in zwei Haushalten 150 Vorschläge 
alleine der CDU-Fraktion einfach ablehnt, darunter 
eine ganze Reihe von Strukturveränderungsvor-
schlägen – ich will nur die Themen „Reform der Ar-
beitsschutzverwaltung“, „Polizeiverwaltungsassis-
tenten“ 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

und „Schulverwaltungsassistenten“ nennen –, und 
im Stil der Basta-Politik sagt, nein, nein, das lehnen 
wir ab, aber wir als Regierungskoalition haben auch 
keine eigenen Änderungsvorschläge, da der Fi-
nanzminister das ja so toll macht, der muss sich 
jetzt auch an dem Ergebnis dieser katastrophalen 
Politik messen lassen.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Wenn Sie die Frage stellen, warum vom Bauminis-
terium die 40 Millionen an Mitteln für den Autobahn-
bau und die Fernstraßen in Nordrhein-Westfalen, 
die der Bund mit finanziert, nicht abgerufen worden 
sind, dann ist das relativ leicht zu beantworten: 
Wenn Sie Aufträge an externe Ingenieurbüros zu-
rückziehen und Ingenieurstellen abbauen, damit Sie 
Ihr Minister- und Staatssekretärsbüro aufblähen 
können, dann ist völlig klar, dass die Leute fehlen, 
um Ihnen die Planungen fertigzustellen.  

(Beifall von der CDU und der FDP – Jochen 
Ott [SPD]: Das ist doch Schwachsinn! Am 
Thema vorbei! Sie haben die Personalstellen 
abgebaut! Lächerlich!) 

Herr Finanzminister, das Gericht in Münster ist im 
Gegensatz zu Ihnen beim Thema „Beamtenbesol-
dung“ sorgfältig gewesen. Sie waren es nicht. Sie 
haben sich der sorgfältigen Arbeit entzogen, weil 
Sie offensichtlich lieber effekthascherische Themen 
bearbeiten, mit denen Sie in Talkshows oder in Zei-
tungen kommen. 

(Beifall von der CDU) 

Sie müssen diese mangelhafte Leistung, für die Sie 
mit Ihrer Basta-Politik die Regierungsfraktionen im 
Frühjahr 2013 zu Claqueuren degradiert haben, 
jetzt reparieren. Reparieren Sie wenigstens sorgfäl-
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tig. Die Menschen haben das verdient. Auch Ihre 
Kollegen in den Regierungsfraktionen haben das 
verdient. 

Das, was Sie bisher und auch heute zeigen, ist wei-
terhin ein Ablenken von den Fakten. Das ist ein 
Ausweis Ihrer Hilflosigkeit. Das ist der Anfang vom 
Ende einer solchen Regierung. 

(Beifall von der CDU) 

Stellen Sie sich endlich den Tatsachen. Sagen Sie 
es so, wie Herr Priggen das auch gesagt hat. Sagen 
Sie: Wir haben Mist gemacht. Wir machen es beim 
nächsten Mal besser. – Stattdessen wird gesagt: 
Ach ja, es war doch gar nicht so schlimm. Es war 
doch alles ganz anders. Eigentlich haben wir ja fast 
gewonnen. – Das haben Sie jetzt zum vierten Mal 
gemacht. Sie haben zum vierten Mal fast gewon-
nen. 

Ich finde es einfach beschämend, dass Sie nicht er-
klären können: Das Ergebnis ist eine schallende 
Ohrfeige. Wir haben verstanden. – Das wäre ehrli-
che Politik und das wäre gradlinig gewesen. Das 
hätten Sie tun sollen.  

(Beifall von der CDU) 

Stattdessen flüchten Sie sich in Propagandamittel. 
Sie tun so, als hätte die Haushaltssperre irgendet-
was mit der Beamtenbesoldung zu tun und nicht mit 
den Steuereinnahmen und den strukturellen Prob-
lemen, die Sie haben.  

Dann bleibt am Schluss das, Herr Römer, was 
Ihnen auch hier an diesem Pult die ganze Zeit pas-
siert: Sie filibustern über eine Opposition. Wenn Sie 
möchten, dass Sie selbst bessere Oppositionspolitik 
machen können, dann geben Sie endlich die Regie-
rungsverantwortung ab. Dann suchen wir eine an-
dere Parlamentsmehrheit. Mit Ihnen ist das offen-
sichtlich nicht zu machen. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Optendrenk.  

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, gestatten Sie 
mir, dass ich die Debatte kurz unterbreche. Denn 
auf der Besuchertribüne haben Ehrengäste Platz 
genommen, die ich sehr herzlich begrüße. Ich freue 
mich sehr, im Namen des Hohen Hauses eine De-
legation aus der nordrhein-westfälischen Partner-
provinz Jiangsu der Volksrepublik China begrüßen 
zu können, die vom Vorsitzenden der Stadtver-
sammlung von Huaian angeführt wird. Herzlich will-
kommen, Herr Vorsitzender Yao! 

(Allgemeiner Beifall) 

Ich wünsche Ihnen eine gute Zeit in unserem Land 
mit erfolgreichen Gesprächen und Verabredungen 
für die Zukunft. Möge Ihr Besuch dazu beitragen, 
die freundschaftlichen Beziehungen unserer Länder 

zu vertiefen. Herzlichen Dank, dass Sie zu uns ge-
kommen sind! 

Nun fahren wir in der Tagesordnung fort. Für die 
SPD-Fraktion spricht der Kollege Börschel.  

Martin Börschel (SPD): Herzlichen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrte Zuschauerinnen und Zuschauer auf der 
Tribüne! Wenn ich mir die erste Runde dieser Ple-
nardebatte vergegenwärtige, kann ich mich des 
Eindrucks nicht erwehren, dass die meisten opposi-
tionellen Redner das Urteil, auf das sie heute so 
lang und breit Bezug genommen haben, überhaupt 
nicht gelesen haben. Es gehört schon mehr dazu, 
insbesondere, wenn man eine solche Plenardebatte 
bestreiten will, als sich auf die Leitsätze des Ge-
richts zu reduzieren. Man muss vielmehr die gesam-
ten 49 Seiten, auf denen uns die Verfassungsrichte-
rinnen und -richter mit großer Mühe Dinge aufge-
schrieben haben, zur Kenntnis nehmen. 

Es ist klar – ich kann das nachvollziehen –, dass ei-
ne Opposition jeden Richterspruch am liebsten als 
krachende Niederlage, als schallende Ohrfeige oder 
sonst wie bezeichnen will. Das ist geschenkt; das ist 
normaler Parlamentsalltag. Aber das Urteil ist sehr 
viel differenzierter, als Sie das zur Kenntnis nehmen 
wollen.  

Deshalb werden wir uns in den nächsten Monaten – 
das ist selbstverständlich, wenn wir uns an die Re-
paratur eines nichtigen Gesetzes begeben – jeden 
einzelnen Satz dieses Urteils zu Gemüte führen. Wir 
werden jeden einzelnen Satz dieses Urteils und vor 
allem der Begründung in unsere weiteren Überar-
beitungen einbeziehen müssen. Da werden wir Sie, 
liebe Kolleginnen und Kollegen von CDU und FDP, 
auch nicht aus der Verantwortung entlassen. Denn 
in der Entscheidung steht eine ganze Menge, was 
Sie eben wieder beharrlich ignoriert haben.  

Natürlich ist der Gesetzgeber grundsätzlich ver-
pflichtet – so sagt das Gericht –, die Bezüge der 
Beamten, Richter und Versorgungsempfänger an 
die positive Entwicklung der wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Verhältnisse anzupassen. Aber der Ge-
setzgeber darf die Bezüge kürzen oder mit einer 
Anpassung hinter der Entwicklung der wirtschaftli-
chen und finanziellen Verhältnisse zurückbleiben, 
soweit eine Überalimentation abgebaut werden 
kann, muss und soll.  

Das Verfassungsgericht sagt außerdem, dass der 
Gesetzgeber innerhalb eines weiten Spielraums po-
litischen Ermessens das Besoldungsrecht den tat-
sächlichen Notwendigkeiten und der fortschreiten-
den Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen 
und finanziellen Verhältnisse anpassen darf.  

All das sind Dinge, die Sie beharrlich ignorieren, die 
aber wahr sind und die das Gericht Ihnen und uns 
allen als Haushaltsgesetzgeber auf 49 Seiten ins 
Stammbuch geschrieben hat. Also: Nehmen Sie 



Landtag   02.07.2014 

Nordrhein-Westfalen 6200 Plenarprotokoll 16/62 

 

das zur Kenntnis, und ignorieren Sie das nicht! Das 
ist heute meine erste Bitte. 

(Beifall von der SPD) 

Dann hatte ich mir vorgenommen, mich mit dem zu 
beschäftigen, was Sie, Herr Kollege Laschet, Herr 
Kollege Lindner, aber auch Herr Kollege Dr. Opten-
drenk vorgetragen haben. Ehrlich gesagt, mein Zet-
tel ist nicht besonders voll geworden. Ich will trotz-
dem versuchen, auf das bisschen, was Sie gesagt 
haben, einzugehen.  

Frau Ministerpräsidentin Kraft hat die einzige sub-
stanzielle Behauptung von Ihnen, Herr Kollege 
Lindner, schon seziert. Wer sich tatsächlich dazu 
versteigt, die letzte Haushaltssperre im Lande Nord-
rhein-Westfalen unter der schwarz-gelben Regie-
rung Rüttgers zu begründen mit einer drei Jahre 
späteren Lehmann-Pleite, …  

(Christian Lindner [FDP]: Das stimmt über-
haupt nicht!) 

– Das haben Sie gemacht. Und wir werden, Herr 
Kollege Lindner, selbstverständlich …  

(Beifall von der SPD – Christian Lindner 
[FDP]: Nein!) 

– Ja, tun Sie das ab. Wir werden selbstverständlich 
genauso, wie Sie das vorhin angeregt haben, sehr 
gerne und mit großem Interesse und großer Freude 
das Plenarprotokoll nachlesen.  

Wer tatsächlich eine Haushaltssperre mit einem zu-
künftigen, drei Jahre späteren Ereignis begründen 
will, hat sich wirklich diskreditiert und – Herr Kollege 
Lindner, sehen Sie es mir nach! – disqualifiziert.  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Ich glaube, nach Ihrem Auftritt braucht die FDP 
mehr als einen neuen Namen. Ich glaube, Ihre 
Stellvertreterin im Amt der Bundesvorsitzenden, 
Strack-Zimmermann, hat vielleicht doch einen bes-
seren Vorschlag gemacht, als Sie das wahrhaben 
wollen. 

(Christian Lindner [FDP]: Lächerlich!) 

Wenn Sie schon „Lächerlich!“ zurufen müssen, zeigt 
das, wie sehr Sie sich getroffen fühlen, Herr Kollege 
Lindner. Bitte mehr Substanz! Dann können Sie 
auch etwas zur Landespolitik beitragen.  

(Beifall von der SPD – Christian Lindner 
[FDP]: Oberlehrer!) 

Herr Kollege Laschet, Ihre Rede lässt sich letztlich 
auf zwei Kernpunkte reduzieren. Einen hat Frau Mi-
nisterpräsidenten Kraft schon eindrucksvoll wider-
legt. Sie sagen nämlich, man hätte mit den Gewerk-
schaften reden sollen und müsse auch weiter mit 
ihnen reden. – Ich erinnere daran: Jemand, der fünf 
Jahre lang bewiesen hat, dass er Gewerkschaften, 
dass er Arbeitnehmervertreterinnen und Arbeitneh-

mervertreter für Frösche hält, die man nicht fragt, 
wenn man deren Sumpf angehen oder gar trocken-
legen will, hat sich disqualifiziert, Ratschläge dieser 
Art zu geben. 

(Beifall von der SPD) 

Die Regierung ist im ständigen Dialog mit Gewerk-
schaften, und sie bleibt es. Da brauchen wir von 
Ihnen wahrhaft keine Belehrung. 

Substanziell wurde es bei Ihrem einzigen in die Zu-
kunft gerichteten Appell, die nordrhein-westfälische 
Landesregierung, die regierungstragenden Fraktio-
nen mögen bitte haushaltspolitisch so vorgehen, wie 
es im Saarland der Fall ist.  

Ich möchte Sie gerne fragen, was das in konkreten 
Zahlen bedeutet. Die saarländische Regierung hat 
sich entschieden, 9,77 % des dortigen Landesper-
sonals abzubauen. Das würde auf Nordrhein-
Westfalen bezogen 27.803 Stellen bedeuten – unter 
der Voraussetzung, dass wir die Hochschulen her-
auslassen. Würden wir sie einbeziehen, wäre die 
Zahl noch viel größer. Unter Auslassung der Hoch-
schulen sind es 27.803 Stellen, die wir nach Ihren 
Vorschlägen abbauen müssten, Herr Kollege La-
schet, wenn wir so vorgehen sollen, wie im Saar-
land.  

Ich habe mir vorhin die Berufsgruppen genau auf-
geschrieben, die Sie mit Tränen in den Augen vor-
getragen haben:  

(Armin Laschet [CDU]: Ich hatte keine Tränen 
in den Augen!) 

Steuerprüfer und Steuerfahnder, Polizeihauptkom-
missare oder die berühmte Grundschullehrerin. Ich 
frage Sie, Herr Kollege Laschet: Wie viele Steuer-
prüfer und Steuerfahnder möchten Sie abbauen, 
wenn wir das tun sollen, was im Saarland ge-
schieht? Wie viele Polizeihauptkommissare wollen 
Sie abbauen, wenn wir das tun sollen, was im Saar-
land geschieht? Wie viele Grundschullehrerinnen 
sollen wir abbauen, wenn wir das tun sollen, was im 
Saarland passiert?  

Ich sage Ihnen ganz ehrlich, mit aller Überzeugung 
und auch Stolz: Gerade auf diese Berufsgruppen 
bezogen fährt die nordrhein-westfälische Landesre-
gierung einen ganz anderen Kurs.  

Wir haben nämlich die Zahl der Steuerfahnder er-
höht, weil wir möchten, dass Steuergerechtigkeit 
Einzug hält und insbesondere in Großbetrieben 
endlich mit der „halbgaren“ Kontrolle Schluss ist – 

(Beifall von der SPD) 

übrigens nach einem Hinweis des Landesrech-
nungshofs.  

Wir haben die Zahl der Polizeikommissarsanwärte-
rinnen und -anwärter erhöht, weil es mit dem, was 
Sie uns hinterlassen haben, nicht so weitergehen 
konnte. Wir wollen mehr Sicherheit auf den Straßen 
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und nicht weniger. Das ist aber offensichtlich genau 
das, was die CDU uns empfehlen will. 

Und wir wollen weiterhin eine klare Richtung nach 
unten, was die Klassengrößen angeht, und zwar in 
allen Schulformen des Landes. Auch darauf hat die 
Ministerpräsidentin schon hingewiesen. Dazu 
braucht man mehr Personal und nicht weniger.  

Deswegen ist es mehr als Chuzpe, Herr Kollege 
Laschet, zu behaupten, wir sollten nur tun, was das 
Saarland macht, und dann wäre hier alles in Ord-
nung. Sie entziehen sich der Verantwortung, Sie 
streuen den Leuten Sand in die Augen, weil nicht 
wahr ist, was Sie behaupten, und es am Ende auch 
nicht geht.  

Von daher möchte ich abschließend sagen: Das, 
was Sie hier vorgetragen haben, waren alles Bli-
cke in die Vergangenheit, waren Worthülsen, wa-
ren Luftbuchungen, die auch Kollege Optendrenk 
noch mal angesprochen hat, jedenfalls keine zu-
kunftsbezogenen Debattenbeiträge. Deswegen, 
Herr Kollege Laschet – Sie haben mit der Eides-
formel begonnen; eine Menge Sehnsucht klang in 
Ihrer Stimme –, bin ich ziemlich sicher, Sie wer-
den so schnell nicht in die Verlegenheit kommen, 
diese Eidesformel hier wieder vortragen zu müs-
sen. Insofern können Sie sich diese selbst noch 
einmal vergegenwärtigen.  

Von einer Opposition, die der Regierung vorhält, sie 
sei sozusagen „Täter“, wenn ein Gericht ein solch 
differenziertes Urteil spricht, die aber selber als – 
um in Ihrer Diktion zu bleiben – „Serientäter“ elfmal 
die Verfassung gebrochen hat, brauchen wir uns 
keine Belehrungen anzuhören. Das lassen Sie sich 
bitte in Ihr Stammbuch schreiben. – Vielen Dank!  

(Beifall von der SPD – Vereinzelt Beifall von 
den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Börschel. – Für die FDP-Fraktion 
spricht der Abgeordnete Lindner. 

Christian Lindner (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Wenn die Regierungs-
chefin im Parlament ans Rednerpult tritt, dann er-
wartet man Orientierung. Dann darf man erwarten 
zu erfahren, wie die Regierungschefin die Probleme 
lösen will. Das haben wir heute nicht erlebt. Frau 
Kraft, Sie sind ans Pult getreten und haben ein Do-
kument Ihrer eigenen Hilfslosigkeit zu Protokoll ge-
geben. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Sie haben uns auch nicht ansatzweise darüber un-
terrichtet, welche Konsequenzen und konkreten 
Schritte Sie jetzt einzuleiten beabsichtigen. Nichts 
davon! Stattdessen haben Sie sich an der Oppositi-
on abgearbeitet. Eine Regierungschefin, die sich an 
der Opposition abarbeitet! Wunderbar! Ich muss 

sagen: Wenn ich Journalist wäre, würde ich morgen 
folgende Titelzeile machen: In einer fulminanten 
Rede forderte Hannelore Kraft die Opposition auf, 
ihr die Kastanien aus dem Feuer zu holen. 

(Beifall von der FDP und der CDU – Verein-
zelt Beifall von den PIRATEN) 

Das war der Charakter Ihres Auftritts. 

Und in der Sache, Frau Kraft? – Spekulative Fi-
nanzpolitik! Ich gehe nicht auf die langfristigen Risi-
ken ein, die im Nachhaltigkeitsbericht des Finanz-
ministers ja klar dargelegt worden sind: beim Zins, 
beim Arbeitsmarkt und Wachstum. Ich nehme ein-
fach einmal ganz konkret den laufenden Haushalt, 
Frau Kraft: Spekulative Finanzpolitik!  

Wenn Sie keine spekulative Finanzpolitik machen, 
sondern eine solide Finanzpolitik, dann können Sie 
dem Parlament doch jetzt erklären, woher die 
300 Millionen € globaler Mehreinnahmen im Haus-
halt kommen sollen. Was ist das für Geld? 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Woher kommen diese 300 Millionen €? – Keine 
Antwort! Wir haben zwar den 2. Juli, wissen aber 
immer noch nicht, woher diese 300 Millionen € bis 
zum Jahresende als zusätzliches Geld herkommen 
sollen. 

Zweiter Punkt! Warum haben wir diese Misere? – 
Frau Kraft, weil Sie bereits im Jahr 2010 den Konso-
lidierungspfad der damaligen schwarz-gelben Lan-
desregierung verlassen haben! Sie haben Wahlge-
schenke beschlossen. Sie sind aus dem substanzi-
ellen Personal- und Bürokratieabbau ausgestiegen. 
Jetzt, vier Jahre später, rächt sich das in aller Härte, 
weil Ihre Spielräume jedes Jahr kleiner und die 
Konsolidierungsnotwendigkeiten, die Sie nachholen 
müssen, größer werden. In diese Sackgasse haben 
Sie sich hineinbegeben. 

Und dann erlauben Sie sich hier die dreiste Bemer-
kung, wegen unseres Personalabbaus damals kön-
ne die heutige Landesregierung die Bundesmittel im 
Straßenbau nicht abrufen, weil es zu wenig Planer 
gibt! – Verehrte Frau Ministerpräsidentin, wenn die 
Kapazitäten für die Planung bei Straßen.NRW zu 
gering sind, dann beauftragen Sie bitte einmal ein 
privates Ingenieurbüro. Die machen das nämlich 
auch.  

(Beifall von der FDP – Jochen Ott [SPD]: 
Nachdem Sie alle rausgeschmissen haben!) 

– Lieber Herr Ott, die Zahlen sprechen für sich und 
offensichtlich dafür, dass Sie das nicht hinreichend 
machen. Sie geben doch Geld nach Berlin ab, nut-
zen also die Instrumente nicht, weil Sie aufgrund 
Ihrer fatalen – Achtung! – „Staat-vor-Privat-Ideolo-
gie“ gar nicht in Erwägung ziehen, dass das auch 
privat geleistet werden kann.  
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Der dritte Punkt, den ich ansprechen will, meine 
Damen und Herren, betrifft die Lösungsansätze, die 
wir aus dieser Debatte mitnehmen: SPD und Lan-
desregierung? – Fehlanzeige! Nicht ein einziger 
Hinweis, sondern nur Wehklagen und Angriffe auf 
andere. Das ist keine Gestaltungsverantwortung.  

Der einzige Redner, der hier einen Hinweis in die 
Richtung gegeben hat, in die das Land gehen könn-
te, war der Kollege Reiner Priggen. Er hat nämlich 
in seiner Rede von „Einnahmeverbesserungen“ ge-
sprochen. In meinen Worten heißt das „Steuererhö-
hungen“. Er hat das ausgesprochen, was – das sa-
ge ich Ihnen voraus – über den Sommer bei Ihnen 
diskutiert wird. Wir haben letztes Jahr bei der Ver-
abschiedung des laufenden Haushalts mit Blick auf 
die globale Mehreinnahme, die Sie planen, schon 
vermutet, dass Sie nach der Bundestagswahl – wie 
das andere Länder mit grüner, sozialdemokratischer 
oder CDU-Beteiligung machen – an die Grunder-
werbsteuer rangehen werden. Dass Sie die erhöhen 
können, das wissen wir. Das sind schnelle Einnah-
men.  

Da bin ich gespannt, Frau Kraft, wie Sie das mit so-
zialer Gerechtigkeit begründen. Die Familie, die viel-
leicht zum ersten Mal Eigentum anschaffen will und 
jetzt Möglichkeiten auch zur Altersvorsorge nutzen 
will, die ihr Eigentum/ihre Wohnung über Jahrzehnte 
abzahlen muss, weil sie sich etwas aufbauen will, 
würde dann durch Ihre Landesregierung belastet. 
Ich befürchte: Wir haben heute das Vorspiel eines 
Einstiegs in eine weitere Steuererhöhungsorgie von 
Rot-Grün gehört.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Lindner. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht der Kollege Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die FDP-Fraktion 
hat ja mit Herrn Dr. Wolf, der jetzt den Raum ver-
lässt, einen Abgeordneten in ihren Reihen, der al-
leine mehr Verfassungsklagen verloren hat als die 
gesamte rot-grüne Landesregierung in Nordrhein-
Westfalen, nämlich fünf.  

(Beifall von den GRÜNEN – Hanns-Jörg 
Rohwedder [PIRATEN]: Sie wollen den Re-
kord einstellen?) 

Herr Kollege Lindner, ich möchte auf einen Aspekt 
eingehen, den CDU und FDP hier erneut ausge-
blendet haben bzw. verdrehen wollen. Sie haben 
eben von „spekulativer Finanzpolitik“ gesprochen. 
Ich frage Sie ganz konkret: Was haben Sie denn mit 
dem Phoenix-Portfolio gemacht? Sie haben die Las-
ten der WestLB auf die Zukunft verschoben und bis 
zum heutigen Tage darauf spekuliert, dass diese 

Lasten von einer Regierung, der Sie nicht angehö-
ren, abzutragen sind.  

Ich sage Ihnen aber noch etwas anderes zu speku-
lativer Haushaltspolitik. Sie haben uns vorgeworfen, 
dass wir angesichts der jetzt vorhandenen Steuer-
einnahmen keinen Stellenabbau und keine Konsoli-
dierung im Personalbereich vornehmen. Lassen wir 
das mal so stehen. Das haben die Ministerpräsiden-
tin, Herr Priggen und auch Herr Römer ja klarge-
stellt.  

Sie wollen darüber hinaus aber Folgendes tun: Sie 
wollen im Landeshaushalt 450 Millionen € bei der 
Grunderwerbsteuer einsparen gegenüber jetzt. Sie 
wollen 500 Millionen € bei der kalten Progression 
einsparen gegenüber jetzt. Sie wollen 150 Millio-
nen € bei den Förderprogrammen – und zwar nicht 
an Ausgaben, also Haushaltsmehrbelastungen – 
einsparen gegenüber jetzt. Beim KiBiz wollen Sie 
450 Millionen € mehr ausgeben. Und Sie wollen bei 
der Inklusion 250 Millionen € bis 450 Millionen € 
mehr ausgeben. Wir reden hier nicht über den Per-
sonalhaushalt, sondern über den Gesamthaushalt. 
Den wollen Sie schon ohne den Personalhaushalt 
um 2 Milliarden € verschlechtern, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.  

Ich habe Herrn Lindner in der damaligen Plenarde-
batte – daran kann ich mich sehr genau erinnern – 
fragen wollen, welche Alternativvorschläge die FDP-
Fraktion denn auf den Tisch legt. Die Zwischenfrage 
dazu hat er nicht zugelassen. Da wir aber das 
schöne Instrument der Kurzintervention haben, ha-
be ich eine Kurzintervention genutzt, ihn zu fragen: 
Herr Kollege Lindner, welche Alternativen haben Sie 
in der Sache oder im Modell? – Dann haben Sie 
angefangen zu schreien. Sie haben kein Modell 
vorgestellt. Und Sie haben bis heute – wir haben 
den 2. Juli 2014, wie Sie eben richtig bemerkt ha-
ben – kein Modell vorgelegt, kein Finanzierungs-
konzept vorgelegt. Sie machen sich einen schlan-
ken Fuß, wie Sie es immer machen.  

Die Feststellung einer messianischen Stelleneinspa-
rung, wie sie Herr Priggen dargestellt hat – 40.000 
oder auch 10.000 Stellen bei 3.000 vorhandenen im 
Ministerium –, haben Sie auch nicht zurückweisen 
können, weil Sie schlicht „nichts an der Hacke“ ha-
ben, Herr Kollege Lindner.  

(Beifall von Reiner Priggen [GRÜNE]) 

Dann möchte ich noch ein Beispiel liefern – das ist 
in diesem Zusammenhang auch ganz wichtig –: 
Was haben Sie 2005 denn konkret gemacht? Sie 
haben einen zweiten Nachtragshaushalt vorgelegt, 
der mit 7,6 Milliarden € Neuverschuldung bis heute 
eine Ausgabenplanung des Landes in Rekordhöhe 
vorgesehen hat. Sie haben sofort nach Regierungs-
übernahme 1 Milliarde € zusätzliche Ausgaben in 
Ihren Haushalt eingestellt. Das Verfassungsgericht 
hat Ihnen damals bestätigt: Das ist verfassungswid-
rig. – Sie waren keine zwei Wochen im Amt und ha-
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ben einen verfassungswidrigen Haushalt für das 
Jahr 2005 vorgelegt. 

Ich möchte meine Rede relativ zügig beenden, 

(Beifall von Lutz Lienenkämper [CDU]) 

weil ich nicht das wiederholen will, was Frau Minis-
terpräsidentin Kraft sowie die Fraktionsvorsitzenden 
Priggen und Römer schon gesagt haben. Ich will 
aber nicht versäumen, zu sagen: Es ist wohlfeil, 
jetzt vorzutragen, dass im Personalbereich des 
Etats 710 Millionen € fehlen, aber keine entspre-
chenden Vorschläge zu machen. 

Wenn Sie tatsächlich 40.000 Stellen einsparen wol-
len, fordere ich Sie auf, im Nachtragshaushaltsver-
fahren Anträge zu stellen, 4.500 Stellen bei der Po-
lizei oder meinetwegen auch 18.000 oder 30.000 
Stellen bei den Lehrerinnen und Lehrern zu strei-
chen. Stellen Sie diese Anträge. Stellen Sie sich 
dem Feuer. Stellen Sie sich dann auch gegen die 
Gewerkschaften. 

Eine Bemerkung zum in Rede stehenden Gerichts-
urteil möchte ich mir allerdings auch nicht verknei-
fen: Ich finde es schon bemerkenswert, dass sich 
die Gewalten mittlerweile gegenseitig vorschreiben 
wollen, welches Personal sie haben sollen. Dass wir 
Urteile des Verfassungsgerichts akzeptieren, ist 
selbstverständlich. Dass sich der Richterbund jetzt 
aber auch noch einmischt bei der Frage, wer an der 
Spitze der gesetzgebenden Gewalt steht, finde ich, 
gelinde gesagt, geschmacklos. – Vielen Dank.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Mostofizadeh. – Nun spricht für die Piratenfraktion 
Herr Kollege Schulz. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Auf das zuletzt 
Gesagte muss teilweise noch eingegangen werden, 
insbesondere auf die Frage, inwieweit hier die His-
torie eine Rolle spielt; Sie hatten das angesprochen. 
Ich halte das, mit Verlaub, für Nebelkerzen. Wir de-
battieren heute über eine Entscheidung des Lan-
desverfassungsgerichts und deren Folgen. Wir dis-
kutieren hier – zumindest laut Tagesordnung – nicht 
über die Personalpolitik vorangegangener … 

(Ministerpräsidentin Hannelore Kraft: Über 
die Auswirkungen!) 

– Hatte! Aber bitte, Frau Ministerpräsidentin, sagen 
Sie doch nicht hier und heute durch Ihren Zwischen-
ruf quasi, dass die Auswirkung der Personalpolitik 
vorangegangener Legislaturperioden nunmehr das 
verfassungsgerichtliche Urteil ist. Das ist ganz ein-
fach falsch. 

(Ministerpräsidentin Hannelore Kraft: Keiner 
behauptet das!) 

– Aber durch diesen Zwischenruf muss ich das 
doch annehmen. Da liegen Sie einfach daneben. 

Sie haben vorhin im Zusammenhang mit Personal 
die Schulen erwähnt und eine Stellenzahl von 
151.778 genannt. So weit, so gut. Sie sagen, Stel-
len würden in dem Bereich nicht abgebaut. Sie sa-
gen, bei Mehrbelastungen, und zwar arbeitsmäßi-
gen Mehrbelastungen, die auf die Lehrerinnen und 
Lehrer auch im Rahmen der Inklusion zukommen 
werden, würden Sie – sprich: die Landesregierung – 
dafür sorgen, dass die Klassen kleiner werden. 

(Ministerpräsidentin Hannelore Kraft: Das ha-
be ich nicht zur Inklusion gesagt, Herr Schulz! 
Hören Sie doch mal zu! Ich habe das auf eine 
Frage von Herrn Laschet gesagt! Da ging es 
um die Frage, was ich einer Grundschullehre-
rin sage!) 

– Also gut! Dann haben wir das jetzt richtiggestellt, 
was Sie einer Grundschullehrerin sagen. 

(Zurufe von der SPD) 

Das wollte ich doch noch mal hören. Wenn eine 
Grundschullehrerin keine Erhöhung bekommt, sagt 
ihr die Landesregierung also: Wir sorgen dafür, 
dass die Klassen kleiner werden. – Es könnte aber 
auch sein, dass dafür die demografische Entwick-
lung verantwortlich ist. Es könnte also auch sein, 
dass es immer weniger Kinder gibt, die in die Schu-
len gehen. – Dann sagen Sie doch nicht, dass Sie 
die Klassen kleiner machen. Ob das tatsächlich so 
sein wird, das wird man dann ja sehen. 

Morgen geht es hier ja um die durch das Unwetter 
beschädigten Bäume. Das wird im Zusammenhang 
mit der Haushaltssperre, die hier heute Debat-
tenthema ist, eine lustige Sache werden. Denn es 
geht um die Frage, wo die Landesregierung bei ei-
ner Haushaltssperre das Geld hernehmen möchte, 
um den Kommunen in Nordrhein-Westfalen, die zig 
Millionen an Schäden zu beklagen haben, zu hel-
fen. Das wird interessant. 

Natürlich ist es so, dass das Gericht für die zukünf-
tige Debatte über eine Neuauflage des Beamtenbe-
soldungsgesetzes den Rahmen vorgegeben hat. Es 
hat auch vorgegeben, wie der eingehalten werden 
soll.  

Ich greife mal auf, Frau Ministerpräsidentin, dass 
Sie die Opposition quasi gemahnt haben, dass auch 
diese das Wohl des Landes im Blick haben muss 
und muss und muss. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Natürlich muss sie das tun.  

Deswegen kommen wir auf Ihre zu Anfang der Le-
gislaturperiode verkündete Politik der Einladung – 
so haben Sie es, glaube ich, genannt – zurück. Da-
rum wird es nämlich letztlich gehen. Dann müssen 
Sie aber auch zulassen, dass die Opposition ein 
Wörtchen mitredet bei der Frage, wie die Beamten-
besoldung denn aussehen soll. Machen Sie das bit-
te nicht von oben herab, machen Sie nicht einen Al-
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leingang im Rahmen der Leitplanken, die das lan-
desverfassungsgerichtliche Urteil vorgibt; denn 
dann gibt es am Ende eine zweite Anhörung,  

(Zuruf von Nadja Lüders [SPD]) 

dann werden wieder Experten angehört, die sagen, 
dass es vielleicht richtig oder falsch sei, und die 
werden dann wieder überhört. Das wäre falsch, das 
wäre nicht der richtige Weg.  

Wenn Sie sich hierhin stellen und sagen, die Oppo-
sition sei mit in der Pflicht, dann bezieht sich das 
nicht allein darauf, dass die Opposition darüber 
nachdenken soll, ob und in welchem Umfang Stel-
len zu streichen sein könnten, um das zu finanzie-
ren. Liebe Frau Ministerpräsidentin und Herr Fi-
nanzminister, ob Stellenstreichungen die Finanzie-
rung der verfassungsmäßig gebotenen Erhöhung 
der Beamtenbesoldung tragen, ist aus meiner Sicht 
nicht die Grundfrage.  

(Zuruf von der SPD: So viel Unsinn habe ich 
selten gehört!) 

Man sollte sich vielmehr die Frage stellen, ob nicht 
im Rahmen des Nachtragshaushalt eine wenn auch 
nachträgliche Erhöhung der Nettoneuverschuldung 
die Folge sein muss. Dann kann es natürlich sein, 
dass die 900 Millionen € Einsparungen gegenüber 
dem Vorjahr im Bereich der Nettoneuverschuldung 
abgeschmolzen werden müssen. Dann kann es na-
türlich sein, dass mit Blick auf 2020 die verfas-
sungsmäßig gebotene Einhaltung der Schulden-
bremse etwas wankt. Aber dann muss man den 
Menschen im Lande sagen, dass das so sein muss. 
Dann muss man gegebenenfalls auch mal an das 
Thema „Schuldenbremse“ herantreten. Dann muss 
man – das ist ja nicht der Kernbereich der Verfas-
sung – …  

(Nadja Lüders [SPD]: Was? – Marc Herter 
[SPD]: Aber das ist die andere Verfassung, 
das Grundgesetz! – Nadja Lüders [SPD]: 
Oh! – Weitere Zurufe) 

– Ich bitte Sie, Herr Kollege Herter, der entschei-
dende Punkt ist doch, dass man mal über die Aus-
wirkungen in volkswirtschaftlicher Hinsicht insge-
samt diskutieren muss.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Wenn Sie sich hier aufschwingen und schreien 
nach dem Motto: „Wir können das nicht ändern, wir 
können da eventuell gar nicht dran“, sage ich Ihnen: 
Doch, das können Sie! Sie sind im Bund in der Re-
gierung!  

(Marc Herter [SPD]: Im Moment sitzen wir 
hier! Ich bin nicht in der Regierung! Ich bin 
nicht der Gesetzgeber auf Bundesebene!) 

Dann setzen Sie sich im Bund doch mal hin und 
stellen fest, ob das, was in Art. 109 ff. des Grundge-
setzes steht, tatsächlich so gehalten werden kann, 

ob die Volkswirtschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland das überhaupt aushält.  

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Entscheidend ist aber – das habe ich gesagt –, dass 
man gegebenenfalls auch über eine Erhöhung der 
Nettoneuverschuldung wird nachdenken müssen. 
Das ist der entscheidende Punkt. Dann wird man 
eben schauen müssen, wie man gegebenenfalls 
strukturell an anderer Stelle einspart.  

Dass das Effizienzteam nicht zu besonders großar-
tigen Ergebnissen geführt hat, wissen wir ja. Aber 
dann muss man heute auch die Erkenntnis mit in 
die Runde nehmen und sagen: Wir haben einen 
Fehler gemacht. Wir haben gespart – so heißt es ja 
auch –, wir haben auf Kosten der Beamten ge-
spart. – Dann muss man, nachdem das Verfas-
sungsgericht festgestellt hat, dass das verfas-
sungswidrig ist, auch sagen: Dieser Spareffekt 
muss rückgängig gemacht werden. – Also muss für 
die Differenzzahlungen, die an die Beamten not-
wendig werden, mehr Geld aufgenommen werden. 
Das wird nicht durch Kassenkredite möglich sein. 
Also muss eine Nettoneuverschuldung her. Das se-
he ich heute so.  

Ich glaube nicht, dass Sie jedenfalls mit den Piraten 
am Tisch weiter nach vorne kommen werden, wenn 
es heißt, es solle Personal abgebaut werden. Dass 
die Höherbesoldung der Beamten …  

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Kommen Sie bitte zum 
Schluss.  

Dietmar Schulz (PIRATEN): Ja, ich komme zum 
Schluss.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Keine Nachspielzeit 
heute.  

(Heiterkeit) 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Wie ich es gerade ge-
sagt habe: Darüber sollte man sich Gedanken ma-
chen.  

Ich freue mich auf die zukünftigen Debatten über ein 
neues Gesetz. – Danke schön. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Jetzt hat das Wort 
unsere Ministerpräsidentin, Frau Hannelore Kraft. 
Bitte schön. 

Hannelore Kraft, Ministerpräsidentin: Ich möchte 
vorab kurz etwas zu Herrn Lindner sagen: Sie ha-
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ben mir vorgeworfen, ich hätte an diesem Pult 
nichts zu dem neuen Besoldungsgesetz ausgeführt.  

(Christian Lindner [FDP]: Haushalt!) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Das ist nicht mein Ver-
ständnis von wirklicher Beteiligung von Gewerk-
schaften. Ich führe erst die Gespräche, und dann 
spreche ich hier.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – La-
chen von der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Ministerpräsidentin. – Mir liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. Wir sind deshalb am Ende der 
Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion von CDU und FDP 
Drucksache 16/6206 – Neudruck. Wer stimmt die-
ser Entschließung zu? – CDU- und FDP-Fraktion 
sowie die Fraktion der Piraten und der fraktionslose 
Kollege Stein. Wer stimmt gegen diesen Entschlie-
ßungsantrag? – SPD-Fraktion und Bündnis 90/Die 
Grünen. Gibt es Enthaltungen im Hohen Haus? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist der Entschlie-
ßungsantrag Drucksache 16/6206 - Neudruck - 
mit Mehrheit abgelehnt und der Tagesordnungs-
punkt 2 erledigt.  

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt  

3 Salafismus konsequent mit den Mitteln des 
Rechtsstaats bekämpfen! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6127 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die FDP-
Fraktion das Wort Herrn Kollegen Dr. Stamp.  

Dr. Joachim Stamp (FDP): Herzlichen Dank. – 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen 
und Kollegen! Der Salafismus, insbesondere der 
politische Salafismus, ist ein wichtiges Thema, weil 
er eine ernste Bedrohung für unsere offene Gesell-
schaft ist: zwei getötete US-Soldaten in Frankfurt, 
zwei schwer verletzte Polizisten in Bonn im Mai 
2012, das knapp gescheiterte Kofferbombenattentat 
in Köln und zuletzt der versuchte Bombenanschlag 
auf dem Hauptbahnhof von Bonn im Dezember 
2012. Auch wenn uns ein Anschlag wie in Madrid 
oder London bisher nicht getroffen hat, sprechen 
Experten von einer akuten Bedrohung.  

Sehr geehrte Damen und Herren, wir wollen keinen 
Alarmismus, aber wir wollen auch keine Unter-
schätzung der Gefahr durch den politischen Sa-
lafismus.  

(Beifall von der FDP) 

Neben der Bedrohung der Bürgerinnen und Bürger 
führt der Salafismus auch zu einer Belastung des 
Verhältnisses von Muslimen und Mehrheitsgesell-
schaft. Eine Fachtagung der Bundeszentrale für po-
litische Bildung, die in den letzten beiden Tagen in 
Bonn stattgefunden hat, hat gezeigt, wie intensiv 
sich gläubige Muslime gegen die vulgäre Interpreta-
tion ihres Glaubens wehren.  

Sie sind ein wichtiger Partner in der Auseinander-
setzung mit dem Salafismus; denn der Salafismus 
mit seiner simplen und – methodisch hochinteres-
sant – teilweise popkulturellen Islaminterpretation, 
diese Form des extrem vulgären Islamismus, sie 
wächst. 

Sie wächst durch Koranverteilungen, wie wir sie hier 
in Düsseldorf, in Bonn und auch an anderen Stellen 
in Nordrhein-Westfalen erleben. Sie wächst durch 
Straßenprediger, die gerade in Problemvierteln ver-
suchen, Jugendliche anzusprechen. Sie wächst vor 
allem – und das ist ein neues Phänomen – durch 
die gezielte Propaganda im Internet, wo sich selbst-
erklärte Prediger inszenieren. 

Neu sind Grillfeste und Benefizveranstaltungen mit 
Vereinen wie „Helfen in Not“, die vorgeben, Spen-
den zu sammeln für Opfer in Syrien, die in Wahrheit 
aber für den Dschihad werben, für Kämpfer in Syri-
en und im Irak, die Kämpfer für ISIS rekrutieren. 

Meine Damen und Herren, die Tagung in Bonn hat 
gezeigt, und auch die Experten sagen uns: Der 
Kampf der ISIS in Syrien und im Irak wirkt wie ein 
Brandbeschleuniger auf die deutsche Szene. Dabei 
haben wir es neben Kindern aus Einwandererfami-
lien zunehmend auch mit Konvertiten ohne Migrati-
onshintergrund zu tun. Es sind zu 90 % Männer im 
Alter zwischen 16 und 25, aber auch einige Frauen.  

Die Beteiligung junger, in unserer Gesellschaft auf-
gewachsener Dschihadisten am Krieg der ISIS in 
Syrien und im Irak birgt eine ganz neue Herausfor-
derung; denn es kehren immer wieder junge 
Dschihadisten zurück, traumatisiert, mit Kriegserfah-
rung und einer Ausbildung an Waffen und Spreng-
stoff. Sie sind ein hohes Sicherheitsrisiko für unsere 
Gesellschaft.  

Meine Damen und Herren, so wie wir mit Recht im-
mer wieder von Staat und Zivilgesellschaft Wider-
stand gegen Neonazis einfordern, so muss es auch 
ein Bündnis zwischen Bürgern und Rechtsstaat ge-
gen die politischen Salafisten und Dschihadisten 
geben. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
den PIRATEN) 

Gerade weil Nordrhein-Westfalen hierfür eine 
Hochburg ist, muss sich auch der Landtag mit die-
ser Gefahr auseinandersetzen. Ich will gar nicht be-
streiten, dass das Land erste Schritte unternommen 
hat; doch reicht dies bei Weitem nicht aus. Wir ha-
ben dazu in unserem Antrag einiges ausgeführt. Ich 
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möchte darüber hinaus noch einige Aspekte an-
sprechen, die in den vergangenen Tagen genannt 
worden sind.  

Das Präventionsprogramm „Wegweiser“ ist bisher 
viel zu klein. Es fehlt an einer gezielten Lehrerfort-
bildung. Frau Löhrmann, das ist etwas, was für Ihr 
Haus wichtig ist. Wir brauchen ein umfassendes 
Aussteigerprogramm sowie eine umfassende Be-
obachtung, aber auch Hilfe für Rückkehrer aus Sy-
rien. Wir brauchen seitens des Bundesamtes für 
Migration – hier ist auch der Bund gefordert – im 
Rheinland eine zweite Beratungsstelle für Eltern 
und Angehörige, die eine Radikalisierung ihrer Kin-
der feststellen.  

(Zuruf von Verena Schäffer [GRÜNE]) 

Und noch etwas ist von großer Bedeutung: Auch 
wenn wir wissen, dass es nie völlige Sicherheit ge-
ben wird, auch wenn wir Liberale keinen Überwa-
chungsstaat wollen, müssen wir die repressiven Mit-
tel des Rechtsstaates vollumfänglich nutzen, um die 
Verbreitung des Salafismus zu stoppen. Dazu gehö-
ren neben den Vereinsverboten auch alle Maßnah-
men, um potenzielle Syrien- oder Irakkämpfer von 
vornherein an der Ausreise zu hindern. Wir brau-
chen zudem eine Unterstützung für die Kommunen 
und die örtliche Polizei bei der Unterbindung von 
entsprechenden Veranstaltungen, damit sie wissen, 
was sie unterbinden können und wo die Grenzen 
sind. 

Wir hoffen auf eine entsprechende Beratung im 
Ausschuss. Als Demokraten sollten wir alle zusam-
menstehen, wenn es darum geht, unsere offene, 
liberale Gesellschaft zu verteidigen. Deswegen 
würde ich mich freuen, wenn wir hierzu eine sachli-
che Debatte führen könnten. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Dr. Stamp. – Nun spricht für die SPD-Fraktion Herr 
Kollege Körfges. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen und Her-
ren im Zuschauerraum! Ich freue mich ganz aus-
drücklich, dass wir die Gelegenheit haben werden, 
uns noch mal mit diesem wirklich schwierigen, be-
drückenden Problem des religiösen Fanatismus in 
der Form von gewaltorientiertem Salafismus be-
schäftigen zu können. Insoweit – das ist fast schon 
das Beste, was ich über diesen Antrag zu sagen 
habe – ist es gut, dass Sie einen Anlass dazu ge-
ben, dass wir uns in den entsprechenden Fachgre-
mien, also auch im Innenausschuss, erneut mit die-
sem Thema beschäftigen.  

Ich bin da ganz nahe bei der Begründung Ihres An-
trages, der dem Verfassungsschutzbericht beinahe 

eins zu eins entnommen ist. Die Begründung zeigt 
ja, dass Sie ganz offensichtlich die Arbeit unseres 
Verfassungsschutzes an der Stelle hoch schätzen, 
sonst hätten Sie Ihre Begründung dem Bericht nicht 
in dieser Form entlehnt. Das sehen Sie übrigens 
richtig, denn der Verfassungsschutz – und nicht nur 
der, sondern auch Bürgergesellschaften – macht 
zunehmend auf die Gefahren des Salafismus auf-
merksam. 

Ich komme aus der Stadt Mönchengladbach, wo wir 
ähnlich wie zum Beispiel die Bonnerinnen und Bon-
ner schlimme Erfahrungen mit dem Auftreten von 
Salafisten, von Hasspredigern und Ähnlichem mehr 
gesammelt haben. Ich glaube, wir müssen mit die-
sem Phänomen alle gemeinsam ernsthaft und unter 
Ausschöpfung aller rechtsstaatlichen Mittel umge-
hen. Insofern trennt uns da gar nichts. 

Ich kann als Demokrat nicht hinnehmen, dass Men-
schen, die demokratiefeindlich sind, die die Men-
schenrechte missachten, die den Rechtsstaat ab-
lehnen, die Frauen und Mädchen das Recht auf 
Selbstbestimmung und Bildung absprechen, und die 
nicht davor zurückschrecken, ihre Ziele mit Gewalt 
und unter Einsatz terroristischer Mittel umzusetzen, 
in unserem Lande die Möglichkeit zur Betätigung 
gegeben wird. Deshalb sind wir da ganz nahe bei-
einander, liebe Kolleginnen und Kollegen. An dieser 
Stelle haben Sie die SPD bei sich. 

Ihr Antrag ist in diesem Teil also dem Verfassungs-
schutzbericht entlehnt. Bei dem allerdings, was Sie 
dann an Konsequenzen fordern – ich habe gehört, 
Herr Dr. Stamp, dass Sie sich mit dem Thema „Sa-
lafismus“ auch auf Fachtagungen intensiv beschäf-
tigt haben –, wäre es hilfreich gewesen, sich auch 
mal damit zu beschäftigen, was wir in Nordrhein-
Westfalen tatsächlich schon machen. 

Ich bin stolz darauf, sagen zu dürfen, dass wir in 
Nordrhein-Westfalen besser aufgestellt sind, als das 
in vielen anderen Bereichen unserer Republik der 
Fall ist.  

Wir haben insbesondere damit zu kämpfen, dass 
junge Menschen sich verführen lassen, und zwar 
von Leuten, die einfache Lösungen anbieten. Diese 
Leute gehen einfach hin und nutzen Sinnkrisen von 
jungen Leuten aus, um sie zu rekrutieren. 

An dieser Stelle muss man sagen: Jawohl, wenn es 
begründete Anlässe gibt, muss man Veranstaltun-
gen verbieten – Klammer auf: das wird gemacht; die 
zuständigen Behörden von Land und Kommunen 
kümmern sich gemeinsam darum – und muss man, 
wenn es möglich ist, Vereinsverbote aussprechen. 
Leider ist das Land häufig nicht zuständig. Ich habe 
selber vor Ort die Erfahrung gesammelt, dass man 
manchen Verein gerne verbieten möchte, dass die-
ser sich dem Verbot aber durch eine kurzfristige 
Selbstauflösung entzieht. 

Die Frage ist, ob wir dann wehrlos sind. Ich würde 
diese Frage mit Nein beantworten. Man muss sich 
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nämlich – und das fehlt, zwar nicht in Ihrem Wort-
beitrag, aber in dem Antrag, ganz substanziell, liebe 
Kolleginnen und Kollegen von der FDP – neben 
dem Ausschöpfen aller rechtsstaatlich gebotenen 
repressiven Mittel auch um die Ursachen kümmern, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

um die Ursachen, die junge Menschen dazu brin-
gen, sich einer solchen menschenverachtenden 
Ideologie hinzugeben. Das machen wir – Sie haben 
darauf hingewiesen – in Nordrhein-Westfalen auch. 

Es gibt langfristig keine rein repressiv orientierte 
Strategie, um mit diesem Phänomen umzugehen. 
Wenn wir das Nachwachsen von solchen jungen 
Menschen und gerade vor dem Hintergrund der Er-
eignisse im Nahen Osten die Ausreise von solchen 
jungen Menschen verhindern wollen, müssen wir 
früher und auf andere Art und Weise zivilgesell-
schaftlich, unterstützt vom Staat, Prävention betrei-
ben. 

„Wegweiser“ ist der richtige Weg. Ich hoffe, dass wir 
uns im Ausschuss gemeinsam darüber unterhalten 
werden, wie wir auch diesen Weg ausbauen. 

Das fehlt in Ihrem Antrag aber völlig. Insoweit ist er 
zwar eine gute Gesprächsgrundlage, und wir wollen 
uns dem Gespräch auch gerne stellen. Aber der An-
trag fordert auf der einen Seite das von uns, was wir 
ohnehin machen, und hat auf der anderen Seite den 
erheblichen Mangel, dass Sie auf Prävention kom-
plett verzichten wollen. Insoweit ist er zwar ein guter 
Anlass für eine substanzielle Diskussion. Aber das, 
was Sie verlangen, machen wir schon, und das, 
was wir gemeinsam noch machen müssten, verlan-
gen Sie nicht. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: In diesem Moment – 
fast schon in der Nachspielzeit – wird eine Kurzin-
tervention angemeldet, Herr Körfges. Herr 
Dr. Stamp hat sich gemeldet. 

(Hans-Willi Körfges [SPD]: Pas de problème!) 

– Ja, das kriegen wir hin. 

Dr. Joachim Stamp (FDP): Herr Präsident, vielen 
Dank. – Herr Körfges, es ist so, dass Polizei und 
Ordnungsbehörden vor Ort zum Teil schlichtweg 
nicht einschätzen können, wie sie vorgehen kön-
nen. Wir haben das in Bonn gerade bei dem neuen 
Phänomen der Grillfeste erlebt. Dort wird seitens 
der Kommunen auch argumentiert, es handele sich 
um religiöse Veranstaltungen, gegen die man nicht 
vorgehen könne. Insofern ist es schon die Aufgabe 
des Landes, den Kommunen klare Leitlinien an die 
Hand zu geben und die Kommunen stark zu ma-
chen, damit solche Veranstaltungen vor Ort unter-
bunden werden können.  

Ich habe Ihnen hier in keiner Weise unterstellt, untä-
tig gewesen zu sein, sondern ausdrücklich aner-
kannt, dass vom Land bereits Initiativen ergriffen 
worden sind. Ich habe allerdings auch gesagt, dass 
das Projekt „Wegweiser“ zu wenig ist und dass wir 
noch kein Aussteigerprogramm haben. 

Vor allem haben wir – darauf sind Sie nicht einge-
gangen – noch keine Strategie zum Umgang mit 
den rückkehrenden Dschihadisten. Das ist ein Rie-
senproblem. Die Menschen bei uns zu Hause ha-
ben richtig Angst. In Bonn hätten wir beinahe eine 
Explosion gehabt – vielleicht nicht so groß wie in 
Madrid oder in London, aber möglicherweise mit 
zahlreichen Toten. Das haben wir sehr bewusst vor 
Augen. Ich bitte, auch darauf einzugehen. – Danke 
schön. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Kollege Dr. Stamp, 
ich bin dankbar dafür, dass Sie mir die Gelegenheit 
geben, das noch mal auszuführen. Eines unter-
scheidet uns womöglich in der Analyse. Ich bin an 
dem Thema schon lange dran 

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: Haben wir hier 
noch nicht mitbekommen!)  

und habe mehrfach versucht, mit den vor Ort Täti-
gen sowohl in der Kommune als auch im Polizeibe-
reich die Dinge zu diskutieren und zu erreichen, 
dass vor Ort über Veranstaltungsverbote nachge-
dacht wird. 

Das Problem ist nur folgendes: Sie müssen konkre-
te Anhaltspunkte haben. Aber jede Veranstaltung ist 
anders. Da kommt es auf den ganz konkreten Ein-
zelfall an. Zum Beispiel stellt sich die Frage der Re-
ligionsfreiheit immer mal wieder abstrakt im Vor-
hinein. Sie können nur leider nicht – das ist die Krux 
bei der ganzen Sache – aufgrund von Mutmaßun-
gen von vornherein – denn dann werden die Ver-
waltungsgerichte entsprechend entscheiden – et-
was untersagen. Das ist schlimm. Der Rechtsstaat 
gilt mit seinen Vermutungen aber leider auch für 
diese Menschen. 

Darüber hinaus bin ich extrem dankbar für Ihre Aus-
führungen, weil das alles das beinhaltet, was wir mit 
der Frage des Ausstiegs verbinden. In diesem Zu-
sammenhang lade ich herzlich zur nächsten öffent-
lichen Sitzung des Parlamentarischen Kontrollgre-
miums ein. Alles das beinhaltet die Frage: Wie ge-
hen wir mit diesen traumatisierten, vom Bürgerkrieg 
gezeichneten jungen Menschen, die verlockt wor-
den sind, sich dahin zu begeben, um? Wie verhin-
dern wir ein weiteres Einsteigen in die Szene? 

Wenn das Ihr Ansatz ist, diskutiere ich mit Ihnen im 
Ausschuss sehr gerne auch über Weiteres; denn 
das ist das wichtigste Problem überhaupt, glaube 
ich. Aus dem, was in Ihrem Antrag steht – und nur 
darüber reden wir hier im Augenblick –, kann man 
das aber leider nicht so herleiten. Insoweit sind wir 
gerne auch zu einer Ausweitung der Aktivitäten be-
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reit. Ich denke, dass der Minister an dieser Stelle für 
eine große Unterstützung aus dem Haus dankbar 
ist. Wir sollten einen gemeinsamen Schulterschluss 
hinbekommen; denn das eint uns alle. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Kollege, die 90 
Sekunden sind vorbei. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Wir wollen verhindern, 
dass immer mehr junge Menschen zum Opfer die-
ser verdammten Verführerinnen und Verführer wer-
den. – Danke. 

(Beifall von der SPD und Mehrdad Mostofi-
zadeh [GRÜNE]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Kollege Körfges. – Als nächster Redner spricht Herr 
Kruse für die CDU-Fraktion. 

Theo Kruse (CDU): Herr Präsident! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Sowohl die Verfassungs-
schutzberichte der letzten Jahre als auch die Be-
richterstattung zahlreicher Zeitungen in der Vergan-
genheit verdeutlichen, dass der Salafismus in 
Deutschland die am schnellsten wachsende islamis-
tische Bewegung ist. So hat auch der Innenminister 
unseres Landes die Zahl der extremistischen Sa-
lafisten in der Vergangenheit bedauerlicherweise 
immer wieder nach oben korrigieren müssen. 

Ich darf in Erinnerung rufen, dass sich das Perso-
nenpotenzial der salafistischen Szene in Nordrhein-
Westfalen seit 2010 mehr als verdreifacht hat. Wäh-
rend der NRW-Verfassungsschutzbericht für das 
Jahr 2011 noch von ca. 500 Salafisten ausging, 
muss für das Jahr 2014 mit ca. 1.800 Salafisten ge-
rechnet werden.  

Bei der Vorstellung des aktuellen Verfassungs-
schutzberichtes vom 19. Mai 2014 musste Herr Mi-
nister Jäger leider einräumen, dass inzwischen 40 
salafistische Netzwerke allein bei uns in Nordrhein-
Westfalen existieren. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, losgelöst von 
den Schwierigkeiten einer exakten Messung der 
Gewaltbereitschaft extremistischer Salafisten, sind 
sich, so hoffe und glaube ich, alle Fraktionen hier im 
Landtag darin einig – die Ausführungen und die Bei-
träge der Kollegen Stamp und Körfges haben das 
erfreulicherweise verdeutlicht –, dass wir nicht nur in 
einer freiheitlich-demokratischen und streitbaren, 
sondern auch und nicht zuletzt in einer abwehrbe-
reiten Demokratie leben. Unsere wehrhafte Demo-
kratie begründet ein Interesse der Allgemeinheit, 
jede Art von Extremismus zu unterbieten. Von da-
her unterstützt die CDU-Fraktion dem Grunde nach 
den vorliegenden Antrag der FDP. 

Ich darf in der gebotenen Kürze darauf hinweisen, 
dass der Salafismus eine außerordentlich extreme, 
eine außerordentlich konservative Denkweise im 
Islam beschreibt. Er steht in einem eklatanten Wi-
derspruch zur verfassungsmäßigen Ordnung. Über 
allem steht der Koran, der streng und wörtlich aus-
gelegt wird. Alle Anpassungen an veränderte ge-
sellschaftliche Gegebenheiten werden konsequent 
abgelehnt.  

Und das Wort „Dschihad“ benennt sowohl den Krieg 
gegen Ungläubige, als es auch für fromme Muslime 
den inneren Kampf um den richtigen Weg des 
Glaubens beschreibt.  

Ich möchte auch auf einen Bericht der „Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung“ vom 21. Juni hinweisen. Darin 
wird nämlich beschrieben, dass aus Europa kom-
mende Dschihadisten im syrischen Kampf ihre 
Ausweise häufig vor der Schlacht abgeben würden. 
Sofern sie im Kampf getötet werden, würden ihre 
Pässe dann an Dschihadisten mit ähnlichem Aus-
sehen weitergegeben, die fortan Reisefreiheit in 
ganz Europa genießen. 

Konkret gefragt – vielleicht können Sie, Herr Minis-
ter, dazu in dieser Plenarsitzung etwas sagen –: 
Liegen den NRW-Behörden Erkenntnisse über sol-
che Praktiken vor? Dass sich entsprechende Rei-
seaktivitäten überhaupt unter den Augen des Staa-
tes vollziehen, ist aus meiner Sicht skandalös. Es 
reicht auch nicht aus, dass Innenminister Jäger 
diesbezüglich regelmäßig auf die rechtlichen Hür-
den für eine Passentziehung oder die Möglichkeit 
der Einreise nach Syrien über die Türkei mittels 
Personalausweis hinweist. Hier muss in der Tat 
mehr passieren als das Zurückziehen hinter formal-
juristische Argumente. 

Ausdrücklich betonen möchte ich zum Abschluss, 
dass wir als CDU-Fraktion sehr begrüßen, Herr Mi-
nister Jäger, die Einigkeit der Innenminister in 
Deutschland auf der letzten Innenministerkonferenz, 
wie vor einigen Wochen verdeutlicht wurde, den 
Kampf und ihre Entschlossenheit gegen gewaltbe-
reite Salafisten zu intensivieren.  

In der Tat muss es eine Verbesserung der Erkennt-
nislage über die radikalsalafistische Szene geben. 
Das geht nicht nur bei uns im Land alleine; dazu 
sind alle Innenminister, dazu sind alle 16 Länder 
und darüber hinaus gefordert. Wir sind uns, glaube 
ich, auch einig darin, dass diese Einigkeit in 
Deutschland insgesamt aber auch beinhaltet, dass 
es eine Intensivierung und eine Verstärkung – ja, 
Herr Kollege Stamp, Sie schreiben von einem akti-
ven Tätigwerden – bei den zuständigen Behörden in 
unserem Bundesland geben muss. 

Es liegt aus unserer Sicht auch im Interesse der 
großen Mehrheit der friedlichen Muslime in Nord-
rhein-Westfalen, dass wir alle rechtlichen Möglich-
keiten zur Unterbindung und Bekämpfung salafisti-
scher Bestrebungen in unserem Verantwortungsbe-
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reich ergreifen. Von daher begrüßen wir – ich sage 
es nochmals – dem Grunde nach diesen Antrag und 
freuen uns natürlich auf die entsprechenden weite-
ren Beratungen im Ausschuss. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Kollege Kruse. – Nun spricht für die grüne Fraktion 
Frau Kollegin Schäffer. 

Verena Schäffer (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte zu Beginn 
meiner Rede betonen – dahinter können wir uns si-
cherlich alle sammeln –, dass wir angesichts eines 
Erstarkens antimuslimischer Einstellungen in der 
Gesellschaft, angesichts dessen, dass rechtsextre-
mistische Parteien immer mehr auf das Thema „is-
lamfeindliche Hetze“ setzen, wie sie es auch im 
Kommunal- und im Europawahlkampf getan haben, 
deutlich machen müssen, dass Musliminnen und 
Muslime, die hier friedlich leben, Teil unserer Ge-
sellschaft sind, sich für Demokratie, für Rechtsstaat-
lichkeit einsetzen, mit diesen Salafisten überhaupt 
nichts zu tun haben. Ich finde, das müssen wir im-
mer wieder verdeutlichen. 

(Beifall von den GRÜNEN, der SPD und den 
PIRATEN) 

Eines ist hier schon deutlich geworden, nämlich 
dass es sich beim Salafimus um die bundesweit am 
schnellsten wachsende verfassungsfeindliche Be-
strebung handelt. Im Jahre 2013 sind die Zahlen auf 
1.500 Personen angestiegen. Im Mai 2014 waren 
es bei der Vorstellung des aktuellen Verfassungs-
schutzberichts bereits 1.800 Personen.  

Zum einen haben wir es tatsächlich mit einem 
wachsenden Zulauf zu tun; auf der anderen Seite 
erhellt sich nach und nach natürlich auch ein Dun-
kelfeld. Und es ist erst einmal gut, dass dieses Dun-
kelfeld erhellt wird. 

Klar ist aber, von diesen Salafisten geht eine Gefahr 
für unsere Gesellschaft aus. Salafisten sind antide-
mokratisch. Sie sind verfassungsfeindlich. Sie treten 
ein gegen unsere demokratische, unsere pluralisti-
sche Gesellschaft. Deshalb ist es richtig, dass Ver-
fassungsschutz und Polizei diese Salafisten im Blick 
haben.  

Mit dem neuen Verfassungsschutzgesetz, das wir 
im letzten Jahr verabschiedet haben, haben wir 
auch noch einmal klargemacht: Der Verfassungs-
schutz muss ganz besonders gewaltorientierte Be-
strebungen im Blick haben und seinen Fokus beim 
Einsatz von nachrichtendienstlichen Mitteln genau 
auf diesen Bereich lenken. 

Das Problem, über das wir hier reden, ist nicht nur 
ein Problem der Sicherheitsbehörden. Sie haben 
erkannt, dass wir hier eine Gefahr haben. Sie haben 
schon vor Jahren davor gewarnt. Wir haben die 

Verfassungsschutzberichte. Wir haben auch die Be-
richte aus dem polizeilichen Bereich. 

Worauf es mir ankommt, ist, dass wir das Thema 
nicht nur als sicherheitspolitische Frage verstehen, 
sondern dass wir es gesamtgesellschaftlich betrach-
ten. Darauf komme ich gleich auch noch zurück. 

Ich will zunächst zwei Sätze zum Thema „Vereins-
verbote“ und zum Thema „Ausreisen“ sagen. Sie 
tun in Ihrem Antrag fast so, als hätte es noch nie 
Vereinsverbote gegeben. Das stimmt aber nicht. Es 
hat Vereinsverbote gegeben. Im Regelfall ist es 
aber so, dass diese Gruppierungen, diese Vereine 
bundesweit agieren. Dann ist der Bundesinnenmi-
nister zuständig und nicht das Land.  

Ich gehe aber sehr wohl davon aus, dass auch In-
formationen vom Verfassungsschutz und Polizeibe-
hörden auf Landesebene kommen, die mit in die 
Lagebewertung auf Bundesebene und mit in die 
Verbotsverfahren auf Bundesebene einfließen.  

Aber – das muss man ehrlicherweise auch sagen – 
man muss außerdem darüber diskutieren, wie wirk-
sam Verbote von Vereinen eigentlich sind, und zwar 
besonders in diesem Bereich, von dem wir wissen, 
dass es dort auch Netzwerkstrukturen gibt. Ich fin-
de, das muss man besonders kontrovers diskutie-
ren. 

Zum Thema „Ausreisen“: Wir wissen, dass ein Si-
cherheitsrisiko besteht, wenn Menschen, die in Sy-
rien gekämpft haben, nach Deutschland zurück-
kommen. Sie haben den Umgang mit Waffen und 
Sprengstoff gelernt, haben Kampferfahrung ge-
sammelt und sind in der Regel radikalisiert und an-
gesichts von Erlebnissen in den Kriegsgebieten na-
türlich auch traumatisiert. Auf der letzten IMK, die 
hier in Nordrhein-Westfalen stattgefunden hat, war 
genau das Thema. Dazu wird wahrscheinlich der 
Innenminister noch etwas sagen. Die IMK hat eine 
Arbeitsgruppe eingesetzt, um speziell die Frage zu 
diskutieren: Wie kann man Ausreisen verhindern? 

Deshalb läuft Ihre Forderung im Antrag meiner Mei-
nung nach ein Stück weit ins Leere. Denn das, was 
Sie fordern, wird schon längst diskutiert und bear-
beitet. Was ich jedoch an Ihrem Antrag fatal finde: 
Sie reden nur über Repression. Wir haben es je-
doch hier mit einem gesamtgesellschaftlichen Phä-
nomen zu tun. Hierbei geht es nicht nur um Repres-
sion. Es geht vielmehr um die Frage: Was sind 
denn die Ursachen? 

(Zuruf von Dr. Joachim Stamp [FDP]) 

– Sie haben es in Ihrer Rede angesprochen, aber 
nicht in Ihrem Antrag. Das ist das Problem. 

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: Und bei der Bera-
tung im Ausschuss!) 

Das ist viel zu kurz gegriffen. Ich finde, man muss 
sich mit den Fragen und Ursachen auseinanderset-
zen. Auch für unsere Gesellschaft ist es nicht immer 
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unbedingt bequem, zu hinterfragen, warum sich 
junge Menschen, insbesondere Männer, aber auch 
Frauen – auch das ist ein wichtiger Aspekt –, von 
der demokratischen Gesellschafft abwenden.  

Außerdem müssen wir uns mit der Frage beschäfti-
gen: Warum schaffen wir es eigentlich nicht, genau 
diesen Menschen eine Perspektive zu bieten und 
Anerkennung zu geben, sodass sie sich nicht den 
Salafisten anschließen?  

Diese Fragen stellen sich nicht nur in Bezug auf 
Menschen mit Migrationshintergrund, sondern auch 
in Bezug auf deutsche Konvertiten. Auch bei diesen 
müssen wir uns die Frage stellen: Warum schaffen 
wir es eigentlich nicht, dass diese Menschen sich in 
unserer Gesellschaft anerkannt fühlen und ein Ge-
meinschaftsgefühl erfahren? 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Fragen sind, wie gesagt, unbequem, aber man 
muss sie stellen, wenn man die Ursache an der 
Wurzel bekämpfen will. 

Die gute Zusammenarbeit mit muslimischen Ge-
meinden und Moscheen, die wichtige Verbündete in 
der Bekämpfung des Salafismus darstellen, ist für 
uns elementar. Genau dort setzt das Präventions-
projekt „Wegweiser“ des Innenministeriums an. Es 
ist ein bundesweit einmaliges Projekt und erst der 
Anfang. Das muss – in dieser Hinsicht haben Sie 
recht – ausgebaut werden. Dieses Ziel teilen wir. 

Man muss jedoch erst einmal Folgendes festhalten: 
Wir haben in Nordrhein-Westfalen immerhin ein 
Präventionsprojekt auf die Beine gestellt. Ich finde, 
genau an dieser Stelle müssen wir gemeinsam wei-
terdiskutieren. Das gilt aber nicht nur für den Innen-
ausschuss – auch das finde ich wichtig –, sondern 
auch für den Integrationsausschuss, den Schulaus-
schuss und viele andere, die in diesem Themenbe-
reich angesprochen sind. Ich glaube, wir kommen in 
diesem Themenfeld nur weiter, wenn wir es ge-
samtgesellschaftlich betrachten. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Schäffer. – Als Nächstes spricht Herr Kol-
lege Schatz für die Piratenfraktion. 

Dirk Schatz (PIRATEN): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge-
ehrter Herr Dr. Stamp, Ihre Rede gerade war zu-
mindest versöhnlicher als der Antragstext. Als ich 
mir den Antrag durchgelesen habe, dachte ich zu-
erst, die Verwaltung hätte sich vertan und einen fal-
schen Antragsteller hingeschrieben. Es hätte eigent-
lich die CDU sein sollen. 

Sie suggerieren, dass die Behörden nichts oder 
zumindest zu wenig tun würden. Ich möchte das 
Problem nicht kleinreden. Es gibt eine Gefahr. Dar-

über sind wir uns, denke ich, alle einig. Wir reden 
von ca. 1.500 salafistischen Extremisten in NRW. 
Ich glaube, bundesweit sind es aktuell ca. 4.500 Sa-
lafisten. Wir können nicht wegsehen und sagen: 
Das Problem wird sich von allein lösen. Das wird es 
auf keinen Fall. 

Wenn ich mir aber beispielsweise im Vergleich dazu 
die Zahlen von Rechtsextremisten anschaue, die 
aktuell über ein Personenpotenzial von ca. 20.000 
Personen verfügen, die vor einigen Jahrzehnten 
sogar noch über ein Vielfaches davon verfügt ha-
ben, die in Parlamenten sitzen und – was das Ge-
waltpotenzial angeht – den salafistischen Extremis-
ten sicherlich in nichts nachstehen und es trotz alle-
dem seit Jahren nicht geschafft haben, die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung abzuschaffen, 
kann man bei dieser vergleichsweise kleinen Zahl 
salafistischer Extremisten sicherlich nicht behaup-
ten, die Behörden würden das Risiko unterschätzen 
und zu wenig dagegen tun. Das ist meiner Ansicht 
nach zumindest im repressiven Bereich nicht der 
Fall. Denn die Methoden, dies zu verhindern, sind in 
beiden Bereichen im Prinzip dieselben.  

Eines muss ich unserem Innenminister lassen: Re-
pression kann er. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Wissen Sie, was neben diesen ganzen Tätigkeiten 
der Behörden noch entscheidend dazu beigetragen 
hat, dass der Rechtsextremismus in Deutschland 
nie richtig Fuß fassen konnte und die Zahlen seit 
Jahren sogar rückläufig sind? – Ganz einfach: Das 
war die Sensibilisierung der Gesellschaft für dieses 
Thema durch präventive Maßnahmen. Es gibt Aus-
steigerprogramme, das Thema wird an den Schulen 
herauf- und herunterdiskutiert, es gibt finanzielle Hil-
fen für Sozialarbeiter, für Hilfsorganisationen in die-
sem Bereich, die Medien machen entsprechend da-
rauf aufmerksam und so weiter und so fort. 

Gerade bei einem Thema wie dem Salafismus, der 
nun einmal eine vergleichsweise neue Erscheinung 
ist und erst in den Anfängen steckt, wären mehr 
präventive Maßnahmen das richtige Mittel, damit 
sich junge Menschen gar nicht erst radikalisieren. 
Warum werden junge Menschen denn überhaupt 
so? 

(Beifall von den PIRATEN) 

Es hat doch einen Grund, dass sie so werden. Wir 
müssen gerade jetzt, in dieser Anfangsphase, an-
setzen. Zur Prävention – das haben Frau Schäffer 
und auch Herr Körfges richtigerweise erwähnt – 
steht in Ihrem Antrag jedoch nicht ein einziges Wort. 
Sie haben es gerade in Ihrer Rede erwähnt, das will 
ich Ihnen lassen. 

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: Im Gegensatz zu 
Ihnen machen wir auch keine direkte Ab-
stimmung!) 
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– Ja, aber wir stimmen hier nicht über Reden ab, 
sondern über Anträge, und in Ihrem Antrag steht 
kein einziges Wort zur Prävention. So einfach ist 
das. Glauben Sie, dazu kommt noch etwas? – Nein, 
im Gegenteil. Sie wollen nur Repression, und Sie 
fordern sogar noch eine Stärkung des Verfassungs-
schutzes. 

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: Dann haben Sie 
nicht zugehört!) 

– Na klar. Sie wollen dem Geheimdienst noch mehr 
Befugnisse geben. Das sind die Forderungen, die 
ich mir von einer liberalen Partei wünsche. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Lassen Sie mich zum Schluss noch ein, zwei Worte 
über Ihre Verbotsforderungen verlieren. Gerade ha-
ben Sie auch gesagt, es würde nichts getan, was 
Verbote angeht. Tatsächlich gab es bundesweit be-
reits einige Versuche, derartige Veranstaltungen zu 
verbieten. Das wurde von den Gerichten aber bis-
her immer abgelehnt. Ich möchte Ihnen drei Bei-
spiele nennen: Verwaltungsgericht Bremen, Be-
schluss vom 30. Mai 2014, einen Tag später Ober-
verwaltungsgericht Bremen, Verwaltungsgericht 
Frankfurt am Main, Beschluss vom 4. September 
2013. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Gerhard Papke) 

Bei allen diesen Entscheidungen möchte ich aus-
drücklich nicht den Gerichten den Schwarzen Peter 
zuschieben und sagen: Diese sind Schuld, dass Sa-
lafisten ihre Veranstaltungen durchführen können. – 
Natürlich nicht. Die machen das, weil die Grund-
rechte dies vorsehen. Dabei stützen sie sich auf Ur-
teile des Bundesverfassungsgerichtes, die völlig zu 
Recht existieren. Denn auf solchen Veranstaltungen 
werden – anders als in Ihrem Antragstext ausge-
führt – gerade keine Straftaten verübt. Denn zur 
Wahrung der Grundrechte ist die Wahrung der De-
mokratie nun einmal essenziell wichtig, und das 
wollen Sie als liberale Partei laut Ihrem Antragstext 
ändern. Dazu sage ich: Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die Landesregierung erteile ich 
Herrn Minister Jäger das Wort.  

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich glaube, dass wir bei 
aller unterschiedlichen Bewertung von einzelnen 
Textteilen eines Antrages hier im Plenum relativ ei-
ner Meinung sind. Der Salafismus ist die am dyna-
mischsten wachsende islamistische, gewaltbereite 
Strömung innerhalb der islamistischen Szene. Sie 
bereitet uns erhebliche Sorgen, nicht nur in Nord-
rhein-Westfalen – ich darf das als Vorsitzender der 
Innenministerkonferenz sagen –, sondern genauso 

in allen anderen Bundesländern und auch bei mei-
nem Kollegen Bundesinnenminister. 

Diese Ideologie scheint zurzeit für junge Männer 
äußerst attraktiv. Das erklärt den Zulauf. Diese 
Ideologie verspricht jungen Männern, die sich in ei-
ner Werte-, in einer Orientierungskrise befinden, auf 
alle Fragen des Lebens umfassende Antworten zu 
erhalten. Voraussetzung ist, man lässt sich auf die-
se Ideologie vollständig ein, stellt den Lebenswan-
del um und orientiert sich nur noch in diese Szene. 
Das geht bis dahin, dass diese salafistische Szene 
bei Veranstaltungen allein schon dadurch erkennbar 
ist, dass man andere Frisuren, andere Bärte, ande-
re Kleidung trägt, also auch sehr offensiv nach au-
ßen die Zugehörigkeit zu dieser Strömung manifes-
tiert.  

Alle elf versuchten Terroranschläge in Deutschland 
hatten salafistische Bezüge. Ich glaube, keinem 
muss mehr erklärt werden, welche Gefahr von die-
ser Strömung ausgeht, sondern es geht um die Dis-
kussion darüber – so verstehe ich auch Ihren An-
trag –, welche Mittel zur Verfügung stehen, welche 
Mittel möglicherweise noch geschärft werden müs-
sen, welche Instrumente geschärft werden müssen. 

Ich sage Ihnen ganz offen: Wir müssen als Rechts-
staat sehr genau darauf achten, dass wir einerseits 
die Möglichkeiten, die wir haben, ausnutzen, ande-
rerseits aber immer sehr genau abwägen, ob weite-
re gesetzliche Maßnahmen tatsächlich durchgeführt 
werden sollen. Ich nehme ein Beispiel, Herr 
Dr. Stamp, das wir auf der letzten Innenministerkon-
ferenz in Bezug auf ausreisende Syrer in den 
Dschihad diskutiert haben.  

Das Problem ist: Man kann in Deutschland Men-
schen den Pass entziehen. Das tun wir auch, wenn 
die Sicherheitsbehörden Kenntnis darüber haben, 
dass es beabsichtigt ist, nach Syrien auszureisen 
und dort am Dschihad teilzunehmen. Die Dreh-
scheibe dabei ist in der Regel die Türkei. Dann wird, 
sofern dies möglich ist, im Rahmen des Passgeset-
zes der Pass entzogen und ein Ausreiseverbot ver-
hängt. Das hat auch in Teilen gefruchtet.  

Aber wir müssen auch anerkennen, dass rund 90 % 
derer, die der salafistischen Szene angehören und 
nach Syrien ausreisen, Deutsche mit einem deut-
schen Personalausweis sind. Und das Reisen in-
nerhalb Europas mit einem deutschen Personal-
ausweis in die Türkei ist jederzeit möglich. 

Wir haben auf der Innenministerkonferenz sehr in-
tensiv diskutiert, ob man das Passgesetz ändern 
müsse. Das wäre im Hinblick auf diese Szene in der 
Tat ein Hilfsmittel. Aber ich sage auch immer: Der 
Rechtsstaat muss im Rahmen der Verhältnismäßig-
keit, ob ein solches Instrumentarium, einem deut-
schen Staatsbürger den Personalausweis zu ent-
ziehen und damit jede Möglichkeit von Freizügigkeit 
zu nehmen, genutzt wird, sehr genau abwägen. 
Diese Diskussion müssen wir noch führen. 
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Wir haben auch schon festgestellt – so Vorredner 
von mir, insbesondere Herr Körfges –, dass wir 
nicht nur den Blick auf Repression lenken dürfen, 
sondern wir müssen insbesondere die Prävention 
ins Auge fassen. Da unterscheiden wir uns auch 
nicht in der Haltung, Herr Dr. Stamp. Ich glaube, 
dass wir mit dem Projekt „Wegweiser“, das bun-
desweit bisher einmalig ist – ich werbe bei meinen 
Innenministerkollegen der anderen Länder, Ähnli-
ches aufzulegen –, einen wichtigen Schritt gehen, 
der nicht zu unterschätzen ist. Wir haben die Infor-
mationen, wenn es droht, dass junge Männer in 
diese Szene abgleiten, weil Lehrer, Familienange-
hörige, Eltern, Geschwister sagen: Unser Sohn, un-
ser Bruder verändert sich plötzlich. – Wir haben 
dann zwar diese Information, aber wenige Kultur-
techniken hinsichtlich Sprach- und Religionskennt-
nissen, um tatsächlich einer solchen Gefahr wirk-
sam begegnen zu können. Deshalb sind diese örtli-
chen Netzwerke gemeinsam mit Moscheevereinen, 
gemeinsam mit Imamen wichtig, damit wir diese 
Kompetenz in solchen Netzwerken auch tatsächlich 
verankert haben und auf diesen jungen Mann ein-
gewirkt werden kann.  

Was die Rückkehrer angeht, Herr Stamp, teile ich 
Ihre Einschätzung, dass das uns allen große Sor-
gen macht. Dabei sollen die Rückkehrer aber auch 
nicht pauschaliert werden. Die einen kommen wirk-
lich traumatisiert aus Kriegserlebnissen zurück. Die 
anderen kommen desillusioniert zurück, weil sie 
festgestellt haben, dass sie eigentlich nur als Kano-
nenfutter missbraucht werden. Aber es kommen 
auch welche zurück, die zusätzlich radikalisiert, zu-
sätzlich verroht sind und Kenntnisse im Umgang mit 
Waffen und Sprengstoffen haben. Und die stellen in 
der Tat ein Sicherheitsrisiko dar. Die müssen – so 
schwierig es ist – die Sicherheitsbehörden des Bun-
des und der Länder im Blick behalten, weil, wie ich 
eingangs gesagt habe, das eine dynamisch wach-
sende Szene ist. Diese gewaltbereiten Rückkehrer 
gelten dort als Helden. 

Ich freue mich auf eine intensive Diskussion im 
Fachausschuss und hoffe, dass der Haushaltsge-
setzgeber unsere Bestrebungen in diesem Bereich 
nicht nur zur Kenntnis nimmt, sondern in ausrei-
chendem Maße unterstützt. – Herzlichen Dank für 
die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine Damen und Herren, weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Deshalb 
schließe ich die Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrages Drucksache 
16/6127 an den Innenausschuss – federführend – 
sowie an den Integrationsausschuss. Die ab-
schließende Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer ist 

für diese Überweisungsempfehlung? – Gibt es Ge-
genstimmen? – Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist diese Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 

4 Gesetz zur Änderung des Landesmedienge-
setzes Nordrhein-Westfalen und des Tele-
medienzuständigkeitsgesetzes – 14. Rund-
funkänderungsgesetz – 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/4950 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/6204 – Neudruck 

Änderungsantrag  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6218 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Kultur und Medien 
Drucksache 16/6137 

zweite Lesung 

In Verbindung mit: 

Beitrag zu Vielfalt und Qualität im Journalis-
mus leisten – Gemeinnützigkeit von Journa-
lismus anerkennen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6130 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen Vogt 
das Wort.  

Alexander Vogt (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Angesichts der fortschreitenden Digi-
talisierung, einer immer schneller werdenden tech-
nischen Entwicklung und eines dramatischen Wan-
dels in der Mediennutzung hat die Politik die Aufga-
be, eine Reihe von Fragen zu beantworten, bei-
spielweise: Wie halten die Mediengesetze den An-
forderungen der Zukunft stand?  

Wenn wir uns ansehen, das Web-Radios entstehen, 
sich die Zeitungslandschaft dramatisch ändert, neue 
Endgeräte vorhanden sind, müssen wir uns fragen: 
Welche Spielräume können wir den Medienunter-
nehmen in NRW eröffnen? NRW ist Medienland 
Nummer eins. Wir haben 25.000 Medien- und 
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Kommunikationsunternehmen mit mehr als 400.000 
Mitarbeitern. Das fängt bei Filmproduzenten an, 
geht weiter über erfolgreiche Verlage und TV-
Sender bis hin zur wachsenden Games-Industrie.  

Eine weitere Frage ist: Wie können wir gesellschaft-
liche, kulturelle und wirtschaftliche Interessen opti-
mal austarieren? Denken wir einmal an die Zusam-
mensetzung der Gremien und an Themen wie die 
Netzneutralität.  

Was soll eigentlich ein Landesmediengesetz ange-
sichts bundes- und europarechtlicher Vorgaben und 
Entwicklungen leisten? Was kann zum Beispiel über 
die LfM und über Satzungen geregelt werden?  

Diese ganzen Fragestellungen haben Sie als CDU, 
als FDP sich auch schon zu Ihrer Regierungszeit 
gestellt. Es sind eine Reihe neuer Fragen hinzuge-
kommen. Ich bin mir sicher, dass wir mit diesem 
Gesetzentwurf gute und zeitgemäße Antworten ge-
funden haben. Das wurde auch in der Sachverstän-
digenanhörung deutlich.  

Was die Sachverständigenanhörung angeht, möch-
te ich an Dr. Tobias Schmid von RTL oder auch an 
den Direktor der Landesanstalt für Medien erinnern, 
die von einem guten Gesetzentwurf sprachen, der 
in die richtige Richtung geht.  

Der Deutsche Journalistenverband lobt den Ge-
setzentwurf und nennt insbesondere die Stiftung als 
einen wichtigen Bestandteil. Sogar der VPRT hat 
am Donnerstag im Medienausschuss den Gesetz-
entwurf positiv erwähnt und zuvor von einem muti-
gen und innovativen Gesetzentwurf gesprochen, mit 
dem neue Wege beschritten werden.  

Sie merken: Es lohnt sich, genauer hinzusehen. 

Der Gesetzentwurf der Landesregierung hat drei 
große Ziele: Vielfalt fördern, Partizipation ermögli-
chen und Transparenz stärken.  

Wenn wir uns ansehen, wie dieser Gesetzentwurf 
entstanden ist, dann stellt man fest, dass dort neue 
Wege beschritten wurden. Die Landesregierung hat 
einen ersten Arbeitsentwurf ins Netz gestellt. Dort 
fand eine Onlinekonsultation statt: Vereine, Organi-
sationen, Unternehmen, aber auch Bürger konnten 
sich beteiligen. Und mit über 500 Kommentaren und 
Stellungnahmen war es ein erfolgreicher Prozess. 
Dieser Prozess wurde immer wieder kritisiert, ins-
besondere von CDU und FDP. Wir haben uns na-
türlich gefragt, was Sie eigentlich so geärgert hat. 
Denn wir schaffen mehr Transparenz, wir wollen 
Menschen beteiligen.  

Dann haben wir festgestellt, dass Sie auch eine On-
linekonsultation zum Landesmediengesetz hatten, 
und zwar über die gleiche Zeit, vier Wochen, zwei 
Wochen in den Ferien, fast identisch. Das war 2009. 
Sie erhielten 40 Anregungen; wir hatten 591 be-
kommen. Das erklärt wohl, warum Sie sich über 
diesen erfolgreichen Prozess der Landesregierung 
so ärgern.  

(Beifall von der SPD und den PIRATEN) 

Im Anschluss an diesen Onlinekonsultationsprozess 
wurde dieser Gesetzentwurf eingebracht. Wir hatten 
eine umfangreiche Anhörung. Mehr als 25 Experten 
haben Stellungnahmen und Ideen beigetragen. In 
der Zwischenzeit ist noch etwas passiert: Das Bun-
desverfassungsgericht hat ein Urteil zum ZDF-
Staatsvertrag gefällt. Dieses Urteil gibt uns Hinwei-
se, was wir an diesem Gesetzentwurf, der durch die 
Landesregierung eingebracht wurde, noch verän-
dern und in Bezug auf die Auswahl und Zusam-
mensetzung von Gremien und Transparenzvor-
schriften noch verbessern können. Darum haben 
wir heute auch einen Änderungsantrag eingebracht, 
der zum großen Teil auf diese Anforderungen ein-
geht.  

Aber schauen wir uns erst einmal den Gesetzent-
wurf an. Er sieht vor, das einmalige System, das 
System, das wir an Lokalradios in Nordrhein-
Westfalen mit den 44 Sendern haben und das in 
keinem anderen Bundesland vorhanden ist, dass 
Journalisten vor Ort berichten und vor Ort recher-
chieren, weiter aufrechtzuerhalten.  

Bei der Einbringung fand ich es schon bemerkens-
wert, dass der Kollege Nückel von der FDP an die-
sem Pult sagte, dass man dieses Radiomonopol 
aufbrechen müsse. Das müssen wir uns genauer 
vor Augen führen. Was heißt das denn, dieses Ra-
diomonopol aufzubrechen?  

Wir wollen genau das Gegenteil. Wir wollen diese 
44 Sender schützen, die vor Ort lokale Berichter-
stattung machen, die vor Ort ihre Redaktionen ha-
ben und die auch zur Vielfalt bei einem wegbre-
chenden Zeitungsmarkt beitragen. Und wir wollen 
dieses System stärken, meine Damen und Herren. 
Da sind wir von der FDP weit entfernt.  

(Beifall von der SPD) 

Wir haben in diesem Gesetzentwurf den Bereich 
der Frequenzvergabe. Auch hier wollen wir das pri-
vate Hörfunksystem stärken. Und wir stärken auch 
die Landesanstalt für Medien, indem sie die Aufsicht 
über die Telemedien übertragen bekommt.  

Wir haben den Bereich Partizipation, Beteiligung. 
Wir haben hierbei das Thema „Bürgermedien“. Wir 
haben im Koalitionsvertrag vereinbart, dass wir die 
Bürgermedien stärken wollen. Das wird mit diesem 
Gesetz geschehen. Es soll eine Onlineplattform ge-
ben, es wird einen Lehr- und Lernsender geben. Es 
gibt eine institutionelle Förderung finanzieller Art für 
Radiowerkstätten. Wir haben in diesem Gesetzent-
wurf einen zeitgemäßen Weg gefunden, indem man 
auch die Onlinekomponente mit einbezieht, Bür-
germedien zu stärken.  

Wir haben einen ganz wichtigen Punkt, vielleicht 
sogar den wichtigsten in diesem Gesetzentwurf 
verankert und auf die Situation am Zeitungsmarkt 
reagiert: Denn die gesamte Redaktion der „Westfä-
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lischen Rundschau“ ist in den letzten Monaten nicht 
mehr vorhanden. In der letzten Woche wurde eine 
Kooperation zwischen der „Rheinischen Post“ und 
der „NRZ“ angekündigt. Das heißt, dass auch dort 
weniger Medienvielfalt entsteht.  

Die Politik hat die Aufgabe, sich in diesem Bereich 
Gedanken zu machen und Vorschläge zu unterbrei-
ten. Der Gesetzentwurf sieht hierzu eine Stiftung für 
Vielfalt und Partizipation vor, eine Stiftung, die loka-
len Journalismus stärken soll, die eine Diskursplatt-
form ermöglichen soll, wie wir auch weiterhin in den 
Kommunen, in den Städten, im Land kommunizie-
ren. 

Das betrifft nicht nur Politik. Das betrifft Vereine, 
Verbände, genauso die Kirchengemeinde wie den 
Sportverein vor Ort, die nicht mehr innerhalb einer 
Stadt kommunizieren, ganz zu schweigen davon, 
dass lokaler Journalismus auch Politik und Wirt-
schaft kontrolliert und darüber berichtet. 

Der FDP-Antrag, der gleichzeitig beraten wird, 
schlägt eine Gemeinnützigkeit von Journalismus 
vor. Bisher hatten wir von der Opposition nur Kritik 
an der Stiftung und nicht einen einzigen Vorschlag 
bekommen. Von daher bewerte ich es schon mal 
als positiv, dass die FDP – von der CDU haben wir 
bisher nichts dazu gehört – einen eigenen Vor-
schlag einbringt.  

Ich denke, dass dieser Vorschlag diskussionswürdig 
ist, Herr Nückel, und als weiterer Baustein zu sehen 
ist, der neben der Stiftung diskutiert werden muss. 
Der Deutsche Journalisten-Verband sieht das ge-
nauso. Der Deutsche Journalisten-Verband spricht 
von einem weiteren Baustein. Aber die Arbeit von 
privatwirtschaftlich organisierten Medienunterneh-
men darf dadurch nicht ersetzt werden. Von daher 
ist das ein Punkt, den wir auch im Medienaus-
schuss weiter diskutieren werden. 

Angesichts des Staatsvertragsurteils und aufgrund 
von Anregungen aus der Onlinekonsultation sowie 
von Experten aus der Anhörung haben wir einen 
Änderungsantrag eingebracht. Dieser Änderungs-
antrag umfasst einige Punkte. Eine Reihe hiervon 
möchte ich Ihnen gerne erläutern. 

Wir müssen, wie gesagt, auf das Staatsvertragsur-
teil reagieren und haben hier durch mehr Transpa-
renz und erweiterte Veröffentlichungspflichten bei 
der LfM unseren Beitrag geleistet.  

Wir haben die Aufgabe, Staatsferne zu erzeugen 
und einer sogenannten Versteinerung entgegenzu-
wirken. Das machen wir, indem wir die Medien-
kommission weiter ausbauen, indem wir sie anders 
zusammensetzen. Das betrifft einige neue Organi-
sationen. 

Wir haben auch zwei Vorschläge in unserem Ände-
rungsantrag, um eine erhöhte Staatsferne zu errei-
chen. Der eine ist, dass sich Organisationen beim 
Landtag zusätzlich bewerben können und für eine 

Periode dann mit einer Zweidrittelmehrheit im Land-
tag bestimmt werden kann, wer an der Medien-
kommission teilnimmt und Vertreter in diese Kom-
mission entsenden kann. 

Wir schaffen darüber hinaus durch diesen Ände-
rungsantrag die Möglichkeit, dass sich Einzelperso-
nen direkt bei der LfM bewerben können und die 
Medienkommission dann die Möglichkeit hat, Ein-
zelpersonen auszuwählen, die auch in die Medien-
kommission aufgenommen werden. 

Wir haben einen Änderungspunkt, was die Bürger-
medien und hier den Bürgerfunk angeht. Es gab ei-
ne heftige Diskussion, die ja auch öffentlich geführt 
wurde. Wir haben hierbei einen guten Kompromiss 
gefunden. Die Bürgerfunkzeiten werden auf 20 Uhr 
statt auf 21 festgelegt. Das ist ein guter Kompro-
miss, der in den Stellungnahmen auch vom Journa-
listenverband und von den Chefredakteuren in den 
eigenen Sendern durchaus als Kompromiss gese-
hen wurde. Wenn man sich vor Ort in einem Sender 
auf andere Regelungen einigt, bieten wir natürlich 
die Möglichkeit, dass dort auch andere Regelungen 
getroffen werden können. 

Wir haben ein ganz wichtiges Thema, was wir auch 
im Parlament schon öfter diskutiert haben, aufge-
nommen und der Landesanstalt für Medien durch 
diesen Änderungsantrag die Aufgabe mit auf den 
Weg gegeben, Netzneutralität als Thema vorzuse-
hen. Dass die Netzneutralität, die diskriminierungs-
freie Durchleitung von Daten im Internet, ein The-
menfeld der LfM ist, ist ein Zeichen und reagiert 
auch auf die Anregung, die Herr Prof. Holznagel in 
der Anhörung eingebracht hat.  

Wir haben im Änderungsantrag die Menschen mit 
Behinderungen bzw. Vertreter von Menschen mit 
Behinderungen berücksichtigt, zum Beispiel in den 
Veranstaltergemeinschaften des lokalen Hörfunks. 

Außerdem haben wir , wie wir auch im Ausschuss in 
den letzten Wochen diskutiert haben, die Anforde-
rungen, was die Qualifikation von Mitgliedern an-
geht, die durch die Organisationen in die Medien-
kommission entsandt werden, geändert. Wir setzen 
hier darauf, dass ein eigener Anspruch der einzel-
nen Mitglieder und der Organisationen besteht, sich 
weiterzubilden und Qualifikationen einzubringen. 

Insgesamt ist das ein guter Gesetzentwurf. Auf-
grund unserer Änderungen sagen wir aus Parla-
mentssicht, dass wir noch einige Verbesserungen 
vorgenommen haben. Herzlichen Dank der Landes-
regierung, herzlichen Dank dem Koalitionspartner 
und den Experten, die sich eingebracht haben, und 
auch der Piratenfraktion, die mit auf diesen Ände-
rungsantrag gegangen ist und Ideen eingebracht 
hat. 

Wir haben die Fragestellungen, die ich am Anfang 
genannt habe, gut beantwortet. Wir haben sie zeit-
gemäß beantwortet. Wenn wir uns die Expertenan-
hörung ansehen, stellen wir fest: Ein Experte hat 
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davon gesprochen, dass wir hiermit wohl das mo-
dernste Landesmediengesetz im Vergleich zu allen 
anderen Bundesländern bekommen. Das sehen wir 
auch so. NRW geht damit voran.  

Wir werben um Zustimmung. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Vogt. – Für die CDU-Fraktion erteile 
ich als nächstem Redner Herrn Kollegen 
Prof. Sternberg das Wort. 

Prof. Dr. Thomas Sternberg (CDU): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Da-
men und Herren! Lieber Kollege Vogt, so viel Lob 
auf einmal – aber das kann man ja eigentlich auch 
erwarten. Aber dieses heftige Schulterklopfen zum 
Staatssekretär – na ja. 

Ich habe die Frage, über was wir heute eigentlich 
diskutieren. Es war ein Gesetz angekündigt, und 
zwar mit großer Ankündigung transparenter Verfah-
ren. Ein Onlinekonsultationssystem zum Referen-
tenentwurf im vorigen Jahr war der Auftakt. Das 
sollte besonders transparent und offen behandelt 
werden. Daraufhin ist der Referentenentwurf zu-
rückgezogen und überarbeitet worden. Alles völlig 
okay. 

Der Gesetzentwurf wurde eingebracht, wurde bera-
ten, und es gab am 8. Mai eine intensive Anhörung, 
deren Auswertung dann in der vergangenen Woche 
stattfand. In der Sitzung in der letzten Woche sag-
ten Sie, Kollege Vogt, es gäbe noch einen Ände-
rungsantrag, der sich auf die Besetzung der Medi-
enkommission beziehe, und zwar als Konsequenz 
aus dem ZDF-Verfassungsgerichtsurteil zur Beset-
zung der Kommission.  

Na ja, haben wir gedacht: Mal sehen, was da noch 
kommt. Wir waren ein bisschen überrascht, denn 
eigentlich ist aus dem Urteil des Verfassungsge-
richts zum ZDF überhaupt nichts für die Medien-
kommission zu ziehen, auch nichts für den WDR-
Rundfunkrat. Die sind alle völlig okay und auch 
nach dem Urteil okay. Es war ein bisschen überra-
schend, dass das kam. Nun gut, haben wir gesagt, 
sehen wir uns einmal an, was da kommt. 

Dann kam gestern Mittag eine 28-seitige Ände-
rungsvorlage zumindest für uns als die Fachspre-
cher. Diese Änderungsvorlage ist eine Tischvorlage 
für die Plenarsitzung. Das stelle man sich einmal 
vor! Da beginnt ein Prozess, der transparent ange-
legt ist, mit einem öffentlichen Konsultationsprozess 
und endet mit einer 28-seitigen Tischvorlage, die 
jetzt einmal eben durchgewunken werden soll. Mei-
ne Damen und Herren, das ist nicht Parlamentaris-
mus. 

(Beifall von der CDU) 

Die Veränderungen, die in den 28 Seiten stehen, 
sind auch durchaus gravierend. 

(Zuruf von der SPD: Der Inhalt macht es 
aus!) 

Wenn man durchblättert, entdeckt man plötzlich 
massive Veränderungen. Da sollen zum Beispiel, 
wie ich finde völlig aus der Luft gegriffen, neue Vo-
raussetzungen für den Direktor der Landesanstalt 
für Medien eingeführt werden, die sich wahrschein-
lich nicht sachlich, sondern persönlich begründen 
lassen, um damit nur eine der vielen Nickeligkeiten 
in diesem langen Änderungsantrag zu nennen. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: So ist das!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte auf das Gan-
ze des Gesetzes zu sprechen kommen. Es handelt 
sich um die Novellierung eines im Großen und 
Ganzen gut funktionierenden Gesetzes. Das hat of-
fensichtlich auch die jetzige Regierung eingesehen. 
Das Gesetz, das wir damals gemacht haben, ist ein 
gutes Gesetz. Auch die Landesmedienkommission, 
die Lokalfunkanstalten, Sie haben das gerade er-
wähnt, Herr Voigt, sind gut, und alles funktioniert 
gut. Das kann im Gesetz so bleiben. 

Jetzt aber kommen neue Regelungen hinzu. Es 
entsteht eine neue Regelungsdichte. Die Frage ist: 
Ist eine solche Regelungswut eigentlich angemes-
sen für einen Medienstandort und für eine Mediensi-
tuation, die sehr stark im Umbruch begriffen ist? Da 
habe ich meine Fragen. 

Ich habe den Eindruck, es ist fast so, wie beim 
Hochschulgesetz, wenn auch nicht ganz so 
schlimm: möglichst viele Regulierungen, möglichst 
viele Detailsteuerungen. Dabei braucht diese Medi-
enlandschaft weniger Detailsteuerungen und mehr 
Vertrauen in die Arbeit der Medienkommission der 
Landesanstalt. 

(Lutz Lienenkämper [CDU]: So ist es!) 

Die Landesanstalt braucht fraglos die Kompetenz, 
wie es in einer der Änderungen heißt, Maßnahmen 
zur Sicherstellung von Netzneutralität zu treffen. 
Damit sind wir völlig einverstanden. Das ist eine 
ganz wichtige Formulierung, die sich innerhalb Ihrer 
28 Seiten auf Seite 11 unter der Nummer 13 findet, 
allerdings mit sehr unklaren Ergänzungen. Diese 
muss ich überhaupt erst einmal richtig verstehen. 
Es stehen Sätze vor dieser Formulierung, die so 
schön klar ist und die wir übrigens alle kannten, bei 
denen ich erst nachprüfen muss, was das eigentlich 
heißt. Das ist in einen durchaus größeren Kontext 
gepackt, bei dem den Parlamentariern vielleicht 
auch zugute gehalten werden sollte, dass sie das in 
Ruhe lesen und darüber nicht von einem auf den 
anderen Tag mit Handhochheben abstimmen soll-
ten. 

Wer weiß, was man da noch alles entdecken kann? 
Wir sehen uns jedenfalls außer Stande, hier heute 
an diesem Tag ein Gesetz angemessen zu beraten, 
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dessen Text durch die Tischvorlage derart gravie-
rend verändert und ergänzt wird. 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Das, was Sie hier machen, ist ein Aushe-
beln des Parlamentes. Wir haben keine Beratungs-
möglichkeiten: erst die Ankündigung der offenen 
Beteiligungsprozesse 

(Zuruf von der SPD) 

und jetzt die Überrumpelung des Parlaments. Ich 
fordere Sie auf: Ziehen Sie den Entwurf zurück. 
Lassen Sie uns den Gesetzentwurf dort beraten, 
wohin er gehört, im Ausschuss. Rücküberweisen wir 
den Gesetzentwurf an den Ausschuss, und lassen 
Sie uns im Ausschuss über diese 28 Seiten Ände-
rungsanträge beraten. 

(Beifall von der CDU) 

Ich sehe beim ersten Lesen durchaus, dass das 
meiste davon unstreitig ist. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Aber schon die Tatsache, dass wir solche Nickelig-
keiten finden und es offensichtlich Fußangeln gibt, 
lässt uns erheblich daran zweifeln, ob hier nicht 
ganz bewusst in letzter Minute Formulierungen hin-
einkommen in dem Vertrauen darauf, dass das we-
der Opposition noch Presse merken. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich einige 
Anmerkungen zum Kernproblem des Gesetzes ma-
chen. Die vorgesehene „Stiftung für Partizipation 
und Vielfalt ist nicht zu verantworten. Sie möchten 
damit den Lokaljournalismus unterstützen, vor allen 
Dingen den Lokaljournalismus, aber eben auch den 
Journalismus der Zeitungen. Die Anhörung hat hin-
reichend deutlich gemacht, dass die Stiftung einer 
Beklagung nicht standhalten wird. Da deutet sich 
die nächste Klatsche an. 

Sie haben in der Frage der Beamtenbesoldung 
nicht auf die einhellige Warnung der Gutachter ge-
hört. Tun Sie das jetzt, sonst ist das nächste Schei-
tern programmiert. 

Drei Gründe sprechen gegen diese Stiftung. Der 
gravierendste Fehler ist die Finanzierung aus Mit-
teln des Rundfunkbeitrags oder, korrekterweise, der 
Haushaltsabgabe. Herr Prof. Dr. Holznagel hat in 
der Anhörung gesagt, natürlich könne die Stiftung 
nicht die Presse unterstützen. Herr Prof. Dr. Gers-
dorf sagte: „Verfassungsrechtlich unhaltbar“. Ich zi-
tiere am liebsten die „Frankfurter Allgemeine Zei-
tung“ von gestern, in der der entsprechende Artikel 
überschrieben war mit „Das Rettungspaket ist eine 
Bombe“. In dem Artikel wurde kurz und knapp for-
muliert, Frau Michel, die Justiziarin des WDR, nahm 
diese Stiftung verfassungsrechtlich nach allen Re-
geln der Kunst auseinander. Das hat sie auch ge-
tan. 

Die Zweckbestimmung des Rundfunkbeitrags oder 
der Haushaltsabgabe ist nicht in unser Belieben ge-

stellt. Die Rundfunkabgabe ist kein beliebig nutzba-
rer Posten. Das ist übrigens gesetzlich festgelegt. 
Das wissen Sie auch. 98 % müssen der Förderung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, seiner Auf-
rechterhaltung und Sicherstellung dienen. 2 % kön-
nen für andere Zwecke genutzt werden. Bei diesen 
anderen Zwecken nennt § 40 Rundfunkstaatsver-
trag: 

„Formen der nichtkommerziellen Veranstaltung 
von lokalem und regionalem Rundfunk und Pro-
jekte zur Förderung der Medienkompetenz kön-
nen aus dem Anteil nach Satz 1 aufgrund be-
sonderer Ermächtigung durch den Landesge-
setzgeber gefördert werden.“ 

Dort gibt es den Begriff der Medienkompetenz. In 
der Anhörung wurde deutlich gemacht, dass Medi-
enkompetenz ein Begriff ist, der selbstverständlich 
vom Rezipienten her gedacht ist: Wie sind die Nut-
zer, die Hörer, die Leser, die Zuschauer in bestimm-
ter Weise zu schützen und kompetent zu machen? 
Wie sind sie zu fördern? Das meint der Begriff der 
Medienkompetenz. 

Wenn unter diesem Vorwand jetzt etwas für ganz 
andere Zwecke gemacht wird, könnte es eine Be-
klagung dieser Stiftung nicht nur aus der Richtung 
der Gebührenzahler geben, die gegen ihre Beitrags-
rechnungen klagen können, wahrscheinlich auch 
klagen werden. Es könnte auch Klagen unter den 
Ländern über die Frage der Bundestreue und dar-
über geben, ob die Bundestreue eingehalten ist, 
wenn man hier eine Regelung macht, die in ande-
ren Ländern nicht gilt. Das ist alles schön dargestellt 
worden. Man braucht sich nur einmal die Stellung-
nahmen der gutachterlichen Anhörung anzusehen. 

Das, was im Referentenentwurf in schönster Deut-
lichkeit im Text stand, steht jetzt nur noch versteckt 
im Anhang. Aber es geht immer noch um Presse.  

Das hat gestern sogar der Vorsitzende der Medien-
kommission Prof. Schwaderlapp, die ja versucht, 
das Beste aus der Stiftung zu machen, deutlich ge-
macht. Er hat gezeigt, wohin die Reise gehen soll, 
und hat gleich damit begonnen, dass er sagte – ich 
darf zitieren –: Wir sehen seit Langem, dass die 
publizistische Vielfalt und Qualität in den traditionel-
len Medien gefährdet sind bei den Tageszeitun-
gen. – Dann kommen die anderen auch. – Es droht 
eine Verarmung im Journalismus. – Dann sagt er, 
die sinkenden Auflagen der Zeitungen und die weg-
brechenden Werbeerlöse seien deutliche Zeichen 
einer Krise.  

Ja, das ist richtig. Das sind Zeichen einer Krise. Da-
rauf muss man reagieren. Aber darauf kann man 
nicht reagieren durch einen etatistischen Ansatz, 
der jetzt von oben eine Gießkanne ausschüttet und 
sagt: Ich gebe euch jetzt Geld, mit dem ihr das alles 
lösen könnt. 

Meine Damen und Herren, die Regierung gibt vor, 
mit diesem Gesetzentwurf die fraglos schwindende 
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Zeitungslandschaft zu stützen. Gleichzeitig schaden 
Sie aber an anderer Stelle den Verlegern, die zu-
meist auch die Betriebsgesellschaften des Lokal-
funks stellen, durch eine Veränderung der Sende-
zeiten des Bürgerfunks. 

Sorgen Sie lieber dafür, dass die Rahmenbedin-
gungen für Zeitungsverleger stimmen! Helfen Sie 
mit, Rahmenbedingungen zu schaffen, damit die 
Verleger mit ihren journalistischen Angeboten auch 
im Internet Geld verdienen können! Dann können 
die auch Journalisten einstellen und bezahlen.  

An Qualität und Ausbildung fehlt es in diesem Lan-
de nicht. Wir haben sehr gute Journalisten. Es fehlt 
an Rentabilität im Zeitungsmarkt. Aber auch da ist 
Ihre Lösung – wie immer in der SPD – etatistisch, 
nicht Subsidiarität und Vertrauen auf Selbstständig-
keit und Rahmensetzung, damit das gelingt, son-
dern die segnende Gießkanne. Wenn dann staatli-
che Mittel dafür nicht da sind, dann erfolgt eben der 
Zugriff auf Rundfunkgebühren. 

Meine Damen und Herren, ich freue mich, dass wir 
zumindest eine dritte Lesung haben. Wir lehnen das 
Gesetz selbstverständlich ab. – Danke sehr. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Prof. Sternberg. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen erteile ich Herrn Kollegen Keymis 
das Wort. 

Oliver Keymis (GRÜNE): Vielen Dank. – Herr Prä-
sident! Das war jetzt eine echte Bombe, Herr Kolle-
ge Sternberg, die Sie da haben platzen lassen. Alle 
Achtung! Es bildet immer, auch die „FAZ“ zu lesen. 
Das muss man sagen. Aber nicht immer ist das, 
was Herr Burger schreibt, das, was sozusagen wahr 
und richtig ist. Manchmal verstricken sich auch 
Journalistinnen und Journalisten in ideologische 
Kampfgebiete. Da ist eines aufgemacht worden. 
Das ist ganz klar. Es geht immer um die Frage: Gibt 
es Staatsferne oder gibt es sie nicht?  

Die Diskussion, die wir geführt haben und führen 
über die „Stiftung für Vielfalt und Partizipation“ oder 
Partizipation und Vielfalt, ist so eine Debatte. Es 
geht überhaupt nicht darum – das wissen Sie auch, 
Herr Kollege Sternberg –, sich einzumischen in das 
journalistische Produkt, in die freie Entfaltung und 
die Tätigkeiten von Verlegerinnen und Verlegern. Es 
geht schlicht und ergreifend darum, das, was wir al-
le beobachten, gesellschaftlich ein Stück weit in den 
Blick zu nehmen und zu fragen: Wie kann man da-
rauf reagieren? 

Gerade im Lokalen – davon können wir in Nord-
rhein-Westfalen leider ein trauriges Lied singen – 
gerät der Journalismus ins Arge. Insgesamt steht 
die journalistische Vielfalt, die Meinungsvielfalt auf 
dem Spiel, wenn wir weiterhin einen solchen Abbau, 

Zusammenschlüsse, Kooperationsmodelle und 
Ähnliches erleben werden. 

Da ist die Frage, wie qualifiziert man sich zu diesem 
Thema aufstellt. Gibt es Möglichkeiten, zum Beispiel 
im Rahmen einer solchen Stiftung Modelle zu ent-
wickeln, die künftig lokale Berichterstattungen in 
Meinungsvielfalt und Freiheit ermöglichen? Das ist 
der Hintergrund dieser Überlegungen. 

Ich finde es richtig schade, dass Sie nichts kon-
struktiv beitragen, sondern nur das, was versucht 
wird, jetzt über diese Stiftung zu organisieren, in 
Grund und Boden – aus, wie ich finde, etwas ideo-
logisch motivierter Sicht – stampfen. Das gefällt uns 
nicht. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Wir werden dieses so beschließen. Wir wollen diese 
Stiftung. Wir wollen diesen Ansatz versuchen. 

Ich muss Ihnen auch offen sagen: Sie wissen, er ist 
hinterlegt mit etwa 1,6 Millionen €. Jetzt zu erzäh-
len, hier würde mit der Gießkanne ein ungeheuerli-
cher Betrag in die journalistische Landschaft ge-
schüttet und alles staatskontrolliert verändert, das 
ist doch alles dummes Zeug, Herr Kollege. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Sie müssen sich einfach den Betrag mal vor Augen 
führen. Dann wissen Sie, dass das alles nicht reicht, 
um eine echte Bombe zu zünden. Das wollen wir 
doch auch gar nicht. Wir sind doch friedliebend. 

Wir wollen uns aber gerne beschäftigen mit Ausei-
nandersetzungen, die uns auch in der Anhörung 
beschäftigt haben. Sehr wohl haben wir den Hin-
weis auf die Frage der Verfassungsmäßigkeit bei 
dieser Förderung registriert. Ist das, was man über 
einen Beitrag aus dem LfM-Etat nehmend fördert, 
verfassungskonform oder nicht?  

Sie haben selber das Thema „Medienkompetenz“ 
angesprochen. Herr Sternberg, wenn man das, was 
Prof. Gersdorf in diesem Raum dazu am 8. Mai ge-
sagt hat, wörtlich umsetzen würde, dann würde aus 
meiner Sicht fast keine unserer Landesmedienan-
stalten in Deutschland irgendeine Tätigkeit ausüben 
können außer der, dass sie auf das sieht, was die 
privaten Programme machen. Das ist ein sehr, sehr 
enger Rahmen, den der Professor hier – nicht un-
klug, gebe ich zu – gesetzt hat, der der Rechtswirk-
lichkeit in Deutschland in allen Bundesländern – 
soweit sie Landesmedienanstalten haben – nicht 
entspricht. Damit, denke ich, dass diese Kritik fehl-
läuft.  

Wir haben jetzt hier noch einen Änderungsantrag zu 
behandeln. Das ist so. Sie haben das angedeutet. 
Sie haben gesagt, Sie können nicht von gestern auf 
heute noch weitere – ich muss Sie übrigens korri-
gieren: 25 Seiten, nicht 28 – Seiten Änderungsan-
trag durchgehen.  
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Dann haben Sie aber im weiteren Verlauf Ihrer Re-
de gesagt, Herr Sternberg, das Meiste sei ja unstrei-
tig nach erstem Lesen. Beides habe ich Ihnen zuge-
traut, erstens schnell mal darüber zu schauen, ob 
da viel Kompliziertes und Neues drin ist, und zwei-
tens, ob es unstreitig ist oder nicht. Sie haben zu 
beidem Aussagen gemacht. Sie haben es erstens 
einmal durchgelesen. Sie haben auch gesagt, das 
Meiste sei unstreitig. 

Dann bauen Sie hier aber einen Popanz auf und 
schließen sich der Pressemitteilung an. Die habe 
ich mir echt noch mal herausgesucht, auch weil sie 
so schön ist, so blau-gelb, Liberale im Landtag Me-
dienINFO. Novelle wird zur Farce, hat Herr Nückel 
gesagt, gestern schon. Sie hatten es fast schon ge-
lesen, bevor Sie es überhaupt hatten.  

(Heiterkeit von der SPD) 

Denn Sie haben ja ganz schnell reagiert. Sie haben 
gestern schon reagiert, am Mittwoch, im MedienIN-
FO 222 mit einer Brutalreaktion gegen das Lan-
desmediengesetz.  

Vielleicht können Sie ja noch schneller lesen als 
Prof. Sternberg und sind noch mehr in der Lage, 25 
Änderungsantragsseiten mal eben in Bausch und 
Bogen zu verdammen.  

Sie merken schon, die Opposition agiert hier relativ 
uneinheitlich. Das darf sie auch. Sie ist ja schließlich 
in der Opposition nicht verbündet, sondern da 
macht jeder, was er will. Aber man muss es schon 
ein bisschen entlang an dem machen, was wir hier 
gemeinsam vorgeschlagen haben. 

Da wollen wir mal ganz schnell auf den Punkt kom-
men und sagen: Die Änderungen, Herr Kollege 
Sternberg, Herr Kollege Nückel, die wir Ihnen vorge-
legt haben, sind in ganz vielen Punkten redaktionell. 
Sie sind an einigen Stellen noch stark inhaltlich be-
zogen zum Beispiel auch auf das Verfassungsge-
richtsurteil zum ZDF-Staatsvertrag und die Frage, 
wie man mit dem Thema „Staatsferne“ umgeht.  

Sie regeln an bestimmten Stellen noch ein Stück 
weit nach, wo wir das Gefühl hatten, dass, wenn 
man es in dem zunächst etwas schwammig formu-
lierten Bereich belässt, wir uns am Ende künftigen 
rechtstechnischen Debatten nicht stellen können, 
wenn wir zum Beispiel Medienkommissionen und 
die Abfolgen darin und die Zusammensetzung und 
die Stellvertretungsfrage und, und, und nicht ver-
nünftig regeln. Das ist alles in Ordnung. 

Ich möchte jetzt noch einen Punkt ansprechen. 
Dann bin ich am Ende meiner Rede. Wir haben ei-
nen heftigen Streit in der Koalition geführt über die 
Frage, wie wir künftig mit dem Bürgerfunk umge-
hen.  

Das hängt damit zusammen, dass wir – gemein-
sam: Rot und Grün – mal Versprechungen gemacht 
haben. Einen Teil der Versprechungen haben wir 
jetzt über das Gesetz umgesetzt. Dafür bin ich allen 

dankbar. Deshalb denke ich, dass wir einen ver-
nünftigen Kompromiss erzielt haben. Er tut allen ein 
bisschen weh – das ist das Wesen des Kompromis-
ses –, aber niemandem so, dass nicht alle gut damit 
leben können. Das ist das Entscheidende, das 
Kerngeschäft von Politik. Da wir das in der Koalition 
verstanden haben, sind wir uns in dem Punkt einig 
geworden.  

Ich möchte mich bei allen Beteiligten sehr herzlich 
bedanken: bei der Regierung für den Entwurf und 
das Verfahren, bei den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern der Staatskanzlei, bei Ihnen, Frau Ministerin, 
und natürlich bei meinem Koalitionspartner für die 
insgesamt gute und konstruktive Zusammenarbeit. 
Ein paar Worte wird nachher Kollege Bolte zu The-
men sagen, die von uns prima in das Landesmedi-
engesetz hineingeregelt wurden. – Herzlichen 
Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Keymis. – Für die FDP-Fraktion erteile 
ich Herrn Kollegen Nückel das Wort.  

Thomas Nückel (FDP): Vielen Dank. – Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Liebe Kapitäne auf dem rot-grünen 
Medienpolitikerschiff! Ihr Schiff segelte lange unter 
falscher Flagge. Zunächst stand darauf: Transpa-
renz, Partizipation. Doch in der Nähe des Ufers – 
der Entscheidung – hissen Sie Ihre wahre Flagge. 
Seit weniger als 24 Stunden wissen wir endgültig: 
Ihre Flagge ist die der Farce, des Machtstrebens 
und der medienpolitischen Landnahme, um es ge-
nau zu sagen. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Wer Ihnen im letzten Monat zugehört hat, wie oft 
Sie gebetsmühlenartig von Transparenz gespro-
chen haben, so intensiv und selbstlobend wie heute, 
wer Ihnen zuhörte, konnte damals schon ahnen: Da 
ist noch was im Busch, und es sind alles andere als 
Zeichen der Transparenz. Die Knüller – soll ich lie-
ber die Schweinereien sagen? –, Gängelungen, 
Last-Minute-Angebote haben Sie uns heute feier-
lich, mit viel sprachlicher Sättigungsbeilage serviert. 
Deswegen waren sie in der Tat schnell zu lesen.  

Sie haben mit Ihrem Änderungsantrag kräftig nach-
gelegt. Diese Änderungsanträge sind Ausdruck de-
taillierter Regulierungswut. Sie können Macht – das 
zeigen Sie allen, und deswegen haben Sie in einer 
Nacht-und-Nebelaktion Änderungen hinter ver-
schlossenen Türen ausgekungelt, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

damit einen Tag vor der Abstimmung im Grunde ein 
neues Gesetz vorliegt. Das Verfahren ist in der Tat 
an Intransparenz kaum zu überbieten. Es ist eine 
Ohrfeige, nicht nur für das Parlament, für die Öffent-
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lichkeit, auch für das angeblich so bürgernahe Kon-
sultationsverfahren, die Anhörung, eine Ohrfeige für 
die Sachverständigen, die in stundenlangen Sitzun-
gen Rede und Antwort gestanden haben.  

Der Medien- und Kulturausschuss hat in diversen 
Sitzungen beraten und über notwendige Korrektu-
ren gesprochen. Zumindest ich habe immer welche 
angesprochen. All das ist Makulatur. Denn nun sol-
len wir über ein Gesetz abstimmen, 

(Zuruf von der SPD 

das durch die einschneidenden Änderungen einen 
völlig anderen Charakter bekommt und über das in 
dieser Form nicht gesprochen wurde. Im Ausschuss 
wollten Sie nicht reden. Da gab es noch ein biss-
chen Angst vor der breiten Diskussion, deswegen 
heute dieses Hauruckverfahren. 

Apropos Angst: Welch eine Angst müssen Sie vor 
dem Mann haben, den Sie in diesem Änderungsan-
trag mit einem Federstrich trotz seiner exzellenten 
Arbeit die Chance auf eine Wiederbewerbung in 
anderthalb Jahren nehmen wollen, weil Sie die Vo-
raussetzung für sein Amt ändern. Ich meine den Di-
rektor der Landesanstalt für Medien, Dr. Jürgen 
Brautmeier. Vielleicht weil er ein zu kritischer Geist 
ist?  

(Zuruf von der SPD: Oh je!) 

Und wie beleidigen Sie damit seine Vorgänger, ver-
diente Sozialdemokraten wie Klaus Schütz und 
Prof. Dr. Schneider, die auch keine Juristen waren? 
Das zeigt besonders, wie willkürlich diese Änderung 
ist. Gab es Probleme? Gab es Probleme bei der 
Aufsicht? Nein.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege, 
entschuldigen Sie die Unterbrechung. Würden Sie 
eine Zwischenfrage von Herrn Kollegen Abel zulas-
sen? 

Thomas Nückel (FDP): Gerne. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Bitte. 

Martin-Sebastian Abel (GRÜNE): Vielen Dank, 
Herr Kollege, dass Sie die Zwischenfrage zulas-
sen. – Herr Kollege Nückel, ich bin etwas irritiert. 
Sie sagen, es sei ein Hauruckverfahren. Die Kolle-
gen vor Ihnen haben den Verlauf der Beratungen 
und die Konsultation, die fast ein Jahr zurückliegt, 
aufgerufen. Wie passt es zusammen, dass Sie hier 
von einem Hauruckverfahren sprechen und bereits 
gestern in Ihrer Presseerklärung auf Inhalte, die 
Ihnen heute vorliegen, eingehen? 

Thomas Nückel (FDP): Als ich vor 23 Stunden die-
se Änderungsanträge bekommen habe, habe ich 

sie gelesen, ausgewertet und daraufhin meine Re-
aktion beschrieben. Das ist diese Pressemitteilung. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Dort wurde deutlich, dass Sie in diesen Änderungs-
anträgen einige „dicke Dinger“ stehen haben, über 
die im Konsultationsverfahren, das Sie eben ange-
sprochen haben, nicht geredet wurde. Deswegen ist 
es eine Farce. Da komme ich fast schon wieder zur 
Überschrift der Pressemitteilung. 

Die Frage lautet: Ist es in vergleichbaren Strukturen 
wie der Landesanstalt für Medien nicht auch ausrei-
chend, wenn eine Person in der Führungsmann-
schaft die Befähigung zum Richteramt innehat, etwa 
eine Justitiarin. Ich meine Ja. Also: Warum steht es 
jetzt in Ihrem Änderungsantrag? Da ist Ihnen je-
mand politisch nicht genehm. Sind Sie doch ehrlich! 
Sie bereiten eine Art rot-grüner Filz bei der Posten-
besetzung in der Landesanstalt für Medien vor.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Noch gibt es aber die Chance, die Notbremse zu 
ziehen. Wir werden hier und heute beantragen, das 
Landesmediengesetz und die Änderungsanträge 
zurück an den Kultur- und Medienausschuss zu 
überweisen, um dort vielleicht die Möglichkeit zu 
haben, mit den Sachverständigen über diese Punk-
te, über die noch nie jemand geredet hat, zu disku-
tieren und ihre Stellungnahmen auszuwerten.  

(Beifall von der FDP – Vereinzelt Beifall von 
der CDU) 

Der ursprüngliche Gesetzentwurf, über den wir ei-
gentlich heute gar nicht mehr beraten, war in Teilen 
durchaus unterstützenswert. Er hatte jedoch im 
Kernbereich einige Schwächen, die wir gerne durch 
unseren Änderungsantrag geheilt hätten, wie er 
Ihnen heute vorliegt. 

Im Einzelnen sind das zwei Punkte: Die staatlich 
verordnete Journalismus-Stiftung, die politisch und 
rechtlich bedenklich ist, wie die Anhörung ergeben 
hat, und deren Finanzierung über die Rundfunkbei-
träge der Bürger, wie ich meine, unzulässig ist. Aber 
auch das Versäumnis, die Medienkommission in der 
LfM zu entpolitisieren – nicht zuletzt mit Blick auf 
das ZDF-Urteil des Bundesverfassungsgerichts. Mit 
dem Ihnen vorliegenden Änderungsantrag der FDP 
könnten diese Probleme ausgeräumt werden. Er ist 
knapp, präzise und greift die wesentlichen Kritik-
punkte aus der Sachverständigenanhörung auf. 

Leider legen Sie im Prinzip ein neues Gesetz vor. 
Ihr gesamter Änderungsantrag ist ein Versuch, den 
rot-grünen Einfluss auf Medienstrukturen zu vergrö-
ßern, um, so behaupte ich, Ihre Klientel zu bedienen 
und ein für SPD und Grüne genehmes Personal flä-
chendeckend zu installieren.  

Die Aufblähung der Medienkommission auf 41 Mit-
glieder wird erstens die Arbeitsfähigkeit dieser 
Kommission erschweren – man hat ja bei der LfM 



Landtag   02.07.2014 

Nordrhein-Westfalen 6220 Plenarprotokoll 16/62 

 

schon Erfahrung mit so großen Gremien –, und ist 
zweitens ein Versuch, eigene Klientel unterzubrin-
gen, um rot-grüne Mehrheiten zu sichern, Posten zu 
verteilen.  

Sie benennen Organisationen, die vom Geld des 
Landes abhängig sind. – Der Staatsferne dient dies 
sicherlich nicht.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Um fünf Plätze dürfen sich jetzt auch Organisatio-
nen bewerben. Der Casting-Wettbewerb im Landtag 
ist wohl ein bisschen nach Ihrem Geschmack. Wie 
werden wir den nennen: „NRWs next top-
Medienwächter“ oder so ähnlich? 

Unser Vorschlag zur Besetzung der Medienkom-
mission ist, glaube ich, besser und einfacher. Wir 
nehmen einige Politiker weg. Damit sinkt auch der 
politische Einfluss. Sie blähen die Kommission ein-
fach nur auf.  

Es gibt natürlich eine Menge Detailregelungswut. 
Die Medienversammlung findet statt, ohne dass sie 
im Gesetz steht. 2013 war das. Gestern fand eine 
statt. Jetzt steht sie im Gesetz, obwohl sie in einigen 
Jahren vielleicht nicht mehr sinnvoll ist, weil es mög-
licherweise bessere Formen als die Medienver-
sammlung gibt. Wer weiß? Aber nun muss sie ver-
anstaltet werden, weil sie im Gesetz steht. 

Prof. Sternberg hat es schon erwähnt: Den Bürger-
funk betrifft zwar nur eine geringe Änderung, aber 
diese schafft ein Abschaltfenster noch zu guter 
Sendezeit und gefährdet auf längere Sicht die Wirt-
schaftlichkeit der Sender. 

(Lebhafter Widerspruch von Matthi Bolte 
[GRÜNE])  

Sie gehen den doch im sehr analogen verhafteten 
Gruppen im Bürgerfunkbereich auf den Leim. Die 
sollen jetzt auch noch in der Medienkommission sit-
zen. Aber die Aufzählung dieser bürgermedialen 
Gruppen ist völlig einseitig.  

(Anhaltender lebhafter Widerspruch von 
Matthi Bolte [GRÜNE]) 

Sie schließt alle Bürger, die nicht organisiert sind, 
aus wie beispielsweise dreiviertel der Zulieferer von 
nrwision, Herr Bolte. Das übersehen Sie gerne: Die 
sind nicht in diesen Gruppen.  

Das größte Problem aber ist die Stiftung. Sie wird 
kein Konzept gegen das Verschwinden von Redak-
tionen sein. Die Zweifel daran, dafür Gebührengel-
der einzusetzen, habe ich bereits erwähnt.  

Wir wollen dem von der Landesregierung favorisier-
ten Modell eine andere Möglichkeit entgegenstellen. 
Damit komme ich kurz noch zu unserem Antrag 
„Gemeinnützigkeit von Journalismus anerkennen“.  

Dass spendenfinanzierter Journalismus in Deutsch-
land – wie auch in anderen Ländern – funktionieren 
kann, zeigen erfolgreiche Crowdfundingprojekte. 

Hemmschuh ist jedoch das Steuerrecht. Der Jour-
nalismus wird im Katalog der gemeinnützigen Tätig-
keiten des § 52 der Abgabenordnung leider nicht 
explizit genannt – anders als etwa die Tierzucht, 
das Kleingartenwesen oder der Modellflug.  

Wir halten es aber für nötig, Qualitätsjournalismus 
unter anderem darüber möglich zu machen. Es wä-
re wünschenswert, Pressevielfalt im regionalen oder 
lokalen Bereich durch gemeinnütziges Engagement 
zu stärken. Das findet zurzeit deshalb nicht statt, 
weil es keine Rechtssicherheit gibt und die Finanz-
ämter das in der Regel nicht als gemeinnützig aner-
kennen. Das ist unser staatsfernes Konzept, ein 
Vorschlag, der vielleicht ein Beitrag zur Erhaltung 
der Medienvielfalt sein kann. Darüber werden wir im 
Ausschuss sicherlich diskutieren. 

Das Landesmediengesetz können wir in der derzei-
tigen Form nicht akzeptieren. Vielleicht aber kom-
men wir bei den Beratungen im Kultur- und Medien-
ausschuss noch zusammen, auch wenn ich die 
Chance dafür als nicht allzu groß einschätze. – 
Danke. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Nückel. – Für die Piratenfraktion erteile 
ich als nächstem Redner Herrn Kollegen Schwerd 
das Wort.  

Daniel Schwerd (PIRATEN): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr verehrte Zuschaue-
rinnen und Zuschauer auf der Tribüne und an den 
Mattscheiben! Wir Piraten haben von Anfang an 
deutlich gemacht, wo unsere Schwerpunkte bei der 
Überarbeitung des Landesmediengesetzes liegen. 
So wie wir es seit Jahren für alle Aufsichtsgremien 
von Rundfunkmedienanstalten fordern, wollen wir 
mehr Transparenz in deren Arbeit erreichen und die 
Gremien selbst staatsferner gestalten als das bisher 
der Fall ist. 

Diese Forderung haben wir für den WDR-
Rundfunkrat selber umgesetzt. Wir haben die Posi-
tion öffentlich ausgeschrieben und daraufhin den 
unserer Einschätzung nach am besten geeigneten 
und politisch unabhängigen Experten benannt.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Die staatsferne Zusammensetzung auch der LfM-
Medienkommission war eine unserer zentralen For-
derungen. Im März diesen Jahres, als der Gesetz-
entwurf der Landesregierung schon auf dem Tisch 
lag, hat uns das Bundesverfassungsgericht mit sei-
nem wegweisenden Urteil zur Zusammensetzung 
des ZDF-Fernsehrates Schützenhilfe geleistet. Das 
Gericht hat bestätigt, was wir schon lange fordern: 
Die Gremien der öffentlich-rechtlichen Rundfunkan-
stalten, aber eben auch die Gremien der Landes-
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medienanstalten müssen staatsfern zusammenge-
setzt werden. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Eine weitere wichtige Forderung unsererseits war, 
dass auch ein Vertreter der Netzbürger in diesen 
Gremien vertreten sein muss. Uns war bewusst, 
dass man nicht irgendeine Gruppe per Gesetz aus-
suchen kann. Deshalb haben wir vorgeschlagen, 
dass sich Gruppen oder Einzelpersonen initiativ um 
eine Mitgliedschaft in der LfM-Medienkommission 
bewerben können, so wie wir das Verfahren schon 
für unser WDR-Rundfunkratsmitglied durchgeführt 
haben.  

Insofern freut es mich wirklich, dass wir im Landes-
mediengesetz gemeinsam verankern konnten, dass 
sich auch Gruppen und Einzelpersonen beim Land-
tag bzw. bei der LfM bewerben können. Dies er-
möglicht den netzpolitischen Initiativen tatsächlich, 
sich einzubringen.  

Gleiches gilt für die Frage der Karenzzeitregelung, 
die wir in den Verhandlungen zum Änderungsantrag 
anregten. Jetzt ist sichergestellt, dass für die Medi-
enkommission vorgesehene Mitglieder 18 Monate 
lang keine Tätigkeiten ausgeübt haben dürfen, die 
im Widerspruch zur neuen Aufgabe stehen. Diese 
Abkühlphase wird sicher dazu führen, dass Interes-
senkonflikte abnehmen.  

Es wird niemanden überraschen: Natürlich haben 
wir auch die von Herrn Prof. Holznagel in der Anhö-
rung geäußerte Idee aufgegriffen, die LfM mit den 
Aufgaben der Überwachung der Netzneutralität zu 
betrauen, soweit diese die Vorgaben des § 2 des 
Landesmediengesetzes betreffen.  

Hier bestand im Anschluss an unsere Anregung 
zumindest im Ausschuss fraktionsübergreifende Ei-
nigkeit, dass das sinnvoll sei. Auch dazu konnten 
wir nun eine Regelung im vorgelegten Änderungs-
antrag einbringen.  

Ich möchte die viel diskutierte „Stiftung für Vielfalt 
und Partizipation“ ansprechen. Schon im Ausschuss 
habe ich gesagt: Eine Regelung, nach der die LfM 
auch für die Aus- und Fortbildung in Medienberufen 
zuständig ist, gibt es schon im derzeit noch gelten-
den Gesetz von Schwarz-Gelb. Insofern fand ich die 
Diskussion darüber an einigen Stellen etwas be-
fremdlich. 

Natürlich muss man über die genaue Ausgestal-
tung – Stichwort: Staatsferne – reden. Aber grund-
sätzlich in Abrede zu stellen, dass die LfM in diesem 
Bereich überhaupt tätig sein soll, war schon sehr 
merkwürdig. 

Wir haben es von Anfang an abgelehnt, dass eine 
Landesstiftung etabliert werden soll, in der die Re-
gierung unmittelbaren Einfluss auf journalistische 
Arbeit nehmen könnte. Davon wurde glücklicher-
weise Abstand genommen. Aber der LfM einen 
Rahmen an die Hand zu geben, den Umwälzungs-

prozess in der Medienlandschaft zu begleiten und 
die Entwicklung vor allem von Onlinejournalismus 
zu unterstützen, halten wir für völlig richtig.  

Insofern haben wir auch mit einer gewissen Erleich-
terung zur Kenntnis genommen, dass mit der For-
mulierung „im Rundfunk und in den vergleichbaren 
Telemedien“, also im Internet, genau dies nun als 
inhaltlicher Schwerpunkt der Arbeit der „Stiftung“ 
festgeschrieben wird. 

Zum Schluss möchte ich noch kurz anbringen, was 
aus unserer Sicht darüber hinaus noch wün-
schenswert gewesen wäre.  

Wir haben vorgeschlagen, dass der Zwang zur Nut-
zung der deutschen Sprache im Bürgerfunk entfal-
len solle. Das hätte ermöglicht, dass sich auch Mig-
rantinnen und Migranten in ihren Muttersprachen im 
Bürgerfunk hätten engagieren können. Dem Bürger-
funk wäre damit eine weitere Zielgruppe erschlos-
sen worden. Das wäre ein weiterer kleiner Schritt 
hin zur Anerkennung einer bunten Gesellschaft ge-
wesen. Der Bürgerfunk hätte von weiteren Hörer-
schichten profitiert. Es bestehen jedoch rechtliche 
Bedenken in den Redaktionen, die letztlich die Ver-
antwortung für die ausgestrahlten Beiträge haben, 
die sie dann aber unter Umständen nicht verstehen 
würden. Diese Bedenken teile ich persönlich zwar 
nicht, erkenne sie aber an. Vielleicht findet sich spä-
ter noch eine Lösung. 

Und wir hätten uns gewünscht, der LfM die Mög-
lichkeit zu belassen, auch im Internet verbreiteten 
Hörfunk fördern zu können. Fördern zu können, 
wohlgemerkt. Eine Pflicht zur Förderung besteht da-
rin ja nicht. 

Alles in allem aber sind wesentliche Punkte unserer 
Forderungen aufgenommen worden. Wir haben uns 
deshalb entschieden, diesen Änderungsantrag ge-
meinsam zu stellen und dem so geänderten Gesetz 
dann zuzustimmen. Ich freue mich sehr über die 
stattgefundene erfolgreiche Zusammenarbeit. 

Dass dieser Änderungsantrag am Tag vor der ab-
schließenden Debatte reichlich spät kommt, ist ab-
solut richtig. Insofern ist der Wunsch nach weiterer 
Beratung nachvollziehbar. Für die Chance, partei-
übergreifend gemeinsame Lösungen zu finden, soll-
te immer ausreichend Zeit und Raum zur Verfügung 
stehen. Einer Rücküberweisung in den Ausschuss 
können wir daher ebenso auch zustimmen. 

Zum Schluss noch einige Worte zum Antrag der 
FDP-Fraktion bezüglich der Möglichkeit von ge-
meinnützigem Journalismus. Die Idee zusätzlicher 
Möglichkeiten zur Unterstützung investigativen 
Journalismus hat Charme. Natürlich stimmen wir 
der Überweisung in den Ausschuss zu. Wir werden 
dort sehr genau prüfen, dass mit einer solchen Initi-
ative nicht genau die Verlage subventioniert wer-
den, die kurz vor der Pleite stehen, weil sie sich seit 
Jahren neuen Geschäftsmodellen verweigern. Neue 
Ideen und unabhängigen investigativen Journalis-
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mus im digitalen Zeitalter zu unterstützen – als Bei-
spiele nenne ich den „Krautreporter“ oder das Cor-
rectiv – machen aber tatsächlich Sinn. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den PIRATEN, der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schwerd. – Für die Landesregierung 
erteile ich nunmehr Frau Ministerin Dr. Schwall-
Düren das Wort. 

Dr. Angelica Schwall-Düren, Ministerin für Bun-
desangelegenheiten, Europa und Medien: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren Abgeordneten! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich freue mich sehr, dass wir 
heute in die abschließende Phase der Beratungen 
der Novellierung des Landesmedienrechts eingetre-
ten sind. Die Beratungen wurden schon über einen 
längeren Zeitraum hinweg in verschiedenen Phasen 
durchgeführt. Es gab vor einem Jahr die schon an-
gesprochenen Onlinekonsultationen. Weiterhin gab 
es eine wirklich gute Auswertung der Anregungen, 
die wir dort bekommen haben. Schließlich gab es 
die Sachverständigenanhörung im Mai dieses Jah-
res im Ausschuss für Kultur und Medien. Jede die-
ser Phasen hat zusätzliche neue Erkenntnisse ge-
bracht, die dazu geführt haben, dass der vorliegen-
de Entwurf weiter verbessert werden konnte. 

Herr Professor Sternberg, als Sie vorhin angespro-
chen haben, dass wir doch eigentlich kein neues 
Landesmediengesetz bräuchten, weil wir doch ein 
gutes hätten, haben Sie in der Tat verkannt, dass 
wir dringende Bedarfe regeln müssen, weil sich die 
Medienlandschaft verändert hat und es notwendig 
ist, sinnvolle und ausgewogene Lösungsansätze 
vorzulegen, die die veränderten Rahmenbedingun-
gen für Medien in einer digitalen Gesellschaft be-
rücksichtigen. 

Dazu, meine Damen und Herren, sind an vielen 
Stellen Ausgleiche zwischen bestehenden Interes-
sen erforderlich. Das gilt genauso für die Frequenz-
nutzung wie für die Frage der Digitalisierung im Ka-
bel.  

Klar ist aber, dass es im Lichte von Art. 5 GG vor-
nehmlich Aufgabe des Medienrechtes ist, Vielfalt zu 
fördern und sicherzustellen. Ein wesentlicher Fokus 
der Regulierung liegt daher notwendigerweise auch 
darauf, das Entstehen von Inhalten und Angeboten 
zu fördern. Dazu enthält der Gesetzentwurf in der 
Tat neue Ansätze. Das betrifft zum Beispiel die 
schon mehrfach angesprochene Idee einer „Stiftung 
Vielfalt und Partizipation“, die Anpassung der Moda-
litäten der Vergabe und Nutzung von Übertragungs-
kapazitäten, die gesetzliche Verankerung der An-
reizregulierung oder auch die Unterstützung von 
Bürgermedien im digitalen Raum.  

Keine Frage: Neben viel Zustimmung und Unter-
stützung, die der Gesetzentwurf bekommen hat – 
übrigens unter anderem auch durch die Landesme-
dienanstalt –, gab es auch Kritik. Das schmälert 
meines Erachtens aber nicht den Wert der Vor-
schläge, sondern es liegt in der Natur der Sache; 
denn Neues wird wohl immer erst dann akzeptiert, 
wenn es sich in der Praxis bewiesen und bestätigt 
hat. 

Ich kann die Skeptiker nur dazu ermutigen, neue 
Herausforderungen mit neuen Ideen anzugehen; 
denn – um es mit den Worten von Gustav Heine-
mann zu sagen: – „Wer nichts verändern will, wird 
auch das verlieren, was er bewahren möchte.“ 

Meine Damen und Herren, mir ist es wichtig, noch-
mals auf einzelne Punkte einzugehen.  

Die Idee einer „Stiftung Vielfalt und Partizipation“ 
folgt den vonseiten vieler Akteure formulierten Be-
darfen. Die vorgeschlagene Vorschrift zur gesetzli-
chen Verankerung der Stiftung wurde ganz bewusst 
weit gefasst, um Staatsferne sicherzustellen und der 
LfM einen möglichst großen Gestaltungsspielraum 
einzuräumen. 

Die Landesmedienanstalt soll mit den Akteuren zu-
sammen die Betätigungsfelder für die Stiftung iden-
tifizieren. Dazu, wie dies konkret aussehen könnte, 
hat die Landesregierung in der Gesetzesbegrün-
dung Näheres ausgeführt. Nur auf diese Weise 
können praxisnahe und zugleich staatsferne Lösun-
gen sichergestellt werden.  

Meine Damen und Herren, die Kritik an der Verein-
barkeit der gesetzlichen Regelung mit dem Rund-
funkstaatsvertrag der Länder ist aus meiner Sicht 
nicht nachvollziehbar. Herr Schwerd hat hierzu eben 
schon einen Hinweis gegeben.  

Einerseits steht die Aufgabe der Stiftung unter dem 
Aspekt der Förderung der Medienkompetenz. Herr 
Prof. Sternberg, für mich beinhaltet Medienkompe-
tenz auch immer den Aspekt der Qualitätssicherung 
bei den Produzenten und damit den Journalisten. 
Angesichts der Konvergenz der Medien haben wir 
ganz neue Herausforderungen im journalistischen 
Bereich.  

Andererseits aber ist die Förderung des Entstehens 
von Inhalten zugleich auch Teil des verfassungs-
rechtlichen Gebots der Vielfaltssicherung. Die Lan-
desmedienanstalten sind bei der Wahrnehmung ih-
rer Kernaufgaben „Zulassung“ und „Aufsicht“ die-
sem Ziel verpflichtet und haben daher mit allen vom 
Gesetzgeber zur Verfügung gestellten Regulie-
rungsinstrumenten diese wichtige Funktion auszu-
üben. Ich kann Ihnen versichern: Im Länderkreis 
wird dies niemand infrage stellen.  

Meine Damen und Herren, zur Aufsichtsfunktion 
wurde in der Anhörung unter anderem von der Me-
dienkommission die Befürchtung erhoben, durch 
den Gesetzentwurf könnten zu hohe Anforderungen 
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an die Qualifikation ihrer Mitglieder gestellt wer-
den. – Ich möchte deutlich machen, dass die Medi-
enkommission selbstverständlich – auch in ihrer 
Funktion als Abbild gesellschaftlicher Gruppen – ein 
Fachgremium ist und dass Anforderungen keines-
falls allein aus dem Gesetz resultieren, sondern sich 
vielmehr aus der Praxis ergeben.  

Die LfM ist die zentrale und kompetente Stelle für 
Aufsichtsfragen rund um elektronische Medien. Mit 
dem Regierungsentwurf wird daher auch die Auf-
sicht über die Telemedien bei der LfM weiter zu-
sammengeführt. Ferner werden ihre Handlungs-
möglichkeiten im Rahmen der Aufsichtstätigkeit ge-
stärkt.  

Daraus folgt, dass die Medienkommission eine ho-
he Verantwortung trägt und über ihre plurale Rück-
bindung in die Gesellschaft hinaus Expertise in viel-
fältigen medienrelevanten Gebieten benötigt. Dies 
unterstreicht der Vorschlag der Landesregierung.  

Unabhängig davon, ob Fortbildung und Qualifikation 
im Gesetz verpflichtend verankert sind oder nicht – 
die Koalitionsfraktionen haben einen entsprechen-
den Änderungsantrag eingebracht –, sollte die Me-
dienkommission einen eigenen Anspruch an das 
Fachwissen ihrer Mitglieder haben und Überlegun-
gen dazu anstellen, wie dies mit den steigenden An-
forderungen aus der Praxis etwa durch Fortbildun-
gen sichergestellt werden kann.  

Meine Damen und Herren, ein weiterer Kritikpunkt 
insbesondere vonseiten der öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkveranstalter ist die vorgesehene Nutzung 
von UKW-Frequenzen für den Hörfunk. – Diese Kri-
tik ist auf der einen Seite verständlich, auf der ande-
ren Seite mit Blick auf die vorliegende Gesamtsitua-
tion allerdings nicht nachvollziehbar. Denn der Vor-
schlag trägt dazu bei, dass die aktuelle Übertra-
gungssituation von WDR und Deutschlandradio ge-
sichert wird und zugleich neue private Hörfunkan-
gebote entstehen können. Das Gesetz leistet damit 
einen Beitrag zur Vielfalt in Nordrhein-Westfalen, 
der von Mehrwert für Nutzerinnen und Nutzer ist, 
und berücksichtigt in angemessener Weise die 
Entwicklungsgarantie des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks.  

Ich möchte noch einige Anmerkungen zum Antrag 
der Fraktion der FDP machen, der sich mit der För-
derung von journalistischen Angeboten im lokalen 
und regionalen Raum befasst. – Ich freue mich, 
dass sich auch die FDP für die Journalismusförde-
rung in Nordrhein-Westfalen einsetzt. Die Sicherung 
von Vielfalt und Partizipation ist schließlich eines der 
Leitprojekte der Landesregierung. Damit unterstüt-
zen Sie im Grunde genommen die Idee einer „Stif-
tung Vielfalt und Partizipation“. Deshalb ist es für 
mich umso erstaunlicher, dass Sie in Ihrem Ände-
rungsantrag für die ersatzlose Streichung der Stif-
tung eintreten. Aber manchmal gibt es Widersprü-
che auch – oder gerade – bei der Opposition.  

Meine Damen und Herren, der Ausschuss hat den 
Gesetzentwurf der Landesregierung zum Landes-
mediengesetz in der letzten Woche ohne große wei-
tere Diskussionen im Grundsatz gebilligt. Der nun 
vorliegende Änderungsantrag der regierungstra-
genden Fraktionen justiert den Gesetzentwurf an 
einzelnen Stellen nach. Das ist auf der einen Seite 
der Auswertung der Anregungen aus der Sachver-
ständigenanhörung geschuldet und auf der anderen 
Seite mit Blick auf die Umsetzung der neuesten Ver-
fassungsrechtsprechung vorgenommen worden, die 
hier schon Thema war.  

Nachdem die Landesregierung den Entwurf in den 
Landtag eingebracht hatte, hat das Bundesverfas-
sungsgericht in seiner aktuellen Rechtsprechung 
Anforderungen an die staatsferne Ausgestaltung 
der Aufsichtsgremien im Rundfunk konkretisiert. In-
teressant fand ich, dass Herr Sternberg der Auffas-
sung war, dass überhaupt keine Änderung bei der 
Medienkommission und der LfM erfolgen müsse, 
während uns nun Herr Nückel mit Klagen überzieht, 
hier solle eine weitere Politisierung stattfinden.  

Das Landesmediengesetz wird mit den Änderungen 
des Regierungsentwurfs den Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts gerecht, sofern der Ge-
setzentwurf nicht bisher schon den neuen Vorgaben 
des Gerichts entsprochen hatte. Weitere Anforde-
rungen an die Ausgestaltung der Medienkommissi-
on der Landesmedienanstalt werden umgesetzt. Die 
Landesregierung hat daher auf Bitten der Regie-
rungsfraktionen eine Formulierungshilfe zur Verfü-
gung gestellt, wie die Anforderungen im Landesme-
diengesetz umgesetzt werden könnten.  

Mit der Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf 
schafft der Landtag die Grundlage für eine moderne 
Medienregulierung. Deshalb werbe ich nachdrück-
lich für die Billigung des vorliegenden Entwurfs. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Frau Ministerin Dr. Schwall-Düren. – Für die SPD-
Fraktion hat Herr Kollege Vogt noch einmal um das 
Wort gebeten, und das erhält er. Bitte. 

Alexander Vogt (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Herr Professor Sternberg, ich will 
Ihre Lesekompetenz gar nicht infrage stellen. Ich 
glaube, es ist bei Ihnen am Willen gescheitert, sich 
mit diesem Änderungsantrag auseinanderzusetzen. 
Die Einschätzung, dass das Urteil zum ZDF-
Staatsvertrag keinerlei Einfluss auf andere Gesetz-
gebungsvorhaben hat, teilt ja noch nicht einmal Herr 
Nückel mit Ihnen. 

Wenn wir über die Zusammensetzung der Medien-
kommission reden, dann gilt doch Folgendes: Mehr 
Mitglieder und mehr Organisation sind ein Beitrag, 
um mehr Staatsferne zu erzeugen. Herr Nückel, 
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lassen Sie uns nur zwei Minuten über Ihren Vor-
schlag nachdenken, weniger Politiker in die Medi-
enkommission zu schicken und dadurch mehr 
Staatsferne zu erzeugen. Dabei reden Sie aber nie 
von sich. Sie reden immer von den anderen, von 
den großen Parteien und erhöhen damit zugleich 
Ihren eigenen Einfluss in der Kommission. Also las-
sen Sie solche Vorschläge! 

Unser Vorschlag ist richtig und gut, dass nämlich 
neue Mitglieder in die Kommission aufgenommen 
werden, dass sich Organisationen und Einzelperso-
nen bewerben und so in der Kommission mitarbei-
ten können. 

Zum Thema „Änderung der Pressesituation in den 
Kommunen“: Herr Prof. Sternberg, Sie unterbreiten 
den Vorschlag, Rahmenbedingungen im Landes-
mediengesetz zu schaffen, damit Verleger im Inter-
net Geld verdienen können. – Hunderte von Verle-
gern in diesem Land sind dabei, Konzepte und 
Ideen zu entwickeln – und dabei kam nicht eine ein-
zige Forderung von den Experten, das Ganze im 
Landesmediengesetz zu regeln. Wenn Sie hierzu 
Vorschläge haben, bin ich darauf gespannt. Sie ha-
ben ja gleich noch ein paar Sekunden. 

Lassen Sie mich noch einen Punkt zum Thema 
„Änderungsantrag“ ausführen. Von Ihnen kam die 
Kritik, dass wir Ihnen gestern noch einen Ände-
rungsantrag zugeleitet haben. – Liebe Kolleginnen 
und Kollegen von CDU und FDP, 2009 gab es auch 
ein Mediengesetz, zu welchem am 2. Dezember 
2009 hier im Landtag die zweite Lesung stattfand. 
Dazu gab es einen Änderungsantrag von CDU und 
FDP. Und wann wurde dieser gestellt und einge-
bracht? Am 1. Dezember 2009, das heißt: einen 
Tag vorher. Es besteht also kein Unterschied zu 
dem, wie wir mit unserem Änderungsantrag verfah-
ren.  

(Zuruf von der CDU) 

Bauschen Sie das also nicht so auf. Damals waren 
Sie nicht nur in der Lage, schneller zu lesen, son-
dern auch schneller zu schreiben.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir sind damit auf der sicheren Seite. Wir haben 
hier einen vernünftigen Änderungsantrag einge-
bracht, und wir werben um Zustimmung für dieses 
Gesetz.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Vogt. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Abgeordneter Schick. 

Thorsten Schick (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr 
Keymis, nicht Herr Sternberg hat hier eine Bombe 
platzen lassen, sondern das war Ihr Änderungsan-

trag, den Sie gestern auf den Tisch geknallt haben. 
Der Unterschied zu uns, Herr Vogt, liegt darin, dass 
es sich bei Ihrem Änderungsantrag um 28 Seiten 
handelt und damit nicht um einzelne Punkte, son-
dern quasi um ein neues Gesetz. Das ist doch die 
Bombe. 

(Beifall von der CDU) 

Transparenz ist eine der großen Überschriften bei 
Ihrem Landesmediengesetz. Dann machen wir doch 
einmal transparent, worum es hier in Wirklichkeit 
geht: nämlich um eiskalte Machtpolitik. 

(Zurufe von der CDU) 

Da reicht ein Blick in § 100 Landesmediengesetz: 
„Die Direktorin oder der Direktor muss die Befähi-
gung zum Richteramt haben.“ Begründet wird das 
mit fadenscheinigen Argumenten wie „neue Auf-
sichtsfunktionen“ usw. Bislang sind die Landesme-
dienanstalten bzw. die Medienanstalt in Nordrhein-
Westfalen sehr gut gefahren mit Prof. Schneider, 
mit Klaus Schütz sowie Dr. Brautmeier, die diese 
Befähigung nicht haben. 

Es gibt also andere Gründe, und da machen wir die 
doch mal transparent: Im Jahr 2010 ist Dr. Jürgen 
Brautmeier zum Direktor der Landesanstalt für Me-
dien gewählt worden und nicht die Kandidatin von 
SPD und Grünen. Das löste große Verwunderung 
aus, weil die Zusammensetzung der Medienkom-
mission eigentlich ein anderes Ergebnis erwarten 
ließ. 

Drei Jahre sind seither vergangen. In der Zwischen-
zeit hat der Medienstaatssekretär sein politisches 
Prestigeobjekt auf den Tisch gelegt, nämlich das 
neue Landesmediengesetz sowie die „Stiftung Viel-
falt und Partizipation“. Doch der erhoffte Applaus 
blieb nach dem Arbeitsentwurf aus. Was es gab, 
waren Backpfeifen in Form von Kritik, weil das Ge-
setz so nämlich nicht verfassungskonform war. Das 
hatte der Direktor der Landesanstalt für Medien von 
Anfang an gesagt. Dazu brauchte er noch nicht 
einmal die Befähigung zum Richteramt.  

(Beifall von der CDU) 

Das konnte man sofort erkennen, wenn man sich 
ein wenig mit dieser Thematik auseinandersetzte.  

Die Folge: Über ein Jahr musste die Staatskanzlei 
nachbessern. Jetzt liegt der Referentenentwurf vor, 
und er hat immer noch eine erhebliche juristische 
Schieflage, wie auch die Anhörung ergeben hat.  

Was geblieben ist, ist das Unbehagen in den Frakti-
onen von SPD und Grünen und in der Staatskanzlei 
in Richtung Dr. Brautmeier. Deswegen ist Ihnen der 
Direktor der Landesanstalt für Medien ein Dorn im 
Auge. 

Jetzt liegen die Änderungsanträge auf dem Tisch. 
Darin zeichnet sich ab, dass Dr. Brautmeier im Jahr 
2016 sein Amt zur Verfügung stellen muss. Ich wer-
fe einmal einen Blick in die Glaskugel – obwohl, das 
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brauche ich gar nicht, denn es liegt eigentlich auf 
der Hand, was passieren wird: Im Jahr 2016 wird es 
eine neue Direktorin geben, und das wird Frauke 
Gerlach sein, die im Jahr 2010 gegen Dr. Brautmei-
er kandidiert hat.  

Damit geht auch einher, dass Sie die Zusammen-
setzung der Medienkommission verändern möch-
ten; denn Sie misstrauen den derzeitigen Mitglie-
dern, weil diese Ihrem Wunsch schon einmal nicht 
nachgekommen sind.  

(Vereinzelt Beifall von der CDU und der FDP) 

Sie organisieren in Hinterzimmern eiskalte Machtpo-
litik. Das hat bei der SPD in Nordrhein-Westfalen 
Tradition. Neu ist nur der Anstrich; hier verwenden 
Sie nämlich Begriffe wie „Partizipation“ und „Viel-
falt“. Wir wissen aber, dass der Lack bei Ihnen rela-
tiv schnell ab ist. Dann werden wir sehen, was dabei 
herumkommt. 

(Beifall von der CDU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schick. – Für Bündnis 90/Die Grünen 
erteile ich Herrn Kollegen Bolte das Wort. 

Matthi Bolte (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Wir reden im Moment viel 
von der Digitalisierung und den Herausforderungen, 
die die Digitalisierung für die Medienlandschaft mit 
sich bringt. Gerade gestern ist das bei der Medien-
versammlung 2014 der LfM ausführlich und facet-
tenreich diskutiert worden. Kollege Schick, Kollege 
Sternberg, da hätten Sie mal hingehen können. Das 
war ganz interessant und fast so lehrreich wie die 
Lektüre der „FAZ“. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, „Vielfalt und Parti-
zipation“ steht als Leitmotiv über diesem Gesetz-
entwurf. Es war ein tolles Verfahren. Dieses partizi-
pative Verfahren ging über mehr als anderthalb Jah-
re. Insofern kann man hier nicht von einem Hau-
ruckverfahren sprechen. Ich kann der Staatskanzlei 
und der Ministerin für dieses gute Verfahren nur 
danken. 

Lieber Kollege Nückel, es ist nicht angebracht, die-
se partizipative Herangehensweise, die wir jetzt ge-
wählt haben, als „NRW sucht den Supermedien-
wächter“ abzuqualifizieren. Es war gut, dass Sie 
noch mal klargestellt haben, dass Sie auch nichts 
von Bürgerfunk halten. Die Beteiligung der Commu-
nity und die Medienvielfalt kann man doch nicht in 
derartiger Weise abqualifizieren. Das ist wirklich 
nicht in Ordnung, das müssen Sie dringend klarstel-
len.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Wir haben viel für die Sicherung der Vielfalt getan. 
Wir stärken den Lokalfunk. Wir sichern natürlich 

auch die Netzneutralität. Und das ist gut so, liebe 
Kolleginnen und Kollegen. 

Von Schwarz und Gelb haben wir bisher immer ge-
hört, das solle der Markt richten. Dass Sie heute 
Änderungsanträge vorlegen, die dokumentieren, 
dass Sie da einen Erkenntnisprozess durchgemacht 
haben, ist gut. Es wundert mich allerdings, dass Sie 
plötzlich auf diese Idee gekommen sind, nachdem 
Sie das so viele Jahre vergeigt haben. 

Fazit, liebe Kolleginnen und Kollegen: Ein Gesetz ist 
besonders dann gut, wenn das Gemäkel der Oppo-
sition besonders kleinkariert ist. Kollege Sternberg, 
Kollege Schick und Kollege Nückel, Sie haben uns 
heute attestiert, dass wir hier einen guten Ände-
rungsantrag vorlegen und heute einem guten Ge-
setzentwurf zustimmen. 

Die kompletten Änderungsanträge resultieren aus 
der Anhörung. Das hätten Sie hier auch mal aner-
kennen können. 

Herr Kollege Nückel, ein Hauruckverfahren war das 
nun wirklich nicht. Ich weiß nicht, was Sie da von 
Ihrem Schlauchboot aus gesehen haben. So kom-
pliziert ist das, was wir in diesen Änderungsantrag 
geschrieben haben, nämlich alles gar nicht. Das 
haben Sie eben sogar selber gesagt. Wir haben hier 
einen guten Gesetzentwurf und einen guten Ände-
rungsantrag vorliegen. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bolte. – Meine Damen und Herren, lie-
be Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Deshalb schließe ich die 
Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich lasse erstens 
über den Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und Piraten Drucksache 
16/6204 – Neudruck – abstimmen. Wer diesem Än-
derungsantrag zustimmen möchte, den darf ich um 
das Handzeichen bitten. – Das sind die Fraktionen 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und Piraten. Wer 
ist gegen diesen Änderungsantrag? – Das sind die 
Fraktionen von CDU und FDP. Enthält sich jemand 
der Stimme? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der 
Änderungsantrag Drucksache 16/6204 – Neu-
druck – angenommen. 

Ich lasse zweitens über den Änderungsantrag der 
FDP-Fraktion Drucksache 16/6218 abstimmen. Wer 
diesem Änderungsantrag zustimmen möchte, den 
darf ich um das Handzeichen bitten. – Das ist die 
FDP-Fraktion. Wer stimmt gegen diesen Antrag? – 
Das sind die Fraktionen von SPD, CDU, Bündnis 
90/Die Grünen und Piraten. Gibt es Enthaltun-
gen? – Das ist nicht der Fall. Damit ist der Ände-
rungsantrag Drucksache 16/6218 abgelehnt. 
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Ich lasse drittens über den Gesetzentwurf Drucksa-
che 16/4950 abstimmen. Bevor wir abstimmen, darf 
ich Ihnen aber noch folgende Hinweise geben: 

Wie in der Debatte bereits erwähnt worden ist, hat 
die CDU-Fraktion eine dritte Lesung des vorge-
nannten Gesetzentwurfs beantragt. Nach § 78 Abs. 
1 unserer Geschäftsordnung findet eine dritte Le-
sung auf Antrag einer Fraktion oder eines Viertels 
der Mitglieder des Landtags statt. Der Antrag muss 
vor Schluss der Beratung der zweiten Lesung 
schriftlich bei der Präsidentin eingereicht werden. 

Diese Voraussetzungen sind gegeben. Die Fraktio-
nen werden sich noch verständigen, wann die dritte 
Lesung durchgeführt werden soll. Sollte das noch in 
dieser Woche der Fall sein, muss das Plenum be-
kanntlich vor Eintritt in die entsprechende Tages-
ordnung darüber befinden. 

Ich weise zudem darauf hin, dass die FDP-Fraktion 
beantragt, den Gesetzentwurf zur Vorbereitung der 
dritten Lesung an den Ausschuss für Kultur und 
Medien zurückzuüberweisen. 

Wir kommen jetzt also in der zweiten von drei Le-
sungen zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 
Drucksache 16/4950. Wer diesem Gesetzentwurf 
zustimmen möchte, den darf ich um das Handzei-
chen bitten. – Das sind die Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und Piraten. Wer stimmt 
gegen diesen Gesetzentwurf? – Das sind die Frak-
tionen von CDU und FDP. Gibt es Enthaltungen? – 
Das ist nicht der Fall. Damit ist der Gesetzentwurf 
Drucksache 16/4950 in zweiter Lesung in der 
geänderten Fassung angenommen. 

Meine Damen und Herren, ich lasse viertens über 
den bereits angesprochenen Antrag der FDP auf 
Rücküberweisung des Gesetzentwurfs Drucksache 
16/4950 an den Ausschuss für Kultur und Medien 
abstimmen. Wer dieser Rücküberweisung zustim-
men möchte, den darf ich um das Handzeichen bit-
ten. – Das sind die Fraktionen von CDU, FDP und 
Piraten. Wer stimmt gegen diesen Antrag? – Das 
sind die Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen. Gibt es Enthaltungen? – Das ist nicht der 
Fall. Damit ist der Antrag der FDP-Fraktion auf 
Rücküberweisung des Gesetzentwurfs Druck-
sache 16/4950 an den Ausschuss abgelehnt. 

Ich lasse fünftens und letztens über den Antrag der 
FDP-Fraktion Drucksache 16/6130 abstimmen. Der 
Ältestenrat empfiehlt die Überweisung dieses An-
trags an den Ausschuss für Kultur und Medien. 
Die abschließende Abstimmung soll dort in öffentli-
cher Sitzung erfolgen. Wer dieser Überweisungs-
empfehlung zustimmen möchte, den darf ich um 
das Handzeichen bitten. – Gibt es Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Das ist jeweils nicht der 
Fall. Damit ist diese Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Herzlichen Dank. Ich schließe die Beratung und Ab-
stimmung zu Tagesordnungspunkt 4. 

Meine Damen und Herren, nun rufe ich auf: 

5 Überwachung und Datenzugriff im Bereich der 
Telekommunikation. Wie nutzen nordrhein-
westfälische Ermittlungsbehörden Funkzel-
lenabfragen, Stille SMS, IMSI-Catcher und W-
LAN-Catcher? 

Große Anfrage 10 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/5215 

Antwort 
der Landesregierung 
Drucksache 16/6051 

In Verbindung mit: 

Einführung einer Erhebungsmatrix für Funk-
zellenabfragen, Stille SMS und Einsätze von 
IMSI-Catchern – Bessere statistische Erfas-
sung von Daten für echte parlamentarische 
Kontrolle 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/6118 

Ich eröffne die Beratung und erteile als erstem Red-
ner für die Piratenfraktion Herrn Kollegen Herrmann 
das Wort. Bitte, Herr Kollege. Sie haben das Wort.  

Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Verehr-
te Bürgerinnen und Bürger im Saal und im Stream. 
Nun zu einem Thema, das viele Menschen – oft zu 
Unrecht – zu Betroffenen macht: Funkzellenabfra-
gen und Co. 

(Vorsitz: Vizepräsident Daniel Düngel) 

Ich weiß: Die einen wollen von Überwachung nichts 
mehr wissen – wie man übrigens auch hier bei den 
Kolleginnen und Kollegen sieht, die gerade aus dem 
Saal laufen. Für andere hat die ernsthafte Diskussi-
on zu dem Thema noch nicht einmal richtig ange-
fangen. Ich gehöre zu der letzten Gruppe. 

Moderne Polizeiarbeit, meine Damen und Herren, 
ist grundrechtsbewusst, verhältnismäßig und evi-
denzbasiert. Wir wollten mit unserer Großen Anfra-
ge erfahren, ob elektronische Überwachungsmaß-
nahmen wie Funkzellenabfragen oder Stille SMS 
notwendig und effektiv für die Strafverfolgung sind: 
Werden sie sinnvoll eingesetzt? Oder läuft der Ge-
brauch aus dem Ruder? Werden sie – unrechtmä-
ßig – zum Routineinstrument? Sind sie gar schiere 
Überwachungsmaßnahmen?  

Uns fehlen die Belege für eine ordentliche Bewer-
tung sowohl in die eine wie in die andere Richtung. 
Die Ergebnisse der Großen Anfrage sind, offen ge-
sagt, dürftig. Außer einfachen numerischen Erfas-
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sungen über den Gebrauch der Maßnahmen steht 
nicht viel drin. 

(Matthi Bolte [GRÜNE]: Ihr habt ja auch nach 
nichts anderem gefragt!) 

Natürlich, die Zahlen alleine haben es schon in sich: 
300.000 versendete Ortungsimpulse, also Stille 
SMS, in 2013, ein klar ansteigender Gebrauch des 
Instruments Funkzellenabfrage, satte 11 Abfragen 
pro Tag gibt es in Nordrhein-Westfalen. Die Maß-
nahmen werden also immer häufiger verwendet.  

Gleichzeitig wissen wir aber nicht, ob sie überhaupt 
notwendig sind. Es drängen sich Vergleiche mit der 
Vorratsdatenspeicherung auf. Die wurde auch jah-
relang als unbedingt notwendig verteidigt. Ein kon-
kreter Nachweis über die Notwendigkeit wurde aber 
nie erbracht. 

Dass Funkzellenabfragen nützlich sein können, ist 
unbestritten. Denn für ein Ermittlungsverfahren kann 
alles nützlich sein – je mehr Informationen, desto 
besser. Aber ist es wirklich notwendig, dass man 
überall damit rechnen muss, in Dateien erfasst zu 
werden, nur weil man ein Handy dabeihat? 

Niemand will die Aufklärung schwerster Straftaten 
verhindern. Aber wir müssen uns die Frage stellen, 
wann, in welchen besonderen Ausnahmesituationen 
es notwendig ist, alle Mobilfunkgeräte pro Funkzelle 
zu speichern, also alle Menschen zu erfassen, die 
zu einem bestimmten Zeitpunkt an einem bestimm-
ten Ort sind. 

Von Schleswig-Holstein wissen wir, dass manche 
Funkzellenabfragen tage- oder sogar wochenlang 
durchgeführt wurden. Das sind Zigtausende Daten 
Zigtausender Menschen. Der Nachweis der Not-
wendigkeit derartiger Einsätze muss erbracht wer-
den. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Es reicht nicht, Einzelfälle anzuführen, bei denen, 
vielleicht durch einen Zufall, Handydaten eine Rolle 
gespielt haben. Wir brauchen verlässliche Zahlen 
über den Nutzen und die Erfolge dieser Maßnah-
men. Solange wir diese Zahlen nicht haben und der 
Gebrauch immer weiter zunimmt, drängt sich der 
Eindruck der Unverhältnismäßigkeit auf.  

Funkzellenabfragen, Stille SMS und IMSI-Catcher 
greifen tief in die Grundrechte auf Privatsphäre und 
informationelle Selbstbestimmung ein. Das ist der 
Kernpunkt, um den es hier geht.  

Deshalb bringen wir unseren Antrag zur Erarbeitung 
von Erhebungsmatrizen für Funkzellenabfragen 
IMSI-Catcher und Stille SMS ein. Wir brauchen eine 
transparente und nachvollziehbare statistische Er-
fassung des Einsatzes dieser elektronischen Maß-
nahmen. Nur mit diesen Informationen können wir 
unserer Pflicht der parlamentarischen Kontrolle 
nachkommen. Nur mithilfe verlässlicher Zahlen 

können wir die Notwendigkeit von Funkzellenabfra-
gen und Co. bewerten. 

Die Piratenfraktion im Saarland hat sich erfolgreich 
mit der dortigen Landesregierung zu dem Thema 
auseinandergesetzt. In der Vergangenheit konnten 
nämlich auch dort Anfragen zu Funkzellenabfra-
gen nicht oder nicht vollständig beantwortet werden, 
weil – wie hier auch – viele Daten statistisch nicht 
erfasst wurden. Gemeinsam mit dem Innenministe-
rium wurde dann eine Erhebungsmatrix für Funkzel-
lenabfragen erarbeitet, unterstützt von der dortigen 
Großen Koalition. 

Liebe Kollegen von SPD und CDU, was im Saar-
land geht, geht doch auch hier. Und Sie, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von den Grünen, sind doch 
auch für verhältnismäßige Polizeiarbeit, oder nicht? 

(Matthi Bolte [GRÜNE]: Schon, doch meis-
tens!) 

Die von uns vorgeschlagenen Einheiten der Erhe-
bungsmatrixen basieren auf den Einheiten, die im 
Saarland entwickelt und eingeführt wurden. Im In-
nenausschuss möchten wir gerne interfraktionell 
über diese Auflistung sprechen. Dabei sind wir na-
türlich offen für Erweiterungen oder Ihre Wünsche. 

Moderne, grundrechtsbewusste und verhältnismä-
ßige Polizeiarbeit ist evidenzbasiert. Deshalb sollten 
wir für zukünftige Einsätze von Funkzellenabfragen 
oder Stillen SMS über die hier vorgeschlagenen Kri-
terien die Notwendigkeit dieser Maßnahmen her-
ausfinden. 

Vizepräsident Daniel Düngel: Die Redezeit, Herr 
Kollege. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Ich freue mich auf die 
Beratung im Ausschuss. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Herrmann. – Nächster Redner ist der Kolle-
ge Körfges für die SPD-Fraktion. 

Hans-Willi Körfges (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Man hat ja schon mal 
Lieblingsstellen in parlamentarischen Unterlagen. 
Ich lese Ihnen jetzt aus der Großen Anfrage meine 
Lieblingsstelle und die Antwort dazu vor: 

„Wie wird § 100a Abs. 1 S. 2 StPO hinsichtlich 
der tatsächlich erfolgten Telekommunikation in-
terpretiert und angewendet?“ 

Das war die Frage. Die Antwort – ich bitte um Auf-
merksamkeit – heißt: 

„In der derzeit geltenden Fassung der StPO hat 
§ 100a Abs. 1 keinen Satz 2.“ 
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(Frank Herrmann [PIRATEN]: Weil es ein 
Punkt 2 ist und kein Satz 2!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will das hier 
jetzt nicht glossieren. Nur: Wer die Antwort der Lan-
desregierung kritisiert, muss sich gegebenenfalls 
auch die Hintergründe der eigenen Fragestellung 
vorhalten lassen.  

Genauso will ich mich jetzt nicht lustig machen über 
Ihr Beispiel aus dem Saarland, 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Danke!) 

sondern will nur einfach für mich feststellen, dass 
die Größenverhältnisse im Saarland mit denen in 
Nordrhein-Westfalen schwerlich zu vergleichen sind 
und dass insoweit – wenn Sie die Erhebungsmatrix 
zum Gegenstand Ihres Antrags machen und sicher-
lich auch die diesbezüglichen Berichtspflichten mei-
nen – 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Was hat das 
mit der Größe der Funkzellen zu tun?) 

der Aufwand in Nordrhein-Westfalen ein ungeheuer 
Vielfaches von dem im Saarland haben würde.  

An der Stelle sind wir allerdings gerne dazu bereit, 
mit Ihnen die Hintergründe Ihrer Anfrage, der Ant-
wort und auch Ihres Antrages im Ausschuss zu dis-
kutieren. Ich bin froh darüber, dass wir hier nicht in 
eine sofortige Abstimmung gedrängt werden – wie 
bei Piratenanträgen anderweitig schon mal der 
Fall –, sondern die Möglichkeit haben, das Ganze 
im Ausschuss zu hinterfragen. 

Ich denke, da werden eine Reihe von Fragen auf-
geworfen, zum Beispiel: Wer ist zuständig, wo ist 
die Angelegenheit prinzipiell geregelt? Das ist ja 
auch Gegenstand Ihrer Anfrage gewesen. Und die 
Antwort lautete: in der Strafprozessordnung. Die 
Überwachung wird dem Grunde nach in § 100a 
StPO geregelt.  

Die Erhebungsberichtspflichten kommen – je nach-
dem – in den §§ 100b Abs. 5 und 100g Abs. 4 vor. 
Dort ist festgelegt, dass die Länder berichten und 
das Bundesamt für Justiz die entsprechenden In-
formationen veröffentlichen muss.  

Das ist zuständigkeitshalber vom Bundesgesetzge-
ber geregelt. Es gibt nun zwei Möglichkeiten, mit der 
Sache umzugehen. Zum einen liegt die Vermutung 
nahe, dass diese Regelung abschließend ist und 
insoweit die Gesetzgebungskompetenz beim Bund 
liegt. Oder: Zumindest hat der Bundesgesetzgeber, 
der bezogen auf die Strafprozessordnung hohe 
Hürden an die Überwachung anlegt, es nicht für er-
forderlich gehalten, weiter gehende Berichte und 
Veröffentlichungspflichten festzulegen. Insoweit lau-
tet die Frage, was wir in Nordrhein-Westfalen zu-
ständigkeitshalber tatsächlich regeln können und 
regeln müssen.  

Die zweite Frage, die sich stellt, lautet: Reicht das, 
was wir haben, aus? Und ist der Landesgesetzge-

ber als solcher oder über den Bundesrat in dieser 
Hinsicht gefragt? Das ist eine Frage, die sich auch 
mit der Gewaltenteilung beschäftigt. Wir meinen, 
dass weitere Verpflichtungen angesichts der stren-
gen Voraussetzungen in der StPO entbehrlich sind. 
Wir sind aber gerne dazu bereit, mit Ihnen die Ein-
zelheiten zu regeln. Denn anders als im Fall der an-
lasslosen Speicherung geht es hier immer um ganz 
konkrete Straftaten und um ganz konkrete richterli-
che Anordnungen im Einzelfall. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Aber auch im-
mer um Verhältnismäßigkeit!) 

Die Kontrolle erfolgt durch die Gerichte, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. Jetzt stellt sich die für mich 
spannendste Frage. Wir sammeln dann ja hoheitlich 
Daten und werten diese aus. Ich bin mal gespannt 
darauf, wie wir zum Beispiel in der Diskussion mit 
Ihnen die sich daraus ergebenden Rechtsfragen 
bezogen auf die informationelle Selbstbestimmung 
klären können. Mit Ihrem Begehren werfen Sie 
nämlich unter Umständen an der einen oder ande-
ren Stelle ein datenschutzrechtliches Problem auf. 

Letzte Frage: Ist das, was Sie verlangen, angemes-
sen, und zwar im Sinne des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes, sowohl vom Umfang als auch von der 
inhaltlichen Zuordnung her? 

Ich habe versucht, das formaljuristisch in Fragen zu 
kleiden. Da Sie uns im Ausschuss die Gelegenheit 
geben, weiter darüber zu diskutieren: Ich möchte 
die von mir angestoßenen Fragen und aufgeworfe-
nen Problemstellungen gerne weiter mit Ihnen im 
Ausschuss diskutieren. Ich mache Ihnen allerdings 
wenig Hoffnung, was die Zustimmung zu Ihrem An-
trag angeht. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Körfges. – Nächster Redner ist für die CDU-
Fraktion der Kollege Golland. 

Gregor Golland (CDU): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich 
eingangs Folgendes feststellen: Die Strafverfol-
gungsbehörden in Deutschland sind gemäß §§ 152, 
160 und 163 der Strafprozessordnung zur Ermitt-
lung und Aufklärung von Straftaten verpflichtet. Da-
mit sie diesen Auftrag erfüllen können, hat der Ge-
setzgeber ihnen besondere Eingriffsbefugnisse und 
technische Ressourcen eingeräumt. Dazu zählen 
unter anderem auch Funkzellenabfragen, Ortungs-
impulse, also Stille SMS, sowie sogenannte WLAN- 
und IMSI-Catcher. Für eine erfolgreiche Verbre-
chensbekämpfung sind diese strafprozessualen 
Maßnahmen inzwischen unverzichtbar, weil sich 
Straftäter naturgemäß auch die technischen Mög-
lichkeiten unserer Zeit in immer stärkerem Maße 
zunutze machen. 
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Die Antwort der Landesregierung auf die Große An-
frage der Piraten, über die wir heute diskutieren, hat 
aus Sicht der CDU-Fraktion vor allem eines gezeigt: 
Die Strafverfolgungsbehörden in Nordrhein-West-
falen machen mit Augenmaß von ihren Ermitt-
lungsmöglichkeiten im Rahmen von Recht und Ge-
setz Gebrauch. Das ist uneingeschränkt zu begrü-
ßen.  

Ausdrücklich nicht bestätigt hat sich hingegen der 
von den Piraten in der Vorbemerkung ihrer Anfrage 
formulierte Verdacht, dass der Gebrauch von tech-
nischen Überwachungsmaßnahmen in Nordrhein-
Westfalen möglicherweise aus dem Ruder laufe.  

Ich erlaube mir in diesem Zusammenhang zunächst 
den Hinweis, dass Funkzellenabfragen, Stille SMS, 
WLAN- und IMSI-Catcher jeweils keine Kommuni-
kationsinhalte erfassen. Zudem werden diese In-
strumente ausschließlich auf der Grundlage eines 
richterlichen Beschlusses oder, bei Gefahr im Ver-
zug, aufgrund staatsanwaltschaftlicher Eilanordnung 
durchgeführt. Im Fall der Eilanordnung muss diese 
ebenfalls richterlich bestätigt werden, und zwar bin-
nen drei Werktagen. 

Von einer ausufernden Überwachung unbescholte-
ner Bürgerinnen und Bürger, wie sie durch die Fra-
gestellungen der Piratenfraktion teilweise suggeriert 
wird, kann schon vor diesem Hintergrund keine Re-
de sein, meine Damen und Herren. 

Auch die jährlichen Anwendungsfälle der genannten 
Maßnahmen sind überschaubar und eignen sich 
nicht zur Panikmache. Richtig ist zwar, dass zum 
Beispiel die Zahl der Funkzellenabfragen in den 
letzten Jahren gestiegen ist; richtig ist aber auch, 
dass die Zahl der Straftaten, die unter Zuhilfenahme 
moderner Kommunikationsmittel geplant, vorberei-
tet oder begangen wurden und werden, ebenfalls 
angestiegen ist. Wer diesen Zusammenhang ne-
giert, der vertauscht Ursache und Wirkung.  

Zudem lohnt es sich, hier auf einige Relationen 
aufmerksam zu machen.  

Wie aus der Strafverfolgungsstatistik des Landes 
Nordrhein-Westfalens hervorgeht, wurden im Jahre 
2012 in Nordrhein-Westfalen knapp 1,1 Millionen 
Strafverfahren eingeleitet. Die Zahl der Funkzellen-
auswertungen belief sich im gleichen Jahr aber ge-
rade mal auf 3.545 Fälle. Mit anderen Worten: Nur 
in ca. 0,3 % aller strafrechtlichen Ermittlungsverfah-
ren kamen im Jahre 2012 in Nordrhein-Westfalen 
überhaupt eine Funkzellenabfrage zur Anwendung.  

Auch der von den Piraten geschürte Verdacht, dass 
Funkzellenabfragen bei politischen Demonstratio-
nen oder sonstigen Versammlungen zur Anwen-
dung kämen, ist durch die Antwort auf die Große 
Anfrage widerlegt worden. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: In anderen 
Bundesländern ist das passiert!) 

Straftaten nach dem Versammlungsgesetz erfüllen 
nämlich weder die Voraussetzungen des § 100a 
noch des § 100g Abs. 1 Strafprozessordnung. Sie-
he dazu auch die Antwort auf die Frage I.7 in der 
Großen Anfrage.  

Noch geringer als bei der Funkzellenabfrage sind 
die Fallzahlen im Bereich der WLAN-Catcher. Diese 
wurden im Jahre 2013 NRW-weit genau zweimal 
eingesetzt, nämlich einmal vom Polizeipräsidium 
Essen und einmal vom Polizeipräsidium Köln. 

Für die CDU-Fraktion steht deshalb fest: Rechts-
freie Räume darf es nicht geben – weder in der ana-
logen noch in der digitalen Welt. Daher brauchen 
die Behörden auch in Zukunft Funkzellenabfragen, 
Ortungsimpulse und WLAN- sowie IMSI-Catcher. 

Dass unsere nordrhein-westfälischen Ermittler diese 
Instrumente verantwortungsbewusst einsetzen, hat 
die Große Anfrage der Piraten bestätigt. Für die Ein-
führung einer kleinteiligeren Erhebungsmatrix, wie 
sie in dem Antrag der Piraten Drucksache 16/6118 
gefordert wird, besteht daher schon faktisch keine 
erkennbare Notwendigkeit. Unsere Polizeibeamtin-
nen und -beamten dürften darüber hinaus Besseres 
zu tun haben, als die in Ihrem Antrag enthaltenen 
47 Einzelaspekte pro Ermittlungsmaßnahme statis-
tisch festzuhalten.  

Wenngleich wir Ihren Antrag somit in der Sache ab-
lehnen, stimmen wir der Überweisungsempfehlung 
in den Innenausschuss natürlich zu. – Vielen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Golland. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt der Kollege Bolte. 

Matthi Bolte (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Kollege Herrmann, Sie 
haben eben bemängelt, dass in der Antwort der 
Landesregierung schwerpunktmäßig Zahlen gelie-
fert wurden. Sie haben auch nach Zahlen gefragt – 
das ist eigentlich das ganze Hexenwerk dahinter; 
dann muss man nicht unbedingt bemängeln, dass 
man Zahlen zurückbekommt, wenn man nach Zah-
len fragt.  

Ich kenne das, wenn man eine Große Anfrage stellt 
und nicht genau das zurückkommt, was man mit der 
Frage gemeint hat. Aber der Landesregierung zum 
Vorwurf zu machen, dass sie das beantwortet, was 
man gefragt hat, das ist, Herr Kollege, nicht ganz 
sauber.  

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Bei der Hälfte 
der Fragen steht, dass das statistisch nicht 
erfasst wird!) 

Meine Damen und Herren, wir haben tatsächlich 
sehr viele Zahlen bekommen, auch einige Erläute-
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rungen dazu. Es gibt an der einen oder anderen 
Stelle auch durchaus Punkte, zu denen man eine 
Nachfrage stellen kann. Ich finde es völlig in Ord-
nung, wenn wir im weiteren Verfahren die Große 
Anfrage möglicherweise noch einmal an anderer 
Stelle beraten. Man kann sich etwa die Zahlen zu 
Funkzellenabfragen im Bereich des Polizeipräsidi-
ums Bielefeld anschauen, die von 159 im Jahre 
2012 auf 327 im Jahre 2013 gestiegen sind. Das 
sind erst einmal nackte Zahlen. Aber wenn da sol-
che Veränderungen zu finden sind, dann ist eine 
Nachfrage durchaus möglich. Man kann diesen Ein-
zelfällen also durchaus auf den Grund gehen.  

Grundsätzlich müssen wir hier aber Folgendes fest-
stellen: Wir bewegen uns im Bereich der Bundes-
gesetzgebung. Hans-Willi Körfges hat darauf dan-
kenswerterweise eben schon hingewiesen. Auch 
der Minister hat in seiner Antwort auf die Große An-
frage klargestellt, dass für den Bereich der Strafver-
folgung, den Sie abgefragt haben, die Regelungen 
der Strafprozessordnung einschlägig sind. Damit 
wäre also der Bundesgesetzgeber zuständig. Trotz-
dem können wir natürlich darüber beraten. 

Ich möchte gerne darauf hinweisen, dass die grüne 
Bundestagsfraktion in der vergangenen Legislatur-
periode nach den Ereignissen in Dresden Anfang 
2011 – Stichwort: Handygate – zum Thema „Funk-
zellenabfrage“ einen Gesetzentwurf in den Bundes-
tag eingebracht hat; denn da gehört er hin. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine ähnliche Lage 
haben wir bei Stillen SMS. Man kann da zunächst 
mal den Effekt der großen Zahl erkennen. Es sieht 
an einigen Stellen, wenn man sich nicht so intensiv 
damit auseinandergesetzt hat, möglicherweise er-
schreckend aus, etwa die Zahlen für Bonn, wo es 
6.100 Ortungsimpulse im Jahre 2011 gegeben hat, 
die 2012 plötzlich auf 27.000 hochgingen und im 
Jahre 2013 wieder herunter. Recklinghausen war 
zwei Jahre in der Statistik auf null und hatte dann 
plötzlich über 6.000 Ortungsimpulse. In Düsseldorf 
ging die Zahl von 22.600 in 2011 auf 2.900 im Jahre 
2013 herunter. Das sind sicherlich Schwankungen, 
die man sich anschauen kann. Das sind große Zah-
len, die zum überwiegenden Teil aus der Tatsache 
herrühren, dass es sich bei Ortungsimpulsen um 
einen technischen Vorgang handelt, wo pro Einzel-
maßnahme viele Hundert einzelne Impulse versandt 
werden müssen. So ist das zu erklären.  

Aber nichtsdestotrotz ist die Debatte an der Stelle 
natürlich sinnvoll. Denn es ist immer richtig – da ge-
be ich Ihnen, Herr Kollege Herrmann, absolut 
recht –, die Frage der Verhältnismäßigkeit von Ein-
satzmitteln zu diskutieren.  

Wir haben an verschiedenen Stellen Klarstellungen 
herbeigeführt, wenn wir uns etwa anschauen – 
wenn wir den Bereich des Bundesgesetzgebers nun 
verlassen –, was zu den IMSI-Catchern letztes Jahr 
im Polizeigesetz geregelt wurde. Wir haben im Lan-
desrecht eine deutliche Klarstellung und Präzisie-

rung für IMSI-Catcher im Bereich der Gefahrenab-
wehr erreicht. Wir haben auch die Prüfungsvoraus-
setzungen hochgesetzt. Das alles ist gut und richtig 
gewesen.  

Es ist, glaube ich, gut, dass wir diese Debatte an 
verschiedenen Stellen führen. Wir können im In-
nenausschuss auch gerne über diese von Ihnen ge-
forderte Matrix reden. Mir geht es da durchaus ähn-
lich wie Hans-Willi Körfges: dass ich aus dem An-
tragstext noch nicht unbedingt ersehen kann, was 
uns das bringt außer beschriftetem Papier. 

Sie haben Fragen gestellt, Sie haben Zahlen be-
kommen. Das ist normale parlamentarische Arbeit. 
Damit kann man die Debatte nun weiter führen. 
Lassen Sie uns das nach vorne diskutieren. Wir ha-
ben eine ganze Menge Erkenntnisse, die wir jetzt 
nach vorne diskutieren sollten. Da kann man auch 
an der einen oder anderen Stelle nachfragen.  

Für mich zeigt die Debatte aber auch, wie wir sie in 
den letzten Jahren immer geführt haben, dass wir 
mit der rot-grünen Landesregierung und mit den sie 
tragenden Fraktionen auf einem sehr guten Weg 
sind für einen hohen Grundrechtsschutz und für 
Verhältnismäßigkeit in der Polizeiarbeit. 

Vizepräsident Daniel Düngel: Herr Kollege Bolte, 
die Redezeit.  

Matthi Bolte (GRÜNE): Wir haben heute sehr un-
aufgeregt diskutiert. Ich wünsche mir, dass wir uns 
für die innenpolitischen Debatten angewöhnen, das 
häufiger zu tun, um damit ein bisschen von dem 
„Höher, Schneller, Weiter“ wegzukommen, das wir 
sonst so oft haben. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Bolte. Bleiben Sie bitte noch einen kurzen 
Augenblick bei uns, denn Herr Kollege Herrmann 
hat eine Kurzintervention angemeldet und dafür jetzt 
90 Sekunden Zeit. – Herr Kollege Herrmann, bitte 
schön. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr 
Kollege Bolte, natürlich haben wir nach Zahlen ge-
fragt und auch viele Zahlen bekommen, aber viele 
Zahlen auch nicht bekommen. Eine der häufigsten 
Antworten war: Das wird statistisch nicht erfasst. – 
Das ist ja auch der Hintergrund für unsere Matrix.  

Grundsätzlich gehe ich davon aus, dass Sie mit uns 
einer Meinung sind, dass eine Funkzellenabfrage 
ein sehr starker Eingriff in die Grundrechte ist. Denn 
davon können wir betroffen sein, ohne dass wir 
überhaupt mit irgendeinem Fall zu tun haben. Das 
heißt, viele Unschuldige können betroffen sein.  



Landtag   02.07.2014 

Nordrhein-Westfalen 6231 Plenarprotokoll 16/62 

 

Ich möchte eine Frage der Großen Anfrage heraus-
greifen: Wie viele der Verfahren mit Funkzellenab-
frage sind aufgeklärt worden? Wo haben hier Ver-
kehrsdaten eine Rolle gespielt? – Wenn dann die 
Antwort kommt, dass Ermittlungsverfahren komple-
xe Prozesse sind und aus diesem Grunde sich 
Feststellungen dazu, welche Rolle die Daten aus 
Funkzellenabfragen bei einer Tatklärung mittel- oder 
unmittelbar überhaupt spielen, nicht treffen lassen, 
dann frage ich Sie, ob Ihnen das nicht riesengroße 
Kopfschmerzen bereitet, wenn wir hier eine Maß-
nahme haben, die wirklich einen massiven Eingriff 
in die Grundrechte darstellt. Denn durch diese Ant-
wort wird ja zum Ausdruck gebracht, dass wir zu-
mindest mit den bisherigen Mitteln überhaupt nicht 
feststellen können, ob es etwas bringt.  

Vizepräsident Daniel Düngel: Herr Kollege Bolte, 
für die Antwort stehen Ihnen auch 90 Sekunden zu.  

Matthi Bolte (GRÜNE): Verehrter Herr Präsident, 
zunächst möchte ich mich entschuldigen, dass ich 
meine Redezeit ein wenig überzogen habe. Das 
kommt bei mir manchmal leider vor. Das ist eine 
sehr schlechte Angewohnheit.  

Herr Kollege Herrmann, Sie haben in Ihrer Kurzin-
tervention zu Recht darauf hingewiesen, dass wir 
uns hier in einem grundrechtlich sehr sensiblen Be-
reich bewegen. Deswegen habe ich Ihnen auch zu-
gestimmt, dass es völlig richtig ist, diese Diskussion 
über die Frage, was an welcher Stelle richtig und 
verhältnismäßig ist, und darüber zu führen, was mil-
dere Eingriffsformen sind. Wenn ich mir die ver-
schiedenen technischen Möglichkeiten anschaue, 
ist sicherlich eine Funkzellenabfrage grundrechtlich 
sensibler als ein Ortungsimpuls. Ein Ortungsimpuls 
ist weniger eingriffsintensiv als eine TKÜ-Maß-
nahme. In dem ganzen technischen Potpourri an 
Maßnahmen gibt es durchaus eine breite Vielfalt.  

Ich habe vorhin zu Ihrem Antrag lediglich gesagt, 
dass sich mir noch nicht 100%ig erschlossen hat, 
was Sie da genau vorhaben, was da passieren soll,  

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Darüber spre-
chen wir dann!) 

welchen Aufwand diese Anfrage auch in den Be-
hörden mit sich bringt und wie man das vernünftig 
umsetzen kann.  

Dass wir mit der vorliegenden Antwort auf Ihre Gro-
ße Anfrage durchaus Möglichkeiten haben, über 
den Sachverhalt zu diskutieren, was verhältnismä-
ßig ist, wollte ich überhaupt nicht in Abrede stellen. 
Insofern freue ich mich auf die Debatte, die im Aus-
schuss vor uns liegt. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Bolte. Die Überziehung der Redezeit sei 

Ihnen verziehen. Auch zwei Ihrer Vorredner hatten 
schon ein paar Sekunden mehr bekommen.  

Der nächste Redner ist der Kollege Dr. Orth für die 
FDP-Fraktion.  

Dr. Robert Orth (FDP): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Damit Sie 
merken, dass nicht alle Fraktionen gleich ticken, 
werde ich mich bemühen, die Redezeit nicht zu 
überschreiten. Ich glaube, man kann es heute rela-
tiv kurz machen.  

Zunächst möchte ich festhalten, dass wir Liberale 
bei der Kriminalitätsbekämpfung sehr darauf achten, 
möglichst milde Mittel einzusetzen, möglichst weni-
ge Daten zu erheben, möglichst wenig Privatleben 
zu erforschen. Das ist uns alles sehr, sehr wichtig.  

Umso mehr haben wir uns ein wenig über diesen 
Antrag gewundert. Denn unter der Überschrift, dass 
man eine Erhebungsmatrix haben wolle, um merken 
zu können, wie tief in die Daten eingegriffen wird, 
wollen Sie jetzt Daten ohne Ende erheben, meine 
Damen und Herren von den Piraten.  

Da kippen Sie aus meiner Sicht das Kind mit dem 
Bade aus. Laut Ihres Antrags möchten Sie die 
Funkzelle wissen, den Zeitraum wissen, wann er da 
war, welche Straftat ihm zu Last gelegt wurde, auf 
welcher Rechtsgrundlage das basiert, welchen Er-
folg man der Überwachung zuschreiben kann, ob 
die Daten noch einmal für das eine oder andere ge-
braucht wurden usw. Sie erfragen hier ohne Ende 
Details. Ich kann nur aus den Jahren, die ich mich 
mit Datenschutz beschäftige, sagen: Alle Daten, die 
erhoben werden, können immer für irgendetwas 
anderes gebraucht werden. Ich möchte nicht, dass, 
weil Sie berechtigterweise wissen wollen, ob zu viel 
erhoben wird, diese Daten genau deswegen erho-
ben werden und diese dann ihren Weg finden, in 
welche Kanäle auch immer, meine Damen und Her-
ren.  

(Beifall von der FDP) 

Insofern sind wir da skeptisch.  

Wir sind allerdings auch dafür, dass endlich eine 
Unterrichtungspflicht nach § 100b Abs. 5 StPO ein-
geführt wird, auch für den IMSI-Catcher. Wir sind 
der Ansicht, dass wir da genau hinsehen müssen.  

Nur, liebe Piraten, auch das Thema mit dem Erfolg 
haben Sie in Ihrer Großen Anfrage nicht wirklich er-
fasst. Sie haben sozusagen nach Beiträgen gefragt, 
die die ganzen Maßnahmen gemacht haben. Aber 
die Frage, die auf den Punkt geführt hätte, wäre: Ist 
jemand aufgrund der Katalogtat, wegen der eine 
Maßnahme eingeleitet wurde, am Ende auch verur-
teilt worden?  

(Minister Ralf Jäger: Das ist die entscheiden-
de Frage!) 

Diese Frage haben Sie gar nicht erst gestellt.  
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(Frank Herrmann [PIRATEN]: Die habe ich 
gerade vorgelesen!) 

Ich habe sie einmal bezogen auf den Bereich der 
Telefonüberwachung gestellt. Da hat sich heraus-
gestellt, dass bei der angeblich so erfolgreichen Te-
lefonüberwachung, der eine 85%ige Erfolgsquote 
zugeschrieben wird, niemand weiß, wie viele Leute 
überhaupt verurteilt wurden, weil nämlich Erfolg im 
Sinne der Statistik ist: Telefonüberwachung wegen 
räuberischer Erpressung angeordnet. – Im Telefo-
nat sagt er: Ich bin ohne Fahrkarte gefahren. – Er ist 
angeklagt wegen Schwarzfahren und freigespro-
chen worden, weil er vor Gericht sagen konnte: Ich 
hatte eine Karte und konnte es hinterher belegen. –
Das ist ein Erfolg im Sinne der Telefonüberwa-
chungsstatistik.  

Diese Fragen hätte ich Ihnen anempfohlen, wenn 
ich die Fragen, die Sie gestellt haben, als Große 
Anfrage dem Parlament vorgelegt hätte. – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Dr. Orth. Das hat geklappt mit der Ankündigung. – 
Für die Landesregierung spricht jetzt der Minister für 
Inneres und Kommunales, Herr Jäger. Bitte schön. 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es droht nicht, dass ich 
die Redezeit überschreite, weil das eingetreten ist, 
was ich zu Beginn dieses Tagesordnungspunktes 
schon befürchtet hatte: dass nämlich wegen großer 
Übereinstimmung in den Inhalten zwischen den 
Fraktionen das meiste schon gesagt wurde. Insbe-
sondere Herr Körfges hat bereits zu Beginn das 
Thema eigentlich abgeräumt. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Das ist mir 
nicht aufgefallen!) 

Ich will nur zwei Dinge noch einmal deutlich ma-
chen. Bei diesen Maßnahmen handelt es sich um 
Bundesrecht. Es handelt es sich um Regelungen 
des Bundes in der Strafprozessordnung. Diese Re-
gelungen gelten für alle Behörden bundesweit. Im 
ersten Schritt ermittelt die Polizei, dass es die Not-
wendigkeit einer Maßnahme gibt. Im zweiten Schritt 
prüft die Staatsanwaltschaft rechtlich, ob eine Ver-
hältnismäßigkeit gegeben ist. Im dritten Schritt wird 
das einem Gericht bzw. einem Richter vorgelegt, 
der ebenfalls die Rechtmäßigkeit und Verhältnis-
mäßigkeit zu prüfen hat. Diese Regelungen der 
Strafprozessordnung gelten für alle Polizeibehörden 
der Länder und des Bundes bundesweit. 

Das Problem, das Sie aufgemacht haben, Herr 
Herrmann – ich kann das ja in Teilen nachvollzie-
hen –, 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Das ist schon 
mal gut!) 

ist: Sind diese Maßnahmen eigentlich von Erfolg 
gekrönt? Das würde bedeuten, bei jeder dieser 
Maßnahmen tief in die Ermittlungsakte einzusteigen 
und zu prüfen, ob die Maßnahme anschließend zu 
einer Verurteilung geführt hat. Eine solche statisti-
sche Erhebung würde dazu führen, Daten zu ag-
gregieren, die personenbezogen sind oder perso-
nenbeziehbar sind. Damit würden Sie das genaue 
Gegenteil von dem erreichen, was Sie eigentlich 
wollen.  

Insofern freue ich mich auf die Debatte im Innen-
ausschuss, wo wir diese Positionen noch einmal 
miteinander vertiefen können. 

(Frank Herrmann [PIRATEN]: Genau!) 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Minister Jäger. – Damit sind wir am Schluss der 
Aussprache. Es liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen mehr vor. Ich stelle fest, dass die Große An-
frage 10 der Piratenfraktion hiermit erledigt ist. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Antrag 
der Piratenfraktion Drucksache 16/6118. Der Ältes-
tenrat empfiehlt die Überweisung des Antrags an 
den Innenausschuss; dort soll die abschließende 
Abstimmung in öffentlicher Sitzung erfolgen. Ist je-
mand gegen die Überweisungsempfehlung oder 
möchte sich enthalten? – Das ist nicht der Fall. Da-
mit ist der Antrag wie besprochen überwiesen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 

6 Gesetz zur Änderung des Bestattungsgeset-
zes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/2723 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses  
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 16/6138 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/6222 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 16/6225 

zweite Lesung 
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Ich eröffne die Aussprache. Für die SPD-Fraktion 
spricht zunächst der Kollege Scheffler. 

Michael Scheffler (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Mit dem vorge-
legten Gesetzentwurf und dem Änderungsantrag 
der Koalitionsfraktionen machen wir damit ernst, ein 
Aufstellungsverbot für Grabsteine, die in schlimms-
ter Form der Kinderarbeit hergestellt worden sind, 
zu ermöglichen. Dies entspricht im Übrigen auch 
dem Wunsch vieler Friedhofsträger, insbesondere 
vieler christlicher Friedhofsträger. 

Die Aufstellung von Grabsteinen gehört in unserem 
Land zur allgemeinen Bestattungskultur. Es ist üb-
lich, auch oft mit edlen Steinen an geliebte Men-
schen zu erinnern. Dagegen ist selbstverständlich 
nichts einzuwenden. 

Meine Damen und Herren, verwerflich ist es jedoch, 
wenn – nach einer Schätzung des Instituts für Öko-
nomie und Ökumene – allein in der indischen Stein-
industrie mindestens 150.000 Kinder daran arbei-
ten, Grabsteine für unsere Wünsche zu fertigen. Die 
Arbeitsbedingungen in den indischen Steinbrüchen 
sind bei brütender Hitze und mit ungefiltertem 
Steinstaub schier unerträglich. Viele Kinder sterben 
durch den Staub im jungen Alter durch Lungener-
krankungen. So berichtet zum Beispiel die Kam-
pagne „Aktiv gegen Kinderarbeit“. 

Im November dieses Jahres werden die UN-
Kinderrechte 25 Jahre alt. Die UNICEF hat deshalb 
jüngst einen Bericht zu deren Umsetzung heraus-
gegeben. Die Ergebnisse sind auch nach einem 
Vierteljahrhundert immer noch in vielen Bereichen 
erschütternd. Bis heute müssen beispielsweise al-
lein 168 Millionen Mädchen und Jungen weltweit 
unter ausbeuterischen Bedingungen arbeiten. 

Wir hier in Nordrhein-Westfalen können mit relativ 
einfachen Mitteln unseren Teil dazu beitragen, dass 
viele Kinder weltweit besser geschützt werden – 
beispielsweise, indem wir die Rohmaterialien für 
unsere Grabsteine nicht mehr von ihnen anfertigen 
lassen. Mit dem neuen Gesetz können vor Ort 
rechtssichere Friedhofssatzungen erlassen werden, 
die dies sicherstellen. Künftig müssen dann über 
eine Zertifizierungsstelle Bestätigungen erteilt wer-
den, dass die Herstellung der Steine ohne die 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit erfolgt ist. 

Der Stichtag zum 1. Mai 2015 sichert insbesondere 
auch den kleinen und mittleren Betrieben der 
Steinmetze die Bestände, die sich noch in den La-
gern befinden; denn bis dahin dürfen die vorher im-
portierten Grabsteine verkauft werden. Damit sind 
die ursprünglich geäußerten Befürchtungen der 
Steinmetzinnungen ausgeräumt. 

Meine Damen und Herren, die meisten unserer 
Mitmenschen hegen den Wunsch, ihre Angehörigen 
respektvoll zu bestatten und zu verabschieden. 
Dass sie dabei nicht nur den christlichen Riten fol-

gen, versteht sich selbstredend. Bestattungsgesetze 
nehmen die üblichen religiösen Riten eines Landes 
auf. Deshalb ist das neue Gesetz innovativ und 
wichtig, weil nunmehr gemeinnützigen Religions-
gemeinschaften oder religiösen Vereinen ermöglicht 
werden soll, selbstständig einen Friedhof zu betrei-
ben. Darauf wird der Kollege Neumann für die SPD-
Fraktion gleich noch eingehen. 

Aber auch in anderer Hinsicht ist vielfach ein sen-
sibler Umgang mit der Würde und den Wünschen 
der Verstorbenen notwendig: bei den ordnungsbe-
hördlichen und sogenannten Sozialbestattungen. 
Wir haben in unserem Entschließungsantrag deut-
lich gemacht, dass hier noch einiges zu tun ist. Lei-
der gibt es keine einheitlichen Standards für Bestat-
tungen, die von Kommunen finanziert werden müs-
sen, weil sonst niemand dafür aufkommt.  

Deshalb wünschen wir uns, dass die Kommunen 
und die kommunalen Spitzenverbände dafür Sorge 
tragen, dass bei Sozialbestattungen auch die Wün-
sche und gegebenenfalls die Religion des Verstor-
benen berücksichtigt werden und für eine würdevol-
le letzte Ehrung gesorgt wird. 

Als zusätzlichen dringenden Aspekt möchte ich her-
vorheben, dass nach der Verabschiedung dieses 
Gesetzes durch Modelle mit neuen Verfahren er-
probt werden kann, wie sich die Qualität der äuße-
ren Leichenschau, die immer wieder diskutiert wird, 
verbessern lässt. Damit wird sichergestellt, dass in 
Zukunft eine höhere Genauigkeit bei der Ermittlung 
der Todesursachen erzielt wird. 

Auch möchten wir geprüft wissen, inwieweit die Ver-
fahren der Leichenschau vor Bestattungen und 
Überführungen ins Ausland beschleunigt werden 
können, um religiösen Vorschriften, die eine schnel-
le Bestattung vorsehen, besser gerecht zu werden. 
Im Übrigen gehen wir davon aus, dass auch künftig 
alternative Bestattungsformen möglich sein werden 
und das Gesetz nicht so eng ausgelegt wird, dass 
dies künftig nicht mehr machbar sein wird. 

Wir haben eine Bestattungskultur, die sich weiter-
entwickelt. Ich gehe davon aus, dass wir mit der 
Novellierung des Bestattungsgesetzes einigen Ent-
wicklungen positiv Rechnung getragen haben wer-
den. 

Ich bitte die Damen und Herren des Landtages, 
dem Änderungsantrag, dem Gesetzentwurf und 
dem Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen 
zuzustimmen, und bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Scheffler. – Nächster Redner ist Herr Kolle-
ge Post für die CDU-Fraktion. 
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Norbert Post (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Dem Mensch stehen 
Wert und Würde nicht nur im Leben zu. Sie reichen 
über den Tod hinaus. Daher ist die Bestattungskul-
tur einer Gesellschaft ein Ausdruck von Humanität 
und auch des Umgangs mit den Lebenden. 

Dem folgend ist ebenso die Würde des Bestat-
tungsortes zu wahren. Veränderte Bestattungsmög-
lichkeiten haben sich in der Gegenwart bei einigen 
Menschen zu Wünschen erweitert, anders zu be-
statten, als sich das in der Kultur des Abendlandes 
ergeben hat. So wenigstens scheint es die Wahr-
nehmung des Ministeriums zu sein. 

Nun sind Sie, Frau Ministerin, und die Regierungs-
fraktionen schon 2003 auf den Weg der Subjektivie-
rung des zu Bestattenden unter Hintanstellung der 
menschlichen Kultur, der abendländischen Bestat-
tungskultur, gegangen. Dabei ist festzustellen, dass 
an das neuerliche Änderungsgesetz fast technisch 
herangegangen wurde. Gestatten Sie mir aber, 
deutlich zu machen, dass wir es hier nicht mit einer 
technischen Anleitung zu tun haben, sondern mit 
einem großen, über zigtausend Jahre hergeleiteten 
Kulturgut, dem Kulturgut Bestattung. 

(Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Lassen Sie mich zunächst auf einige jetzt vorge-
nommene Veränderungen eingehen. Nach dem 
Gesetz werden der Transport und das Transportmit-
tel für Tote dem jeweiligen Transporteur weiterhin 
freigestellt. Welche Folgen und Auswüchse dies hat, 
dafür gibt es in der Medienlandschaft genügend 
Beispiele. Die Beispiele des Missbrauchs können 
Sie nachlesen. Hier ist eines verkannt worden, dass 
als Anlass der Transport eines Menschen, eines to-
ten Menschen, gegeben ist.  

Ein fast als dilettantisch anmutendes Beispiel für die 
Diktion dieses Gesetzes gibt die Nachweispflicht für 
Urnenbestattungen ab. Zunächst, Frau Ministerin – 
das muss ich ehrlich sagen –, war ich begeistert, 
dass nach diesen Jahren verstanden worden ist, 
dass wir eine Nachweispflicht brauchen. Das unter-
schreiben wir vollkommen. Dann aber kam heraus, 
dass dieser Nachweis der Bestattung gegenüber 
einem Krematorium abgegeben werden soll. Nun 
sind Krematorien nicht gerade in hoheitlichen Auf-
gaben beschäftigt, sondern eher eine Hilfsinstituti-
on. Der Nachweis über den Verbleib eines Men-
schen muss daher sicher gegenüber einer das Per-
sonenstandsregister führenden Verwaltungseinheit 
erfolgen. Übrigens: Nirgendwo steht, was gesche-
hen soll, wenn das nicht erfolgt. 

Zur zweiten Leichenschau: Ja, es ist sicherlich rich-
tig bei der Unwägbarkeit, die es gibt und die in ver-
schiedenen Veröffentlichungen dargestellt werden, 
dass es Stichproben zu einer zweiten Leichenschau 
geben muss. Wir halten es nicht für sinnvoll, wenn 
ein gesamtes Gebiet mit einer zweiten Leichen-
schau überzogen wird, da dann Vorinformationen 

gegeben sind. Eine ehrliche Stichprobe gibt mehr 
Aufschluss über das Verfahren. Beides ist im Ge-
setz ermöglicht. Wir sehen aber die zweite Möglich-
keit als sinnvoller an. Die zweite Art des Modellver-
suches ist uns also lieber. 

Allerdings dürfte diese zweite Leichenschau dann 
schwerfallen, wenn Sie die Verkürzung der Bestat-
tungsfrist auf 24 Stunden ermöglichen wollen. Da 
muss noch nachgearbeitet werden. Das ist nicht lo-
gisch und nicht schlüssig. Das wird nicht gelingen. 

Lassen Sie mich aber auch lobend erwähnen, dass 
die Länge der Bestattungsfrist angepasst wurde. 
Das ist in Ordnung und trägt dem Rechnung, dass 
Familien zum Teil weit disloziert sind, weit ausei-
nander leben. Auch unsere Art von Feiertagen führt 
oft dazu, dass eine Bestattung binnen acht Tagen 
fast nicht möglich ist. 

Bei der infrage stehenden Unterbindung der Kin-
derarbeit bei der Gewinnung von Steinrohlingen für 
die Gedenksteine haben Sie einen möglicherweise 
gangbaren Weg gefunden. Hier bitten wir aber zu 
evaluieren, ob das Verfahren, das Sie mit dem Än-
derungsantrag der Regierungsfraktionen endgültig 
angepasst haben, in der Praxis wirklich umsetzbar 
ist. Da bedarf es einer kurzfristigen Evaluierung im 
Rahmen von mindestens ein bis zwei Jahren, damit 
man weiß: Es geht. Es funktioniert in dieser Form 
oder es funktioniert nicht.  

Für mich unerklärlich bleiben allerdings Maßnah-
men, die die Friedhofsträgerschaft mit allen Rechten 
und Pflichten auf Vereine oder Gemeinschaften 
übertragen können. Diese Gemeinschaften brau-
chen nicht mehr Körperschaft öffentlichen Rechts zu 
sein. Die langen Laufzeiten von Gräbern auf Fried-
höfen und andere Rechtsfolgen der vollständigen 
Übertragung auf einen Verein sowie die Sicherstel-
lung bergen große unwägbare Gefahren für diese 
Vereine, für diese Übernehmer, aber auch für die 
dann in Sicherung tretende öffentliche Hand, wenn 
es nämlich nicht funktioniert mit den Vereinen. Die-
se Vereine haben also keinen Körperschaftscharak-
ter, obwohl wir gerade hier im Landtag das neue 
Körperschaftsgesetz beraten und man da Ansätze 
finden könnte, um das Ganze gangbarer und ver-
nünftiger zu machen. 

Es ist fahrlässig, wenn Sie den Vereinen Rechtsfol-
gen aufoktroyieren, die Sie kaum übersehen kön-
nen, falsch, wenn Sie hier Gruppierungen unter-
schiedlich behandeln und die Bedingung zur Trä-
gerschaft vehement aufweichen. Welche späteren 
Folgen das haben kann, das werden wir erleben.  

Das alles aber ist unnötig, da auf erreichbaren öf-
fentlichen Friedhöfen separate Felder für Bestattun-
gen nach eigenen Riten und eigenen Ordnungen 
geschaffen werden können. Das hat uns die Anhö-
rung der Vertreter der Kommunen und Kommunal-
verbände eindeutig gezeigt. Fragen Sie die Kom-
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munen. Das ist anbietbar in erreichbarer Entfer-
nung.  

Die Landesregierung legt hier einen Gesetzentwurf 
vor, der sich wieder ein Stück weiter von der her-
kömmlichen abendländischen Kultur im Umgang mit 
Verstorbenen entfernt. Die in dem hier vorliegenden 
Gesetzentwurf noch weiter erleichterte anonyme 
Beisetzung zeigt, wie eine Entfernung von den 
Grundwerten, von der menschlichen Bindung an 
das Grab als Ort der Trauer gegeben ist. 

Dazu muss ich hier nochmals deutlich machen, 
dass Sie in dieser Vorgehensweise den Menschen 
fast ausschließlich als individuelles Wesen und we-
niger als soziales Wesen betrachten. Allein der ver-
einzelte Wunsch nach anonymer Bestattung reicht 
nicht, um dies allgemein zu machen.  

Als Bedingtheit des typisch Menschlichen wird von 
Hans Jonas, dem jüdischen Philosophen und Ver-
fasser des „Prinzips Verantwortung“, ausgeführt, in 
der Anthropologie werde neben dem Werkzeug und 
der Schaffung des Bildes das Grab als eben jenes 
typisch Menschliche festgelegt. 

Auch in der Literatur bei Marie Luise Kaschnitz wird 
die Sensibilität für Orte ebenso groß geschrieben 
wie der Sinn für Trauer um die Toten.  

Immer wieder hört man, man könne ja auch der To-
ten gedenken, wenn man nicht ein Grab, einen Ort, 
vorfindet. Aber machen Sie sich bitte klar, dass 
Trauerkontakt nicht nur virtuell stattfinden kann, weil 
Leben, auch wenn Medien uns das heute manch-
mal anders suggerieren, nun mal nicht virtuell ist, 
auch wenn die Welt immer virtueller zu werden 
scheint. 

Vor einem Grab zu stehen, macht bewusst, dass 
das Leben endlich ist. Ja, Menschen benötigen 
nicht nur Anlässe und Ideen zur Trauer, sondern 
auch Orte und reale Gegebenheiten. Sie leisten 
Vorschub, ihnen diese zu nehmen. 

Am Grab wird das Nachdenken über das Nachher 
bewusst und begreifbar. Dadurch bedenkt der 
Mensch auch das Jetzt und Hier seiner selbst. Am 
Grab kristallisiert sich die Frage des Woher und 
Wohin und auch des Seins außerhalb meines jetzi-
gen Tuns und Erfahrens heraus. Menschen brau-
chen also Orte, Gegenstände, dinglich bezogene 
Anlässe, die sie im wahrsten Sinne des Wortes be-
greifen können. Sie benötigen sie zum Erinnern, zur 
Trauer und zum Aufbau der Zukunft auf ihre Ver-
gangenheit. Der Mensch lebt nicht nur sich selbst. 
Er lebt auch die Gemeinschaft. Er stirbt nicht nur 
sich selbst, sondern er stirbt auch die Gemein-
schaft.  

Hans Jonas, den ich eben erwähnt habe, spricht 
von „nachhaltigem Handeln“. Dafür wird er verehrt. 
Er ist der Meinung, dass der Mensch im Blick auf 
das Grab damit sogar weit über Werkzeug und Bild 
hinaus zum typisch Menschlichen gelangt. 

Meine Damen und Herren und sehr verehrte Frau 
Ministerin, achten Sie darauf, dass Sie dieses ty-
pisch Menschliche nicht weiter verlassen. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Post. – Für die grüne Landtagsfraktion 
spricht jetzt Frau Kollegin Velte. 

Jutta Velte (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Post! 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Nach dieser Predigt gestatten Sie mir, 
dass ich Herrn Post zuerst nenne und jetzt versu-
che, wieder ein wenig auf den Boden des Bestat-
tungsgesetzes zurückzukommen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Post, Sie haben viel von der Kultur des Abend-
landes gesprochen. 

(Norbert Post [CDU]: Nur einmal!) 

– Nein, Sie haben die Kultur des Abendlandes auch 
im Abschlussteil mehrfach erwähnt. Zur Kultur des 
Abendlandes gehört ja auch etwas in den Bestat-
tungskulturen, nämlich die jüdischen Friedhöfe. Wir 
haben uns erklären lassen, dass die jüdischen 
Friedhöfe – der älteste soll wohl 1.000 Jahre alt sein 
und befindet sich in Worms – auch eigene Erde 
brauchen, dass sie Eigenes brauchen. 

Sie nicken jetzt so wissend und sagen: Ja toll, das 
ist so, das haben wir. – Aber Sie haben es in Ihrer 
ganzen Rede nicht einmal geschafft, von muslimi-
schen Begräbnisstätten zu sprechen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Denn das ist aus grüner Sicht einer der wichtigen 
Punkte, um die es an dieser Stelle geht. Sie haben 
zu Recht angesprochen, Herr Post, dass Bestat-
tungskultur wichtig ist. Sie haben zu Recht ange-
sprochen, dass es wichtig ist, Vielfalt zu repräsen-
tieren – auch in der Bestattungskultur. Aber Sie ha-
ben sich in Ihrer Rede nicht den gesellschaftlichen 
Realitäten gestellt. Die gesellschaftlichen Realitäten 
sind wichtig, und das Bestattungsgesetz nimmt sie 
auf, indem sie es den Menschen in Form der Belei-
hung möglich macht, ihre Begräbnisstätten aufzu-
bauen und zu betreiben.  

Wie wichtig das ist, erfährt man eigentlich immer, 
wenn man muslimische Vereine besucht, die auch 
stets danach fragen: Wie und wo können wir unsere 
Toten in Deutschland bestatten? Deshalb ist es ein 
bisschen unangenehm, wenn Sie es nicht schaffen, 
diesen wichtigen Punkt, der auch zur Vielfalt in un-
serer Gesellschaft beiträgt, offen zu benennen, 
während Mitglieder Ihrer Fraktion durch die musli-
mischen Vereine wandern und sagen: Wir sorgen 
für euch; wir machen alles für euch.  
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(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von der 
CDU) 

– Ja, eben nicht alle. 

(Serap Güler [CDU]: Bei Ihnen auch nicht al-
le!) 

Ich möchte noch auf ein weiteres Argument von 
Herrn Post eingehen, dass mittlerweile mehr und 
mehr Friedhöfe leerfallen.  

(Vorsitz: Präsidentin Carina Gödecke) 

Gerade deswegen ist es für die Kommunen und die 
Kirchen sehr vorteilhaft, wenn sie Begräbnisstätten, 
die nicht genutzt werden, auf dem Weg der Belei-
hung an andere Religionsgemeinschaften oder Ver-
eine übertragen können. Das unterstützt die Kom-
munen und hilft ihnen. Das ist doch nicht der Unter-
gang des Abendlandes.  

Ich freue mich sehr, dass es dieses Bestattungsge-
setz gibt. Ich freue mich auch sehr, dass es im Aus-
schuss über den rot-grünen Änderungsantrag ge-
lungen ist, die Frist zur Bestattung noch mal abzu-
senken: auf 24 Stunden. Das kommt vor allem den 
Religionsgemeinschaften entgegen, insbesondere 
den jüdischen und den muslimischen, die sagen. 
Wir brauchen eine kurze Zeit, wenn wir hier bestat-
ten. – Bestattungen schaffen auch so etwas wie 
Heimat. Gerade deswegen ist es wichtig, diese 24 
Stunden zu nehmen.  

Was ich nicht verstanden habe – vielleicht ist das 
aber ein Missverständnis, das sich durchzieht –, ist, 
wie Sie über die zweite Leichenschau gesprochen 
haben. Auch wir haben in unserem Antrag die zwei-
te Leichenschau angesprochen, aber aus völlig an-
deren Gründen. Es ist im Moment sehr schwierig für 
die Menschen, die ihre Angehörigen ins Ausland 
überführen wollen, die zweite Leichenschau in ei-
nem angemessenen Zeitraum durchführen zu las-
sen. Deswegen sagen wir: Wir müssen über die 
rechtsmedizinischen Institute eine Notfalloption ha-
ben, und wir brauchen Hinweise an die Kommunen, 
um da das eine oder andere zu verbessern.  

Ich möchte Ihnen zum Abschluss meines Redebei-
trags ein Beispiel aus dem Bergischen Land vortra-
gen. In der schönen Stadt Wuppertal gibt es sehr 
viele Friedhöfe: sehr alte jüdische und sehr alte 
christliche Friedhöfe. Die Wuppertaler haben mir er-
zählt und mehrfach geschrieben – sie waren auch in 
der Anhörung dabei –: Macht schnell das Gesetz, 
damit wir endlich auf dem Begräbnisfeld, das wir an 
diesem jüdischen und diesem christlichen Friedhof 
noch übrig haben, eine muslimische Begräbnisstät-
te einrichten können. In dem Sinne freue ich mich 
sehr darauf, dass wir dieses Gesetz heute verab-
schieden und in der Stadt Wuppertal ein interreligiö-
ser Friedhof entstehen kann. – Danke.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Velte. – Für die FDP-Fraktion spricht Frau 
Kollegin Schneider. 

Susanne Schneider (FDP): Frau Präsidentin! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Wie sagt der Volks-
mund so treffend? Von der Wiege bis zur Bahre 
Formulare, Formulare. – Mit Ihrem Bestattungsge-
setz, werte Frau Ministerin, fügen Sie beispielswei-
se mit dem Nachweis der ordnungsgemäßen Ur-
nenbestattung ein weiteres hinzu. Mir stellt sich die 
Frage: Was bedeutet ordnungsgemäß? Erdbestat-
tung – ordnungsgemäß, Urnenbestattung – ord-
nungsgemäß, Friedwälder oder Bestattung auf ho-
her See – ordnungsgemäß. Dass Menschen heute 
immer häufiger sehr konkrete Vorstellungen von ih-
rer eigenen Beerdigung haben, bleibt jedoch gänz-
lich unberücksichtigt, obwohl sich die Bestattungs-
kultur in diesem Land in den letzten Jahren deutlich 
gewandelt hat.  

Wenn jemand wünscht, dass seine Totenasche als 
Erinnerungsstück für die Hinterbliebenen zum Dia-
manten verpresst wird, möchte ich dies nicht gene-
rell verurteilen.  

Oder wenn die Liesel die Asche ihres verstorbenen 
Friedrich im Garten unter der Zierkirsche bestatten 
möchte, weil er dieses Plätzchen immer so mochte 
und dieses auch zu Lebzeiten verfügte, finde ich 
das alles andere als nicht ordnungsgemäß.  

(Beifall von der FDP) 

Solche individuellen Wünsche berücksichtigt das 
Gesetz leider gar nicht. Diese Diskussion sollte aber 
meiner Meinung nach in unserer Gesellschaft ge-
führt werden.  

Auch der Nachweis, dass Grabsteine nicht durch 
Kinderarbeit hergestellt worden sind, erscheint der 
FDP-Landtagsfraktion nicht gerade unbürokratisch 
und nur schwer durchführbar. Sicher möchte nie-
mand der hier Anwesenden, dass Kinder solche 
schweren, gefährlichen Arbeiten durchführen. Wie 
hoch tatsächlich die Zahl der Kinder bei der Herstel-
lung von Grabsteinen ist, lässt sich nicht verlässlich 
feststellen. Fakt ist, Kinderarbeit verletzt Kinder in 
ihren Grundrechten, nimmt den Betroffenen die 
Chance auf Ausbildung und auf qualifizierte Arbeit 
im Erwachsenenalter. Sie bleiben in Armut und 
werden ihrer Zukunftschancen beraubt.  

Die Zertifizierung der Grabmäler und Grabsteinein-
fassungen, die die Landesregierung nun vorschlägt, 
wird aber an den Bedingungen vor Ort leider nichts 
ändern. Das Bundesverwaltungsgericht hat im Ok-
tober 2013 festgestellt, dass es gegen ein generel-
les Aufstellungsverbot von Grabsteinen, die durch 
ausbeuterische Kinderarbeit hergestellt wurden, 
keine Bedenken gibt. Jedoch sollte der Gesetzge-
ber festlegen, wie der Nachweis zu gestalten ist. 
Hierzu vermisse ich in dem geänderten Gesetzent-
wurf konkrete Regelungen.  
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(Beifall von der FDP) 

Wie soll ein solcher Nachweis unveränderbar ange-
bracht werden? Da bin ich gespannt, wie das in der 
Praxis umgesetzt werden soll. Den Schwarzen Pe-
ter haben die Kommunen. Sie sollen entscheiden, 
welche Steine aufgestellt werden dürfen und wer-
den mit Aufgaben zur Anerkennung von Zertifizie-
rungsstellen und der Kontrolle der Einhaltung belas-
tet.  

Was passiert mit den Steinen, die die Steinmetze 
bereits in ihrer Ausstellung haben? Lässt sich defini-
tiv feststellen, ob diese Steine ohne Kinderarbeit 
produziert wurden? Eine Beantwortung umgehen 
Sie, indem Sie pauschal alle vor dem 1. Mai 2015 
eingeführten Steine von dieser Regelung ausneh-
men. Ich würde mich nicht wundern, wenn diese 
Maßnahme den einen oder anderen Betrieb noch 
zu Großeinkäufen vor diesem Stichtag veranlasste.  

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Vor vielen Jahren war es wichtig, dass ein Verstor-
bener aus Gründen der Hygiene und des Gesund-
heitsschutzes zügig bestattet wird. Inzwischen ste-
hen viele technische Möglichkeiten zur Verfügung, 
sodass hier keine Eile mehr geboten ist. Ein Kritik-
punkt an der ursprünglichen Gesetzesvorlage war 
für die Liberalen, dass nicht nur eine Erdbestattung 
innerhalb von acht Tagen erfolgen sollte, sondern 
künftig auch die Kremierung des Leichnams. Erste-
res war in der Vergangenheit schon häufig schwie-
rig – zum Beispiel wegen Feiertagen an Weihnach-
ten oder Ostern. Auch wenn sich Angehörige im 
Ausland aufhielten, wurden diese wegen der Acht-
Tages-Frist häufig vor große Herausforderungen 
gestellt. Es konnte zwar immer eine Ausnahmege-
nehmigung beantragt werden; für die Hinterbliebe-
nen führte das jedoch zu zusätzlichen Belastungen. 

Eine Einäscherung innerhalb von acht Tagen je-
doch ist kaum möglich, da sich viele Menschen eine 
Trauerfeier mit Sarg wünschen. Dieser Wunsch und 
eine Kremierung innerhalb von acht Tagen wären in 
der Praxis nicht vereinbar gewesen. Das wurde 
auch von den Experten in der Anhörung betont. Die 
auf zehn Tage geänderte Frist sorgt nun zumindest 
für eine gewisse zeitliche Entspannung.  

Die FDP-Landtagsfraktion hat bereits 2011 die Lan-
desregierung aufgefordert, sich für eine Erleichte-
rung islamischer Bestattungen in Nordrhein-
Westfalen einzusetzen. Zwar gibt es mittlerweile ei-
nige Städte wie zum Beispiel Köln, Duisburg, Wup-
pertal oder Münster, wo islamische Bestattungen 
erfolgen können; von einem bedarfsgerechten An-
gebot konnte aber bei Weitem noch nicht gespro-
chen werden. Unseren muslimischen Mitbürgern ist 
es aber verständlicherweise wichtig, die Bestattung 
entsprechend ihrer Religion durchzuführen.  

Während die Migranten der ersten Generation häu-
fig in ihrem Heimatland beigesetzt werden wollten, 
wünschen sich inzwischen viele Muslime eine Bei-

setzung in ihrem langjährigen Wohnort hier in Nord-
rhein-Westfalen. Städte und Gemeinden können 
nun zukünftig entscheiden, die Errichtung und den 
Betrieb von Friedhöfen auch gemeinnützigen Reli-
gionsgemeinschaften oder religiösen Vereinen zu 
übertragen. Das und auch die Beerdigung, die künf-
tig bereits nach 24 Stunden durchgeführt werden 
kann, werden in der Gesetzesvorlage berücksich-
tigt. Damit erfüllen Sie auch eine alte Forderung der 
FDP-Fraktion im Landtag von Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von der FDP) 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ein wichtiger Punkt im Bestattungsgesetz ist die 
Leichenschau, die nach dem Ableben eines Men-
schen durchzuführen ist. In der Vergangenheit war 
eine zweite Leichenschau lediglich bei einer ge-
wünschten Einäscherung oder selbstverständlich 
beim Verdacht eines unnatürlichen Todes vorge-
schrieben. Experten gehen jedoch von jährlich weit 
über 10.000 unentdeckten und unnatürlichen To-
desfällen in Deutschland aus. Hier besteht Hand-
lungsbedarf.  

Die Älteren von Ihnen erinnern sich vielleicht noch 
an „Quincy“, eine Fernsehserie über einen soge-
nannten Coroner, dessen Tätigkeit ausschließlich 
darin bestand, Leichen gründlich anzuschauen. Im 
wirklichen Leben ist in Europa – beispielsweise in 
England und Wales – dieses Coroner-System vor-
handen: Jeder Tote wird unabhängig von einer Ver-
dachtslage auf Fremdverschulden untersucht. Dies 
erscheint mir der Idealzustand, lässt sich auf 
Deutschland bzw. Nordrhein-Westfalen leider nicht 
so einfach übertragen. Außerdem spielen – wie im-
mer – auch die Kosten eine nicht unerhebliche Rol-
le.  

Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf soll nun-
mehr generell eine zweite Leichenschau durchge-
führt werden. Das ist sinnvoll und richtig; aber leider 
ist das nur für Modellregionen geplant. Nach Mei-
nung zahlreicher Sachverständiger wäre das für das 
ganze Land sinnvoll und sollte spätestens im An-
schluss an das Modellprojekt flächendeckend ein-
geführt werden. 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Das Bestattungsgesetz hat durch die Diskussion im 
Ausschuss und die Anhörung der Sachverständigen 
eine Reihe von Verbesserungen erfahren. Einige 
Forderungen und Wünsche der Liberalen wurden 
ebenfalls berücksichtigt. Da es aber an zahlreichen 
Stellen überflüssige Bürokratie mit sich bringt, wird 
sich die FDP-Fraktion bei der Abstimmung enthal-
ten. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Schneider. – Für die Fraktion der Piraten 
spricht der Kollege Wegner.  
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Olaf Wegner (PIRATEN): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Men-
schen im Stream und auf der Tribüne! Die Men-
schen haben viele unterschiedliche Wünsche und 
Vorstellungen darüber, was mit ihrem Körper ge-
schehen soll, nachdem sie gestorben sind. Mindes-
tens genauso viele unterschiedliche Arten gibt es, 
wie Menschen trauern und sich von Verstorbenen 
verabschieden und ihrer gedenken. 

Diese Wünsche und Vorstellungen sind mindestens 
so real wie die Menschen, die sie haben, und dürfen 
deshalb nicht ignoriert werden. Aufgrund dieser 
Vielzahl wird es im Zusammenhang mit Bestattun-
gen und Totenkulten immer wieder Wünsche und 
Vorstellungen geben, die andere nicht nachvollzie-
hen können. Diese unterschiedlichen Wünsche und 
Vorstellungen gehen sogar so weit auseinander, 
dass die Wünsche und Vorstellungen des einen von 
dem anderen als würde- und ehrverletzend emp-
funden werden.  

Aber sind das wirklich konkurrierende Wünsche und 
Vorstellungen? Schließen diese Wünsche und Vor-
stellungen einander aus? – Ich meine: Nein! Denn 
wenn wir mit den sterblichen Überresten eines 
Menschen so umgehen, wie es sich der jeweilige 
Mensch gewünscht hat, sehe ich an keiner Stelle 
eine Würde- oder Ehrverletzung. Ich sehe schon 
eher eine Würde- oder Ehrverletzung, wenn dies 
eben nicht geschieht, wenn also den Wünschen des 
Verstorbenen nicht entsprochen wird.  

Dafür mag es in dem einen oder anderen Fall ganz 
vernünftige Gründe geben. Aber es gibt auch viele 
Stellen oder Sachen, die nach dem Gesetz noch 
verboten sind, für die ich aber keine Erklärung finde. 

Ich plädiere dafür, diese unterschiedlichen Wünsche 
und Vorstellungen über Beisetzung und Verab-
schiedung in größtmöglicher Freiheit zu respektie-
ren und deren Umsetzung so weit wie möglich zu 
realisieren.  

Lassen wir Orte außerhalb von religiösen Friedhö-
fen oder Waldfriedhöfen zu, an denen sich auch 
Andersdenkende von ihren Lieben so verabschie-
den können, wie sie es sich gewünscht haben. Ge-
ben wir den Menschen die Möglichkeit, ihrer Ver-
storbenen so zu gedenken, wie sie es wünschen. 
Unter Beachtung eines aufgeklärten Miteinanders 
wäre es möglich, den unterschiedlichen Gruppen in 
unserer Bevölkerung die Umsetzung ihrer Wünsche 
und Vorstellungen zu gestatten. Das wird mit dem 
Gesetz aber leider nicht getan. 

In dem Gesetzentwurf sind die Möglichkeiten zwar 
minimal erweitert worden, dies reicht uns aber bei 
Weitem nicht aus. Noch immer ist alles andere als 
das Bestatten der Asche Verstorbener verboten. 
Deshalb empfehle ich meiner Fraktion, sich bei dem 
Gesetz zu enthalten, um den minimalen Verbesse-
rungen, die es enthält, nicht im Wege zu stehen. 

Sehr gefreut, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der SPD und den Grünen, haben wir uns über Ihren 
Antrag, mit dem Sie die Nutzung von durch Kinder-
arbeit hergestellte Grabsteine untersagen wollen; 
denn wie so oft zeugte der von der Landesregierung 
eingebrachte Entwurf in diesem Zusammenhang 
eher von der Haltung: „Wasch mich, aber mach mir 
den Pelz nicht nass!“ Deshalb werden wir Ihrem 
Änderungsantrag natürlich zustimmen. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wegner. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Frau Ministerin Steffens. 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte noch einmal 
ganz kurz den Werdegang dieses Gesetzes und 
darüber hinaus aufzeigen, warum wir uns jetzt hier 
mit diesem Gesetz befassen. 2000/2003 – der eine 
oder die andere war damals schon dabei – hatten 
wir ein langes Gesetzgebungsverfahren. In diesem 
Verfahren wurde ziemlich klar und deutlich, was 
auch heute in Bezug auf die beiden Pole der Rede-
beiträge von Norbert Post und Frau Schneider deut-
lich geworden ist, dass wir nämlich eine sehr unter-
schiedliche Bedarfs- und Diskussionslage haben, 
was denn eigentlich mit dem Bestattungsgesetz wie 
geregelt werden soll. 

Wir hatten damals eine sehr emotionale Diskussi-
on – bis hin zu der durch das Plenum getragenen 
Grableuchte des FDP-Abgeordneten für die Ministe-
rin. Dabei ging es gerade um die Frage, wie weit wir 
in der Gesellschaft mit einer Veränderung innerhalb 
der Bestattungskultur gehen. Weiterhin ging es um 
die Frage: Wieviel Veränderung verträgt eine Ge-
sellschaft? Ich glaube, dass viele diesbezügliche 
Punkte damals in Nordrhein-Westfalen quer über 
alle Bereiche hinweg sehr deutlich diskutiert worden 
sind. Darüber, dass es über dieses Bestattungsge-
setz eine sehr viel sachlichere Diskussion gegeben 
hat, habe ich mich sehr gefreut; denn ich glaube, 
dass das der richtige Umgang mit unserer Bestat-
tungskultur ist. 

Damals wurde im Gesetz verankert, dass wir eine 
Evaluierung durchführen. Schon damals, 2009, hat 
mein Vorgänger Karl-Josef Laumann diese Evaluie-
rung auf den Weg gebracht. Bevor ich gleich auf die 
Details eingehen werde, stelle ich fest, dass ich 
über die beiden Redebeiträge einerseits von 
Norbert Post und andererseits von Frau Schneider 
erstaunt bin; denn sie hatten innerhalb der schwarz-
gelben Landesregierung die Möglichkeit, all die Din-
ge, die sie in reiner Lehre in Bezug auf die Umset-
zung für richtig und notwendig halten, auch umzu-
setzen. 
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Herr Post, deswegen muss ich an der Stelle noch 
einmal klar und deutlich auf Sie eingehen: Sie ha-
ben es in der schwarz-gelben Regierung nicht ge-
schafft, diese Punkte, die wir jetzt gar nicht neu ein-
führen, zu ändern. Zum Beispiel ging es um die 
anonyme Bestattung, die 2003 – oder sogar schon 
davor – eingeführt wurde. Sie haben es gar nicht 
angepackt. Sie haben überhaupt nicht versucht, ei-
nen Gesetzesentwurf auf den Tisch zu legen, weil 
Sie wussten, dass die gesellschaftlichen Realitäten 
da ein Stück weit anders sind. 

Die FDP hätte wahrscheinlich – wie Frau Schneider 
eben sagte – lieber die Freigabe des Diamanten 
gehabt. Sie hätten lieber eine Rückkehr gehabt. 
Deswegen denke ich, dass an diesen beiden Polen 
deutlich geworden ist, wie ausgewogen eigentlich 
das von der jetzigen Landesregierung vorgelegte 
Gesetz ist. 

Mit diesem Gesetz werden einerseits Änderungs-
bedarfe innerhalb der Gesellschaft ernst genommen 
und auf den Weg gebracht. Andererseits wird das, 
was wir in Bezug auf den Erhalt einer Bestattungs-
kultur an Bedarf haben, an der Stelle bewahrt. Des-
wegen war es der Auftrag der Evaluierung, das Ge-
setz auf seine Defizite hin zu überprüfen. Einige der 
Punkte, die Sie jetzt angesprochen haben, sind bei 
der Evaluierung gar nicht als Veränderungsbedarfe 
benannt worden. Darüber hinaus haben wir als 
Landesregierung andere Punkte – auch in der 
Form – gar nicht aufgegriffen. 

Es gab schon in dem Gesetzentwurf, den wir bei 
der ersten Lesung eingebracht haben, drei Punkte, 
die, denke ich, für Nordrhein-Westfalen sehr wichtig 
bzw. wesentlich sind. Wir werden sie zum Glück 
heute gemeinsam auf den Weg bringen können. 

Der erste Punkt ist von vielen angesprochen wor-
den. Es gibt – wenn ich das in der Debatte richtig 
verfolgt habe – bis auf die FDP-Fraktion einen brei-
ten Konsens hier im Parlament – darüber freue ich 
mich sehr –, dass es, was die Möglichkeiten der 
Friedhofsträger anbelangt, im Hinblick auf die Grab-
steine ein Aufstellungsgebot gibt. Darüber gibt es 
einen breiten Konsens.  

Der zweite Punkt – das ist schon mehrfach in der 
Debatte angesprochen worden – betrifft die Mög-
lichkeit der Errichtung von rein muslimischen Fried-
höfen. Ich meine, wenn wir klar und deutlich sagen, 
dass wir eine Integration der Menschen in diesem 
Land – egal welcher Herkunft sie sind – haben wol-
len, heißt das, dass Integration nicht mit dem Tod 
aufhört, sondern dass wir uns auch mit der Sterbe-
kultur, den Bedarfen und den Rahmenbedingungen 
für die Menschen auseinandersetzen müssen. Auch 
das ist, finde ich, ein ganz wichtiger Punkt. 

Der dritte Punkt betrifft die Maßnahmen und Ver-
besserungen in Bezug auf die Leichenschau. Das 
ist ebenfalls ein ganz wichtiger Punkt, auch wenn da 
die Vorstellungen darüber, warum wir ihn angehen 

müssen, ein Stück weit auseinander gehen. Auch 
darauf werde ich gleich noch einmal eingehen. 

Am meisten – darüber gab es Konsens – wurde der 
Punkt der Grabsteine erwähnt, die durch Kinderar-
beit hergestellt wurden. Das ist ein Beitrag im 
Kampf gegen die Kinderarbeit, der ganz wichtig ist. 
Auch darüber wurde hier in Nordrhein-Westfalen 
schon lange diskutiert. Mein Vorgänger Karl-Josef 
Laumann hatte sich dieses Themas ebenfalls ange-
nommen. Er machte – dabei nahm er den Aus-
schussvorsitzenden und andere mit – eine Reise 
nach Indien, um sich die Situation vor Ort anzugu-
cken.  

In der Debatte war – das war Ausgangslage für un-
seren ersten Entwurf – der Wunsch insbesondere 
der kirchlichen Friedhofsträger nach einer echten 
Verbotsmöglichkeit geäußert worden. Wir haben 
den Entwurf gemacht und ihn auf Grundlage des 
Urteils vom 16. Oktober 2013 hinterfragen müssen. 
Daher haben wir eine längere Diskussionsschleife 
gerade wegen dieses Themas gemeinsam ver-
bracht.  

Klar ist, dass das Verwendungsverbot grundsätzlich 
verfassungsrechtlich legitimiert ist und dass wir es 
umsetzen können. Aber die Berufsausübungsfrei-
heit der Steinmetze ist unzumutbar beeinträchtigt, 
wenn wir hierüber keine klare Regelung haben, wie 
dieser Nachweis geführt werden kann. Das haben 
wir jetzt geregelt.  

Klar ist auch, dass der ursprüngliche Entwurf, nach 
der jede Gemeinde das selbst regeln können sollte, 
nicht funktioniert. Deswegen gibt es heute einen 
Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen, der die-
ses Aufstellungsverbot rechtssicher gestaltet.  

Zu den Anmerkungen von Frau Schneider: An die-
ser Stelle ist das sehr unkompliziert und nicht sehr 
bürokratisch mit einer einfachen Zertifizierung um-
zusetzen. Denn bei Grabsteinen ist es sehr einfach, 
das Herkunftsland und damit die Herkunft der Stei-
ne nachzuvollziehen. Deswegen gibt es keinen 
nennenswerten Bürokratieaufwand, zumindest kei-
nen Bürokratieaufwand in einem Maße, den der 
Schutz der Kinder, den wir damit herstellen, nicht 
legitimieren würde.  

(Beifall von den GRÜNEN und Josef 
Neumann [SPD]) 

Der zweite Punkt in der Debatte, der zu einem Dis-
sens mit der CDU-Fraktion geführt hat, ist die Frage 
der muslimischen Bestattungen. Ein Viertel der 
Menschen in Nordrhein-Westfalen hat eine Migrati-
onsgeschichte. Wichtig ist, dass diese Menschen, 
die nach wie vor häufig die Bestattung im Herkunfts-
land vollziehen, Nordrhein-Westfalen nicht nur als 
ihren Lebensmittelpunkt, sondern auch als den Ort 
sehen, an dem sie über den Tod hinaus bleiben 
wollen.  
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Deswegen ist es wichtig, die Rahmenbedingungen 
so zu schaffen, wie sie die Menschen mit muslimi-
schem Hintergrund haben wollen. Dafür müssen wir 
nicht nur Orte, sondern auch die notwendigen 
Rahmenbedingungen für ihre Bestattungsriten 
schaffen, die sich in vielen Punkten von christlichen 
Begräbnissen unterscheiden.  

Norbert Post hat eben gesagt, es gebe gerade in 
größeren Städten auf kommunalen Friedhöfen ei-
gene, ausgewiesene Felder. Sie meinen, das sei 
ausreichend. Nein, es gibt viele, die eine andere 
Bestattungsform und eine andere Trägerschaft wol-
len. Falsch ist, den Eindruck zu vermitteln, das 
müssten die Kommunen machen und damit seien 
hohe Risiken verbunden. Wir haben vielmehr mit 
dem Gesetzentwurf genau die Möglichkeit für die 
Kommunen geschaffen, das selbst entscheiden und 
vor Ort klären zu können, damit sie nicht blind in ir-
gendwelche Risiken laufen, sondern das entspre-
chend ihrer kommunalen Position umsetzen kön-
nen. 

Der Kollege Neumann wird gleich auf das Beispiel 
Wuppertal eingehen. Ich freue mich sehr darüber, 
dass die Stadt Wuppertal mit dem ersten muslimi-
schen Friedhof ein bundesweit einmaliges Beispiel 
auf den Weg bringen will.  

Ich möchte, dass wir die Rahmenbedingungen dafür 
schaffen. Ich halte das für wichtig ist, und es steht 
uns als Gesellschaft gut an, die Bedarfe und Be-
dürfnisse aller Menschen gleichermaßen mit den 
Rahmenbedingungen zu unterstützen.  

Der Punkt der Leichenschau – das habe ich eben 
schon gesagt – hat zu unterschiedlichen Reaktio-
nen geführt. Wir haben schon beim letzten Bestat-
tungsgesetz und darüber hinaus immer wieder die 
Diskussion geführt: Sind die heutigen Leichen-
schauen so exakt, dass die wirkliche Todesursache 
erfasst wird? Es gab viele Diskussionen darüber, ob 
die Todesfeststellung und die Ermittlung der Todes-
art nicht voneinander getrennt werden kann.  

Frau Schneider, Sie haben eben Zahlen genannt, 
wie viele Fälle bei der Leichenschau – vielleicht aus 
Ihrer Blickrichtung – falsch im Hinblick auf die To-
desursache beurteilt worden seien. Das alles wis-
sen wir nicht wirklich. Es liegt zwar eine Studie vor, 
die aber überhaupt nicht übertragbar ist. Bei ihr ist 
nicht klar, ob die immer wieder im Raum stehende 
falsche Diagnose bei Todesursachen wirklich Fakt 
ist.  

Deswegen können wir nicht flächendeckend eine 
zweite Leichenschau fordern. Erstens haben wir da-
für die Ärzte nicht. Zweitens gibt es dafür die Res-
sourcen nicht. Drittens ist nicht klar, ob sie über-
haupt notwendig ist. Deswegen wollen wir in Modell-
regionen ermitteln, ob man überhaupt eine zweite 
Leichenschau braucht. Herr Post, es ist nicht sinn-
voll, die Stichproben irgendwo per Zufall zu neh-
men. Wir wollen Sicherheit, Klarheit und Transpa-

renz haben, um nicht weiter im Nebel zu stochern 
und um zu wissen, was notwendig ist.  

Ich möchte auf zwei Punkte jenseits der großen und 
bedeutenden Aspekte eingehen. Norbert Post, Sie 
haben eben klar und deutlich hervorgehoben, dass 
Sie die Nachweispflicht der Urne begrüßten. Im 
Nachsatz haben Sie ausgeführt, das sei falsch we-
gen der Krematorien geregelt.  

(Zuruf von Norbert Post [CDU]) 

Dabei haben Sie nicht ausgeführt, dass klar sei, 
dass die Krematorien nach wie vor nur beliehen 
würden und dass das ausschließlich der öffentlichen 
Hand vorbehalten sei. Deswegen ist Ihr Argument, 
das seien nur die Krematorien, völlig falsch. Die 
Krematorien sind vielmehr die richtige Stelle dafür.  

(Widerspruch von Norbert Post [CDU]) 

Wir halten das nach wie vor für den sinnvollen Weg. 
Daher ist bei Ihnen aus meiner Sicht das eine oder 
andere durcheinandergegangen.  

Ich möchte nochmals den zweiten Punkt anspre-
chen – ich habe ihn eingangs schon erwähnt –: Sie 
haben zum Schluss Ihrer Rede eine breite Einlas-
sung bezogen auf die anonyme Bestattung ge-
macht. – Die anonyme Bestattung hat etwas mit 
dem Selbstbestimmungsrecht der Menschen zu tun. 
Sie sollen für ihren Todesfall festlegen können, dass 
sie anonym bestattet werden wollen.  

Das ist eine Realität, wie wir sie in Nordrhein-
Westfalen an vielen Stellen vorfinden, und wo auf 
den Friedhöfen der Umgang gerade mit anonymen 
Bestattungen oft ein sehr würdevoller ist. 

Auf vielen Friedhöfen in Nordrhein-Westfalen finden 
viertel- oder halbjährlich Trauerfeiern an den Fel-
dern der anonymen Bestattungen für die Menschen 
statt, die zwar wissen, dass ihre Angehörigen dort 
bestattet sind, die aber vielleicht das Feld nicht ken-
nen. 

Die anonyme Bestattung ist insofern zwar eine Ent-
scheidung, vielleicht nicht mit Grabstein, mit Prunk 
und mit Blumen bestattet zu werden, aber das steht 
nicht im Widerspruch dazu, dass der Friedhof den-
noch ein Trauerort sein kann. In diesem Sinne ha-
ben wir damals in 2003 diese Regelung für die 
Frühchen eingeführt; das gilt aber auch für andere. 

Deswegen finde ich es schon etwas arg übertrie-
ben, … 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter: … wenn Sie den 
Untergang des Abendlandes für den Fall heraufbe-
schwören, dass die anonyme Bestattung in Nord-
rhein-Westfalen nicht aufgehoben würde, weil es bei 
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einer anonymen Bestattung an Würde und einem 
Ort zum Trauern fehlte.  

Ich freue mich, dass wir dieses Bestattungsgesetz 
heute – hoffentlich – auf den Weg bringen, und ich 
glaube, dass zwischen den Positionen von CDU 
und FDP genau der richtige Weg liegt für die Bedar-
fe der Menschen in Nordrhein-Westfalen. – Danke. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Ministerin. – Jetzt hat Herr Kollege Neumann für die 
SPD-Fraktion das Wort. 

Ich will noch einmal darauf aufmerksam machen, 
dass das Grundgemurmel hier im Raum relativ laut 
ist und der Geräuschpegel ansteigt. 

Josef Neumann (SPD): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Meine Damen und Herren! Menschenrechte sind da 
zu Hause, wo die Menschen wohnen, wo sie leben, 
wo sie arbeiten und auch da, wo sie sterben. 

Eine moderne Gesellschaftspolitik auf der Höhe der 
Zeit, die den demografischen Entwicklungen und 
dem Deutschland von heute Rechnung trägt, 
schließt das Bestattungswesen mit ein: aus Achtung 
und Respekt vor den Verstorbenen und ihrer Wür-
de, aber genauso aus Achtung, Respekt und Würde 
vor den Angehörigen, Freunden und ihrem sozialen 
Umfeld. 

Die Art und Weise, in der ein Land den Tod, die To-
ten und ihre Familien behandelt, verrät viel über die 
humanitären Qualitäten und die politische Kultur 
dieses Landes. Dabei gilt es, die Individualität und 
die Wünsche der Menschen zu berücksichtigen. 
Weil dem so ist, befinden wir heute nicht allein über 
ein Gesetz zur Änderung des Bestattungsgesetzes, 
sondern über einen maßgeblichen integrationspoliti-
schen Schritt, dem gleichermaßen faktisch wie 
symbolisch eine außerordentliche Bedeutung zu-
zumessen ist. 

Der rot-grüne Entschließungsantrag unterstreicht 
noch einmal diesen qualitativen Sprung, der statt 
von Furcht und Misstrauen von Wertschätzung, reli-
giöser Vielfalt und freier Religionsausübung getra-
gen ist. Ein selbstbewusstes Nordrhein-Westfalen 
erweist sich heute als interkulturell und menschen-
rechtlich erwachsenes Land. 

Mit diesem Gesetzentwurf wollen wir Zeichen set-
zen. Ja, Kollegin Schneider, wir wollen auch ein 
Zeichen setzen zum Schutz von Kindern vor Aus-
beutung. Und mag dies auch mit einer gewissen 
Form von Bürokratie verbunden sein, so sage ich 
Ihnen: Die Menschenwürde dieser Kinder ist es 
wert, dass wir sie vor Ausbeutung schützen. 

(Beifall von der SPD) 

Erlauben Sie mir aber, mich auf einen wichtigen As-
pekt zu konzentrieren: die Frage der nicht christli-
chen, vor allem muslimischen Friedhöfe. Ich spre-
che hier zu Ihnen als Landespolitiker, aber zugleich 
als Abgeordnete aus der Stadt Wuppertal, die hier 
eine Vorreiterrolle einnimmt. Dort haben sich schon 
vor Jahren verschiedene Akteure – gerade auch die 
Interessensgemeinschaft der lokalen Moscheever-
eine – mit ausdrücklicher Unterstützung auch der 
Landtagsabgeordneten der SPD auf den Weg ge-
macht, den landesweit ersten Friedhof dieser Art 
Wirklichkeit werden zu lassen.  

Die heutige Entscheidung schafft die erste ent-
scheidende gesetzliche Grundlage, dass dieser 
lang gehegte, bei den Muslimen seit Jahrzehnten 
vorhandene Traum endlich Wirklichkeit wird. In-
tegration und soziale Inklusion können sich nicht auf 
einzelne Personengruppen und Lebensphasen be-
schränken. Echte, ernsthafte Integration reicht von 
der Wiege bis zur Bahre. 

Ist es nicht merkwürdig, wenn wir Menschen musli-
mischen Glaubens bisher signalisiert haben: „Bis 
zum Sterben seid ihr hier willkommen und gehört 
durchaus zu uns, aber danach ist es uns ganz recht, 
wenn ihr in die Länder eurer Vorfahren oder in eure 
Geburtsländer zurückkehrt“? 

(Zuruf von der CDU: So ein Unfug!) 

Sind wir uns eigentlich dessen bewusst, was es be-
deutet, wenn Muslime hier in Deutschland auf mus-
limischen Friedhöfen unter Berücksichtigung islami-
scher Glaubensgrundsätze und Bestattungsriten 
beerdigt werden wollen, wenn sie und ihre Familien 
darauf Wert legen, unweit ihres Lebensmittelpunk-
tes und in der Nähe ihrer Angehörigen eine Grab-
stätte zu finden? 

Lassen Sie mich hier den Satz einschieben: Davon 
können auch in Deutschland viele Menschen, die in 
einem Krieg vertrieben wurden und immer wieder in 
die Heimat zu den Gräbern zurückkehren, ein Lied 
singen.  

Es ist ja nun nicht gerade so, dass die Politik mus-
limischen Menschen die Neuregelung des Bestat-
tungsgesetzes aufzwingen würde. Sie selber haben 
diese Möglichkeit angeregt und den Willen artiku-
liert, dass sie, ihre Eltern und ihre Kinder hier beer-
digt werden können. 

Häufig wird von Migrantinnen und Migranten Identi-
fikation eingefordert, werden eigentümliche Begriffe 
wie „Integrationsbereitschaft“ und „Integrationswil-
len“ verwandt. Gibt es eine deutlichere Form von 
Identifikation und des Integrationswillens, als hier, 
wohnortnah, allen Diskriminierungserfahrungen zum 
Trotz seine letzte Ruhestätte zu finden? – Die Bot-
schaft lautet: Wir sind hier zu Hause, das ist unsere 
Heimat.  

Zugleich zeigt unsere Entschließung, dass wir 
selbstverständlich den Wunsch mancher Familien, 
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sich auch zukünftig im Ausland bestatten lassen zu 
wollen, respektieren und die entsprechenden not-
wendigen Verfahren unbürokratischer gestalten wol-
len. Darauf sind die Vorredner schon mehrfach ein-
gegangen. 

Ja, Herr Post, mich befremdet das Vorgehen der 
CDU, das sich in das hier seit Jahren gezeigte Bild 
nahtlos einfügt und von sehr kritischen Fragen im 
Zusammenhang mit muslimischen Friedhöfen be-
stimmt ist.  

Sie koppeln die Übertragung daran, dass die Religi-
onsgemeinschaften oder religiösen Vereine als 
Körperschaften des öffentlichen Rechts im Sinne 
des Körperschaftsstatus anerkannt sein müssen. 
Eine Öffnung des Bestattungsgesetzes für andere 
als die genannten öffentlich-rechtlichen Vereine und 
Verbände ist aber in der Regel nicht organisations-
kulturell zur Erlangung der Körperschaft für musli-
mische Vereine geeignet. Im Klartext: Ihr Ände-
rungsvorschlag kommt praktisch bis auf Weiteres 
nicht nur einem Verzögerungsgesetz, sondern ei-
nem Verhinderungsgesetz für muslimische Friedhö-
fe in Nordrhein-Westfalen gleich. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Was wollen Sie den Bürgerinnen und Bürgern im 
Monat Ramadan dazu sagen? 

Infolge der Verabschiedung des Bestattungsgeset-
zes werden wir in Wuppertal hoffentlich demnächst 
das kleine Wunder der Vereinigung dreier Weltreli-
gionen nach dem Tod erfahren dürfen. Drei Fried-
höfe – ein christlicher, ein jüdischer, ein muslimi-
scher – werden unmittelbar aneinandergrenzen. Der 
eine wird des anderen direkter Nachbar sein. Ja, da 
darf man stolz und glücklich sein. Die Betreiberge-
sellschaft will den Friedhof auf einem ehemaligen 
Grundstück des evangelischen Kirchenkreises er-
richten. 

Diesem gewollten Wunder ist 2002 in Wuppertal be-
reits ein anderes vorausgegangen: die Behei-
matung der neuen Bergischen Synagoge auf dem 
Grundstück der reformierten Gemarker Kirche – 
buchstäblich Wand an Wand und bundesweit ein-
malig. 

Keine Rede, kein Text kann stärker sein als diese 
beiden Bilder der Wirklichkeit. Sie zeigen, dass die 
religiöse Vielfalt im Land Nordrhein-Westfalen eine 
Heimat gefunden hat und unwiderrufliche Realität 
geworden ist. Erweisen wir uns dieser Realität als 
würdig! Stimmen wir für dieses vernünftige neue 
Gesetz! – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Neumann. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Frau Kollegin Asch. 

Andrea Asch (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Mit diesem Gesetz wird 
auch ein Bereich geregelt, der uns Grünen beson-
ders wichtig ist. Dabei geht es um die Grabsteine 
aus ausbeuterischer Kinderarbeit. 

Wir wissen: In Indien arbeiten 12 Millionen Kinder, 
um den Lebensunterhalt für sich und ihre Familien 
zu verdienen. Hunderttausende schuften in Stein-
brüchen unter gesundheitlich katastrophalen Bedin-
gungen. Sie müssen 45 kg schwere Presslufthäm-
mer festhalten, mit gefährlichen Sprengstoffen han-
tieren und ungeschützt riesige Granitblöcke aus 
dem Stein sprengen. 

Diese Kinder arbeiten dort, damit in Deutschland 
billig Grabsteine verkauft werden können. Zwei Drit-
tel aller Grabsteine in Deutschland kommen nämlich 
aus Indien. Deutschland bezieht insgesamt knapp 
50.000 t Naturstein pro Jahr von dort. 

In diesen Steinbrüchen schuften die Kinder in der 
Regel zwölf Stunden täglich. Sie arbeiten ohne 
Mundschutz und leiden in der Folge oft unter chro-
nischen Lungenerkrankungen. Die Konsequenz ist, 
dass die Lebenserwartung der Betroffenen häufig 
nur zwischen 35 und 38 Lebensjahren liegt. Der 
Teufelskreis der Armut schließt sich auch, weil die 
Kinder, die in diesen Steinbrüchen arbeiten, natür-
lich nicht oder nicht regelmäßig zur Schule gehen 
können. 

Das wollen wir nicht länger zulassen. Deshalb han-
deln wir hier in Nordrhein-Westfalen und schaffen in 
diesem Bestattungsgesetz eine gesetzliche Rege-
lung dafür. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Meine Damen und Herren, darüber freue ich mich 
sehr. Heute regeln wir gesetzlich, dass Grabsteine 
aus ausbeuterischer Kinderarbeit zukünftig nicht 
mehr auf den Gräbern in Nordrhein-Westfalen ste-
hen. Wir regeln, dass bei uns nur Grabsteine aufge-
stellt werden dürfen, die nicht aus Kinderarbeit 
stammen. Damit leisten wir einen wichtigen Beitrag 
zum fairen Handel. 

Wir wissen aber auch, dass das erst der Beginn ei-
nes weiten Weges ist. Die gesamte Steinindustrie, 
die Produktionsbedingungen in der Textilindustrie, 
auf die wir in den letzten Wochen durch Medienbe-
richte aufmerksam gemacht wurden, die Gewinnung 
von Rohstoffen für unsere Handys, die Bergbaube-
triebe, aus denen ein Großteil unserer Steinkohle 
kommt, und vieles mehr müssen wir anpacken, da-
mit unser Wohlstand und Überfluss in Deutschland 
und den anderen Industrieländern nicht mit der Ge-
sundheit und dem Leben von Menschen in den ar-
men Ländern bezahlt wird. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN und der 
SPD) 
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Damit kommen wir in NRW weiter unserer Verant-
wortung dafür nach, dass die von uns genutzten 
Produkte nicht auf Kosten der Gesundheit und der 
Lebensbedingungen der Menschen in den armen 
Ländern gehen. 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Andrea Asch (GRÜNE): Einen Schritt in diese 
Richtung tun wir heute mit dem Bestattungsgesetz. 
Darüber freuen wir uns sehr. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Asch. – Weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor. Daher schließe ich jetzt die Debatte zu 
Tagesordnungspunkt 6 und komme zur Abstim-
mung. Wir haben insgesamt drei Abstimmungen 
durchzuführen. 

Erstens stimmen wir über den Gesetzentwurf 
Drucksache 16/2723 ab. Der Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales empfiehlt in Drucksache 
16/6138, den Gesetzentwurf mit den von ihm be-
reits in der Ausschusssitzung beschlossenen Ände-
rungen anzunehmen. Deshalb stimmen wir an die-
ser Stelle ausnahmsweise über die Beschlussemp-
fehlung ab, die diesen geänderten Gesetzentwurf 
enthält. Wer der Beschlussempfehlung Drucksache 
16/6138 seine Zustimmung geben möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen 
von SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt 
dagegen? – Das ist die CDU-Fraktion. Wer enthält 
sich? – Das sind die FDP und die Piraten. Mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis ist die Be-
schlussempfehlung Drucksache 16/6138 ange-
nommen und letztlich auch der Gesetzentwurf 
Drucksache 16/2723 mit den bereits beschlos-
senen Änderungen in zweiter Lesung verab-
schiedet. 

Zweitens stimmen wir über den Entschließungsan-
trag der Fraktion der CDU Drucksache 16/6222 ab. 
Wer möchte diesem Entschließungsantrag zustim-
men? – Das ist die CDU-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP und 
Piraten. Möchte sich jemand enthalten? – Das ist 
nicht der Fall. Dann ist der Entschließungsantrag 
der Fraktion der CDU Drucksache 16/6222 mit 
dem festgestellten Abstimmungsergebnis abge-
lehnt worden. 

Drittens stimmen wir über den Entschließungsan-
trag der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen Drucksache 16/6225 ab. Wer möchte die-
sem Antrag zustimmen? – Das sind die SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – 
Die CDU und die Piraten. Stimmenthaltungen? – 
Bei der FDP. Damit ist der Entschließungsantrag 
Drucksache 16/6225 von SPD und Bündnis 90/Die 

Grünen mit dem festgestellten Abstimmungsergeb-
nis angenommen. – Nun sind wir am Ende von Ta-
gesordnungspunkt 6.  

Ich rufe auf: 

7 Rohstoffgewinnung ist sinnvoller als der 
„Salzpipelinebau“ zur Nordsee 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/6135 

Wenn sich der Geräuschpegel, der beim Verlassen 
des Plenarsaals entsteht, wieder etwas gelegt hat, 
hat Herr Kollege Fehring für die antragstellende 
Fraktion der CDU das Wort. 

Hubertus Fehring (CDU): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Für dieje-
nigen unter Ihnen, die schon länger dabei sind, ist 
das Thema „Weserversalzung“ nichts Neues. Trotz-
dem ist das Problem bisher nicht gelöst. 

Die Aktualität unseres Antrags wird überdeutlich, 
wenn Sie in den vergangenen Tagen die Presse 
verfolgt haben: Die Weser-Anrainerkonferenz hat 
mal wieder mit Nachdruck gefordert, in den Berei-
chen weiterzukommen. 

Interessant ist, dass man inzwischen das Problem 
Fernleitung nicht mehr so betrachtet, so behandelt, 
wie wir es bisher getan haben. Ich erinnere daran: 
Auch hier im Hause haben wir in der Vergangenheit 
immer einstimmig dazu gestanden und gefordert, 
dass das Problem der Weserversalzung, der Kali-
rückstände mittels einer Pipeline in die Nordsee ge-
löst werden sollte. 

Wir haben hier ohnehin dauerhaft das Problem, 
dass mehrere Bundesländer betroffen sind: wir als 
Nordrhein-Westfalen mit unseren Weseranteilen bei 
mir im Kreis Höxter, in Minden-Lübbecke und etwas 
in Lippe. Die anderen im Land interessiert das Prob-
lem leider nur wenig. Von daher ist sicherlich auch 
manches erklärlich. 

Trotzdem frage ich die Landesregierung, wie sie ih-
ren Einfluss deutlicher geltend machen will, damit 
die besagten Landesteile vor den Kaliabwässern 
geschützt werden. Wir haben es schon aus meiner 
Sicht viel zu lange diskutiert. Es müssen endlich 
Entscheidungen getroffen werden. 

(Beifall von der CDU) 

Ich erkenne auch durchaus die Maßnahmen der Ka-
liindustrie an. Die Firma Kali + Salz hat in den ver-
gangenen Jahren ca. 350/360 Millionen € in die 
Hand genommen. Und sie ist dabei, innerhalb ihrer 
Produktion Maßnahmen zur Reduzierung der Ab-
wässer einzusetzen – mit einigem Erfolg, wie man 
einfach konstatieren muss. Die Abwassermenge be-
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trägt insgesamt 14 Millionen m
3
. Sie schafft es bis 

zum Jahre 2015 – das hängt auch mit der EU-
Wasserrahmenrichtlinie zusammen –, sie auf die 
Hälfte zu reduzieren. 

Diese Menge, diese 7 Millionen m
3
, die dann noch 

übrig sind, müssen allerdings entsorgt werden. Un-
serer Ansicht nach sollte das nicht weiterhin über 
die Weser beziehungsweise Werra gemacht wer-
den; der Gesetzgeber steht dahinter, und auch die 
Menschen möchten es nicht mehr. 

Dazu kommt – das erschwert sicherlich die Situation 
für Kali + Salz –, dass die EU-Wasserrahmenricht-
linie die Erfüllung klarer Vorgaben verlangt. Bis En-
de 2015 muss der zweite Bewirtschaftungsplan vor-
gelegt werden, der spätestens im Frühjahr 2016 in 
Brüssel vorliegen muss. Wenn das alles nicht ge-
schieht, ist mit einer Vertragsverletzungsstrafe zu 
rechnen. Insofern ist auch die Bundesregierung mit 
im Boot. 

Zurück zur Fernleitung: Wie wollen wir verfahren? 
Unsere Bürger wünschen es nicht, wie man erfährt, 
wenn man sich in den beteiligten Kreisen umhört. 
Aus Niedersachsen gibt es klare Signale: Auch dort 
möchte man es nicht. Ich erinnere: In der Vergan-
genheit hat sich bei Schwarz-Gelb die FDP ge-
sperrt. Jetzt – so müssen wir feststellen – sperrt 
sich auch die SPD in Niedersachsen. Der Minister-
präsident hat entsprechende Äußerungen getan. Er 
möchte keine Pipeline.  

Also bleibt uns doch nur, weiter an einer anderen 
Lösung zu zu forschen. Wenn man den Rohstoffge-
danken, der sicherlich uns allen im Hause wichtig 
ist, noch dazu nimmt, dann macht es doch auch 
Sinn, darüber nachzudenken, wie wir den Rohstoff, 
den wir jetzt als Abfall über die Weser in die Nord-
see entsorgen, vernünftig nutzen können. 

Es gibt Vorschläge – der eine oder andere wird sie 
kennen –, allerdings liegen sie relativ weit ausei-
nander. Die Firma Kali + Salz behauptet, eine Anla-
ge zum Eindampfen der riesigen Mengen und dann 
Verwertung der Reststoffe koste 1,6 Milliarden €, 
eine riesige Investition. Es gibt einen Vorschlag ei-
nes namhaften Büros aus Thüringen, das sich seit 
vielen Jahrzehnten mit diesem Thema beschäftigt. 
Dieses Büro will das für 530 Millionen € schaffen – 
ein ziemlicher Unterschied, sprich: das Dreifache, 
wenn man so will. 

Nur: Es muss weitergehen. Wenn wir sie weiter dis-
kutieren lassen, schaffen wir das Problem nicht vom 
Tisch. Ich weiß, das Nordrhein-Westfalen am run-
den Tisch bisher auch der Pipeline zugestimmt hat. 
Aber wir kommen auf dem Weg nicht weiter. Des-
halb meine Bitte an die Landesregierung, dass wir 
andere Überlegungen anstellen, und zwar in Rich-
tung Rohstoffrückgewinnung, dass wir diese Vor-
schläge unterstützen, die durch Büros gemacht 
werden, 

(Beifall von der CDU) 

damit wir in der Sache weiterkommen und möglichst 
gemeinsam – … 

Präsidentin Carina Gödecke: Diese Redezeit. 

Hubertus Fehring (CDU): … das haben wir bisher 
auch geschafft – die Dinge in den Ausschüssen und 
auch hier beraten. Es ist ein gemeinsames Prob-
lem, kein Problem einer bestimmten Partei. Wir 
möchten gemeinsam die Weser verbessern und 
den dort lebenden Menschen helfen. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Fehring. – Bevor ich Herrn Kollegen Berg-
hahn für die SPD-Fraktion das Wort gebe, will ich 
gern zum weiteren Ablauf des heutigen Plenartages 
einige Mitteilungen machen, damit die Fraktionen 
und die Rednerinnen und Redner sich darauf ein-
stellen können. 

Zwischenzeitlich hat es die Verständigung gegeben, 
den Tagesordnungspunkt 13 ohne Debatte durch-
zuführen und die Reden zu Protokoll zu geben, bei 
Tagesordnungspunkt 14 auf die Debatte zu verzich-
ten und nur die Einbringung durch die Landesregie-
rung vorzunehmen. Sie wird ihre Rede zu Protokoll 
geben. Bei 15 dasselbe Verfahren, bei 16 geben 
alle Rednerinnen und Redner ihre Reden zu Proto-
koll. Dasselbe gilt dann für den Tagesordnungs-
punkt 19. – Mit diesen Vorbemerkungen hat der 
Kollege Berghahn jetzt das Wort. 

Jürgen Berghahn (SPD): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrte Damen und Herren auf der Besuchertribü-
ne! Die K + S Aktiengesellschaft mit Sitz in Nord-
hessen ist der größte Salzproduzent und gehört zu 
den größten Anbietern von Düngemitteln auf der 
Welt.  

Bei dem Abbau des Kalisalzes fallen Laugenab-
wässer an, die zum Teil unterirdisch verpresst, aber 
auch zum Teil durch Einleitung in die Flüsse Werra 
und Weser in die Nordsee entsorgt werden. Eben-
falls auf diese Weise entsorgt werden die Halden-
abwässer der Abraumhalden.  

Die Laugenabwässer, die über Werra und Weser 
entsorgt werden, weisen eine hohe Kaliumkonzent-
ration auf und beinhalten natürlich andere Reststof-
fe, was zu einer erheblichen Gewässerbeeinträchti-
gung führt. Unter anderem werden hierbei Schwe-
fel- und Quecksilberanteile vermutet. Offizielle An-
gaben hierzu fehlen allerdings, und das macht eine 
Entsorgung über Weser und Werra natürlich umso 
problematischer. 

Die Empfehlung eines 2006 eingesetzten runden 
Tisches ist der Bau einer Pipeline von Hessen zur 



Landtag   02.07.2014 

Nordrhein-Westfalen 6245 Plenarprotokoll 16/62 

 

Nordsee, um die Flüsse von der Salzfracht zu ent-
lasten. Dies wird auch im Koalitionsvertrag der re-
gierungstragenden Parteien in NRW ausdrücklich 
unterstützt und eine weitere Einleitung in die Weser 
somit abgelehnt.  

Auf der Werra-Weser-Anrainerkonferenz am 23.06. 
dieses Jahres wurden drei Varianten zur Entsor-
gung der Abwässer diskutiert. Erstens. Die Entsor-
gung über eine Pipeline zur Nordsee. Zweitens. Die 
Entsorgung über eine Pipeline zur Weser. Drittens. 
Das Eindampfen der Abwässer durch ein techni-
sches Verfahren, was dem Antrag der CDU ent-
sprechen würde. 

Eine Salzpipeline zur Nordsee stößt nicht überall 
auf Zustimmung, zum Beispiel in den Landkreisen 
an der Nordsee, da sich die Einleiterstelle in der 
Nähe der Urlaubsorte Hooksiel und Horumersiel 
und damit in der Nähe des Nationalparks Nieder-
sächsisches Wattenmeer befindet. Somit verdient 
der vorliegende Antrag der CDU, dass wir ihn ernst-
haft prüfen und diskutieren. 

(Beifall von der SPD und der CDU) 

Dies gilt umso mehr, da zeitlicher Druck für eine 
nachhaltige Lösung besteht. Denn die Genehmi-
gung zum Verpressen der Lauge im Boden läuft 
2015 aus. Die Entsorgung der Abwässer über die 
Werra und damit über die Weser läuft 2020 aus. Als 
ob das nicht schon genug wäre, hat die EU ein Ver-
tragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepub-
lik Deutschland eingeleitet, wodurch eine Einleitung 
der restlichen Abwässer in Höhe von etwa 7 Millio-
nen m

3
 ab dem Jahr 2015 unmöglich wird. 

Der Antrag der CDU ist allerdings nicht neu. Die 
Salzlaugenaufbereitung ist bereits in der Vergan-
genheit diskutiert worden und laut einer Sachver-
ständigenanhörung in Kassel als nicht machbar 
eingestuft worden. Hierbei standen der enorme 
Energiebedarf und die damit verbundenen Kosten 
einer weiteren Prüfung entgegen.  

Aus meiner Sicht steht K + S aber auch eindeutig in 
der Pflicht, Verantwortung für eine umweltverträgli-
che Entsorgung ihrer Abwässer zu sorgen. Denn 
die Aktiengesellschaft verdient bereits über viele 
Jahrzehnte hinweg gutes Geld; Geld, das jetzt auch 
für die Erhaltung der Wasserqualität der Weser und 
des Grundwassers entlang der Weser eingesetzt 
werden muss. 

Das Bundesumweltministerium hat angesichts des 
Vertragsverletzungsverfahrens ein Gutachten zur 
Bewertung einer technischen Aufbereitung beauf-
tragt, das sicherlich auf die eine oder andere Art 
den Weg zu einer akzeptablen Lösung aufzeigen 
könnte. Auch in dieser Hinsicht steht K + S in der 
Pflicht, Lösungsbereitschaft zu zeigen. 

Wir stimmen somit einer Überweisung des CDU-
Antrages zur weiteren Beratung in den Ausschuss 

zu und schlagen die Einbeziehung des Gutachtens 
des Bundesumweltamtes vor. 

Eines möchte ich zum Schluss noch anmerken: Ich 
war etwas irritiert, als ich den Antrag der CDU las. 
Denn noch in der Sitzung des Umweltausschusses 
vom 19. März 2014 – das ist noch gar nicht lange 
her – hat sich der CDU-Kollege Ortgies für den Bau 
der Salzpipeline zur Nordsee ausgesprochen, was 
in der jetzigen Überschrift des Antrages als nicht 
sinnhaft dargestellt wird. Das ist ein Widerspruch in 
sich. Ich denke, wir können das sicher im Aus-
schuss klären. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Berghahn. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Herr Kollege Markert. 

Hans Christian Markert (GRÜNE): Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ziel der Was-
serrahmenrichtlinie – das wurde bereits mehrfach 
angesprochen – ist es, den guten Zustand unserer 
heimischen Gewässer wiederherzustellen bzw. dort, 
wo es noch möglich ist, zu erhalten. Selbstverständ-
lich müssen dafür Süßwassergewässer Süßwas-
sergewässer bleiben und können nicht zu Salzwas-
sergewässern umfunktioniert werden. 

Liebe Kollegen Jürgen Berghahn, Hubertus Fehring, 
Kai Abruszat und Friedhelm Ortgies, es kann nicht 
sein, dass die Weser, ein bedeutendes Fließgewäs-
ser unserer gemeinsamen Heimat Ostwestfalen, 
jetzt zu einem Abwasserkanal mit hohem Salzgehalt 
umfunktioniert wird  

(Kai Abruszat [FDP]: Richtig!) 

und wir vor Ort in Zukunft Heringe fischen können, 
wie es einige Angelsportfreunde in Porta Westfalica 
schon jetzt berichten und befürchten. 

Im Sinne des CDU-Antrages und vor dem Hinter-
grund neuer Erkenntnisse sowie politischer neuer 
Gegebenheiten ist es aller Mühen wert, darüber 
nachzudenken, wie wir dieses Problem gemeinsam 
lösen können. Bis jetzt ist immer wieder die soge-
nannte Nordsee-Pipeline – ich habe an einigen die-
ser Sitzungen für unsere Fraktion teilgenommen – 
als Lösung genannt worden ist. Der Widerstand in 
den Nordseebädern vor Ort war auch damals schon 
bekannt, aber alle haben gesagt, es sei zumindest 
besser, Salzgewässer zu nutzen, um dort Salzge-
wässer einzuführen, als weiterhin Süßwasserfließ-
gewässer dafür zu nutzen. 

Selbstverständlich bleibt natürlich noch die Frage 
offen, wie wir es durchgesetzt bekommen, eine so 
lange Pipeline in relativ kurzer Zeit – Kollege Berg-
hahn hat darauf hingewiesen, dass die Verpressung 
2015 und die Verklappung in die Fließgewässer 
2020 endet – zu bauen. Zumal es in Ostwestfalen 
bereits genügend Stellen gibt, an denen es heißt: 
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Hier bitte keine Pipeline. Aus ähnlichen Vorhaben 
wissen wir, dass es immer wieder Leute gibt, die da-
rauf hoffen, ihre Grundstücke für gutes Geld verkau-
fen zu können. Gegebenenfalls hätten wir dann so-
gar noch Rechtsverfahren zu erwarten. Das verzö-
gert den ganzen Prozess ohnehin. 

Insofern sind die Ausschussberatungen und die vor-
liegenden Gutachten ein guter Anlass, jetzt noch 
einmal gemeinsam darüber nachzudenken, wie die 
Lösung langfristig und damit endgültig aussehen 
könnte.  

Die Verdampfung ist untersucht worden – das er-
wähnen Sie auch in Ihrem Antrag – und stößt nicht 
nur auf Gegenliebe.  

Ich finde, wir sollten die Chance nutzen – ich tue 
das als Vorsitzender der Enquete-Kommission zur 
nachhaltigen Zukunft der chemischen Industrie –, 
mit den Chemieunternehmen zusammen vielleicht 
einmal zu überlegen, wie eine Lösung aussehen 
könnte. Denn die Chloralkali-Elektrolyse braucht 
zwingend Salzlaugen. Möglicherweise ist das ein 
Ansatz, zumal wir damit eine Technologie kombinie-
ren können, die in Nordrhein-Westfalen an einem 
hiesigen Standort entwickelt worden ist, nämlich die 
sogenannte Sauerstoff-Verzehr-Kathodentechnolo-
gie.  

Möglicherweise können wir das zusammenbringen. 
Das ist zumindest eine Frage, die wir diskutieren 
sollten, um nicht nur unsere Fließgewässer von 
möglichen Salzeinleitungen zu entlasten und die 
Wasserrahmenrichtlinie umzusetzen, sondern auch 
diese Pipeline, die so schwer zu realisieren ist, wo-
möglich überflüssig zu machen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deswegen, meine Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, sehe ich den Beratungen im 
Ausschuss mit großer Freude entgegen. Da könn-
ten wir noch einmal unsere verschiedenen Blau-
pausen übereinanderlegen und im Zweifel – ich will 
das hier jetzt nicht formal ankündigen – im Rahmen 
einer wissenschaftlichen Anhörung verschiedene 
Verfahren untersuchen lassen, um dann eine Lö-
sung mit Industrie, mit Umweltverbänden und mit 
betroffenen Menschen in den entsprechenden Re-
gionen zu ermöglichen.  

In diesem Sinne stimmen wir der Überweisung in 
den Ausschuss zu und behalten uns noch eigene 
Vorschläge vor. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Vereinzelt Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Markert. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Kollege Abruszat.  

Kai Abruszat (FDP): Ganz herzlichen Dank. – Frau 
Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Lieber Herr Kollege Fehring, der Antrag der 
CDU-Fraktion ist sicherlich ein Aufschlag, sich die-
sem Thema noch einmal neu und strukturiert zu 
widmen. Ich füge an der Stelle aber gleich hinzu: 
Für uns ist zunächst wichtig, dass wir das Landesin-
teresse definieren. Was liegt im Interesse des Lan-
des Nordrhein-Westfalen? Das Landesinteresse 
ergibt sich im Grunde genommen aus dem regiona-
len Interesse. Was ist also im Interesse der Region 
Ostwestfalen-Lippe?  

(Zustimmung von Hans Christian Markert 
[GRÜNE]) 

An der Stelle will ich ausdrücklich sagen, lieber Herr 
Kollege Berghahn: Das, was der Kollege Ortgies 
zum Thema „Salzpipeline“ gesagt hat, ist völlig rich-
tig und bleibt auch richtig. Wir müssen sämtliche 
Optionen in den Blick nehmen, prüfen und die am 
Ende geeignetste Form umsetzen, um das Problem 
der Weserversalzung im Interesse der Weseranrai-
nerkommunen zu lösen. Insofern plädiert meine 
Fraktion ausdrücklich dafür: Es darf hier keine 
Denkverbote geben. Wir dürfen weder die neuen 
Technologien tabuisieren, die der Kollege Markert 
angesprochen hat, noch dürfen wir die Salzpipeline, 
die noch nicht mal im weiteren Planungsstadium ist, 
von vornherein ausschließen. Das ist, glaube ich, 
ein ganz entscheidender Gesichtspunkt. Das erwar-
ten auch die vielen Kommunen in Ostwestfalen-
Lippe, die sich mit diesem Thema beschäftigt ha-
ben.  

Nun hilft an der Stelle, glaube ich, auch ein Blick 
nach Niedersachsen und nach Hessen. In Hanno-
ver und in Wiesbaden wird diese Thematik – um es 
mal etwas zurückhaltender zu formulieren – etwas 
anders, mit anderen Schwerpunkten diskutiert. Es 
gibt in Hannover und in Wiesbaden kein einheitli-
ches, klares Bild, wie man mit diesem Thema um-
geht – zumindest nicht im Interesse des Landes 
Nordrhein-Westfalen; ich erkenne es zumindest 
nicht.  

Gerade deshalb ist es so wichtig, dass wir nicht 
vornherein bestimmte Optionen, die bei einem Ein-
griff in Natur und Landschaft geeignet und verhält-
nismäßig sind, außen vor lassen. Unter diesem Ge-
sichtspunkt ist es ein Gebot auch regionaler Klug-
heit, Möglichkeiten einer Salzpipeline weiter zu un-
tersuchen und – ich füge das ausdrücklich hinzu, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen, auch wenn das 
jetzt ein bisschen an Sankt Florian erinnert – die 
Salzpipeline am besten nicht durch Ostwestfalen-
Lippe, sondern von Hessen, vom Zustandsstörer 
Kali + Salz, an Ostwestfalen-Lippe vorbei durch 
Niedersachsen zu führen. Das ist natürlich in der 
Tat die Variante, die, wenn ich nur das reine Lan-
desinteresse sehe, am besten wäre. Aber da sind 
wir ja noch im Prozess. 

(Vorsitz: Vizepräsident Eckhard Uhlenberg) 
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Unter dem Strich, verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen, meine Damen und Herren: Wir wollen die öko-
logisch effektivste Lösung und die nachhaltigste Lö-
sung der Salzwasserproblematik auf den Weg brin-
gen. Dazu kann dieser Antrag einen neuen Diskus-
sionsimpuls geben. Ich sage aber ausdrücklich: Der 
regionale Konsens, der dergestalt aussieht, dass wir 
uns weiter der Untersuchung einer Pipeline zuwen-
den, darf dadurch nicht gefährdet werden. Das wäre 
nicht im Interesse der Weser-Anrainerkommunen im 
Regierungsbezirk Detmold. – Ganz herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der FDP, der CDU und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege 
Abruszat, würden Sie noch einen Moment am Pult 
bleiben. Es gibt eine Kurzintervention vom Kollegen 
Ortgies. – Bitte schön.  

Friedhelm Ortgies (CDU): Herzlichen Dank, Herr 
Präsident. – Ich möchte die Gelegenheit nutzen, 
zunächst einmal – auch mit Blick auf die Rede von 
Herrn Berghahn – darauf hinzuweisen, dass hier 
vielleicht ein kleines Missverständnis besteht. In un-
serem Antrag zu dieser Salzpipeline steht ausdrück-
lich – ich lese vor –:  

„Stellt sich allerdings heraus, dass die Aufberei-
tung vor Ort eine … nicht realisierbare Option ist, 
muss zielführend die so genannte Nordseepipe-
line realisiert werden.“  

Wir haben hier also ausdrücklich ein zusätzliches 
Verfahren in die Diskussion gebracht, damit end-
lich – wie Sie, Herr Abruszat, schon richtig darge-
stellt haben – dieses Problem „Salz in der Weser“ 
gelöst wird.  

Die Fraktionen sind da also politisch nicht weit aus-
einander. Ich bitte daher noch mal darum – diese 
Kurzintervention richtet sich auch an Herrn Berg-
hahn, der mir eben zu schnell weggelaufen ist; ich 
konnte nicht schnell genug den Knopf für eine Zwi-
schenfrage drücken –, dass wir alle versuchen, ge-
meinsam das Problem „Salz in der Weser“ zu lösen 
und die Pipeline auch nicht aus dem Auge zu verlie-
ren. Aber zunächst sollten wir alles versuchen, was 
nicht dazu führt.  

(Beifall von der CDU, der SPD, den 
GRÜNEN und der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Ortgies für diese Kurzintervention. – 
Jetzt hat Herr Kollege Abruszat die Möglichkeit, an-
derthalb Minuten darauf zu antworten. Er braucht 
die Redezeit aber nicht auszuschöpfen.  

Kai Abruszat (FDP): Herr Präsident, ich wollte ei-
gentlich im Interesse des Kollegen Jürgen Berg-
hahn antworten und sagen: Der Kollege Ortgies hat 
da recht. Genau so sollten wir diese gemeinschaftli-
che Aktion im Interesse der Weser-Anrainerkommu-
nen fahren.  

Es sollte dann aber auch in dem Antrag zum Aus-
druck kommen, Herr Kollege Ortgies, dass die Al-
ternativen der Untersuchung, neue Technologien in 
Hessen am Ort des Zustandsstörers und die 
Salzpipeline, nicht im Wege eines Entweder-oder, 
sondern im Wege eines Sowohl-als-auch untersucht 
werden. Das, glaube ich, ist ein entscheidender Ge-
sichtspunkt. Ansonsten haben wir nicht den nötigen 
Druck auf dem Kessel, um das Thema „Salzpipe-
line“ weiter mit den Ländern Niedersachsen und 
Hessen zu diskutieren. – Ganz herzlichen Dank.  

(Beifall von der FDP und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Abruszat. – Für die Piratenfraktion 
spricht der Kollege Rohwedder.  

Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN): Vielen 
Dank. – Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Liebe Zuschauer hier im Saal und draußen in 
der großen weiten Welt! Wie sehr eine Verbesse-
rung der Zustände im Salzabbau durch K + S nötig 
ist, sieht man schon daran, dass jahrzehntelang 
noch nicht einmal die Grenzwerte aus dem Jahr 
1942 eingehalten wurden. Die waren damals als 
Folge der Kriegswirtschaft angehoben worden und 
wurden seitdem fast permanent überschritten. Flüs-
se, Böden und Grundwasser sind gnadenlos ver-
salzt, sodass auf ehemaligen Landwirtschaftsflä-
chen jetzt Meeresuferpflanzen gedeihen.  

Bei der Düngergewinnung aus Kalisalz werden ma-
ximal 30 % verarbeitet. Den Rest, Kochsalz, kann 
man nicht gewinnbringend verkaufen, sagt K + S. 
Und so wird die Werra zum am stärksten belasteten 
Fluss Mitteleuropas. 

Meine Vorredner sagten es ja schon: Die EU hat 
deshalb ein Vertragsverletzungsverfahren wegen 
Verstoßes gegen die Wasserrahmenrichtlinie einge-
leitet. Die Wasserrahmenrichtlinie ist seit 1999 auch 
in Deutschland geltendes Recht als Wasserhaus-
haltsgesetz. Wenn wir Glück haben, wird K + S die 
Grenzwerte von 1942 ab 2015 einhalten können, 
nicht etwa die heutigen Grenzwerte. Und das reicht 
uns nicht!  

Herr Kollege Fehring von der CDU hat gesagt, dass 
K + S in den letzten Jahren Hunderte von Millionen 
Euro für Verbesserungen in die Hand genommen 
hätten. In Wirklichkeit haben die nur ihre Uraltanla-
gen aufgehübscht. Das hat nicht wirklich was ver-
schlagen. Das war ohnehin unvermeidlich, das war 
normale Wartung und Pflege und wurde der Öffent-
lichkeit als Verbesserung verkauft.  
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Herr Kollege Markert von den Grünen hat darauf 
hingewiesen, dass Süßwasser Süßwasser bleiben 
soll, dass das aus der Wasserrahmenrichtlinie her-
vorgehe. Da hat er völlig recht.  

Eine kleine Spitze aber doch noch an die Landesre-
gierung: Gilt das dann auch für die Lippe, die an der 
Mündung wegen ihres Salzgehaltes praktisch Nord-
seewasser führt? Dieser entsteht durch die Einlei-
tung des abgepumpten Wassers aus dem Steinkoh-
lebergbau – Ewigkeitsschäden. Dorsche und Herin-
ge könnte man dort auch züchten.  

Herr Markert hat recht, wenn er eine Verbindung zur 
Chemie-Enquete sieht. Das ist sicherlich sinnvoll. 
Auch der Vorschlag einer wissenschaftlichen Anhö-
rung klingt interessant.  

(Beifall von den PIRATEN und Hans Christi-
an Markert [GRÜNE]) 

Nachdem man zulasten der Allgemeinheit jahrzehn-
telang geltendes Recht missachtete, damit enorme 
Gewinne machte und den Börsenwert innerhalb von 
ein paar Jahren versechsfachte, sind Forderungen 
nach einer nachhaltigeren Bewirtschaftung dieser 
Ressource überfällig. Das Geld für die neuen Anla-
gen, vielleicht einige Hundert Millionen Euro, wurde 
in den letzten Jahren bereits mehrfach in die Kas-
sen gespült – im selben Maße wie das Kochsalz in 
die Werra.  

Eine Pipeline zur Nordsee ist in unseren Augen nur 
die zweitbeste Lösung. K + S muss lernen, dass wir 
nicht mehr unter Kriegswirtschaftsbedingungen in 
einem Unrechtsstaat leben. Oder sind 70 Jahre da-
für eine zu kurze Übergangszeit? 

(Beifall von den PIRATEN) 

Eine Nachhaltigkeitsstrategie bedeutet, dass Ge-
meinnutz vor Eigennutz kommt. Sie bedeutet auch 
die Nutzung aller Rohstoffe auf hohem Niveau statt 
Rosinenpickerei. Dem Unternehmen selbst ist der 
Pipelinebau zu teuer gewesen. Bitte schön, dann 
nehmen wir doch die bessere Lösung – besser als 
Versalzung von Böden, Grund- und Oberflächen-
wasser, Schäden an Bauwerken wie Hafenanlagen 
und Brückenpfeilern flussabwärts. Wer zahlt Bre-
men die Kosten für die Wasserbrunnen, die gebohrt 
werden mussten, weil Trinkwassergewinnung aus 
der Weser in 300 km Entfernung seit mehr als 
40 Jahren nicht mehr möglich ist?  

Von einem Unternehmen, das in den letzten Jahren 
mehrere Hundert Millionen Euro jährlich zum Auf-
kauf von Konkurrenten übrig hatte, erwarten wir ei-
ne andere Einstellung zu den Dingen, zum Beispiel 
zur Einhaltung geltenden Rechts.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Unter diesen Gesichtspunkten ist der Antrag der 
CDU als erster Schritt für uns auch zustimmungsfä-
hig. Auf den nächsten Schritt – das kann ich jetzt 

schon ankündigen – wollen wir nicht noch mal 
70 Jahre lang warten. – Vielen Dank. 

(Beifall von den PIRATEN und Hans Christi-
an Markert [GRÜNE]) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rohwedder. – Für die Landesregie-
rung spricht Herr Minister Remmel.  

Johannes Remmel, Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Es tut mir leid: Ich muss etwas 
Wasser in den Wein gießen. Und ich bitte den 
Landtag, Klarheit herzustellen, und zwar möglichst 
zügig und direkt. Wir sind nicht in irgendeinem wis-
senschaftlichen Seminar, wo es darum geht, ver-
schiedene Methoden nebeneinanderzulegen, son-
dern wir sind in einer ganz konkreten politischen Si-
tuation.  

Es gibt seit Langem das Einverständnis in diesem 
Landtag, dass wir einvernehmlich über alle Frakti-
onsgrenzen hinweg eine zügige, realistische Lö-
sung des Problems anstreben. Bisher war allen 
Fraktionen klar: Das ist die Pipeline in die Nord-
see. – Und so ist die Landesregierung unterwegs, 
so werden zurzeit entsprechende Verfahren abge-
wickelt. Wir sind im Vorstadium von Raumord-
nungsverfahren, ganz konkret, ganz aktuell. Wir ha-
ben ein Datum vor uns, nämlich 2015. Bis dahin 
müssen die Bewirtschaftungspläne bei der EU ein-
gereicht werden.  

Auch bei allen Expertinnen und Experten ist ganz 
klar: Die einzige Lösung, die zurzeit trägt, ist die 
Pipeline in die Nordsee. Ich bitte also um Klarheit, 
wenn das nicht mehr die Haltung des Landtages ist. 
Denn wenn das so wäre, würden die Landesregie-
rung, aber auch viele andere in eine falsche Rich-
tung laufen, und wir würden uns möglicherweise der 
Verantwortung stellen müssen, Vertragsverlet-
zungsstrafen zu übernehmen, weil wir nicht alles 
dazu beigetragen haben, die richtigen Lösungen 
zeitnah auf den Weg zu bringen. Es ist jedenfalls 
die Absicht der Landesregierung, da mit aller Kraft 
unterstützend tätig zu sein.  

In der Tat ist es so, dass in der Diskussion immer 
wieder neue, andere Verfahren auf den Tisch kom-
men. Meines Erachtens sind diese Anlässe aber 
dazu angetan, vom eigentlichen Ziel, nämlich einer 
Umsetzung und einer konkreten Investitionsent-
scheidung, abzulenken.  

Es ist nicht ganz preiswert, eine solche Pipeline zu 
bauen. Das ist auch nicht ganz ohne Diskussionen 
und Verfahren möglich. Es ist zurzeit aber die einzi-
ge realistische Chance, eine Option auf eine saube-
re Weser zu bekommen und die europäischen Vor-
gaben zu erfüllen.  
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Ich erinnere daran, dass es in Hessen, aber auch 
darüber hinaus, großes Interesse daran gibt, die 
Firma Kali + Salz am Standort zu halten. Da sind 
Arbeitsplätze betroffen, da gibt es Wirtschaftlich-
keitsberechnungen am runden Tisch, die genau in 
diese Richtung gehen. Jetzt wieder über Verfahren 
zu diskutieren, die irgendwann einmal in der Dis-
kussion waren, würde auf alle Fälle dazu führen, 
dass das Unternehmen erneut Überlegungen an-
stellt, sich aus der Region zurückzuziehen. Das, 
glaube ich, kann keiner wollen.  

Jeder kann Ideen entwickeln; aber wir sollten Klar-
heit in unserer Position haben. Die Position des 
Landes Nordrhein-Westfalen war bisher und die der 
Landesregierung ist es auch noch, eine Nordseepi-
peline anzustreben und die beteiligten Bundeslän-
der in einen Geleitzug zu bekommen.  

Es gibt die entsprechenden Signale aus Hessen. Es 
gibt auch die entsprechenden Signale aus Nieder-
sachsen. Wir sollten das nicht infrage stellen und 
weder bei der Bevölkerung noch bei den Partnern, 
mit denen wir zu tun haben, einschließlich der Bun-
desregierung, Unsicherheit verursachen. 

Also: Wissenschaftlich kann alles untersucht wer-
den. Aber in der Praxis, tagesaktuell und bei dem, 
was wir tun müssen, muss die Richtung klar sein. 
Darum bitte ich, hier schnell Klarheit herzustellen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
mir liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor. 

Wir kommen damit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrages Druck-
sache 16/6135 an den Ausschuss für Klima-
schutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz; die abschließende Ab-
stimmung soll dort in öffentlicher Sitzung erfolgen. 
Wer dem seine Zustimmung geben kann, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zu-
stimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist die Über-
weisung einstimmig beschlossen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

8 Landesregierung muss Konzept zur flächen-
deckenden Einführung eines nicht-konfes-
sionellen Werteunterrichts an Grundschulen 
vorlegen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6128 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die FDP-
Fraktion der Frau Kollegin Gebauer das Wort. 

Yvonne Gebauer (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Unsere Gesell-
schaft hat sich in den vergangenen Jahrzehnten 
immer stärker ausdifferenziert. Dies gilt für religiöse 
Überzeugungen, aber auch für eine wachsende An-
zahl von Menschen ohne konfessionelle Bindung. 

Auf diese Vielfalt, die meine Fraktion und ich aus-
drücklich begrüßen, muss auch die Schulpolitik rea-
gieren.  

Während in weiterführenden Schulen mit der prakti-
schen Philosophie ein nicht bekenntnisorientiertes 
Angebot als ordentliches Unterrichtsfach besteht, 
fehlt ein solches Angebot an unseren Grundschu-
len. Eltern können ihr Kind von der konfessionellen 
Religionslehre abmelden. Aber sie beklagen häufig 
zu Recht, dass ihre Kinder dann an den Schulen 
lediglich betreut werden. 

Bei den zentralen Fragen der Lebensgestaltung und 
der Weltanschauungen geht es nicht zuletzt um den 
Respekt vor unterschiedlichen Lebensentwürfen. 
Deshalb möchte die FDP für Kinder ohne konfessi-
onelle Bindung auch an Grundschulen ein Angebot 
schaffen, das kindgerecht Sinnfragen und ethische 
Werte behandelt. Alleine aus unserem Grundgesetz 
lässt sich eine Vielzahl großartiger Themenfelder 
ableiten – Themenfelder, auf denen ein nicht kon-
fessionell geprägter Werteunterricht an unseren 
Grundschulen basieren kann. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, das Bundesverwal-
tungsgericht hat erklärt, dass es keinen Anspruch 
auf solch ein ordentliches Fach gibt. Es hat aber 
gleichzeitig die Möglichkeit zur Einrichtung eines 
solchen Faches in die Hände der jeweiligen Ge-
setzgeber, sprich: in unsere Hände, gelegt.  

Von daher begrüßen wir ausdrücklich die Ankündi-
gung der regierungstragenden Fraktion – ich glau-
be, ich verrate hier kein Geheimnis, wenn ich sage, 
es ist die Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen –, die 
einen solchen Unterricht an den Grundschulen in 
Nordrhein-Westfalen etablieren möchte. 

Natürlich kann ein solches Angebot nur wachsen. 
Genau wie bei der konfessionellen Religionslehre 
müssen organisatorische und auch personelle Fra-
gen beachtet werden. Wir erwarten daher von der 
Landesregierung ein Konzept, das einen Zeitstrahl 
zur Einführung eines solchen nicht konfessionellen 
Werteunterrichts an Grundschulen darlegt. 

Der Diskussion über diesen nicht konfessionellen 
Werteunterricht im Ausschuss für Schule und Wei-
terbildung sehe ich gespannt und mit Freude entge-
gen und danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 
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Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Gebauer. – Für die SPD-Fraktion 
spricht Frau Kollegin Hendricks. 

Renate Hendricks (SPD): Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Frau Gebauer! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Im Grundsatz, Frau Gebauer, 
haben wir große Sympathie für Ihren Antrag; das 
kann ich sagen. Sie haben richtig festgestellt: Unse-
re Gesellschaft verändert sich. Die Bindungen an 
die Religionen nehmen ab. Die Pluralisierung und 
Ausdifferenzierung in unserer Gesellschaft hat auch 
eine neue Wertevielfalt hervorgerufen. Neben dem 
Religionsunterricht sollte es auch einen Werteunter-
richt an den Grundschulen geben, genauso wie wir 
das – das haben Sie eben schon gesagt – in der 
Sekundarstufe I mit der Praktischen Philosophie 
haben. 

Richtig ist auch, dass das Bundesverwaltungsge-
richt mit seinem Urteil entschieden hat, dass es kei-
ne verfassungsmäßige Verpflichtung für das Fach 
Ethik gibt. Ich zitiere das Bundesverwaltungsgericht: 

„Bei der Einrichtung von Schulfächern verfügt 
der Staat über Gestaltungsfreiheit. Mit dem Ver-
zicht auf die Einrichtung des Fachs Ethik in der 
Grundschule werden die Grenzen dieser Gestal-
tungsfreiheit nicht überschritten.“ 

Das ist ganz klar. Aber das Gericht sagt: Natürlich 
können die Länder, wenn sie wollen.  

Auch wenn wir eine derartige Förderung der Werte-
orientierung in der Grundschule grundsätzlich be-
grüßen, steht das für uns jetzt nicht an erster Stelle. 
Uns geht es um Gründlichkeit und nicht um Schnel-
ligkeit. Im Übrigen haben wir noch ein paar andere 
Dinge auf der Agenda. Wir wollen einen Schritt nach 
dem anderen machen. Ein solches Fach einzufüh-
ren bedeutet auch Vorbereitung, und vor allen Din-
gen bindet es Ressourcen.  

Das Land Baden-Württemberg hat die Einführung 
von Ethik in der Grundschule gerade vertagt, weil es 
die entsprechenden Ressourcen nicht zur Verfü-
gung hat. Sie lassen sich auch nicht durch gesell-
schaftliche Übereinkünfte in Wertefragen herbeifüh-
ren. Der Diskussionsprozess für das Fach Ethik in 
der Grundschule muss in unserer Gesellschaft, vor 
allen Dingen auch bezogen auf die Lehrpläne, ge-
führt werden. 

Lassen sie mich verdeutlichen, wie wir in NRW bis-
her auf die gesellschaftlichen Veränderungen im 
Bereich Werteorientierung in den Schulen reagiert 
haben.  

Mit dem Schuljahr 2012/13 haben wir den islami-
schen Religionsunterricht eingeführt. Dieser Unter-
richt kann nur schrittweise eingeführt werden, so 
wie Lehrer und Lehrerinnen ihre Ausbildung been-
den. Die Rechtslage hierfür bildet § 132a des 
Schulgesetzes. Uns ist es wichtig, dass muslimi-

sche Schüler und Schülerinnen sich mit ihrem 
Glauben auseinandersetzen und ihre religiösen 
Themen auch in deutscher Sprache diskutieren 
können. Die rund 230.000 Kinder und Jugendlichen 
muslimischen Glaubens sollen in unseren Schulen 
Religionsunterricht erhalten.  

Sie, liebe Frau Gebauer, haben dem Gesetzentwurf 
damals „leider“ nicht zugestimmt, den wir mit den 
Stimmen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 
CDU in diesem Landtag verabschiedet haben. Das 
war eine Reaktion auf die Veränderungen in unse-
rer Gesellschaft. 

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Für uns steht außer Frage, dass für bekenntnisan-
gehörige Schüler und Schülerinnen der beiden gro-
ßen Kirchen – der evangelischen Kirche und der ka-
tholischen Kirche – Religionsunterricht ordentliches 
Lehrfach an unseren Schulen bleibt. Dort, wo es 
gewünscht ist, gibt es auch jüdischen und aleviti-
schen Religionsunterricht. Gleichzeitig soll und darf 
aber kein Schüler und keine Schülerin gegen sei-
nen/ihren erklärten Willen an einem Religionsunter-
richt – gleichgültig, welchen Bekenntnisses – teil-
nehmen müssen. 

Mit den geplanten Änderungen der zu 100 % vom 
Land finanzierten Bekenntnisschulen reagieren wir 
ebenfalls auf die Veränderungen in unserer Gesell-
schaft. Ich bin sehr dankbar, dass die beiden gro-
ßen Kirchen nach einem gemeinsamen Verständi-
gungsprozess mit der Politik die Umwandlung von 
Bekenntnisschulen in Gemeinschaftsschulen er-
leichtern wollen. Damit reagieren auch die Kirchen 
auf die Veränderungen in der Gesellschaft, wonach 
Grundschulen im Durchschnitt zu 18 % von Kindern 
besucht werden, die konfessionslos sind oder ei-
nem anderen Glauben angehören. In bestimmten 
Gegenden sind es noch deutlich mehr. Das wissen 
Sie auch.  

Mit einem veränderten Quorum für die Umwandlung 
von Bekenntnisschulen in die einfache Mehrheit 
wollen wir zukünftig die übliche demokratische 
Mehrheit über die Schulart entscheiden lassen. 

Ziel des Gesetzes zu den Bekenntnisschulen ist es, 
die rechtlichen Anforderungen mit den gesellschaft-
lichen Veränderungen in Einklang zu bringen. Ich 
würde mir sehr wünschen, wenn wir nach dem Pro-
zess, den wir mit den Kirchen bereits eingegangen 
sind, auch dieses Gesetz, wenn es im Herbst in den 
Landtag eingebracht werden sollte, im Hinblick da-
rauf, dass wir auch auf die Veränderungen in der 
Werteorientierung der Gesellschaft reagieren, mit 
einer großen Mehrheit in diesem Landtag werden 
verabschieden könnten. – Ich bedanke mich für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 
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Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Hendricks. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht nun die Frau Kollegin Beer. 

Sigrid Beer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Frau Kollegin Gebauer! Ich habe mich 
über Ihren Antrag gefreut. Erst einmal fühle ich mich 
geehrt, dass Sie so aufmerksam das verfolgen, was 
wir politisch diskutieren, und das dann auch gut fin-
den.  

(Yvonne Gebauer [FDP]: Aha!) 

– Es sind ja auch Wiederentdeckungen mancher 
liberaler Elemente, habe ich mir so gedacht. Es 
könnte ja sein, dass man sich statt auf Namen mal 
wieder auf das besinnt, was wirklich drinsteckt.  

Sie weisen in Ihrem Antrag zu Recht darauf hin, 
dass sich die Gesellschaft geändert hat. Das ist 
auch unsere Diskussionsgrundlage. Wir müssen 
darüber reden, wie man das Angebot im Land ver-
ändern muss. Ich will noch mal sagen, wie die amt-
lichen Schuldaten für das Schuljahr 2012/2013 in 
den Grundschulen ausgesehen haben: 37,5 % der 
Grundschüler und -schülerinnen werden als katho-
lisch geführt, 25,3 % als evangelisch, 15,7 % als 
muslimisch. Fast genauso viele Schüler und Schü-
lerinnen, nämlich fast 17 %, sind ohne Konfessions-
zugehörigkeit.  

Wir wollen auf diese veränderte Gesellschaftslage, 
wie Sie sie richtig beschrieben haben, reagieren. 
Das bedeutet aber nicht, weil Sie etwas entdeckt 
haben, was Sie auch gut finden, zu sagen: Jetzt 
muss das hopplahopp umgesetzt werden. – Dazu 
brauchen wir auch einen Diskurs. Wenn Sie sich 
angeschaut haben, wie in anderen Bundesländern 
das Fach konzipiert und wie es auf den Weg ge-
bracht worden ist: Das ist genau die Herausforde-
rung, auch hier zu einem gesellschaftlichen Diskurs 
über die Frage zu kommen: Was heißt ethische 
Grundhaltung? Was heißt, die Sinnfragen miteinan-
der zu erörtern? Wie kann das in der Grundschule 
eigentlich gelingen? 

In der Gesellschaft für Didaktik des Sachunterrichts 
gibt es schon sehr lange zum Beispiel das Philoso-
phieren mit Kindern. An der Universität Münster be-
schäftigt sich eine Fakultät besonders mit diesen 
Fragen.  

Wir müssen miteinander darüber reden: Wie kann 
man ein solches Fach entwickeln? Welche Elemen-
te gehören dazu? Was bedeutet das auch im Kon-
zert mit dem konfessionellen Religionsunterricht o-
der dem Unterricht, den wir jetzt zusätzlich einge-
führt haben – die Kollegin Hendricks hat es schon 
gesagt –, was den islamischen Religionsunterricht, 
den alevitischen Religionsunterricht und den jüdi-
schen Religionsunterricht angeht oder auch die 
Gruppe der Syrisch-Orthodoxen betrifft, die das 
auch gerne für sich haben wollen.  

Das alles sind Fragen, die ein bisschen komplexer 
sind. Trotzdem müssen diese Fragen angegangen 
werden. Da gebe ich Ihnen recht. Deswegen wird 
das sicherlich eine spannende Diskussion auch im 
Ausschuss werden. 

Das ist jetzt mein Impuls an Sie, Frau Gebauer: 
Wenn man gesellschaftliche Verhältnisse in der Tat 
so konstatiert, wie Sie es getan haben, dann finde 
ich es schade, dass Sie sich an der Diskussion um 
die Frage der Bekenntnisgrundschulen im Land bis-
her nicht beteiligt haben, jedenfalls die Einladung in 
dieser Art und Weise nicht aufgenommen haben.  

Das wäre jetzt vielleicht ein Impuls. Wir haben mit 
den schulpolitischen Sprechern und Sprecherinnen 
das Thema erörtert. Wir sind in einem Gesprächs-
zusammenhang mit den Kirchen. Vielleicht wäre 
das jetzt genau die Möglichkeit, in diesen Prozess 
mit hineinzukommen. Ich will Sie eindrücklich einla-
den, daran teilzunehmen, damit wir, wie die Kollegin 
Hendricks es vorhin gesagt hat, diese Frage mög-
lichst breit getragen miteinander bearbeiten. Viel-
leicht gibt das einen neuen Impuls auch innerhalb 
der Fraktionen, darüber zu reden, dass es dort Ver-
änderungsnotwendigkeiten gibt, und zu überlegen, 
wie man das im Konsens miteinander beschreiben 
kann. 

Es wäre schön, nicht nur darauf zu warten, was die 
Regierungsfraktionen vorlegen, sondern in den Pro-
zess mit hineinzugehen. Vielleicht ist das jetzt ein 
Anfang von der anderen Seite, dieses Thema auch 
noch mal miteinander aufzunehmen. Das würde ich 
mir wünschen. Das gilt natürlich nicht nur für die 
FDP-Fraktion. Das gilt genauso für die CDU-
Fraktion. Mit den Piraten sind wir dazu schon in in-
tensivem Austausch und Gespräch.  

Das Thema könnten wir vielleicht nach den Ferien 
miteinander angehen. Das ist noch einmal ein Im-
puls für die gesamte Fraktion. Wir treffen uns zu 
diesem Thema sonst nur auf Podien oder in den 
Gesprächsrunden der Obleute. Hier gibt es jetzt 
vielleicht aber noch einen anderen Aufschlag. – 
Herzlichen Dank. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN und der 
SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Beer. – Für die CDU-Fraktion spricht 
der Kollege Klaus Kaiser. 

Klaus Kaiser (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zu dem uns vorlie-
genden Antrag der FDP-Fraktion möchte ich für die 
CDU-Fraktion vorab folgende grundsätzliche Fest-
stellung machen:  

Für die CDU-Fraktion gilt auch künftig – ich habe 
gehört, dass das bisher zumindest seitens der Re-
gierungsfraktionen betont worden ist –: Der Religi-
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onsunterricht in den Grundschulen ist der Normal-
fall. Denn auch heute ist der Großteil aller Schüle-
rinnen und Schüler Mitglied in einer Kirche oder in 
einer anderen Religionsgemeinschaft. Es bleibt die 
stete Aufgabe, dafür zu sorgen, dass dieser Religi-
onsunterricht gesichert wird und auch stattfindet.  

Die CDU-Fraktion wird keine Tendenz unterstützen, 
den Religionsunterricht an unseren Schulen infrage 
zu stellen oder auszuhöhlen. Wir alle wissen um die 
Bedeutung und den Stellenwert der Wertebildung. 
Dies ist Aufgabe in allen Fächern der Schule. Aller-
dings gilt das in besonderer Weise für den Religi-
onsunterricht. Diesem Auftrag nach Wertebildung 
kommt der Religionsunterricht heute in besonderer 
Weise nach. 

Auch Konfessionsschulen gehören in diesen Kon-
text. Denn auch künftig gilt, dass die Werteorientie-
rung in diesen Schulen in besonderer Weise umge-
setzt wird. Bekanntlich nehmen auch heute konfes-
sionslose Kinder freiwillig und häufig am Religions-
unterricht teil, was insbesondere auch der Wertebil-
dung des einzelnen Kindes dient. 

Der Antrag der FDP fordert jetzt die flächendecken-
de Einführung des nicht konfessionellen Religions-
unterrichts in der Grundschule, eben der Wertebil-
dung, ohne jetzt aber eine erforderliche Differenzie-
rung und Abgrenzung vorzunehmen. Hier ist ja die 
Frage des Bedarfs – Frau Hendricks hat es ja ein 
bisschen angesprochen – und auch der Ressourcen 
mit anzusprechen.  

Für unsere Fraktion gilt, dass wir durchaus für einen 
neutralen Werteunterricht offen sind, aber wir be-
zweifeln sehr, ob dieses Angebot flächendeckend 
organisiert werden muss. Wir meinen, eher nach-
frageorientiert. Da muss das Ministerium sicherlich 
Zahlen und Material liefern. Das wird der Antrag 
hoffentlich in die Wege leiten, sodass wir dann auch 
evidenzbezogen darüber diskutieren können. 

Wir benötigen zunächst einmal konkrete Angaben 
zu den Quantitäten, aber auch zu inhaltlichen Vo-
raussetzungen und vielleicht auch zum Kostenrah-
men bei einer flächendeckenden Einführung. 

Wir stimmen gerne der Überweisung zu, halten eine 
ausführliche Diskussion für erforderlich, halten es 
aber nicht für möglich, über diese Frage zu diskutie-
ren, ohne auch dauerhaft den Religionsunterricht an 
unseren Grundschulen abzusichern. – Herzlichen 
Dank für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kaiser. – Für die Fraktion der Piraten 
spricht Frau Kollegin Pieper. 

Monika Pieper (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Wir freuen 

uns ausdrücklich über den Antrag der FDP-Fraktion 
und begrüßen die Diskussion im Ausschuss. 

Religionsfreiheit ist uns ein hohes Gut. Die Freiheit 
und Vielfalt der religiösen und weltanschaulichen 
Einstellungen ist eine wichtige Errungenschaft der 
modernen Gesellschaft. Sie zu erhalten und zu 
entwickeln, ist eine beständige Aufgabe von Politik 
und Gesellschaft. 

Wenn wir von Religionsfreiheit reden, dann ist für 
Piraten aber auch immer die negative Religionsfrei-
heit gemeint. Es ist auch die Freiheit von religiöser 
Bevormundung. 

Es ist mir wohl bewusst, dass wir heute noch keine 
konsequent säkulare Verfassung haben. Ich weiß 
auch um die historischen Gründe. Ich erwarte jetzt 
auch keine revolutionären Änderungen, aber Schrit-
te zur Anpassung an die gesellschaftlichen Realitä-
ten sind längst überfällig.  

Die Einführung eines nicht konfessionellen Werte-
unterrichts an Grundschulen ist genau so ein Schritt 
in diese Richtung. Es ist das berechtigte Interesse 
zum Beispiel von Familien, deren Kinder keiner 
Konfession angehören, auch an Grundschulen ein 
alternatives Angebot zur Wertevermittlung neben 
dem konfessionellen Religionsunterricht zu haben. 
Das gilt auch für Angehörige anderer Religionen. 

Ich halte es daher für wünschenswert, dass Grund-
schulen allen Kindern, die nicht am Religionsunter-
richt teilnehmen, ein alternatives Angebot machen 
können. Wir wissen alle, wie schwierig es ist, so-
wohl organisatorisch als auch pädagogisch, im 
Moment die Kinder anders zu betreuen, sie in ande-
ren Klassen zu lassen. Ich sehe hier also auch drin-
genden Handlungsbedarf. 

Ich möchte aber den nicht konfessionellen Werteun-
terricht tatsächlich in allen Schulen. Der Antrag der 
FDP differenziert da ja nicht, sondern es wird ge-
sagt: Der Werteunterricht soll an allen Grundschu-
len in NRW stattfinden. – Das wird dann aber kom-
pliziert. Denn wir haben verschiedene Grundschul-
formen, die sich in der Frage des Religionsunter-
richts unterscheiden.  

An den Gemeinschaftsgrundschulen gibt es in der 
Regel Religionsunterricht in den großen christlichen 
Konfessionen, an einigen Schulen inzwischen auch 
Religionsunterricht anderer Konfessionen und Reli-
gionen. 

An den Bekenntnisgrundschulen gibt es meist nur 
Unterricht im Schulbekenntnis. In Ausnahmefällen 
gibt es Religionsunterricht in einem Minderheiten-
bekenntnis. Die Teilnahme am Religionsunterricht 
ist an der Bekenntnisschule Pflicht. 

An Weltanschauungsschulen gibt es dagegen über-
haupt keinen Religionsunterricht. Insofern ergibt 
sich da die Problematik gar nicht. 
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Wenn wir aber sagen, wir wollen eine Veränderung 
der Gesellschaft, und wir müssen gucken, was sich 
verändert hat, wie Schule damit umgeht und welche 
Prioritäten wir haben, dann muss ich Frau Beer und 
Frau Hendricks zustimmen, dass wir im Moment 
tatsächlich die Priorität haben, über Bekenntnis-
schulen zu sprechen und nicht über Ethikunterricht 
an den Grundschulen. Mir scheint das das dringen-
dere Problem zu sein. 

Denn als konfliktträchtig hat sich das Thema „Reli-
gionsunterricht“ – anders als Sie es in Ihrem Antrag 
darstellen – an den Bekenntnisschulen ergeben. 
Dort wurden nämlich Kinder, als sie sich vom Reli-
gionsunterricht abgemeldet haben, der Schule ver-
wiesen. Die Rechtmäßigkeit von Schulverweisen im 
Falle der Abmeldung vom Religionsunterricht wurde 
von Verwaltungsgerichten bestätigt. Aber es gibt 
verfassungsrechtliche Bedenken gegen eine solche 
Praxis. Das ist ja auch in dem Forum zur Zukunft 
der Bekenntnisschule von Herrn Prof. Wißmann an-
gesprochen worden. 

Daher ist es für uns wichtig, dass auch die Be-
kenntnisgrundschulen in ein Konzept zur Einführung 
eines nicht konfessionellen Werteunterrichts einbe-
zogen werden. 

Wir müssen uns mal die Zahlen vor Augen halten. 
Um wie viele Schulen handelt es sich? – Wir haben 
69 Kommunen, in denen es ausschließlich katholi-
sche Bekenntnisschulen gibt. So unterhält Borken 
mit 41.600 Einwohnern zum Beispiel ausschließlich 
neun katholische Grundschulen. Alternativen: keine. 

NRW ist neben Niedersachsen das einzige Bundes-
land, das die öffentliche Bekenntnisgrundschule 
überhaupt noch kennt. 

Die Piratenpartei hat sich ganz deutlich für die Um-
wandlung der Bekenntnisschulen in allgemeine 
Grundschulen ausgesprochen. 

Daher, liebe Sigrid Beer, begrüßen wir außeror-
dentlich den Parteitagsbeschluss „Die Grundschule 
ist Schule für alle Kinder – keine Segregation nach 
Religion und Konfession“ vom 14./15. Juni. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Wir erwarten jetzt, dass die Landesregierung diese 
Beschlüsse zeitnah umsetzt. 

Jetzt frage ich mich: Wo steht denn die FDP in Be-
zug auf die Bekenntnisschulen? Das ist ja gerade 
schon mal gesagt worden. Bereits vor Jahrzehnten 
haben auch Sie die Abschaffung der Bekenntnis-
schulen gefordert. In den 60er-Jahren waren die Li-
beralen die treibende Kraft, als in zahlreichen Bun-
desländern die Bekenntnisschulen abgeschafft wur-
den. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren, liebe Frau 
Gebauer, es mit der von Ihnen postulierten Liberali-
tät und mit diesem Antrag wirklich ernst meinen, 

dann müssen wir auch über Bekenntnisschulen re-
den. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Frau Kollegin, 
würden Sie noch eine Zwischenfrage der Frau Kol-
legin Beer zulassen? Sie hat sich noch während Ih-
rer Rede gemeldet.  

Monika Pieper (PIRATEN): Ja.  

Sigrid Beer (GRÜNE): Danke schön, das ist sehr 
nett. – Ich begrüße es außerordentlich, dass Frau 
Gebauer wahrnimmt, was wir diskutieren, und auch 
die Piraten offensichtlich wahrnehmen, welche Be-
schlüsse wir auf Parteitagen fassen. Ich habe das 
aber immer so verstanden, dass dieses Parlament 
eigenständig arbeitet und nicht Parteitagsbeschlüs-
se, so wünschenswert sie auch aus der Sicht der 
unterschiedlichen Parteien sind, umsetzt.  

Mich treibt aber noch etwas ganz anderes um, und 
zwar das, was Herr Kaiser eben gesagt hat. Ich ge-
he davon aus, dass auch die Piraten das so se-
hen – ich habe Frau Gebauer ebenfalls so verstan-
den – und sage Folgendes für SPD und Grüne: Mit 
der Einführung oder der Perspektive eines nicht 
konfessionell gebundenen Ethikunterrichts wollen 
wir nicht den Religionsunterricht aufheben. – Das 
hat Herr Kaiser in seinem letzten Satz anklingen 
lassen. 

(Zuruf von Klaus Kaiser [CDU]) 

– Absichtlich, genau, um das zu unterstellen. 

(Zuruf von Klaus Kaiser [CDU]) 

Da sind wir uns hoffentlich einig. 

Monika Pieper (PIRATEN): Absolut. Es geht um 
Religionsfreiheit als Angebot an alle Schüler. Das ist 
doch selbstverständlich. Darüber brauchen wir nicht 
zu sprechen.  

(Beifall von den PIRATEN und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Pieper. – Für die Landesregierung 
spricht Frau Ministerin Löhrmann. 

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Eines möchte ich zu Anfang vielleicht doch sa-
gen: Werteorientierter Unterricht findet hoffentlich 
vielfach im Unterricht in unseren Schulen statt und 
nicht nur in bestimmten Fächern, weil eine Erzie-
hung, die sich an den Werten unserer Demokratie 
orientiert, die wichtigste gesellschaftliche Aufgabe 
und wesentlicher Teil unseres Bildungsauftrags ist. 
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In Art. 7 Abs. 2 der Landesverfassung und in § 2 
Abs. 2 des Schulgesetzes heißt es:  

„Die Jugend soll erzogen werden im Geiste der 
Menschlichkeit, der Demokratie und der Frei-
heit.“ 

Insofern geschieht Wertebildung in Nordrhein-
Westfalen in unterschiedlichen Zusammenhängen.  

Eine Möglichkeit ist der Religionsunterricht, der in 
Nordrhein-Westfalen für sieben Bekenntnisse an-
geboten wird: für christliche Bekenntnisse sowie das 
jüdische, islamische und alevitische Bekenntnis. Für 
diejenigen, die nicht am Religionsunterricht teilneh-
men wollen, bietet das Land in der Sekundarstufe I 
seit 1997 das Fach Praktische Philosophie an, seit 
2003 als reguläres Fach.  

Ich warne davor, von einem Fach Werteerziehung 
zu sprechen, weil Werteerziehung in verschiedenen 
Fächern vermittelt wird. Es ist Aufgabe aller Fächer. 

Wertebildung geschieht in allen Zusammenhängen, 
in denen Demokratie, Bildung für nachhaltige Ent-
wicklung, soziales und gemeinsames Lernen, Erin-
nerungskultur oder auch Inklusion im weitesten Sin-
ne eine Rolle spielen. Wertebildung können wir als 
inhaltliche und methodische Herangehensweise in 
allen Fächern verankern. Grundsätzlich von Bedeu-
tung ist die methodische Herangehensweise im 
Sinne eines Lern- und Erkenntnisweges, wie wir sie 
auch aus dem Fach Philosophie kennen. Diese Me-
thode lässt sich durchaus auch auf andere Fächer 
übertragen.  

Im Hinblick auf die Verankerung von Bildung für 
nachhaltige Entwicklung habe ich einmal ausge-
führt, dass wir unseren Schülerinnen und Schülern 
Gestaltungskompetenz vermitteln müssen. Hinzu 
kommt die Aufgabe, ihnen Zuversicht zu geben, 
dass es sich immer lohnt, auch in schwierigen Si-
tuationen aktiv für die Werte unserer Demokratie 
einzutreten.  

Ich nenne beispielhaft einige konkrete Fragen, die 
auch im Sachunterricht in der Primarstufe themati-
siert werden können: Welche Verantwortung habe 
ich für andere Menschen, für Tiere und für unsere 
Umwelt? Wann hören Kriege auf? Woher kommt die 
Angst? Warum streiten wir uns immer wieder ums 
Geld?  

Meine Damen und Herren, auch Grundschulen be-
teiligen sich an Programmen wie zum Beispiel „De-
mokratisch handeln“ oder seit Kurzem auch buddY, 
das nunmehr für den Grundschulbereich einen 
Schwerpunkt auf Kinderrechte und Demokratieför-
derung setzen will.  

Grundsätzliche Zielsetzung sollte in Zukunft die 
Verankerung des Philosophierens und der Werte-
fragen als durchgängiges Bildungs-, Erziehungs- 
und Lernprinzip in der Bildungslandschaft – vom 
Kindergarten bis zur Lehrerbildung an den Universi-
täten – sein.  

Aber zur Ehrlichkeit gehört auch – das will ich ganz 
klar sagen; Frau Beer hat darauf hingewiesen –: Die 
Landesregierung arbeitet das ab, was im Koalitions-
vertrag verankert ist. Die Umsetzung des Faches 
Philosophie für die Grundschule ist im Koalitionsver-
trag für diese Legislaturperiode nicht enthalten und 
stellenplanmäßig auch nicht abgesichert. Das ist 
stellenneutral nicht zu machen. Wir haben heute 
Morgen darüber gesprochen, wie wir sozusagen die 
Dinge, die wir uns vorgenommen haben, umsetzen 
wollen und dass wir nicht mal eben sagen können – 
auch wenn es wünschenswert ist –: Ach, da fällt uns 
noch dieses und jenes ein. – Aber Vorbereitungen 
sind sicherlich sinnvoll. 

Frau Gebauer, in den Pressemitteilungen, die Kol-
legin Beer in Zukunft abgeben wird, wird es sicher-
lich einiges an Dringlichem geben, das ihr noch 
wichtiger ist und ganz schnell gehen soll. Dann 
freue ich mich auf Ihre Unterstützung und bin ge-
spannt, wie intensiv Sie sich anschließen. – Herzli-
chen Dank.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Es liegt noch eine Wortmeldung 
von Frau Kollegin Gebauer für die FDP vor. 

Yvonne Gebauer (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte ger-
ne noch auf einige Bemerkungen meiner Vorredner 
und -rednerinnen eingehen.  

Herr Kaiser, als Erstes möchte ich auf Sie zurück-
kommen. Es war nie davon die Rede, dass wir als 
FDP den Bekenntnisunterricht in Nordrhein-West--
falen infrage stellen wollen – ganz im Gegenteil. 
Frau Beer hat es mit ihrer Nachfrage schon ange-
sprochen. Es war wohl ganz deutlich zu erkennen, 
dass das nicht der Fall ist. 

Frau Beer, ich freue mich, weil ich es selten erlebt 
habe, dass ein Antrag der FDP-Fraktion von allen 
anderen Fraktionen derart begrüßt worden ist. 
Deswegen sage ich es noch mal: Es wird eine 
spannende Diskussion im Ausschuss, auf die ich 
mich freue und an deren Ende hoffentlich auch das 
Richtige steht. 

Wenn man den Antrag genau liest, dann stellt man 
fest, dass es uns nicht darum geht, morgen einen 
konfessionslosen Werteunterricht an den Grund-
schulen zu etablieren, sondern darum, zeitnah ein 
Konzept zu erarbeiten, das aber auch einen Zeit-
strahl vorgibt. Denn wir wissen auch, dass es per-
soneller Ressourcen bedarf und organisatorische 
Probleme anstehen, die es zu bewältigen gilt. Das 
heißt aber nicht, heute zu sagen: Wir lassen das 
Ganze auf uns zukommen. – Ich erwarte vielmehr 
von der Landesregierung, dass sie jetzt, im Vorfeld, 
tätig wird. 
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(Ministerin Sylvia Löhrmann: Das kostet auch 
Ressourcen!) 

– Das kostet auch Ressourcen. Aber die Hände in 
den Schoß zu legen, geht in diesem Zusammen-
hang nicht.  

Eines möchte ich noch ansprechen. Wir haben ge-
rade schon versucht, das bilateral zu klären. Die 
FDP hat sich immer dazu bekannt, in Sachen Be-
kenntnisschulen an den Gesprächen teilzunehmen. 
Aber – das möchte ich nicht verhehlen – es gab 
gestern ein Gespräch mit Herrn Claaßen im Rah-
men des runden Tisches bzw. des Arbeitskreises. 
Da liegt intern doch schon ein Papier vor. Herr 
Claaßen hat mir gesagt, mit dem vorliegenden Pa-
pier nicht ganz so glücklich zu sein.  

Das heißt: Wir müssen tatsächlich darüber spre-
chen. Wir als FDP haben immer gesagt: Ja, gerade 
beim Thema „Schulleitermangel an Grundschulen“ 
muss etwas passieren. Wir handeln aber nicht ge-
gen die Kirchen. Wir handeln nur gemeinsam mit 
den Kirchen, um ein entsprechendes Konzept für 
die Kinder und Jugendlichen vor Ort im Sinne der 
Kirchen zu erarbeiten. Daran sind wir interessiert. 
Daran werden wir auch mitarbeiten. – Herzlichen 
Dank! 

(Beifall von der FDP und Sigrid Beer [GRÜNE])  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Gebauer. – Mir liegen keine weiteren 
Wortmeldungen mehr vor.  

Damit kommen wir zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Antrags Drucksa-
che 16/6128 an den Ausschuss für Schule und 
Weiterbildung. Die abschließende Abstimmung soll 
dort in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer dem seine 
Zustimmung geben kann, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Wer kann dem nicht zustimmen? 
Wer enthält sich? – Damit ist die Überweisung ein-
stimmig angenommen. 

Wir kommen zu: 

9 Masterplan zur vermögensschonenden Ab-
wicklung der WestLB notwendig nach dem 
Scheitern des Privatisierungsvorhabens der 
Portigon Financial Services – Finanzminister 
muss endlich Personalkonzept für Portigon-
Beschäftigte vorlegen 

Eilantrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6189 

Die Fraktion der FDP hat mit Schreiben vom 30. 
Juni 2014 fristgerecht einen Eilantrag eingebracht.  

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die FDP-
Fraktion dem Herrn Kollegen Witzel das Wort. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Herr Finanzminister, die 
Abwicklung der Milliardenlasten der WestLB ist Ihre 
Achillesferse und auch die für den Landeshaushalt 
Nordrhein-Westfalens insgesamt.  

(Reiner Priggen [GRÜNE]: Nur eine?) 

Herr Finanzminister, Sie stehen nach dem geschei-
terten Privatisierungsplan heute vor einem Trüm-
merhaufen. Heute rächt sich Ihre Politik der einge-
schlafenen Hand bei der vermögensschonenden 
Abwicklung der WestLB. Jahrzehntelange Giganto-
nomie und hochspekulative Risikogeschäfte der in-
ternationalen Großbank im Staatsbesitz haben den 
Steuerzahler schon viel zu oft in Geiselhaft genom-
men. Ein Parlamentarischer Untersuchungsaus-
schuss untersucht dies nun alles im Detail.  

(Stefan Zimkeit [SPD]: Unnötig. Sie wissen ja 
schon alles!) 

– Aber, Herr Kollege Zimkeit, die Geschichte wie-
derholt sich leider manchmal doch, denn es ist fast 
auf den Tag genau zwölf Jahre her, als die Land-
tagdrucksache 13/2776 der FDP-Landtagsfraktion 
zur WestLB-Privatisierung eingebracht worden ist. 
Seinerzeit ist vieles von dem, was die Jahre darauf 
passiert ist, vorhergesagt worden. 

(Dr. Joachim Stamp [FDP]: So war das!) 

Damals war das noch profitabel möglich, bevor das 
Geschäftsmodell gescheitert ist. Wir haben Ihnen 
seinerzeit schon gesagt: Der Staat ist eben nicht der 
bessere Banker. Im Gegenteil. 

Heute wissen wir, Herr Kollege: Auch das vermeint-
liche Geschäftsmodell von Portigon floppt. Die Ziele 
der Restrukturierung sind gescheitert. Herr Finanz-
minister, das, was Sie heute zu bieten haben, sind 
Blütenträume, Hoffnungen eines Verkaufs, die wie 
eine Seifenblase geplatzt sind. Unsere steten Zwei-
fel sind daher leider berechtigt, ob eine zwölf Jahre 
lang versäumte Privatisierung heute in anderem 
Gewand noch Erfolg versprechend gelingt. 

Portigon hat keine Kunden, nach dem, was die 
„Rheinische Post“ in den letzten Tagen berichtet 
hat, wohl in der Summe aller Kleinstkunden etwa 
1 Million € bei mittleren dreistelligen Millionenverlus-
ten jedes Jahr und den natürlich per Gesetz institu-
tionellen Kunden, der EAA und der Helaba. Sollte 
das nicht stimmen, können Sie gleich richtigstellen, 
was in der Zeitung berichtet worden ist. Portigon hat 
also keine Kunden und – wie wir seit letzter Woche 
von Ihnen auch wissen – keine Investoren sowie ein 
zunehmendes Personalproblem, hat doch der aus 
dem Amt geschiedene Vorstandsvorsitzende Voigt-
länder unlängst noch gesagt: Es sind leider die Fal-
schen gegangen und die Falschen geblieben. 

Vor allem aber hat Portigon das Problem einer ab-
laufenden Sanduhr bis zum Jahre 2016, die zu-
nehmend zur tickenden Zeitbombe wird. Denn ge-
nauso, wie es auch der Vorstand der Portigon AG 
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erläutert hat, gibt es diesen Teufelskreis: Es gibt 
keine Kunden, solange die Verkaufsperspektive 
nicht entsprechend klar ist. Je näher man an das 
Datum rückt, zu dem die EU die zwangsweise Zer-
schlagung und Auflösung fordert, umso weniger 
werden natürlich potenzielle Investoren bereit sein, 
werthaltig Geld auf den Tisch zu legen, weil sie die 
Drucksituation kennen. Das sind alles Gründe, wa-
rum der Portigon-Vorstand den Prozess beschleu-
nigen wollte. 

In monatlichen Sitzungen, Februar, März, April bis 
Mai, ist uns immer wieder erneut mitgeteilt worden: 
Dieser Privatisierungsprozess beginnt im ersten 
Halbjahr 2014. – Herr Finanzminister, ich darf Sie 
aus der Sitzung vom 20. März 2014 zitieren. Da-
mals haben Sie im Ausschuss wörtlich erklärt:  

„Der Fahrplan ist der: Wir haben die PFS ausge-
gliedert, und jetzt geht der Verkaufsprozess los. 
Also nicht irgendwann, sondern jetzt!“ 

Seit Ende letzter Woche wissen wir erstmals: Sie 
sprechen jetzt von einem ungünstigen Zeitpunkt, 
hohen Kosten und geringen Erfolgswahrscheinlich-
keiten.  

Der ehemalige Vorstandsvorsitzende Voigtländer 
hat ausdrücklich deutlich gemacht, wie zentral die 
Vertragsverlängerung der Bad Bank EAA ist, um 
potenzielle Erwerber finden zu können. Auch hier 
für Kooperationsvertrag drei keinerlei Lösung in 
Sicht. 

Schon Ende 2013 hatte die Landesregierung keine 
Probleme gesehen, sondern – umgekehrt – viele 
Interessenten. Staatssekretär Dr. Messal spricht 
ausdrücklich von mehreren bekannten Interessen-
ten und daraus resultierend sogar einem förderli-
chen Wettbewerb für den Verkaufspreis. Heute ist 
von alledem keine Rede mehr.  

Laut „Rheinischer Post“ beschleunigt sich der Per-
sonalabbau und hakt. So hätte nun die bislang un-
geplante Phase der betriebsbedingten Kündigungen 
begonnen. 

Deshalb, Herr Finanzminister, verstehen Sie sicher-
lich, dass wir sagen: Hier fehlt ein Konzept seitens 
der Regierung, das wir immer wieder angemahnt 
haben. Wir haben kritisiert, dass keine Aktivitäten 
erfolgt sind. Wenn von Landesseite aus sowieso 
Personal zu bezahlen ist, dann muss man sich auch 
Gedanken darüber machen, wie man das im Sinne 
des Landes vernünftig einsetzt. 

Sie haben das Gegenteil gemacht. Sie haben das 
Personaleinsatzmanagement PEM abgeschafft, das 
ein Instrument gewesen wäre, sich um diese Her-
ausforderung zu kümmern. Deshalb fordern wir 
heute von Ihnen einen Masterplan, den Sie 
schnellstens vorlegen müssen und der Antworten 
auf alle werthaltigen Fragen gibt: Personalabbaus-
zenarien, Outsourcing, Teilverkaufsoptionen und 

neue Akquisitionsstrategien. Darauf kommt es jetzt 
an: Wir brauchen Erfolgsnachrichten.  

Sie dürfen nicht länger den Eindruck vermitteln, Sie 
hätten schon resigniert. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Witzel. – Für die SPD-Fraktion spricht 
der Kollege Zimkeit.  

Stefan Zimkeit (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Als Erstes wurde deutlich, dass es 
nach der langen Diskussion im Finanzausschuss 
noch Vieles bedurft hätte, nur eines Eilantrages mit 
Sicherheit nicht. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Herr Witzel hat genau die gleiche Rede gehalten, 
wie er sie im letzten Jahr mindestens ein dutzend 
Mal gehalten hat. Insofern ist es schwierig, die Eil-
bedürftigkeit zu erklären. 

Das einzig Neue an dem vorgelegten Antrag ist ei-
gentlich, dass die FDP mit diesem Antrag den PUA 
für überflüssig erklärt; denn die FDP weiß schon – 
wie den Aussagen gerade und auch den schriftli-
chen Ausführungen zu entnehmen ist –, woran es 
eigentlich gelegen hat. Die Kolleginnen und Kolle-
gen aus dem Ausschuss fragen sich zwar vielleicht, 
warum wir noch erhebliche Arbeit vor uns haben, 
wenn zumindest Herr Witzel schon alle Antworten 
kennt. Das ist aber, glaube ich, nicht das Entschei-
dende. 

Das Entscheidende ist, dass die Grundaussagen, 
die Herr Witzel hier getroffen hat, falsch sind. Er hat 
sich auch schon selbst korrigiert. In seinem schriftli-
chen Antrag rekurriert er darauf, dass der Finanz-
minister davon gesprochen habe, der Verkauf sei 
unrealistisch. Gerade hat Herr Witzel das in seinem 
wörtlichen Beitrag schon wieder zurückgenommen 
und gesagt, es sei von geringen Aussichten des 
Verkaufs gesprochen worden. Das ist schon etwas 
anderes. Es ist wieder die Methode Witzel, eine Be-
hauptung in den Raum zu stellen, die nicht stimmt, 
und darauf seine politischen Aussagen zu gründen. 
Das zeigt auch, wie schwach die Argumentation ist. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist richtig, dass der Finanzminister sehr deutlich 
gemacht hat – daraus hat er in der Sitzung auch 
keinen Hehl gemacht –, dass es – unter anderem 
auch wegen einer EU-Entscheidung – erhebliche 
Schwierigkeiten beim angestrebten Verkauf gibt. 
Das zeigt doch auch, dass es Interessenten gege-
ben haben muss. Denn wenn Interessenten Inte-
resse an einer auswärtigen Niederlassung haben, 
die – leider aus unserer Sicht – nicht gegründet 
werden kann, zeigt das doch, dass die angekündig-
ten Interessenten vorhanden sind. 
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Sie sind ja die FDP. Wir haben es heute in ver-
schiedenen Debatten gehört. Herr Lindner hat dem 
wieder die Spitze aufgesetzt. Sie sind ja die Meister 
der Worthülsen. Die neue Worthülse, die absolut 
inhaltsleer ist, betrifft einen zu schaffenden Master-
plan, der alle Antworten auf die Frage geben kann, 
die Herr Witzel erfunden hat. 

Es gibt aber einen Abwicklungsplan für die WestLB, 
der zwei klare Prämissen beinhaltet, die wir unter-
stützen. Einmal geht es darum, den Landeshaushalt 
zu schonen. Andererseits soll Beschäftigung gesi-
chert werden. Es gilt, sich darum zu kümmern, und 
darum kümmert man sich. Dieser Plan beinhaltet 
ausdrücklich sowohl die Variante Verkauf als auch 
die Variante, nicht zu verkaufen. Deswegen handelt 
es sich wieder nur um eine zusätzliche Worthülse, 
die Sie in den Raum stellen. Sie füllen die aber wie-
der einmal nicht mit eigenen politischen Inhalten, 
sondern Sie zeigen nur auf andere und sagen, dass 
die Lösungen präsentieren sollen. Denn Sie haben 
mal wieder keine. 

Das eigentliche Problem und das eigentlich 
Schlimme an Ihrem Vorgehen ist doch Folgendes: 
Sie reden im Ausschuss und auch heute wieder hier 
die Gesellschaft schlecht. Sie haben sich gerade 
auf Herrn Voigtländer bezogen. Der hat es Ihnen 
mehrmals deutlich vor Augen geführt, indem er sag-
te, dass die immer wieder von Ihnen angestoßenen 
Debatten den gesamten Abwicklungsprozess der 
WestLB erschweren. Das Gleiche machen Sie wie-
der, wenn Sie jetzt öffentlich behaupten, die Ser-
vicegesellschaft könne nicht verkauft bzw. privati-
siert werden. Das ist natürlich sehr verkaufsför-
dernd. 

Sie reden die ganze Zeit eine Gesellschaft schlecht 
und erwecken in der Öffentlichkeit den Eindruck, 
dass diese Gesellschaft eigentlich nicht zu gebrau-
chen ist. Gleichzeitig werfen Sie dem Finanzminister 
vor, dass er es nicht schafft, den Verkauf, für den er 
selbst gar nicht zuständig ist, zu organisieren. Das 
ist eine Vorgehensweise, die auch wieder typisch 
für Sie ist. Sie beinhaltet aber ein entscheidendes 
Problem: Sie ist nicht im Sinne der Beschäftigten 
und auch nicht im Sinne des Landes. 

(Beifall von der SPD) 

Es mag in Ihrem politischen Sinne sein, aber das 
kann doch für uns nicht das Entscheidende sein. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. -Für die CDU-Fraktion spricht nun 
Herr Kollege Dr. Optendrenk. 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Haushalts- und 
Finanzpolitik ist nicht nur hier und heute einer der 
Kernbereiche der Auseinandersetzung über die 

Frage, wie es in Zukunft in Nordrhein-Westfalen 
weitergehen soll. Heute Morgen haben wir schon 
über das Thema der Beamtenbesoldung und des 
Haushaltes gesprochen. Über das Thema der Steu-
ereinnahmen werden uns gleich noch ein wenig un-
terhalten. Umso bedauerlicher ist es, dass es weite-
re, den Steuerzahler möglicherweise doch sehr be-
lastende Entwicklungen auf einer Baustelle, nämlich 
bei der Portigon, gibt. 

Herr Finanzminister, Sie haben in der letzten Woche 
erklärt, dass ein Verkauf der Tochter PFS – jeden-
falls zum jetzigen Zeitpunkt – eher unwahrscheinlich 
geworden ist. Noch im März haben Sie wörtlich er-
klärt: 

„Der Fahrplan ist der: Wir haben die PFS ausge-
gliedert, und jetzt geht der Verkaufsprozess los. 
Also nicht irgendwann, sondern jetzt!“ 

Herr Kollege Witzel hat schon darauf hingewiesen, 
dass nur ein Monat später der damalige Vorstands-
vorsitzende der Portigon, Herr Voigtländer, sein Amt 
niedergelegt hat. Wir haben dann mehrfach im Aus-
schuss nachgefragt, was denn dahinterstecken 
könnte. Sie haben aus meiner Sicht bis heute keine 
überzeugenden Gründe dafür angegeben. Herr Mi-
nister, Sie haben sich aus Vertragsverhandlungen 
zurückgezogen. Natürlich können Sie die Details 
der Vertragsverhandlungen hier rauf und runter dar-
stellen oder nicht darstellen: Es bleibt der Eindruck, 
dass das andere Gründe als die hat, die Sie erklä-
ren. 

Es hat natürlich überhaupt nichts – ich benutze jetzt 
doch einmal das Mittel der Ironie, Herr Kollege Zim-
keit – damit zu tun, dass der Verkaufsprozess der 
PFS damals schon in einem schwierigen Fahrwas-
ser war. Schon damals haben Sie von der Kommis-
sion in Brüssel die Auskunft bekommen, dass man 
keine Auslandsstandorte mehr gründen darf. Inso-
fern ist das keine Perspektive, mit der man die po-
tentiellen Interessenten – insbesondere in anderen 
europäischen Ländern – bei der Stange halten 
kann, die auch eine solche Abwicklungsanstalt auf-
bauen und dann einen Service brauchen.  

Sie wollten uns dann erzählen, dass das alles im 
Grunde nichts miteinander zu tun habe und dass es 
andere Gründe geben müsse, die Sie eigentlich 
nicht kennten.  

Abgesehen davon, dass das nicht besonders über-
zeugend ist, Herr Minister, denke ich: Der entschei-
dende Punkt ist ein anderer. Das Land Nordrhein-
Westfalen und Sie als Finanzminister in Person sind 
Eigentümer bzw. Eigentümervertreter bei der Porti-
gon und bei der PFS.  

(Ralf Witzel [FDP]: So ist es!) 

Und Sie sind Miteigentümer bei der EAA, der Ersten 
Abwicklungsanstalt.  

(Ralf Witzel [FDP]: Ja, genau!) 
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Sie haben deshalb als Landesregierung und als 
Ressortminister persönlich die Verantwortung dafür, 
wie es mit der Auflösung und Abwicklung der ehe-
maligen WestLB läuft.  

(Beifall von der FDP, Dietmar Schulz 
[PIRATEN] und Robert Stein [fraktionslos]) 

Sie müssen dem Parlament eine Antwort geben, 
denn jemand anderes kann das nicht. Wenn Sie 
sich darauf zurückziehen, dass das alles eine Sa-
che von Aufsichtsräten und Vorständen sei, habe 
ich den Eindruck, dass Sie Ihre Eigentümerverant-
wortung nicht ausreichend wahrnehmen.  

Dann wäre es auch ganz gut, wenn Sie die Kom-
mission in Brüssel nicht unbedingt nur per Brief in-
formieren, sondern auch persönlich dorthin fahren. 
Kämpfen Sie, und setzen Sie sich für das Vermö-
gen dieses Landes und dafür ein, die Schwierigkei-
ten beherrschbar zu machen – in der Weise wie Sie 
sich bei anderen Themen, etwa bei der globalen 
Gerechtigkeit von Steuerthemen einsetzen.  

Herr Minister, wir alle haben die Aufgabe, das Ver-
mögen unseres Landes zu bewahren, zu mehren 
und das Geld des Steuerzahlers sorgfältig zu be-
wirtschaften. Deshalb ist unsere Erwartung, dass 
Sie sich um die Themen „Portigon“ und „PFS“ deut-
lich intensiver persönlich kümmern, damit sie ein 
gutes Ende nehmen. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU, der FDP und Robert 
Stein [fraktionslos]) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Dr. Optendrenk. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht der Kollege Mostofizadeh.  

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte meine 
Rede im Wesentlichen mit Zitaten gestalten, weil 
diese am eindrucksvollsten belegen, mit welcher 
Amnesie wenigstens eine Fraktion in diesem Land-
tag, die FDP-Fraktion, offensichtlich geschlagen ist.  

(Vorsitz: Vizepräsident Oliver Keymis)  

Ich will mit dem aktuellen Antragstext beginnen. Auf 
Seite 3 des Antrags steht in Beschlusspunkt III.3:  

„Die Landesregierung wirkt im Rahmen ihrer 
Gremienbeteiligung auf die EAA ein, sich ihrer 
gemeinsamen Verantwortung mit der Portigon 
AG für die Vermögensinteressen der öffentlichen 
Hand bewusst zu sein.“ 

Herr Kollege Witzel, sind Sie tatsächlich der Auffas-
sung, dass sich die EAA ihrer Verantwortung für die 
Vermögensinteressen des Landes nicht bewusst 
sei? Wollen Sie der EAA tatsächlich unterstellen, 
dass sie gegen die Interessen des Landes agiert 
und ihre Arbeit verrichtet? Dann sollten Sie das hier 
öffentlich dokumentieren  

(Zustimmung von Stefan Zimkeit [SPD]) 

und sagen: Der EAA-Vorstand arbeitet schlecht, ist 
darauf aus, dem Land zu schaden und die Vermö-
genswerte möglichst zum Schaden für das Land 
abzuwickeln. – Ich hoffe, das meinen Sie nicht wirk-
lich ernst.  

(Zuruf von Ralf Witzel [FDP]) 

Dann komme ich zu einem schönen Vertrag, Herr 
Kollege Witzel, nämlich dem Koalitionsvertrag von 
CDU und FDP aus dem Jahre 2005.  

(Dietmar Schulz [PIRATEN]: Och, nee!) 

Das ist drei Jahre nach dem Zitat, das Sie eben ge-
bracht haben. Im Koalitionsvertrag steht:  

„Wir unterstützen die eingeleitete Neuausrich-
tung der WestLB AG. Sie ist die größte in unse-
rem Land ansässige Bank und auch in Zukunft 
eine wichtige Stütze für den Finanzplatz Nord-
rhein-Westfalen.“  

(Stefan Zimkeit [SPD] und Reiner Priggen 
[GRÜNE]: Hört, hört!) 

Das schreibt die FDP im Jahr 2005.  

„Die Landesbeteiligung an der WestLB AG wol-
len wir,“ 

– also FDP und CDU –  

„auch im Interesse eines stabilen Wachstums 
der Bank, bestmöglich nutzen. Das schließt ei-
nen Verkauf, auch unter Inanspruchnahme des 
Kapitalmarktes, ein.“ 

(Ralf Witzel [FDP]: Aha! – Zuruf von der SPD: 
Hört, hört!) 

Das war im Mai 2005. Jetzt haben wir Juli 2014. Sie 
hatten fünf Jahre Zeit, die Bank zu verkaufen, auf-
zuhübschen und loszuwerden.  

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Ralf 
Witzel [FDP]) 

Sie haben da vorne gesessen, Hampelmann ge-
spielt und nichts auf die Reihe bekommen – das ist 
das Ergebnis.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD – 
Ralf Witzel [FDP]: Auf dem Höhepunkt der 
Finanzmarktkrise!) 

– 2005 war der Höhepunkt der Finanzmarktkrise? – 
Ich erinnere mich dunkel.  

(Martin Börschel [SPD]: Die hat auch schon 
zur Haushaltssperre geführt! – Heiterkeit von 
der SPD und den GRÜNEN – Weitere Zuru-
fe) 

2006 war unheimlich viel Chaos hier. Und 2007 …  

(Lutz Lienenkämper [CDU]: Bis 2005 gab es 
39 Jahre lang Chaos unter Rot-Grün, deswe-
gen gab es eine Haushaltssperre!) 
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– Herr Lienenkämper, ich wollte der CDU die Chan-
ce geben, sich von der FDP insofern abzusetzen, 
als diese sich nicht so einen schlanken Fuß macht. 
Lassen Sie mir doch noch kurz dieses Spiel.  

(Heiterkeit von Lutz Lienenkämper [CDU]) 

Ich füge ein zweites Zitat hinzu:  

„… die Landesregierung werde ihren WestLB-
Anteil spätestens Ende der Legislaturperiode 
veräußern – unter der Voraussetzung, dass der 
Kaufpreis den Landesinteressen genüge … Wir 
haben keine Eile‘„ 

Das schreibt die FDP noch 2007.  

Im Februar 2008 heißt es: Der FDP-Vorsitzende 
Pinkwart sagte im Freitag in Düsseldorf, dass es 
immer das Ziel der FDP gewesen sei, unverantwort-
liche zusätzliche Risiken für die nordrhein-west-
fälischen Steuerzahler auszuschließen. Dazu seien 
ein dauerhaft tragfähiges Geschäftsmodell sowie 
eine mutige und konsequente Restrukturierung der 
Bank die Voraussetzung. – Wie lange wollten Sie 
denn restrukturieren und mutig Voraussetzungen 
schaffen, Herr Kollege Witzel?  

All diese Zitate sind im Übrigen immer noch auf der 
FDP-Homepage zu finden – insofern vielen Dank an 
Ihre IT-Abteilung. Das erleichtert die Arbeit unge-
mein, Herr Kollege.  

Ich will uns ein letztes Zitat von Ihrem ehemaligen 
Fraktionsvorsitzenden, Herrn Papke, gönnen.  

(Reiner Priggen [GRÜNE]: Oh schade! Mehr!) 

Über ihn heißt es im „Kölner Stadt-Anzeiger“ im Ja-
nuar 2009 – er trifft sich so gut mit Ihnen; das ist 
kein Wunder, weil Sie so oft nebeneinander geses-
sen haben –:  

„Papke erinnerte daran, dass die FDP als einzi-
ge Partei schon in der letzten Legislaturperiode 
die Privatisierung der WestLB gefordert habe.“  

(Ralf Witzel [FDP]: Richtig! Genau!) 

Ich frage Sie, Herr Kollege Witzel: Wie klein waren 
Sie in der Koalition, dass Sie diese böse CDU Tag 
und Nacht am Verkauf der WestLB gehindert hat?  

(Heiterkeit und Beifall von den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deutlich geworden 
ist, dass sich die FDP um jegliche Verantwortung 
drückt. Denn dieser Finanzminister und Rot-Grün 
haben sich nicht ausgesucht, dass wir die PFS ver-
kaufen und die WestLB abwickeln wollen. Das ist 
das Ergebnis eines Abwicklungsprozesses, der im 
Einvernehmen mit der schwarz-gelben Bundesre-
gierung getroffen werden musste.  

Friedrich Merz hat sich zweieinhalb Jahre mit dem 
Verkauf der WestLB beschäftigt.  

(Zuruf von Stefan Zimkeit [SPD]) 

Es ist ihm nicht gelungen; ich will ihm das nicht zum 
Vorwurf machen. Aber dass Sie sich hierhin stellen 
und auf diesen Finanzminister zeigen, zeugt von ei-
ner Chuzpe, die ich selbst Ihnen nicht zugetraut hät-
te.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD)  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Mostofizadeh. – Nun spricht für die Fraktion der Pi-
raten Herr Schulz. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Zuschauerinnen und Zuschauer im Saal und da-
heim am Stream! Ich verstehe eines nicht: Es ist 
zwar parlamentarischer Brauch, aber das perma-
nente blindwütige Bashen der Opposition seitens 
der regierungstragenden Fraktionen ist doch eher 
nicht konstruktiv. 

(Reiner Priggen [GRÜNE]: Das ist doch nicht 
blindwütig! – Sigrid Beer [GRÜNE]: Das war 
doch sehenden Auges! Das sieht man doch!) 

– Frau Kollegin Beer, sehenden Auges betrachten 
wir einmal den Antrag, der uns vorliegt. Dieser An-
trag spricht zwar von einem Masterplan, bezogen 
auf die vermögensschonende Abwicklung der 
WestLB. Die vermögensschonende Abwicklung der 
WestLB war aber oder ist zumindest die Zielset-
zung, die nach dem Restrukturierungsgesetz die 
Marschrichtung der Landesregierung war, wahr-
scheinlich auch noch ist und sein soll. 

In der Zwischenzeit sind Dinge passiert, die 2005, 
2008 oder 2010 noch nicht in der Welt waren, näm-
lich die Gründung der PFS GmbH. Sie existiert 
nämlich erst seit Januar dieses Jahres. Diese PFS 
GmbH – eine Rosine, herausgeschält aus der ehe-
maligen WestLB, aus der Portigon, isoliert hinge-
stellt, Dienstleistungsgeschäfte betreiben wollend – 
hat keine Kunden, ist also praktisch unverkäuflich. 

Das Einzige, was da zu verkaufen wäre, ist Hard-
ware, Software, vielleicht ein Dienstleistungskon-
zept und eine Menge Personal, welches sich vor 
dem Hintergrund der EU-Vorgaben im Grunde jetzt 
schon einmal nach einem neuen Job umschauen 
kann.  

Herr Priggen, Sie schütteln den Kopf, aber das ist 
Fakt. Wenn nämlich die Gesellschaft bis 2016 nicht 
verkauft ist, wird sie abgewickelt, und das ist in an-
derthalb bis zwei Jahren. Dann wird sie abgewickelt, 
oder aber – und das hatte ich in der letzten HFA-
Sitzung einmal vorgeschlagen – das Finanzministe-
rium sollte vielleicht darüber nachdenken, die PFS – 
wenn sie denn so gut aufgestellt ist und so tolle 
Dienstleistungen macht und man vielleicht mit der 
EAA aufgrund der Kostensituation nicht mehr so 
ganz klarkommt – zu veräußern, indem man die 
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Dienstleistungen innerhalb der EAA durchführen 
lässt. Das muss ja kein Verkauf sein.  

Das war mein Vorschlag, wie man möglicherweise 
damit umgehen kann, die Sache vermögensscho-
nend abzuwickeln. Denn wir wissen: Bei der Porti-
gon werden langsam aber sicher betriebsbedingte 
Kündigungen ausgesprochen werden. Wir reden 
hier von insgesamt 2.000 Mitarbeitern. Wir reden 
auch noch von roundabout 500 Mitarbeitern, die für 
die PFS vorgesehen sind, teilweise aus dem Be-
stand der Portigon. 

Da ist es durchaus angebracht, wenn die FDP als 
Oppositionsfraktion – ich will jetzt gar nicht sagen – 
den Zeigefinger hebt, aber zumindest das Maß an 
Transparenz und planvollem Handeln einfordert, 
wie es im Antrag niedergelegt ist. Wenn die Landes-
regierung aufgefordert werden möge, zusammen 
mit dem Management der Portigon AG einen solch 
tragfähigen Masterplan vorzulegen – der aber eben 
nicht vorliegt, und von dem wir auch gar nicht wis-
sen, wie er die weitere Abwicklung vorsieht –, dann 
halten wir das für grundsätzlich vertretbar und gut. 

(Beifall von den PIRATEN und der FDP) 

Das Gleiche gilt auch hinsichtlich der Ziffer 2, bezo-
gen auf die Frage des schlüssigen Handlungskon-
zepts im Hinblick auf das Personal. Der Kollege 
Mostofizadeh rügt hier zwar, dass die Ziffer 3 in ir-
gendeiner Form eine Kritik an der EAA bzw. deren 
Tätigkeit bedeute, aber das sehe ich überhaupt 
nicht so. 

Es wäre ja durchaus auch möglich, die EAA in die-
ses Gesamtkonzept in einer Weise einzubinden, 
dass beispielsweise die PFS demnächst in die EAA 
hinüberwandert und dort entsprechend die Dienst-
leistungen verrichtet, für die heute und wohl auch 
künftig noch Zahlungen seitens der EAA erbracht 
werden müssen. 

Dann bräuchten wir auch nicht über die Frage der 
Weiterbeschäftigung von Personal innerhalb der 
PFS zu reden, sondern dann geht die PFS in die 
EAA über; das hatte ich schon einmal gesagt, Herr 
Finanzminister, auch wenn Sie das jetzt vielleicht 
nicht auf dem Schirm haben. Das wäre zumindest 
aus meiner Sicht ein tragfähiges Konzept.  

So wie wir als Oppositionsfraktion wenigstens eine 
Idee in den Raum stellen, über die man mal reden 
könnte, erwarten wir, erwartet die Opposition Vor-
schläge und Ideen, die ebenfalls zur Diskussion ge-
stellt und möglicherweise auch hier im Plenum de-
battiert werden. So kann man im Sinne der Politik 
der ausgestreckten Hand zu gemeinsamen, kon-
sensfähigen Lösungen kommen.  

Das sehen wir jedoch zurzeit nicht, und deswegen 
werden wir vonseiten der Piratenfraktion diesem 
Eilantrag zustimmen. – Danke schön. 

(Beifall von den PIRATEN und der FDP) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Schulz. – Nun spricht Herr Stein, fraktionslos. 

Robert Stein (fraktionslos): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Zuschauer. Ich denke, wir müssen nicht nur ange-
sichts des vorliegenden Eilantrags bezüglich der 
WestLB-Abwicklung samt den Milliardenschäden 
noch einmal verdeutlichen, auf welche Art und Wei-
se hier der Finanzminister in Nordrhein-Westfalen 
eine gescheiterte Politik macht. 

Das ist angesichts der fatalen Fehlentscheidungen 
in der Vergangenheit geradezu notwendig. Ges-
tern – das sei nur am Rande erwähnt, Sie haben es 
heute Morgen hier ausführlich gehört – kam es zur 
vierten Schlappe des Finanzministers vor dem Ver-
fassungsgerichtshofs, in Folge wohlgemerkt. 

Herr Finanzminister, die Bemerkung sei erlaubt: Ich 
rate Ihnen dringend, einmal Ihr Verhältnis zur Ver-
fassung zu klären, insbesondere wenn Sie heute in 
der Debatte quasi weitere Verfassungsbrüche an-
kündigen, indem Sie sie aufgrund der Schulden-
bremse als unvermeidbar darstellen. 

Sie haben es in den letzten Jahren trotz optimaler 
konjunktureller Bedingungen und Rekordsteuerein-
nahmen versäumt, weitreichende mögliche struktu-
relle Ersparnisse umzusetzen und Puffer für unge-
ahnte Mehrausgaben, wie sie drohen können – zum 
Beispiel aktuell durch den stockenden Verkauf der 
PFS im Rahmen der geplanten Abwicklung –, zu 
bilden. 

Angesichts des gerade nach dem Rücktritt von 
Herrn Voigtländer – Sie bestreiten da ja jeden Zu-
sammenhang – auf Eis gelegten Verkaufs der PFS 
GmbH drohen noch weit mehr finanzielle Belastun-
gen für den überstrapazierten Haushalt. Sie betrei-
ben da eine Politik der vertanen Chancen, Sie ha-
ben keinen Masterplan, und Sie lassen es an der 
notwendigen Transparenz mangeln. 

(Beifall von der FDP) 

Um es einmal bildlich zu verdeutlichen: Herr Walter-
Borjans, Sie sitzen am Steuer eines Rennwagens 
des Rennteams Portigon NRW. Beifahrer ist Herr 
Voigtländer. Sie beide schauen sich kurz an, ob es 
losgehen kann, und nicken. Sie, Herr Finanzminis-
ter, treten aufs Gaspedal. Der Motor heult auf. Der 
Motor röhrt. Ohrenbetäubender Lärm entwickelt 
sich. Doch das Fahrzeug steht auf der Stelle. Dann 
steigt Herr Voigtländer aus, um nachzusehen, was 
Sache ist. Er sieht Qualm aus dem Motorraum stei-
gen, winkt ab und signalisiert Ihnen, dass er die 
Rennstrecke besser schon einmal verlässt. Sie, be-
nebelt von Lärm und Qualm, bekommen davon gar 
nicht so viel mit, bis es dann richtig „peng!“ macht, 
weil Sie weiter aufs Gaspedal treten. Dann knallt es 
auch, und der Motor verstummt komplett. 
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(Beifall von der CDU, der FDP und den 
PIRATEN) 

Bei der Fehleranalyse wurde anschließend festge-
stellt: Der Finanzminister hat schlichtweg verges-
sen, den Gang einzulegen. – Es ist also hanebü-
chen. Das Team Portigon NRW ist da leider ge-
scheitert. 

Schaffen Sie daher – um zum Eilantrag zurückzu-
kommen – endlich Klarheit und Transparenz, gera-
de auch für die Beschäftigten, wie Herr Schulz das 
sehr schön ausgeführt hat; denn 2016 läuft die Zeit 
ab, und ein Verkauf wird jetzt mit voranschreitender 
Zeit nicht eben wahrscheinlicher. 

Sie sagten am 20. März 2014 im Ausschuss – wir 
haben das von Herrn Witzel auch schon gehört; ich 
zitiere –: „Jetzt“ geht der Verkaufsprozess los. Heu-
te wissen wir, was „jetzt“ bei Ihnen zu bedeuten hat. 
Ihre Worte sind gemessen daran nicht viel wert. 

Für die Beschäftigten ist es allerdings nur fair, einen 
verlässlichen Plan der Abwicklung oder auch mögli-
chen Weiterbeschäftigung vorgelegt zu bekommen, 
damit sie die Chance haben, Planungen für ihre 
weitere berufliche Entwicklung vorzunehmen. Das 
gilt jetzt, wo der Verkauf auf Eis gelegt ist, umso 
mehr. 

Ob jedoch gerade Sie die Vertrauensperson für eine 
solche Aufgabe sind, darf bezweifelt werden. – Vie-
len Dank. 

(Beifall von der CDU, der FDP und den 
PIRATEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Stein. – Nun spricht für die Landesregierung der Fi-
nanzminister, Herr Dr. Walter-Borjans. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn man 
sich die Debatte hier eine Viertelstunde zu Gemüte 
geführt hat, freut man sich auf den nächsten Porti-
gon-Aufsichtsrat; denn dann hat man es wenigstens 
mit Leuten zu tun, die sich mit diesem Thema wirk-
lich auskennen und intensiv beschäftigen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – 
Lutz Lienenkämper [CDU]: Warum sind Sie 
dann immer dabei?) 

Manchmal denke ich, dass ich gerne einmal dabei 
wäre, wenn der PR-Berater der FDP wieder kommt 
und sagt: Passt mal auf; ich habe eine Idee. Ihr 
müsst wieder einen Antrag stellen, in dem alle 
Reizworte des Marketingvokabulars vorkommen 
müssen. – Das sind wahrscheinlich dieselben Leu-
te, die auch das Wachstumsbeschleunigungsgesetz 
und das Hochschulfreiheitsgesetz erfunden haben. 

(Reiner Priggen [GRÜNE]: Die Entfesselung!) 

Diese Leute haben jetzt gesagt: Es muss der Begriff 
„Masterplan“ vorkommen. Es muss der Begriff 
„vermögensschonend“ vorkommen. Dann muss 
man etwas dagegensetzen, was die andere Seite 
symbolisiert. Das muss negativ sein. Deswegen 
nimmt man die WestLB, die es zwar schon lange 
nicht mehr gibt. Portigon würde jetzt aber nichts 
bringen. Daher muss man es mit der WestLB ma-
chen. Dann kommt das Wort „Scheitern“. Schließ-
lich stellt man noch auf die Großbank im Staatsbe-
sitz ab, um zum Ausdruck zu bringen, dass der 
Staat nicht der bessere Unternehmer ist. 

Dann meint man: Das reicht eigentlich aus. Der 
Rest dahinter kann heiße Luft sein. Hauptsache, 
das hat man herübergebracht. Dann hat man doch 
bestimmt wieder eine Nachricht sicher. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Es ist wirklich unverantwortlich, dass Sie hinter der 
Fassade des um die bei der Portigon arbeitenden 
Menschen, um die Kunden usw. Besorgten Ihren 
Weg gehen. Sie verstellen denjenigen, die Lösun-
gen suchen, nämlich die Wege. Sie nähren Speku-
lationen. Sie verwenden immer den Satz, Sie hätten 
den Eindruck oder der Eindruck müsse sein, und 
sagen dann Dinge, von denen Sie wahrscheinlich 
nicht einmal selber glauben, dass es so ist, bei de-
nen Sie aber hoffen, dass andere es glauben, damit 
das wieder transportiert wird. 

In Sachen Verkaufsprozess ist überhaupt nichts ge-
scheitert. Wir haben zu Beginn des Jahres den Teil, 
der verkauft werden muss, nach der Auflage der 
Kommission als Servicegesellschaft herausgelöst – 
die im Übrigen einen, und zwar ziemlich großen, 
Kunden hat, nämlich die Erste Abwicklungsanstalt. 

Die Erste Abwicklungsanstalt kümmert die FDP 
nicht. Bei der Ersten Abwicklungsanstalt sind näm-
lich nicht die Kunden und auch nicht die Mitarbeiter, 
mit denen man jetzt noch versuchen könnte, Punkte 
zu machen. Das muss man jetzt über das Trans-
portmittel Portigon oder WestLB machen. 

Dann kommt man beispielsweise auf die Idee, dass 
die EAA von ihrem Miteigentümer Land gezwungen 
werden soll, einen Vertrag für Servicierung abzu-
schließen, der höher dotiert wird, als es eigentlich 
notwendig wäre, dass man also mehr bezahlt, damit 
die Portigon auf diese Weise gesichert werden 
kann. 

So verstehe ich das, was ich für dieses Land zu tun 
habe, nicht. Nach meinem Verständnis hat die Por-
tigon vielmehr mindestens zwei Ziele zu erreichen. 
Es gibt einige mehr. Auf zwei müssen wir aber uns 
ganz besonders konzentrieren. 

Erstens. Als wir die WestLB in die Portigon über-
führt haben, haben wir die neue Gesellschaft mit 
insgesamt 4,2 Milliarden € Kapital ausgestattet und 
gesagt: Damit müsst ihr den Veränderungsprozess 
über die Bühne bringen. – Auch da gibt es Unsi-
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cherheiten. Ich habe das auch an dieser Stelle 
schon einmal gesagt. Das weiß man. Deswegen 
gibt es auch Regeln, was passiert, wenn man dar-
über hinauskommen sollte. Jetzt geht es aber um 
diese Summe. Sie muss reichen. Das hat das Ma-
nagement auch immer wieder unterstrichen. 

Zweitens. Die andere im Miteigentum des Landes 
befindliche Institution, die Erste Abwicklungsanstalt, 
muss in ihrer operativen Arbeit stabil bleiben. Sie 
macht einen hervorragenden Job. Von Portfolien 
von über 177 Milliarden € hat sie schon über die 
Hälfte abgearbeitet, und zwar so, dass es wirklich 
vermögensschonend erfolgt ist. Das liegt daran, 
dass diese Dienstleistung von der Portigon zur Ver-
fügung gestellt wird. 

Dann haben wir gesagt: Wenn an dieser Stelle die 
Rahmenbedingungen, und zwar sowohl die Markt-
rahmenbedingungen als auch die Bedingungen, die 
uns schlicht und ergreifend von der Europäischen 
Kommission aufoktroyiert werden, nicht stimmen, 
wollen wir genau das nicht machen, was Sie ge-
macht haben. Ich weiß nicht, ob Sie die Namen 
noch kennen. Friedrich Merz kennen Sie sicherlich. 
Kennen Sie vielleicht auch Dirk Notheis? Das ist 
derjenige, der zusammen mit Herrn Mappus die 
EnBW wieder für das Land Baden-Württemberg er-
standen hat. 

Herr Merz und Herr Notheis haben den Auftrag des 
Verkaufs der WestLB übernommen. Sie haben 
ziemlich viel Geld gekostet. Am Ende musste man 
feststellen, dass es nicht geklappt hat. Im Übrigen 
sind die beiden wenige Monate vor dem Regie-
rungswechsel beauftragt worden. 

Das habe ich nicht vor. Ich habe nicht vor, Herrn 
Merz und Herrn Notheis oder Menschen mit anderer 
parteipolitischer Zuneigung zu beauftragen und 
ihnen viel Geld dafür zu bezahlen, dass sie nach 
einiger Zeit kommen und sagen, das gehe jetzt ge-
rade nicht. 

Wenn jemand erwartet, dass man, wenn man im 
März der Überzeugung ist, dass die Chance be-
steht, jetzt mit Investoren ins Gespräch zu kommen, 
auch im Juli auf Teufel komm raus, koste es, was es 
wolle, zu dieser Aussage steht, sage ich Ihnen ehr-
lich: Nein, ich bin in der Lage, das zu korrigieren, 
wenn ich sehe, dass es andere Rahmenbedingun-
gen gibt. Die gibt es ja offenbar auch für die Depfa 
und für andere, die alle genau an dieser Stelle ähn-
liche Entscheidungen getroffen haben. Dann sagen 
wir: Das korrigieren wir.  

Wir warten einen besseren Augenblick ab, oder wir 
gehen auch weitere Wege der Anpassung, wenn es 
denn einen anderen Weg nicht gibt – aber immer 
unter dem Dach der zwei Ziele, dass das Vermögen 
nicht über das hinausgeht, was in der Gesellschaft 
ist, und dass die EAA einen stabilen Job machen 
kann. Daran arbeiten wir. Ich glaube, Herr Opten-
drenk, wenn ich mich richtig erinnere, war Herr 

Linssen einmal bei Herrn Almunia. Ich war schon 
dreimal da. Wir haben eine Menge miteinander ge-
sprochen. 

(Zuruf von Dr. Marcus Optendrenk [CDU]) 

– Dann war er auch ein paarmal mehr da. Das ist 
mir auch egal. Aber es geht jedenfalls darum: Mir zu 
sagen, übrigens als Landesvertreter, wo jeder weiß, 
dass die Europäische Kommission für den Mit-
gliedsstaat zuständig ist, da würde ich zu wenig un-
ternehmen, das lasse ich mir gerne sagen. Wir kön-
nen gern darüber reden. Ich kann Ihnen nur sagen: 
Ich glaube nach wie vor, dass den Umständen ent-
sprechend in diesen Institutionen des Landes ein 
guter Job gemacht wird. Aber die Umstände sind 
zum Teil enorm schwierig.  

Aber auf diesem Weg gehen wir weiter. Und das ist 
in anderen Zusammenhängen qualitätsvoller zu be-
schreiben und zu diskutieren, als ich das jetzt in Ih-
ren Beiträgen gehört habe. 

(Beifall von Reiner Priggen [GRÜNE]) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, ich 
habe zweierlei. Erstens haben wir eine Zwischen-
frage von Herrn Schulz, die aber jetzt fast keine 
Zwischenfrage mehr ist. Lassen wir sie dennoch 
zu? 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: 
Wenn, dann ist es eine Endfrage. Von mir aus. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Das ist eine 
Schlussfrage von Herrn Schulz als Zwischenfrage. 
Herr Schulz, kurz und knapp gefragt. Anschließend 
gibt es eine Zwischenintervention, angemeldet von 
Herrn Witzel. Herr Minister, Sie bleiben einfach 
gleich am Pult. – Bitte schön, Herr Schulz. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Vielen Dank, Herr Mi-
nister, dass Sie diese Nachfrage, die schon vorher 
angemeldet war – wir wollten Sie aber ausreden 
lassen –, jetzt zulassen. Herr Minister, ist es richtig, 
dass die Verkaufsbemühungen bezüglich der PFS 
GmbH jetzt auf Eis gelegt sind, und, wenn ja, für wie 
lange? 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ich 
kann Ihnen im Augenblick bestätigen, dass die Ge-
schäftsführung der PFS im Aufsichtsrat, worüber ich 
nicht reden werde, aber auch außerhalb mitgeteilt 
hat – wir haben es zur Kenntnis genommen –, dass 
es jetzt im Augenblick keinen Sinn macht, das, was 
ich eben gesagt habe, zu tun, nämlich teure Berater 
dafür einzustellen und zu beauftragen, den Verkauf 
über die Bühne zu bringen – nicht den Verkauf zu 
stoppen. Das heißt, Investoren, die gerne Gesprä-
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che führen, sind weiterhin eingeladen. Es gibt auch 
Gespräche. 

Im Augenblick gibt es auch diejenigen, die glauben, 
unter den gegebenen Umständen sehr billig an eine 
Einheit zu kommen, wobei der Eigentümer sagen 
muss: Tut mir leid, es ist schön, dass du dich inte-
ressierst. Aber wir sind nicht interessiert. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Nun kommt die Kurzintervention, ange-
meldet von Herrn Kollegen Witzel. Bitte schön, Herr 
Kollege. 

Ralf Witzel (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident! 
Herr Finanzminister Dr. Walter-Borjans, Sie haben 
eben über Erwartungen an die EAA gesprochen. Ich 
möchte Sie mit den Erwartungen konfrontieren, die 
der frühere Vorstandsvorsitzende Voigtländer uns 
allen im Wortlaut im Ausschuss dargelegt hat, und 
zwar in der Sitzung am 13. Februar 2014: 

„Ein ganz entscheidender Block, der jetzt noch 
gemeinsam zu finalisieren ist, ist ein auskömmli-
cher langfristiger Servicevertrag zwischen der 
Portigon Financial Services und der Ersten Ab-
wicklungsanstalt. Das ist von ganz zentraler Be-
deutung für potenzielle Investoren. Kauft ein 
möglicher Investor eventuell das Risiko, dass der 
derzeit bestehende Kooperationsvertrag zum 
31. Dezember 2016 ausläuft, oder gibt es eine 
hinreichende Sicherheit und Gewissheit, dass 
ein langfristiger Servicevertrag vereinbart wer-
den kann?“ 

Da hat der Vorstandsvorsitzende den klaren Zu-
sammenhang hergestellt, warum natürlich der Ko-
operationsvertrag III in ganz evidenter Art und Wei-
se mit Optionen des Verkaufs der PFS zusammen-
hängt. Ich bitte Sie, hier darzulegen, warum der 
noch nicht zustande gekommen ist, warum Sie die-
sem Thema an sich nicht so eine Bedeutung bei-
messen, wenn man sieht, wie sich hier die instituti-
onellen Kunden der Portigon verhalten, die EAA 
und Ähnliches. Entsprechendes können Sie bei der 
Helaba sehen, wo der Vorstandsvorsitzende Bren-
ner noch am 26.06. letzte Woche in der „TLZ“ er-
klärt hat: 

„Ende April werden wir fast den gesamten Con-
tainer leergeräumt haben. Wir benötigen die Un-
terstützung der Portigon insofern dann nicht 
mehr.“ 

Da wird nicht diese Interessensperspektive mit be-
trachtet. Warum interessiert Sie das Zustandekom-
men des Kooperationsvertrages III so wenig? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Zuerst 
einmal, das Zustandekommen des Kooperations-
vertrages III interessiert mich sehr. Ich sage dazu: 
Es ist Sache zwischen der Geschäftsführung der 
PFS und der EAA, hier zu einem Ergebnis zu kom-
men. Wenn Herr Voigtländer der Auffassung gewe-
sen sein sollte – Andeutungen in diese Richtung hat 
er gemacht –, dass er glaubt, der Finanzminister 
oder die Landesregierung müsse seinen Job ma-
chen und müsse dafür sorgen, dass die EAA den 
Preis bezahlt, den er haben möchte, und die Lan-
desregierung sagt: das ist nicht unser Job, und es 
ist auch gar nicht zulässig, dann ist das nicht 
gleichbedeutend damit, dass mich das Zustande-
kommen des Kooperationsvertrages III nicht inte-
ressiert. 

Dass ich nicht in Hektik gerate, hat auch damit zu 
tun, dass es einen Kooperationsvertrag II gibt, der 
sogar noch zwei Jahre läuft. Natürlich ist es so, 
dass, wenn es einen noch längerfristigen Vertrag 
gäbe, das ein gutes Verkaufsargument wäre. Aber 
dafür ist nun einmal das Management der Portigon 
zuständig. Und wenn Herr Voigtländer Ihnen das 
erzählt hat, dann muss man sich fragen: Warum ist 
das nicht zustande gekommen? Wenn er meint, es 
sei nur nicht zustande gekommen, weil die Landes-
regierung den Vertragspartner noch nicht gezwun-
gen hat, in seine Bedingungen einzutreten, dann 
haben wir da, glaube ich, insgesamt falsch verstan-
den, wie Verhandlungen ablaufen. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Damit sind wir am Ende der Beratungen 
zu diesem Eilantrag. 

Wir kommen zur Abstimmung. Es ist direkt abzu-
stimmen. Wer stimmt dem Eilantrag der FDP-
Fraktion Drucksache 16/6189 zu? – Die FDP-
Fraktion und die CDU-Fraktion, die Piratenfraktion 
und der fraktionslose Kollege Stein. Wer stimmt ge-
gen diesen Eilantrag? – Das sind die Fraktionen von 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen. Gibt es Enthal-
tungen im Hohen Hause? – Das ist augenscheinlich 
nicht der Fall. Damit ist der Eilantrag Drucksache 
16/6189 mit den Stimmen der Mehrheitsfraktionen 
von SPD und Grünen abgelehnt. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt: 

10 Fragestunde 

Drucksachen 16/5975, 16/6199, 16/6200, 
16/6221 

Mit der Drucksache 16/5975 liegen Ihnen die Münd-
lichen Anfragen 42 bis 44 vor. Außerdem liegen 
Ihnen die Dringlichen Anfragen 45 und 46 vor. Nach 
den Richtlinien für die Fragestunde werden Dringli-
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che Anfragen zu Beginn der Fragestunde aufgeru-
fen und gehen somit allen anderen vor. 

Ich gebe noch den Hinweis, dass die  

Dringliche Anfrage 45  

des Herrn Abgeordneten Witzel von der Fraktion 
der FDP zum Thema „Wie bewertet die Landesre-
gierung das Urteil des Verfassungsgerichtshofes 
des Landes zur Beamtenbesoldung?“ mit der Unter-
richtung heute Vormittag zurückgezogen wurde. 

Damit kommen wir zur 

Dringlichen Anfrage 46  

des Herrn Abgeordneten Dr. Optendrenk von der 
Fraktion der CDU:  

Steuereinnahmen 2014 bis 2018 

Anfang Mai 2014 hat das Bundesfinanzministeri-
um die Ergebnisse der Mai-Steuerschätzung 
2014 für Bund, Länder und Kommunen bekannt 
gegeben. Mit Schreiben vom 4. Juni 2014 hat die 
CDU-Landtagsfraktion die Landesregierung um 
einen schriftlichen Sachstandsbericht zu den Er-
gebnissen der Mai-Steuerschätzung 2014 für die 
Sitzung des Haushalts- und Finanzausschusses 
am 26. Juni 2014 gebeten. Ohne Angabe von 
Gründen wurde eine schriftliche Vorlage nicht er-
stellt, obwohl sich die Landesregierung im Rah-
men einer Pressemitteilung vom 24. Juni 2014 
zur angenommenen Entwicklung der Steuerein-
nahmen bis 2018 geäußert hat. 

Daraufhin wurde in der Sitzung des Haushalts- 
und Finanzausschusses am 26. Juni 2014 um 
kurzfristige Erstellung einer schriftlichen Vorlage, 
wie es bereits in der Vergangenheit üblich war, 
bis Montag, den 30. Juni 2014, gebeten. Der Fi-
nanzminister sicherte eine Prüfung zu. Am Mon-
tag, dem 30. Juni 2014, teilte das Finanzministe-
rium telefonisch auf Arbeitsebene mit, dass von 
der Erstellung einer Vorlage abgesehen wird. 

Die veröffentlichte Mai-Steuerschätzung für 
Bund, Länder und Kommunen hat sowohl Aus-
wirkungen auf den Haushaltsvollzug 2014 sowie 
auf die verabschiedete Mittelfristige Finanzpla-
nung in Nordrhein-Westfalen. Eine nachvollzieh-
bare Begründung, warum die Landesregierung 
sich zu der öffentlich bekannten Steuereinnah-
meentwicklung nicht äußern will, ist nicht erkenn-
bar. Die Landesregierung muss daher im Rah-
men der Fragestunde umfassend für Klarheit 
sorgen.  

Welche Steuereinnahmen erwartet die Landes-
regierung für Nordrhein-Westfalen in den Jahren 
2014 bis 2018?  

Ich bitte Herrn Minister Dr. Walter-Borjans um Be-
antwortung. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Bevor 
ich auf die Frage eingehe, möchte ich noch einmal 
den Umstand beschreiben, warum wir hier zusam-
mensitzen und über diese Frage sprechen. Es han-
delt sich um eine Frage, Herr Optendrenk, die Sie 
im Haushalts- und Finanzausschuss gestellt haben. 
Wir haben Ihnen eine Antwort darauf gegeben, die 
im Parlament keine andere ist als im Haushalts- und 
Finanzausschuss. 

Sie möchten gerne wissen: Welche Steuereinnah-
men erwartet die Landesregierung für Nordrhein-
Westfalen in den Jahren 2014 bis 2018? Das be-
deutet, Sie möchten gerne wissen, welche Grund-
annahmen es für die Steuereinnahmen im Laufe der 
mittelfristigen Finanzplanung gibt.  

Bislang haben wir diese Fragen immer dann beant-
wortet, wenn sie Teil eines in den Landtag einge-
brachten Haushaltes waren. Das sind sie zurzeit 
noch nicht, und das habe ich Ihnen auch im Haus-
halts- und Finanzausschuss gesagt. Das haben wir 
Ihnen auch bereits auf der Arbeitsebene direkt mit-
geteilt. Sie haben jedoch ein anderes Interesse, das 
sich vermutlich im Laufe der Fragen noch heraus-
stellen wird, und dann können wir darüber reden. 

Ich kann Ihnen jetzt sagen: Wir haben heute die 
letzte Sitzung vor der Sommerpause. In der ver-
gangenen Woche haben wir den Haushalt 2015 mit 
der mittelfristigen Finanzplanung bis 2018 verab-
schiedet. Dieser Haushalt wird jetzt von der Landes-
regierung an den Landtag überwiesen. Wenn dem 
Landtag dieser Entwurf zur Beratung vorliegt, dann 
ist es selbstverständlich, dass über alle Punkte, die 
in diesem Entwurf stehen, gesprochen wird.  

Ich werde aber nicht damit anfangen – denn ich 
möchte es so halten wie meine Vorgänger –, häpp-
chenweise über einzelne Punkte und die Rahmen-
bedingungen, die dem zugrunde liegen, zu reden, 
bevor der Entwurf den Landtag überhaupt erreicht 
hat. 

Deswegen kann ich Ihnen noch einmal sagen, was 
ich bereits gesagt habe: Sie kennen die allgemeinen 
Aussagen zur Steuerschätzung in Deutschland. Sie 
wissen, dass die Steuerschätzer vorausgesagt ha-
ben, dass die Erwartung für den Staatshaushalt im 
Jahr 2014 insgesamt eher etwas zurückgenommen 
ist, dass die Entwicklung von 2015 bis 2018 leicht 
günstiger ist, als noch in der letzten Steuerschät-
zung erwartet, und dass wir in Bezug auf das Land 
Nordrhein-Westfalen gesagt haben: Wir legen den 
Jahren der mittelfristigen Finanzplanung diejenigen 
Werte zugrunde, die uns die schematische Steuer-
schätzung für die Regionalisierung, für die Länder, 
durchgeführt von Baden-Württemberg, an die Hand 
gegeben hat. Das heißt, wir haben keine eigenen 
Zahlen entwickelt, sondern wir haben diese Zahlen 
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zugrunde gelegt, und darauf basiert diese Einschät-
zung. Wir werden darüber diskutieren können, wenn 
der Haushaltsentwurf den Landtag erreicht hat. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Es gibt eine Nachfrage von Herrn 
Dr. Optendrenk. Bitte schön. 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Sie haben erklärt, 
warum Sie die Zahlen jetzt nicht vorlegen möchten. 
Ich verweise darauf, dass Sie solche Zahlen auf 
meine Bitte hin in der Vorlage 16/390 von Novem-
ber 2012, und zwar unabhängig von einem Haus-
haltsberatungsverfahren, vorgelegt haben. Seiner-
zeit war das offensichtlich kein Problem. Es hat 
auch nicht den Kontext, den Sie gerade dargelegt 
haben. 

Deshalb frage ich Sie: Welche rechtlichen Gründe 
haben Sie, dem Landtag die Berechnungen des Fi-
nanzministeriums zu den prognostizierten Steuer-
einnahmen 2014 bis 2018 zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht mitzuteilen? Es geht um die rechtlichen Grün-
de. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Sie 
haben gerade eine Beantwortung Ihrer Frage aus 
dem Jahr 2012 angesprochen, die für einen einge-
brachten Haushalt galt. Diese ist nicht vor der Ein-
bringung des Haushalts erfolgt. 

Die Begründung lautet: In diesem Zusammenhang 
hat es immer Absprachen gegeben, und zwar auch 
in Ihrer eigenen Zeit als Fraktionsassistent, als es 
darum ging, zusammen mit dem Finanzminister 
darüber zu sprechen, welche Annahmen der Haus-
haltsplanung zugrunde liegen. Sie haben dafür ein 
Verfahren verabredet, an das ich mich jetzt auch 
halten möchte. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Es gibt eine zweite Frage von Herrn Dr. 
Optendrenk. Bitte schön. 

Dr. Marcus Optendrenk (CDU): Ich wüsste gerne, 
wie Sie die Steuereinnahmeentwicklung für das lau-
fende Jahr 2014, für das es nicht nur einen einge-
brachten, sondern einen bereits verabschiedeten 
Haushalt gibt, im Jahresvollzug bisher bewerten 
bzw. wie die konkreten Halbjahreszahlen des Jah-
res 2014 aussehen. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Mit 
dieser Frage habe ich gerechnet, als ich sagte: Ich 
glaube, dass Ihrer Frage noch andere Motive zu-
grunde liegen. Ich denke, das ist – im Wissen da-
rum, was wir im Haushalts- und Finanzausschuss 
besprochen haben – der Punkt, über den Sie gerne 
sprechen möchten. Das haben Sie heute bereits in 

Ihrem Redebeitrag als Erwiderung auf die Aussa-
gen der Ministerpräsidentin gesagt. Sie möchten 
gerne in die Landschaft setzen, dass im Jahr 2014 
Steuerausfälle in Höhe von 1,6 bis 1,8 Milliarden € – 
so haben Sie gerechnet – zu befürchten sind. Ich 
vermute, das soll die Schlagzeile sein. 

Dazu kann ich Ihnen Folgendes sagen: Sie müssen 
vorsichtig sein, dass Sie damit nicht komplett falsch 
liegen. Denn Sie haben auf der Grundlage der 
Steuereinnahmen bis zum Mai eine Hochrechnung 
vollzogen. Das hätten Sie auch auf der Grundlage 
der Steuerschätzung bis zum März machen können. 
Dann hätten Sie einen enormen Überschuss er-
rechnet. Das haben Sie zu diesem Zeitpunkt aller-
dings lieber nicht gemacht, sondern Sie haben bis 
Mai gewartet. 

Nach den Kenntnissen, die mir zum Juni vorliegen, 
ist der Eingang der Steuern, und zwar nicht nur in 
Nordrhein-Westfalen, schlechter als erwartet. Das 
trifft zu.  

Wenn man das gerne zu einem Knackpunkt in der 
Kommunikation machen möchte, dann muss man 
sich – ich habe die Zahlen von Januar bis Mai vor-
liegen – aber auch noch Folgendes anschauen: Die 
augenblickliche Entwicklung in den Bundesländern 
gegenüber dem Vorjahr liegt zwischen einem Plus 
von 10,8 % in Baden-Württemberg und einem Mi-
nus von 7,9 % in Schleswig-Holstein. Nordrhein-
Westfalen lag mit einem Plus von 0,9 % im Mittel-
feld. Diejenigen also, deren Plus in einem hohen 
Bereich lag, haben den Wert nach oben gezogen. 
Rechnet man NRW nicht mit ein, ist bei den Län-
dern ein Plus von 4,3 % zu verzeichnen. 

Wer sich das vor Augen hält, weiß, dass dies bei-
spielsweise zum In-Kraft-Treten eines Ausgleich-
mechanismus, nämlich des Länderfinanzausgleichs, 
führen würde.  

Darüber hinaus haben die Ausfälle, die in Nord-
rhein-Westfalen sowie in einigen anderen Ländern 
zu beklagen sind – wobei Nordrhein-Westfalen im 
Vergleich zu Niedersachsen noch nicht einmal im 
Minusbereich liegt; zudem liegt Hessen bei minus 
2,3 % –, im Verlauf dieses ersten Halbjahres eine 
ganze Reihe durchaus schwerwiegender Verschie-
bungen nach sich gezogen, die entweder die Folge 
haben, dass damit zu rechnen ist, dass es im zwei-
ten Halbjahr entsprechende Nachzahlungen gibt, 
oder es gibt Verschiebungen zwischen Ländern, die 
dann wiederum in den Ausgleichsmechanismus 
einmünden. 

Ich nenne ein Beispiel: Seit dem 1. Januar 2014 be-
legt eine Umsatzsteuerumstellung im Bereich der 
Versorger – Energie, Strom, Gas – nicht mehr den 
Lieferanten, sondern den Bezieher mit der Umsatz-
steuer. Das bedeutet, dass sich etwas von Nord-
rhein-Westfalen als Schwerpunkt wegbewegt und 
hinbewegt auf alle, also zum Teil auch auf Nord-
rhein-Westfalen, weil hier im Land natürlich ein Teil 
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der Bezieher sitzt; es gibt aber auch größere Bezie-
her außerhalb des Landes. Das hat im ersten Halb-
jahr Steuerverlagerungen in einer Größenordnung 
von mal eben so 500 Millionen € ausgelöst, was hier 
zu einem spürbaren Rückgang geführt hat.  

Wir hatten bei der Einfuhrumsatzsteuer ein Minus 
von 70 Millionen € und von 240 Millionen € bei den 
Dividendenkürzungen im ersten Halbjahr, die aber 
durchaus vermuten lassen, dass es andere Zah-
lungstermine auch noch im Jahre 2014 gibt. Das 
heißt: Eine Hochrechnung dergestalt, dass Sie das 
verdoppeln, was im ersten Halbjahr eingegangen 
ist – und dann hat man das Loch und kann damit 
hausieren gehen –, können Sie anstellen, wenn Sie 
Ihren Spekulationen treu bleiben wollen, die Sie 
auch in dem vorigen Tagesordnungspunkt ange-
sprochen haben. Das wäre aber grundlegend unse-
riös. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Es gibt eine Frage von Herrn Sieveke. 
Bitte schön, Herr Sieveke. 

Daniel Sieveke (CDU): Herr Finanzminister, Sie 
haben eben dargelegt, wie die Überschrift der CDU-
Fraktion aussehen könnte. Danach haben Sie meh-
rere explizite Beispiele genannt – wieso, weshalb, 
warum. Ich habe aber die Frage: Warum rechnet 
die Landesregierung für 2018 in ihrer mittelfristigen 
Finanzplanung mit einer Steigerung von 4,14 % ge-
genüber 2013, wenn der Arbeitskreis Steuerschät-
zung bei der Mai-Steuerschätzung für 2014 für die 
Länder nur von einer Steigerung von 3,6 % aus-
geht? 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ich 
habe zur Steuerschätzung, die Ihnen in der mittel-
fristigen Finanzplanung, die wir jetzt im Kabinett 
verabschiedet haben, noch nicht vorliegt, nur so viel 
nach draußen getragen, als ich gesagt habe: Wir 
haben in dieser mittelfristigen Finanzplanung exakt 
die Zuwächse einbezogen, die von dem Arbeitskreis 
der schematischen Regionalisierung, geführt von 
Baden-Württemberg, vorgegeben worden sind. Die-
se basieren auf den Daten der Steuerschätzung 
insgesamt und natürlich der Regionalisierung, die 
dort vorgenommen worden ist. Die Daten können 
nicht von dem abweichen, was in der schemati-
schen Regionalisierung der Mai-Steuerschätzung 
an Daten genannt worden ist.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Eine Frage von Herrn Jung. 

Volker Jung (CDU): Vielen Dank. – Herr Minister, 
Sie haben in der vorherigen Beantwortung der Fra-
ge eine Reihe Zahlen der einzelnen Bundesländer 
genannt. Wären Sie bereit, diese Zahlen aller Bun-

desländer für uns in einer Auflistung tabellarisch 
kurzfristig zur Verfügung zu stellen?  

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ja.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Ich habe keine weitere Frage mehr. Das 
bleibt auch so. Damit sind wir am Ende der Beant-
wortung der Dringlichen Anfrage 46 des Herrn Ab-
geordneten Dr. Optendrenk.  

Wir kommen zur  

Mündlichen Anfrage 42  

des Herrn Abgeordneten Rehbaum von der Fraktion 
der CDU. 

Sieht die Landesregierung Handlungsbedarf 
bei den derzeitigen Zuständen von Fernbus-
haltestellen in Nordrhein-Westfalen? 

Zum 1. Januar 2013 hatte die damalige Bundes-
regierung das im Jahr 1931 zum Schutz der 
Bahnverbindungen erlassene innerdeutsche 
Fernbusverbot aufgehoben. Ziel des Gesetzes 
war, eine kostengünstige und umweltfreundliche 
Reisemöglichkeit auch für Menschen mit gerin-
gem Einkommen zu schaffen.  

Aus einer Studie des Berliner Iges-Instituts geht 
hervor, dass seitdem 80 innerdeutsche Linien 
entstanden sind, wovon 42 durch Nordrhein-
Westfalen führen. Fernbusanbieter in Nordrhein-
Westfalen sind unter anderem ADAC/Post, 
„MeinFernbus“, „FlixBus“ oder „City2City“. Eine 
große Nachfrage gibt es vor allem bei Schülern, 
Studenten und Auszubildenden.  

Laut Iges-Institut hat das Fernbusangebot in 
Nordrhein-Westfalen bereits einen überaus ho-
hen Ausbaustand erreicht. Insgesamt sollen jede 
Woche ca. 1.000 Fernbusse in Nordrhein-
Westfalen starten und enden. Besonders viele 
Fernbusverbindungen gibt es nach Berlin und in 
die Rhein-Main-Region. 

In den Städten gibt es jedoch erhebliche Proble-
me mit der erforderlichen Haltestelleninfrastruk-
tur. So sind Terminals oftmals gar nicht vorhan-
den, zu klein, nicht überdacht, nicht barrierefrei 
und nicht verkehrssicher. Oft fehlen PKW-
Parkplätze für Fahrgäste, die nicht mit dem öf-
fentlichen Nahverkehr mit Bus und Bahn anrei-
sen. So kommt es regelmäßig zu chaotischen 
Zuständen beim Fahrgastwechsel. Außerdem 
fehlt es an Toiletten für wartende Fahrgäste und 
an Sozialräumen für Fahrpersonal, das seine ge-
setzlichen Ruhepausen nehmen muss. Zudem 
sind die Fernbushaltestellen nicht immer zentral 
gelegen. Zum Beispiel fährt der Bus in Köln nicht 
vom Hauptbahnhof, sondern von der anderen 
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Rheinseite in Deutz ab. Ländliche Regionen wer-
den kaum angefahren. 

Aus der täglichen Praxis wird berichtet, dass 
Fernbusse immer wieder Fahrgäste an nicht ge-
nehmigten Haltestellen aussteigen lassen. Damit 
unterlaufen diese Fernbusse die vom Gesetzge-
ber zum Schutz des öffentlichen Nahverkehrs mit 
Bus und Bahn bewusst getroffene Regel, dass 
Haltestellen einen Mindestabstand von 50 km 
haben müssen. 

Die CDU-Landtagsfraktion weist bereits seit Mo-
naten auf diese unhaltbaren Zustände an Fern-
bushaltestellen in Nordrhein-Westfalen hin. Die 
Landesregierung jedoch sieht „…keine bedeu-
tenden Probleme an und um die Haltestellen 
durch Fahrgastwechsel … bei denen die Landes-
regierung unterstützend tätig werden könnte.“ So 
heißt es in der Antwort auf die KA der CDU-
Fraktion (Drucksache 16/5793) vom 7. Mai 2014. 

In der Westpol-Sendung vom Sonntag, 22. Juni 
2014, hingegen forderte Minister Groschek eine 
Fernbusmaut zum Ausbau der Fernbushaltestel-
len. Dies ist ein Widerspruch. 

Herr Bodewig hatte im Übrigen eine solche Bus-
maut auf die konkrete Frage der CDU-Fraktion 
ausgeschlossen, s. a. Ausschussprotokoll APr 
16/357 vom 10.10.2013. 

Die Folge dieser widersprüchlichen Aussagen ist 
die Verunsicherung der Kommunen. Diese fühlen 
sich von Minister Groschek im Stich gelassen. 

Verunsicherung besteht aber auch bei den Be-
treiber/Startups der noch jungen Fernbusbran-
che, die Millionenbeträge in Fahrzeuge und Kon-
zepte investiert haben, und bei deren Fahrgäs-
ten. 

Wie erklärt die Landesregierung ihre wider-
sprüchliche Aussage zu Fernbushaltestellen? 

Dazu ist der Herr Minister Groschek im Hause und 
antwortet auch.  

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Danke schön, Herr 
Präsident. – Die Kurzfassung lautet: Die Landesre-
gierung sieht einen solchen nicht. – Ich könnte jetzt 
weiter … 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister … Entschuldigung!  

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Gut.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Gibt es dazu noch eine Nachfrage? – Bit-
te schön. 

Henning Rehbaum (CDU): Vielen Dank. – Herr Mi-
nister, diese Erkenntnis, dass Sie keinen Hand-
lungsbedarf sehen, hatten wir ja auch schon Ihren 
bisherigen Entgegnungen zum Beispiel auf unsere 
Kleine Anfrage entnommen. Die große Frage ist: 
Wie sind derzeit die Zustände an den Fernbushalte-
stellen? Uns liegen zahlreiche Hinweise vor, dass 
es dort zu schwierigen Situationen kommt – sowohl 
verkehrsrechtlicher als auch sanitärer Art.  

Wir sind der Meinung, dass sich eine Landesregie-
rung aus dieser Situation nicht heraushalten kann. 
Wir haben von den Kommunen Hilferufe vernom-
men, die wir ernst nehmen. Von daher die Frage: 
Wie schätzen Sie die Situation an den Fernbushal-
testellen in den Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
ein? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Herr 
Minister. 

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Grundsätzlich habe 
ich den Eindruck, dass für die Kunden dieses Pri-
vatverkehrs nach dem Prinzip „Privat vor Staat“ das 
Motto gilt: Der Fahrpreis ist wichtiger als der Halte-
stellenkomfort. Weil es sich um ein privatwirtschaft-
liches Unternehmen handelt – Fernreisebusver-
kehr – sehen wir uns auch nicht in der staatlichen 
landespolitischen Verpflichtung, eine Infrastruktur zu 
schaffen; denn das hieße, Gewinne zu privatisieren 
und Infrastrukturkosten zu verstaatlichen. Das wäre 
Public Private Partnership, die mit Sicherheit vom 
Landesrechnungshof kritisiert würde. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Herr Priggen hat eine Frage. Bitte schön 

Reiner Priggen (GRÜNE): Schönen Dank. – Der 
Kollege von der CDU hat mich darauf gebracht: 
Wenn ich bei uns in Aachen die Situation anschaue 
und akzeptiere, dass junge Leute, Leute, die nicht 
viel Geld haben, das Angebot gerne nutzen, dann 
wäre ich nie auf den Gedanken gekommen, dass 
das Aufgabe des Landes ist. Ich hätte immer ge-
dacht, es sei Aufgabe meiner Stadt, dafür zu sor-
gen, dass diese Bushalteplätze mit dem ÖPNV er-
reichbar oder in der Stadt sind.  

Also ist die Frage: Wenn es Aufgabe von jemandem 
ist, ist es dann nicht Aufgabe der Kommunen, das in 
ihren Nahverkehr zu integrieren und dafür zu sor-
gen, dass vor Ort vernünftige Park- und Anfahrmög-
lichkeiten gegeben sind? Das ist nicht Aufgabe des 
Landes. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister.  
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Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Herr Abgeordneter 
Priggen, da treffen Sie voll die Auffassung der Lan-
desregierung. Um Herrn Rehbaum vielleicht eine 
Nachfrage zu ersparen, will ich gleich darauf ver-
weisen, dass wir die dritte Ebene, den Bund, noch 
nicht erörtert haben. Das war ja der vermeintliche 
Aufhänger für die mündliche Nachfrage bezüglich 
des Fernbusverkehres.  

Ich habe in einer WDR-Sendung geäußert, dass 
gegebenenfalls dieser Fernbusverkehr durch den 
Bund bemautet wird. Wenn der Bund einen solchen 
Verkehr bemauten würde, könnte er sich überlegen, 
aus diesen Mauteinnahmen Infrastrukturertüchti-
gungen vorzunehmen. Das ist jetzt nicht unmittelbar 
mein vorrangiger politischer Wille. Aber dem Bund 
traue ich hinsichtlich der Finanzierung von Ver-
kehrsinfrastruktur alles zu. Deshalb auch, dass er 
die Fernbusverkehre bemauten will, zumal das der 
Vorsitzende des Bundestagsverkehrsausschusses 
öffentlich auf Seite 1 der „Frankfurter Allgemeinen 
Sonntagszeitung“ als Forderung geäußert hat. Es 
war also kein Nobody, sondern einer der Top-Player 
der bundesrepublikanischen Verkehrspolitik. Des-
halb sollten wir gespannt abwarten, welche Maut-
vorschläge aus Berlin uns alle noch erreichen.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Wir haben eine Frage von Herrn 
Schemmer. Bitte schön. 

Bernhard Schemmer (CDU): Herr Minister, wir ha-
ben nun die Situation, dass die Fernbusbetreiber 
Mineralölsteuer und Kfz-Steuer zahlen und dass 
sich diese Bundesregierung darauf festgelegt hat, 
die Fernbusse nicht zu bemauten.  

Meine Frage ist daher: Ist dadurch der Vergleich mit 
den Mitfahrerparkplätzen, die wir an Autobahnen 
und Ähnlichem haben, nicht eher angebracht, weil 
wir über das Gemeindeverkehrsfinanzierungs- bzw. 
Entflechtungsgesetz die Mitfahrerparkplätze mitfi-
nanzieren? Wo ist denn der Unterschied zwischen 
dem Mitfahrerparkplatz und der Bushaltestelle für 
den Fernverkehr?  

Vizepräsident Oliver Keymis: Bitte schön, Herr 
Minister.  

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Die Landesregierung 
sieht in einer solchen Finanzierungsvorsorge weder 
verkehrspolitischen Sinn noch wirtschaftliche Ver-
nunft. Es ist – noch einmal – ein rein privatwirt-
schaftlicher Verkehr, der dort organisiert wird. Die-
jenigen, die verantwortlich diesen Verkehr durchfüh-
ren, haben gefälligst auch die Infrastruktur bereitzu-
stellen, weil sie im Gegensatz zu dem Konkurrenten 
Bahn – nur deshalb wurde zum 1. Januar 2013 der 

Fernbusreiseverkehr in Deutschland zugelassen – 
und den privaten Bahnbetreibern keine Mautgebüh-
ren bezahlen.  

Bei den Diskussionen im Rahmen des Zustande-
kommens des Koalitionsvertrages der die Regie-
rung tragenden Fraktionen in Berlin ist davon aus-
gegangen worden, dass es verkehrspolitisch sinn-
voll sei, Fernbusverkehre zu bemauten, weil die na-
türlich angesichts ihres Gewichtes mit Blick auf die 
Beschädigung von Infrastruktur genauso zu bewer-
ten seien wie LKWs, dass aber aus ordnungspoliti-
schen Gründen davon abgesehen werden sollte, 
weil eine Mehrheit der dort Verhandelnden davon 
überzeugt war, dass es wettbewerbsrechtlich Sinn 
mache, die Bahn unter Druck zu setzen. Das könne 
man besser mit einem mautfreien Fernbusverkehr 
als mit einem bemauteten – jedenfalls in einer An-
fangsphase, ohne dass präzisiert wurde, was „An-
fangsphase“ heißt.  

Deshalb noch einmal mein Hinweis: Das, was im 
Koalitionsvertrag steht, muss nicht identisch sein mit 
dem, was die Bundesregierung im Bereich Ver-
kehrsinfrastrukturfinanzierung real veranlassen will.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Herr Bayer von der Piratenfraktion hat 
eine Frage. Bitte schön, Herr Bayer.  

Oliver Bayer (PIRATEN): Vielen Dank. – Es han-
delt sich um Privatverkehr, und der bedingt natürlich 
privatfinanzierte Infrastruktur. Dennoch gibt es in 
ähnlichen Fällen, etwa bei Carsharing oder Mitfah-
rerverkehr, Rahmenbedingungen, die von Land und 
Kommunen gesetzt werden. Es gibt Regelungen, 
wo Carsharing-Autos parken dürfen, wo andere 
Fahrzeuge nicht parken dürfen. Auch für Elektroau-
tos, die zum Privatverkehr zählen, existieren geson-
derte Regelungen.  

Gibt es von der Landesregierung Überlegungen, auf 
die Entwicklungen in der Zukunft zu reagieren, in-
dem zum Beispiel Rahmenbedingungen geschaffen 
oder gesetzliche Vorgaben gemacht werden, dass 
bestimmte Einrichtungen vorhanden sein müssen?  

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister.  

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Grundsätzlich ist die 
Landesregierung der Auffassung, dass die gesetzli-
che und verordnungsrechtliche Regelungsdichte in 
der Bundesrepublik Deutschland ein vertretbares 
Maß erreicht hat und wir deshalb nicht bestrebt sein 
sollten, dieses Maß da zu überschreiten, wo es 
nicht unbedingt erforderlich ist.  

Im Moment sehen wir diese gesetzliche Regelungs-
notwendigkeit noch nicht. Wir finden, dass wir sehr 
gut damit fahren, die Bezirksregierungen in Nord-
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rhein-Westfalen im Falle der Genehmigung von 
Fernbusreiseverkehren verantwortlich gemacht zu 
haben. Diese kommunalnahe Eigenverantwortlich-
keit der Bezirksregierung ist ein bewährtes Organi-
sations- und Gestaltungsprinzip in Nordrhein-
Westfalen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Seine zweite und damit letzte Frage stellt 
Herr Kollege Priggen.  

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Minister, ich meine, 
Herrn Schemmer, den verkehrspolitischen Sprecher 
der CDU, so verstanden zu haben, dass er eine 
GFG-Befrachtung vorschlägt, um für die privaten 
Unternehmen Haltestellen zu errichten. Haben Sie 
das genauso verstanden? Denken Sie, dass die 
kommunalen Spitzenverbände eine solche Befrach-
tung des GFG mittragen würden?  

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Die Landesregierung 
kann sich nicht vorstellen, dass eine Befrachtung 
von kommunalen Selbstverwaltungsmitteln mit 
Zwangsbevormundung, wo ein Teil dieses Geldes 
einzusetzen ist, die Zustimmung der kommunalen 
Spitzenverbände oder gar einer Mehrheit der Kom-
munen und Gemeinden findet. Da müsste Herr Kol-
lege Schemmer den Gegenbeweis antreten und 
Städte nennen, die darauf drängen, bevormundend 
gezwungen zu werden, ihr eigenes Geld zwangs-
weise einzusetzen, um privatwirtschaftliche Fern-
busbahnhöfe zu errichten.  

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Herr Rehbaum stellt seine zweite Frage.  

Henning Rehbaum (CDU): Herr Minister, Sie ha-
ben es gerade selber schon gesagt: Die Genehmi-
gungsbehörden für den Fernbusverkehr sind jeweils 
die Behörden am Ausgangspunkt der Linie. Die Li-
nien, die in Nordrhein-Westfalen beginnen, werden 
also durch die jeweilige Bezirksregierung geneh-
migt.  

Warum haben denn diese Bezirksregierungen Li-
nien genehmigt, ohne die Problematik der Leis-
tungsfähigkeit der Haltestellen in den Blick zu neh-
men? Und was unternehmen die Genehmigungs-
behörden, um mögliche Verstöße gegen die Ge-
nehmigungsbedingungen sowohl in Nordrhein-
Westfalen als auch im bundesweiten Verlauf der Li-
nie durch Überwachung festzustellen und zu ahn-
den?  

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte 
schön. 

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Ich wiederhole mich 
mit der Aussage, dass offensichtlich bei vielen Kun-
dinnen und Kunden der Fernbuslinienverkehre das 
Prinzip gilt: Der Fahrpreis ist wichtiger als der Halte-
stellenkomfort. – Deshalb sind offensichtlich die al-
lermeisten Fahrgäste mit einem recht niedrigen Hal-
testellenkomfort einverstanden, weil ein Mehr an 
Haltestellenkomfort natürlich auch einen höheren 
Fahrpreis bedeuten würde – es sei denn, Sie unter-
stellen die Verstaatlichung dieses Teils an privater 
Infrastruktur, was ich mir allerdings nicht vorstellen 
kann. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Herr Schemmer hat eine zweite und sei-
ne letzte Frage. 

Bernhard Schemmer (CDU): Herr Minister, Sie 
sprachen gerade von Zwangsbevormundungsmit-
teln, die Sie bei der Nutzung des GFG als Entflech-
tungsmittel durchaus eingesetzt haben. Ursprüng-
lich waren die GVFG-Mittel – nicht GFG, Herr Prig-
gen; dies nur zur Korrektur – für bestimmte Maß-
nahmen vorgesehen. Sie werden jetzt etwas einsei-
tig nur noch in ganz bestimmte Richtungen genutzt. 
Während andere Länder diese zum Beispiel aus-
schließlich für die Straße nutzen, nutzen wir sie 
schon seit langer Zeit auch für die Bahn, aber im 
Straßenbereich jetzt nur noch sehr reduziert. 

Meine Frage ist eigentlich nicht beantwortet, warum 
dort, wo Leute zusammen fahren, nämlich bei Mit-
fahrerparkplätzen, bisher eine Förderung aus 
GVFG-Mitteln erfolgt ist, während dort, wo andere 
Menschen zusammen fahren wollen, nämlich mit 
einem Fernbus, für die Menschen die gleichen gu-
ten Rahmenbedingungen nicht geschaffen werden 
sollen. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte 
schön. 

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Das müssen Sie im 
Zweifel die Betreiber der Fernbuslinien fragen, wa-
rum sie keine Infrastruktur anderer Qualität anbie-
ten. Ansonsten müssen Sie die jeweiligen Kommu-
nen fragen, warum sie keine Infrastrukturausbau-
maßnahmen vorsehen – wenn sie das als Standort-
vorteil begreifen würden. Offensichtlich ist der 
Standortvorteil durch eine bessere Haltestellenaus-
stattung kommunal nicht so gewichtig, als dass man 
sich mit diesem Kriterium gegenüber Wettbewer-
bern profilieren wollte. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Eine dritte und letzte Frage hat der Kol-
lege Rehbaum. Bitte schön. 
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Henning Rehbaum (CDU): Herr Minister, Sie hat-
ten am 22. Juni in der Sendung „Westpol“ die Bus-
maut ins Spiel gebracht. Können Sie noch einmal 
erläutern, wie diese Maut konkret aussehen könnte 
und wie Sie denn die Maut für Fernbuslinien ab-
grenzen wollen zu den anderen Bedienungsformen, 
die das Personenbeförderungsrecht für Reisebusse 
vorsieht? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister, bitte 
schön. 

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Im Moment fordere 
ich keine Bemautung der Fernbuslinien, sondern ich 
habe nur darauf verwiesen, dass man bei der Fi-
nanzierung der Verkehrsinfrastruktur dem Bund, der 
Bundesregierung im Moment alles zutrauen kann, 
wie Sie ja alltäglich bei den Spekulationen um die 
Pkw-Maut erfahren können. Die Pkw-Maut hat in 
ihrer vorgesehenen Form, sie auf ausländische 
Fahrerinnen und Fahrer zu begrenzen, ja ein ge-
wisses Maß an Irrationalität. Wenn das für diesen 
Teilbereich von Finanzierungsabsichten gilt, warum 
sollte sich das nicht auch auf verwandte Teilberei-
che erstrecken? 

Ich persönlich halte die Ausweitung und Vertiefung 
der Lkw-Maut auf alle deutschen Straßen für drin-
gend erforderlich. Das würde den Kommunen hel-
fen, ihre Brückenproblematik zu lösen, für die in 
keinster Weise Vorsorge getroffen ist. Außerdem 
würde das die Länder bei der Betreuung ihrer eige-
nen Sanierungsbedürfnisse komfortabler unterstüt-
zen, und der Bund hätte auch mehr Luft. Aber das 
ist im Moment nicht absehbar. Auch da gilt jedoch: 
Da ist das letzte Wort noch nicht gesprochen. Jen-
seits des geschriebenen Wortes eines Koalitions-
vertrages gibt es ja auch eine Handlungsdynamik, 
die sich manchmal schneller entwickelt, als ge-
schriebener Text angepasst werden kann. 

Deshalb: Wenn Sie Fragen haben, wie eine Fern-
busmaut auszugestalten wäre, wäre der erste An-
sprechpartner jenseits des dann zuständigen Bun-
desverkehrsministeriums der amtierende Aus-
schussvorsitzende des Bundestagsausschusses für 
Verkehr. Er hat das öffentlich ins Spiel gebracht mit 
dem ausdrücklichen Verweis, dass die Menschen 
bei der Bahnbenutzung ja quasi eine Pkw-Maut auf 
Schienen bezahlen müssten, aber Fernbusreisende 
diese Maut nicht entrichten müssten, und deshalb 
sei das ein krasser Wettbewerbsnachteil des schie-
nengebundenen Verkehrs gegenüber dem rein pri-
vatwirtschaftlichen autobahngebundenen Verkehr. 

Die Einzelheiten dazu waren dem Artikel nicht zu 
entnehmen. Aber ich unterstelle einmal, dass mög-
licherweise ein Schubladenkonzept mehr Auf-
schluss gäbe als der Text in der „F.A.S.“. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Nun hat Frau Scharrenbach eine Frage. 
Bitte schön. 

Ina Scharrenbach (CDU): Vielen Dank. – Was tun 
denn die dem Land zugehörigen Genehmigungsbe-
hörden konkret zur Überwachung und Ahndung von 
Verstößen gegen die Genehmigungsbedingungen 
in den anderen Bundesländern? 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herr Minister. 

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Es läuft im Rahmen 
von Recht und Gesetz und Amtshilfe reibungslos, 
was an Überwachungsmaßnahmen notwendig ist. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. – Ich habe keine weitere Frage mehr zur 
Mündlichen Anfrage 42. 

Ich rufe die  

Mündliche Anfrage 43  

des Herrn Abgeordneten Hovenjürgen von der Frak-
tion der CDU auf: 

Umsetzung des Industrieparks „newPark“  

Die RWE Service GmbH hatte der newPark 
GmbH ursprünglich ein Kaufpreisangebot bis 
zum 31.12.2012 unterbreitet. Nach Verhandlun-
gen zwischen der Landesregierung und der RWE 
Service GmbH wurde die Kaufoption bis zum 
30.09.2013 verlängert. Vorlage 16/1984 vom 18. 
Juni 2014 ist zu entnehmen, dass die Landesre-
gierung nach wie vor davon ausgeht, dass die 
RWE Service GmbH bis zum 30.09.2013 an das 
Angebot gebunden war. 

Die RWE Service GmbH bestreitet jedoch, dass 
die Kaufoption bis zum 30.09.2013 verlängert 
wurde. Die Annahme des Kaufpreisangebotes 
durch die newPark GmbH vom 26.09.2013 sei 
daher verfristet. Die RWE Service GmbH lehnt 
daher einen Verkauf zu den mit der Landesregie-
rung ausgehandelten Konditionen ab. 

Welche Schritte wird die Landesregierung er-
greifen, damit sich die RWE Service GmbH an 
die mit der Landesregierung ausgehandelte Op-
tionsverlängerung hält? 

Zur Beantwortung ist für die Landesregierung Herr 
Minister Duin bereit. Bitte schön, Herr Minister. 

Garrelt Duin, Minister für Wirtschaft, Energie, In-
dustrie, Mittelstand und Handwerk: Ganz herzlichen 
Dank, Herr Präsident. – Gerne nehme ich die Gele-
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genheit wahr, aus unserer Sicht den Sachstand der 
Grundstücksverhandlungen zwischen RWE und der 
newPark GmbH darzulegen. 

Dazu zunächst eine Vorbemerkung, damit das auch 
unmissverständlich ist:  

Vertragspartner über den Ankauf des newPark-
Areals wären RWE auf der einen Seite und die 
newPark GmbH auf der anderen Seite. Die Landes-
regierung war und ist zu keinem Zeitpunkt Verhand-
lungspartner. Wir haben aber in der ersten Jahres-
hälfte 2013, also vor der Bürgschaftsentscheidung 
des Landes, diese Verhandlungen sehr intensiv be-
gleitet. 

Die Verkaufsoption der newPark-Fläche durch RWE 
ist Ende September 2013 ausgelaufen. Auf der 
Grundlage dieser Zeitachse ist Anfang 2013 meine 
Entscheidung zum Thema „Bürgschaft“ gefallen. Ob 
einige Tage vor Ablauf der Frist die newPark GmbH 
das Kaufangebot von RWE rechtsverbindlich ange-
nommen hat, steht jetzt infrage. Die newPark GmbH 
hatte RWE Ende September 2013 mitgeteilt, dass 
sie von ihrer Gesellschafterversammlung beauftragt 
sei, Gespräche über den Kaufvertrag zu führen, und 
dass in den – damals – nächsten Tagen hierzu ein 
Gesprächstermin abgestimmt werde. Ob es sich 
dabei um die rechtsverbindliche Annahme des 
Kaufpreisangebotes gehandelt hat, das müssen die 
Juristen von RWE und der newPark GmbH ent-
scheiden, das kann ich von außen nicht bewerten. 

Eine weitere vertragliche Bindung von RWE über 
den 30. September 2013 hinaus ist mir nicht be-
kannt. Es gibt in der Folge auch keine Zusage von 
RWE mir gegenüber – schriftlich, mündlich oder te-
lefonisch –, den Grundstückspreis auf ca. 3 € pro 
Quadratmeter zu halten. Wir sind aber – ich habe es 
eingangs schon gesagt – auch gar nicht Verhand-
lungs- bzw. Vertragspartner von RWE. 

RWE führt aus, dass sie als Aktiengesellschaft ge-
halten sei, die bestmöglichen Konditionen am Markt 
zu erzielen. RWE führt weiter aus, dass die Nach-
frage nach landwirtschaftlicher Fläche in der Region 
steige und damit auch höhere Preise für landwirt-
schaftliche Flächen einhergingen. – Sie erinnern 
sich: Es war auch Teil der Argumentation der 
newPark GmbH, dass dies so sei.  

Es ist nicht mein Job als Wirtschaftsminister, eine 
Aktiengesellschaft, wie RWE eine ist, über die 
Preisgestaltung in irgendeiner Weise zu belehren. 
Was ich gut verstehe, ist das Anliegen der newPark-
Gesellschaft, endlich einen Preis von RWE genannt 
zu bekommen, damit sie ihre Businessplanung ent-
sprechend prüfen und den Gesellschaftern über die 
Finanzierung Auskunft geben kann, damit die das 
beraten können und damit letztlich der Weg für die 
notwendigen Entscheidungen freigemacht wird. 

In diesem Sinne habe ich am 28. Mai 2014 ein 
Schreiben an den Vorstand der RWE AG gerichtet; 
dieses Schreiben ist dem Abgeordneten Hovenjür-

gen auch zugegangen. Mittlerweile hat RWE mir 
mitgeteilt, dass jetzt ein Wertgutachten für das 
Grundstück erstellt wird und im Anschluss wieder 
Gespräche mit der newPark GmbH aufgenommen 
werden.  

Ich persönlich habe die Hoffnung, dass dieses Gut-
achten sehr zeitnah vorliegen wird und dass dann 
auf dieser Grundlage die erforderlichen Vertragsge-
spräche zwischen den beiden Verhandlungspart-
nern – RWE auf der einen und newPark GmbH auf 
der anderen Seite – geführt werden können. 

Vizepräsident Oliver Keymis: Danke schön, Herr 
Minister. Es gibt Fragen dazu, wie Sie sich vorstel-
len können, und zwar zunächst von Herrn Hoven-
jürgen, dem Fragesteller. – Bitte schön, Herr Hoven-
jürgen. 

Josef Hovenjürgen (CDU): Danke, Herr Präsi-
dent. – Herr Minister, herzlichen Dank für die Aus-
kunft. Sie führt allerdings zu folgender Frage: Sie 
kannten die Option, die bis zum 31. Dezember 2012 
Bestand hatte, die einen Kaufpreis notariell garan-
tierte. Es kam nicht zur Bürgschaft, diese Bürg-
schaft stand offen. Sie haben allerdings in den Vor-
lagen 16/455 und 16/1984 entgegen dem, was Sie 
hier gerade dargestellt haben, erklärt, dass Sie mit 
RWE verhandelt haben, um eine Optionsverlänge-
rung zu erreichen. So die Aussage in den Vorlagen. 
Was ist also richtig? Haben Sie Mitverhandlungen 
über eine Verlängerung der Option geführt? Und 
wenn ja, mit welchem Ergebnis? 

Garrelt Duin, Minister für Wirtschaft, Energie, In-
dustrie, Mittelstand und Handwerk: Ich habe in der 
Tat in der damaligen Zeit Gespräche mit RWE dar-
über geführt, dass es aus unserer Sicht richtig wäre, 
da neue Entwicklungen im Kreistag und in der 
Kommunalpolitik sichtbar wurden, eine Optionsver-
längerung in Betracht zu ziehen.  

Ich bin über den weiteren internen Gesprächsver-
lauf zwischen RWE und der newPark GmbH nicht 
informiert worden, sondern erst dann wieder einbe-
zogen worden, als es zu keinerlei Lösung gekom-
men ist. 

Es ging ja nicht nur um die Frage – das ist Ihnen 
auch bekannt – des eigentlichen Kaufpreises, son-
dern es ging auch um die Frage: Wie lässt sich eine 
Vereinbarung darüber treffen, einen Mehrerlös auf 
vernünftige Art und Weise zu verteilen, wenn die 
newPark GmbH neuer Eigentümer würde und dann 
einen Teil der Fläche zu einem höheren Preis ver-
kaufen würde? Die Frage war also: Ist RWE an die-
sen Mehrerlösen in irgendeiner Art und Weise betei-
ligt oder nicht? 

Das alles waren Gespräche, die nicht mit mir und 
nicht mit meinem Haus, sondern zwischen RWE 
und der newPark GmbH geführt worden sind – bis-
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lang ohne Ergebnis, weswegen ich mich dann ja 
schriftlich an die RWE AG gewandt habe, um ein 
bisschen Tempo in die Sache hineinzubringen, da-
mit wir endlich eine Lösung bekommen. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Die nächste Frage kommt von 
Herrn Kollegen Hegemann, der jetzt das Wort er-
hält. Bitte. 

Lothar Hegemann (CDU): Herr Minister, Sie haben 
in der letzten Woche in Recklinghausen auf Nach-
frage erklärt, dass Sie nach wie vor zu newPark 
stehen. Sie haben jetzt Fragen zu RWE angespro-
chen, die, wie ich glaube, sehr schnell lösbar sind. 
Kein Mensch will als öffentliche Hand mit dem 
Grundstück ein Geschäft machen. Es gibt Sonder-
wünsche von RWE, die man erfüllen kann, zum 
Beispiel ihnen Standorte zu überlassen, Stichwort: 
Windpark. 

Wären Sie bereit, zwischen newPark/Kreis Recklin-
ghausen als Kostenträger und RWE eine Moderato-
renrolle zu übernehmen, damit die Gespräche wie-
der etwas besser in Gang kommen? Bisher hat ja 
niemand beschlossen, dass die Gespräche beendet 
sind. Aber so richtig in Gang gekommen sind sie 
auch nicht mehr. Deshalb stellt sich die Frage, ob 
Sie bereit sind, da aktiv mitzumachen. Denn es soll 
nach wie vor das größte zusammenhängende In-
dustriegelände Europas sein. 

Garrelt Duin, Minister für Wirtschaft, Energie, In-
dustrie, Mittelstand und Handwerk: Ich kann dazu 
nur wiederholen, dass ich in genau solch eine Rolle 
hineingegangen bin, als ich Telefonate und Gesprä-
che geführt und dann diesen Brief geschrieben ha-
be, um das Ganze zu dokumentieren. Dadurch ist 
jetzt ja auch wieder Bewegung entstanden, auch 
seitens des Unternehmens RWE.  

Wir hatten, wenn ich den Schriftverkehr richtig in Er-
innerung habe, eher eine Phase, in der eben nicht 
klar war, ob man sich überhaupt noch einmal zu-
sammensetzt. Das wird jetzt, nachdem das Gutach-
ten erstellt sein wird, aber wieder der Fall sein. Inso-
fern glaube ich, dass ich dieser Rolle in dem von 
Ihnen angesprochenen Maße ohnehin schon nach-
komme.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank. – 
Es gibt eine weitere Nachfrage von Herrn Kollegen 
Hovenjürgen. 

Josef Hovenjürgen (CDU): Herr Minister, ich 
möchte noch mal zurückkommen auf die Rolle des 
Ministeriums oder Ihre Rolle im Binnenverhältnis ei-
ner möglichen Optionsverlängerung. Es gilt, hier 
noch mal in den Raum zu stellen, dass auch im 

Wirtschaftsausschuss der Eindruck entstanden ist, 
als seien Sie derjenige gewesen, der es erreicht 
hat, dass es zu einer Optionsverlängerung gekom-
men ist, einer Optionsverlängerung – so war es zu-
mindest erst einmal für den handelnden Kreis Reck-
linghausen wahrnehmbar – zu den Konditionen, wie 
sie bis zum 31. Dezember 2012 gegolten haben. 
Wir wissen jetzt, dass das in dieser Form nicht der 
Fall war, sondern dass es Modifikationen gab, die 
letztendlich auch die Zustimmung der Beteiligten vor 
Ort gefunden hatten, dass es aber trotzdem nicht 
wirklich weitergegangen ist. 

Sehen Sie sich nach wie vor in der Verantwortung, 
dass das, was von Ihnen mit verhandelt worden ist, 
auch Gesprächsgegenstand und Verhandlungsge-
genstand sein muss, insbesondere auch unter der 
Prämisse, dass Herr Terium ja gesagt hat: „Man 
muss das tun, was man sagt, und das sagen, was 
man tut“?  

Garrelt Duin, Minister für Wirtschaft, Energie, In-
dustrie, Mittelstand und Handwerk: Das sind alles 
richtige Anmerkungen im Abschluss Ihrer Frage 
gewesen. Ich sehe gleichwohl meine Aufgabe als 
Wirtschaftsminister nicht darin, einer Aktiengesell-
schaft in irgendeiner Weise Belehrungen zu erteilen, 
wie sie Verhandlungen zu führen hat. Die Verhand-
lungen sind zwischen der newPark GmbH und RWE 
zu führen. 

Es ist richtig, dass wir – ich sage das, weil Sie hier 
noch einmal Daten genannt haben – im Vorlauf – 
Ende 2012 – mit dafür Sorge getragen haben, dass, 
weil unsere Bürgschaftsentscheidung noch nicht 
entscheidungsreif war, die Option bis zum 30. Sep-
tember des Jahres 2013 verlängert wurde. Nach 
unserer Entscheidung hat es dann Gespräche – das 
habe ich gerade ja schon mal vorgetragen – zwi-
schen den beiden Vertragspartnern gegeben. Es ist 
eine juristische Frage, ob es da zu einer Annahme 
des bis dahin gültigen Angebotes durch die 
newPark GmbH gekommen ist oder nicht. 

Jetzt ist es in der Tat unsere Aufgabe, diesen Weg 
auch moderierend zu begleiten, sodass weiter Ge-
spräche stattfinden, um eine Lösung zu finden. Aber 
es ist nicht unsere Aufgabe, den Grundstückspreis 
in irgendeiner Weise festzulegen oder einen der 
Vertragspartner dafür in Haft zu nehmen, dass bei 
früheren juristisch auch nachprüfbaren Verabredun-
gen möglicherweise andere Preise, als jetzt disku-
tiert, genannt worden sind.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister Duin. – Es kommt noch eine zweite 
und letzte Nachfrage von Herrn Kollegen Hege-
mann. Bitte schön.  

Lothar Hegemann (CDU): Herr Minister, Sie spre-
chen immer von einer Aktiengesellschaft und sug-
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gerieren, dass die sehr weit weg wäre; Sie seien 
das Ministerium und da sei eine große Aktiengesell-
schaft, auf die Sie keinen Einfluss hätten. Natürlich 
haben Sie keinen Einfluss darauf. Die ist aber nicht 
so weit weg wie General Motors bei der Opel-
Debatte, und auch da sind Leute nach Detroit ge-
fahren. Dieses Unternehmen sitzt in Essen. Ich ge-
he doch davon aus, dass der Wirtschaftsminister 
des Landes einen direkten Zugang zu allen Vor-
standsmitgliedern hat, die er sprechen will, auch zu 
denen, die bei RWE Immobilien zuständig sind. 

Deshalb erwarte ich, dass Sie moderieren – aber 
mit der Zielrichtung der Interessenten newPark. Es 
geht um bis zu 20.000 Arbeitsplätze. Ich erwarte, 
dass Sie das Interesse des Ministeriums auch noch 
einmal bei RWE deutlich machen. Sind Sie dazu 
bereit? 

Garrelt Duin, Minister für Wirtschaft, Energie, In-
dustrie, Mittelstand und Handwerk: Das habe ich 
bereits in der Vergangenheit getan und werde das 
auch weiterhin regelmäßig tun.  

In der Tat haben Sie recht: Wir haben regelmäßig 
Kontakt auch zu den entsprechenden Vorstands-
mitgliedern und zu den dort Verantwortlichen. Ich 
habe Ihnen ja gerade schon gesagt, dass es nicht 
nur darum geht, ab und zu mal einen Brief zu 
schreiben, sondern auch darum, im persönlichen 
Kontakt zu stehen, um diese Verhandlungen zu ei-
nem guten und einvernehmlichen Ende zu bringen. 

Aber wir sind nicht in der Situation, dass wir als Wirt-
schaftsministerium, ich als Wirtschaftsminister, wir als 
Landesregierung diesem Unternehmen irgendeine 
Vorschrift machen könnten, welche Verhandlungspo-
sition es gegenüber der newPark GmbH einnimmt. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank. – 
Mit seiner dritten und letzten Nachfrage Herr Kolle-
ge Hovenjürgen. 

Josef Hovenjürgen (CDU): Herr Minister, ich 
komme noch einmal auf die Option und die Opti-
onsverlängerung zurück Optionsverlängerung heißt 
ja: gleiche Konditionen; sonst wäre es keine Opti-
onsverlängerung. 

Es ist so, dass zum 26. September – wenn mich 
mein Gedächtnis nicht täuscht – die newPark-
Gesellschaft ein Schreiben an RWE geschickt hat 
mit dem Hinweis, dass man beschlossen habe, die 
Flächen zu kaufen, und um Aufnahme von Ver-
handlungen bitte. 

Würden Sie das nicht als Ziehen der Option bewer-
ten, bzw. wie wäre da Ihre rechtliche Einschätzung?  

Garrelt Duin, Minister für Wirtschaft, Energie, In-
dustrie, Mittelstand und Handwerk: Ich bin in der Si-

tuation, diese Fragen als Wirtschaftsminister beant-
worten zu können. Aber ich bin weder der juristische 
Vertreter der newPark GmbH noch der neutrale 
Notar. Deswegen werden die Juristen der newPark 
GmbH und die Juristen von RWE diesen Sachver-
halt zu beurteilen haben und nicht der Wirtschafts-
minister.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank. – 
Jetzt habe ich noch Herrn Kollegen Schmeltzer auf 
der Liste. Bitte schön. 

Rainer Schmeltzer (SPD): Herzlichen Dank, Herr 
Präsident. – Herr Minister, bei den Fragen und bei 
den Antworten ist ja jetzt mehrfach davon gespro-
chen worden, dass Verhandlungen geführt wurden 
und dass Gespräche geführt wurden. 

An der Stelle sei mir erlaubt, zu sagen: Mir ist es 
tausend Mal lieber, wenn ein Minister in Düsseldorf 
oder im Münsterland oder im nördlichen Ruhrgebiet 
Gespräche führt, als wenn er in Detroit im Schnee 
festgefahrene Autos anschiebt. 

Hier wird versucht, zu suggerieren – so ist zumin-
dest meine Wahrnehmung –, dass Sie derjenige 
seien, der die maßgeblichen Verhandlungen geführt 
habe. Geben Sie mir recht, dass Sie nicht der Ver-
handlungspartner sind, sondern – wie Sie eben sel-
ber sagten – Moderator, und dass Sie lediglich ver-
mittelnde Gespräche geführt haben? Oder ist da ir-
gendetwas an mir bzw. an den anderen Kollegen 
vorbeigegangen? 

Garrelt Duin, Minister für Wirtschaft, Energie, In-
dustrie, Mittelstand und Handwerk: Vertragspartner 
und damit Verhandlungspartner waren, sind und 
werden immer bleiben auf der einen Seite die 
newPark GmbH und auf der anderen Seite die RWE 
AG, niemand sonst. Wir sind nicht Vertrags- oder 
Verhandlungspartner. Wir haben diese Gespräche 
lediglich zu begleiten. Das haben wir im Jahre 2012 
getan. Das haben wir im Jahre 2013 getan. Und das 
tun wir auch weiterhin.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Es gibt keine 
weiteren Nachfragen mehr. Damit ist die Mündliche 
Anfrage 43 beantwortet.  

Ich rufe die  

Mündliche Anfrage 44 

des Abgeordneten Ralf Witzel von der Fraktion der 
FDP auf: 

Durchsetzung rechtlicher Ansprüche gegen 
frühere BLB-Geschäftsführer und die BLB-
Geschäftspartner bei Wuchergeschäften – 
Aus jeweils welchen Gründen verzichtet der 
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Finanzminister unverständlicherweise nun 
auf die gebotene Verfolgung der finanziellen 
und rechtlichen Interessen des Landes im 
Umgang mit den BLB-Skandalen?  

Der BLB NRW ist erkennbar mit seinem An-
spruch gescheitert, als Dienstleister mit seinen 
Aufgabenbereichen Eigentumsmanagement, Lie-
genschaftsmanagement sowie Planen und Bauen 
das gesamte Leistungsspektrum des Immobilien-
lebenszyklus effizient und transparent für das 
Land und den Steuerzahler zu erfüllen. 

Der Landesrechnungshof hat sich in den letzten 
Jahren ausführlich mit einer Vielzahl von Projek-
ten des BLB NRW kritisch auseinandergesetzt 
und regelmäßig in seinen Jahres- und Sonder-
berichten horrende Kostensteigerungen sowie 
gravierende systematische Mängel beim BLB 
NRW diagnostiziert. Exemplarisch hierfür steht 
auch der aktuelle Bericht des Landesrechnungs-
hofes vom 3. Juni 2014 bezüglich des Grund-
stückserwerbs der Domgärten. Diesem zufolge 
ist kurz nach Ankauf der Liegenschaft bereits ein 
Abschreibungsbedarf in Höhe von 36 Millionen 
Euro entstanden. 

Diesem ökonomisch offenbar völlig unsinnigen 
Erwerb von Grundstücken liegen gleich mehrere 
gravierende Fehler zugunde: Entgegen den ge-
setzlichen Bestimmungen hat ein reiner Vorrats-
kauf von Liegenschaften ohne eine konkrete Be-
auftragung stattgefunden, für wesentliche Teile 
der Grundstücksfläche existiert kein Baurecht 
und ist auch zukünftig aufgrund der städtischen 
Planungen keines zu erwarten, sind für reine 
Grünflächen mit einem Verkehrswert von etwa 20 
Euro pro Quadratmeter tatsächlich aber rund 
1.000 Euro gezahlt worde, und hat es eine Ge-
winnerzielung für einen Zwischenerwerber der 
Liegenschaften in der gigantischen Höhe von 
über 24,3 Millionen Euro nur dafür gegeben, dass 
dieser nahezu alle Grundstücke nach nur weni-
gen Tagen mit einem horrenden Aufschlag wei-
terveräußert hat.  

Die signifikanteste Preissteigerung zwischen dem 
Ursprungskaufpreis und der vom BLB entrichte-
ten Zahlung hat es von über 211 % beim Flur-
stück Domgärten V gegeben, das besagter Zwi-
schenerwerber nur sechs Tage gehalten hat. 
Mehrfach sind auch an demselben Tage vom 
Zwischenerwerber Grundstücke an den BLB wei-
terverkauft worden – in einem Fall mit einem 
Verkaufspreisaufschlag von 10,4 Millionen Euro. 
Wenn man sowohl die Preissteigerungsraten als 
auch den Umstand zugrunde legt, dass für die 
Errichtung von Gebäuden letztlich wertlose Grün-
flächen veräußert worden sind, dürfte bei den al-
lermeisten der Grundstücksgeschäfte ein Fall von 
Wucher vorliegen. 

Die FDP-Landtagsfraktion hat daher von der 
Landesregierung Bemühungen eingefordert, vor 
diesem Hintergrund eine Rückabwicklung der für 
das Land so unvorteilhaften Grundstückskäufe 
anzustreben. Der Finanzminister hat seinerseits 
aber in der Sondersitzung des Haushalts- und 
Finanzausschusses am 20. Juni 2014 deutlich 
gemacht, dass er diese Option gar nicht nutzen 
möchte, auf Nichtigkeit zu plädieren. 

In einer entsprechenden dpa-Meldung vom 
20. Juni 2014 mit dem Titel „Überteuerte BLB-
Geschäfte sind nicht rückgängig zu machen“ 
heißt es dazu wörtlich: 

„Zu teure Grundstücksankäufe des landeseige-
nen Baubetriebs BLB sind nach Darstellung von 
Nordrhein-Westfalens Finanzminister Norbert 
Walter-Borjans (SPD) nicht rückgängig zu ma-
chen. Auch wenn der Preis diskussionswürdig 
sei – etwa beim Ankauf der Flächen der ehemali-
gen Dombrauerei in Köln –, sei das Geschäft 
rechtswirksam, erläuterte der Minister am Freitag 
im Finanzausschuss des Düsseldorfer Landtags. 
Die FDP forderte den Finanzminister auf, zivil-
rechtliche Ansprüche gegen die beiden BLB-
Geschäftsführer zu prüfen. (...) In der Vergan-
genheit sollen Bauvorhaben regelmäßig verraten 
und die Grundstücke von Zwischenhändlern auf-
gekauft worden sein. Trotz horrender Aufschläge 
soll der BLB sie anschließend erworben haben.“ 

Die Darlegungen des Finanzministers stehen im 
Widerspruch zu der rechtlichen Möglichkeit, die 
sich aus der geltenden BGH-Rechtsprechung 
ergibt. So ist beispielsweise erst in jüngster Zeit 
am 24. Januar 2014 ein Urteil des 5. Zivilsenats 
zur Sittenwidrigkeit eines Grundstückskaufver-
trags ergangen (VZR 249/12). Im Leitsatz dieses 
Urteils heißt es im Wortlaut (vgl. Rn. 8): 

 „Ein besonders grobes Missverhältnis zwi-
schen Leistung und Gegenleistung, das ohne 
das Hinzutreten weiterer Umstände den 
Schluss auf eine verwerfliche Gesinnung des 
Begünstigten erlaubt, liegt bei Grundstücks-
kaufverträgen grundsätzlich erst ab einer Ver-
kehrswertüber- oder -unterschreitung von 
90 % vor.“ 

Dieser Sachverhalt einer Verkehrswertüber-
schreitung von mehr als 90 % ist allerdings bei 
den Domgärten gegeben. Vor diesem Hinter-
grund hat auch der Landesrechnungshof in der 
Sitzung des zuständigen Unterausschusses im 
Landtag am 25. Juni 2014 deutlich gemacht, 
dass er eine Prüfung der Nichtigkeit der für das 
Land unvorteilhaften Geschäfte für geboten hält. 

Wie der Bericht des Landesrechnungshofes (sie-
he Landtags-Vorlage 16/1946) an mehreren Stel-
len ferner ausweist, ist dem BLB durch das Han-
deln ausdrücklich beider Geschäftsführer ein fi-
nanzieller Schaden entstanden: Es haben beide 
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Verantwortliche für das Land unvorteilhafte 
Grundstücksankäufe genehmigt, ohne dass es 
überhaupt eine konkrete Planung für auf den 
Grundstücken zu errichtende Landesliegenschaf-
ten gegeben hat (S. 8 - 11). Auch haben wiede-
rum beide Geschäftsführer ihre Zustimmung zu 
für den BLB finanziell nachteiligen Angebotsän-
derungen erteilt (S. 41). Beide Handlungen sind 
nicht in Unkenntnis geschehen, sondern trotz 
ausdrücklicher Warnhinweise des zuständigen 
Fachbereichs des BLB. 

Geschäftsführer trifft eine besondere Verantwor-
tung für die Wahrung der Vermögensinteressen 
des Landes, und Pflichtverletzungen lösen auch 
zivilrechtliche Ansprüche neben einer denkbaren 
strafrechtlichen Verfolgung aus. Der Finanzminis-
ter will dennoch nicht beide Verantwortliche in 
Regress nehmen, sondern einen der beiden 
beim BLB abberufenen Verantwortlichen sogar 
noch als Abteilungsleiter im Finanzministerium 
einsetzen.  

Es ist in beiden angesprochenen Sachverhalten 
objektiv nicht nachvollziehbar, warum gerade der 
Finanzminister eine für das Land erkennbar un-
vorteilhafte Rechtsposition einnimmt, anstatt die 
Ansprüche des Landes offensiv zu vertreten.  

Aus jeweils welchen Gründen verzichtet der Fi-
nanzminister nun unverständlicherweise auf die 
gebotene Verfolgung der finanziellen und rechtli-
chen Interessen des Landes im Umgang mit den 
BLB-Skandalen? 

Ich vermute, dass der Finanzminister diese Frage 
beantworten wird, und erteile ihm gerne das Wort. 
Bitte, Herr Dr. Walter-Borjans.  

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Vielen 
Dank, Herr Präsident. – Herr Witzel, ich glaube, wir 
sind uns in der gemeinsamen Bewertung der Tatsa-
che einig, dass es zu den Geschäften, die Sie an-
gesprochen haben – es geht vor allen Dingen um 
die Domgärten in Köln, aber auch das Landesarchiv 
in Duisburg; ich könnte weitere aufzählen –, eine 
Reihe von Fragen gibt, die wir aufklären wollen, weil 
sie zeigen, dass hier offenbar Strukturen, die dazu 
die Möglichkeit geboten haben – sagen wir es mal 
so –, zumindest genutzt worden sind. Damit sind 
Ergebnisse erzielt worden, von denen man heute 
sagen kann: Es hätte mit Sicherheit günstiger sein 
können.  

Das formuliere ich aber schon deswegen so zu-
rückhaltend, weil immer die Frage ist: Hat der Ge-
winn, den möglicherweise ein Zwischenhändler ver-
dient hat – in welcher Weise andere daran beteiligt 
waren, hat im Moment die Staatsanwaltschaft zu 
klären –, am Ende zu einem erhöhten Kaufpreis ge-
führt, oder hat der Zwischenhändler einen günstige-
ren Kaufpreis so weit abgeschöpft, dass er am En-
de marktgemäß war? Den Gewinn abzuschöpfen ist 

nicht nur ärgerlich, sondern – ich würde fast sage  – 
sogar kriminell.  

Darauf lassen einige Aussagen schließen, die ich 
selbst im Wesentlichen nur aus Mitteilungen kenne, 
die aber wohl jedem zugänglich sind. Es geht da-
rum, dass mir jemand erzählt, man habe einen Zwi-
schenhändler eingesetzt, weil Verkäufer immer 
dann, wenn das Land oder ein Landesbetrieb als 
Käufer auftritt, meinen, einen höheren Preis aufru-
fen zu können. Wenn das dazu führt, dass der Zwi-
schenhändler zwar zu einem günstigeren Preis ein-
kaufen kann, aber diesen Unterschied dann für sich 
behält, sodass das Land oder der Landesbetrieb am 
Ende den Preis bezahlt, den der Verkäufer auch di-
rekt vom Land gefordert hätte, dann kann man nicht 
mehr einsehen, warum ein solcher Schritt vorge-
nommen worden ist. 

Das, was immer wieder mal in den Medien oder in 
Unterrichtungen, die man bekommt, zu lesen ist, 
wirft also in der Tat die Frage auf: Welcher Schaden 
ist hier entstanden?  

Wenn Sie jetzt sagen: „Unverständlicherweise geht 
der Finanzminister diesen Fragen nicht nach“, dann 
entgegne ich: Wenn ich ihnen nicht nachginge, 
dann wäre das unverständlich. Ich lege Wert da-
rauf – das habe ich auch gegenüber dem Finanzmi-
nisterium kommuniziert –, dass geprüft wird, ob die 
Geschäftsführung des BLB NRW für vergangene 
Versäumnisse haftbar zu machen ist, vor allen Din-
gen auch persönlich in Haftung genommen werden 
kann.  

Die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren, 
die ich eben schon angesprochen habe, und die 
Komplexität der untersuchten Strukturen, Verant-
wortlichkeiten und Prozesse haben allerdings dazu 
führt, dass jedenfalls mir bis heute noch kein Prü-
fungsergebnis vorliegt. Ich sage an dieser Stelle 
aber noch mal: Ich bin sehr daran interessiert, auch 
vom Finanzministerium und vom BLB schnellstmög-
lich Prüfungsergebnisse in dieser Frage zu bekom-
men.  

Noch einmal: Wie der Schaden letztlich aussieht, 
hängt von vielen Größen ab. Davon hängt auch ab, 
ob am Ende überhaupt ein Schaden entstanden ist.  

Bereits im April und Mai 2009 hat sich ein Aufklä-
rungsbedarf im Zusammenhang mit der Höhe des 
Kaufpreises für die Domgärtengrundstücke I bis VII 
ergeben, die auf einen Verstoß gegen Regelungen 
der Landeshaushaltsordnung hinweist. In der weite-
ren Entwicklung der Grundstückserwerbe hat das 
Finanzministerium im Februar 2010 schließlich die 
Wirtschaftlichkeit des gesamten Erwerbsvorgangs 
Domgärten I bis IX in Zweifel gezogen, und zwar 
deutlich. 

In Anbetracht der defizitären Kontrollmechanismen, 
die wir sehr früh festgestellt haben und die wir sehr 
früh angegangen sind – auch darüber haben wir im 
Haushalts- und Finanzausschuss ausreichend dis-
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kutiert –, und der diffusen Abgrenzungen der Auf-
gaben der unterschiedlichen Kontrollinstanzen 
konnten die konkreten Umstände des Grund-
stücksankaufs bislang nicht abschließend aufgeklärt 
werden.  

Hinzu kommt – noch einmal –: Die Höhe des Scha-
dens hängt am Ende auch vom Wert des Grund-
stücks ab. Das hängt letztlich auch vom Baupla-
nungsrecht ab, das in der Hoheit der Kommune 
liegt, die mit über die Wertigkeit des Grundstücks 
entscheiden kann. Da zeigt sich ja auch das Ver-
säumnis, das offenbar vorgekommen ist: dass ein 
Grundstück zu einem Zeitpunkt gekauft worden ist, 
als die Frage noch nicht geklärt war, wie die Stadt 
Köln dieses Grundstück verwerten will. 

(Beifall von Martin Börschel [SPD]) 

Wir haben mehrfach darüber gesprochen, dass ich 
aus zwei Blickwinkeln etwas zu der Sache beitragen 
kann. Zu Zeiten meiner Vorgänger war der BLB of-
fenbar der Meinung – so war auch die Willens- und 
Meinungsbildung bei der Landesregierung –, kaufen 
zu können, weil die Entscheidung für den Bau der 
Fachhochschule auf dem Areal der Domgärten ins-
gesamt schon gefallen gewesen sei.  

Ich weiß, dass das aus der Sicht des Gremiums, 
dem ich als Dezernent der Stadt Köln damals ange-
hört habe, nämlich dem Stadtvorstand von Köln, de-
finitiv nicht so weit gediehen war. Es gab viele Dis-
kussionen darüber, ob es sinnvoller ist, dafür einzu-
treten, die Fachhochschule auf der rechten Rhein-
seite zu belassen, oder dafür, sie auf die linke 
Rheinseite zu bringen. Wir wissen heute: Die Ent-
scheidung ist am Ende für die rechte Rheinseite ge-
fallen. Und damit war ein Schaden eigentlich schon 
ausgelöst.  

Die Fehler der Vergangenheit können personell 
nicht einfach so zugeordnet werden, dass einzelne 
Personen maßgeblich oder allein verantwortlich zu 
machen wären. Trotzdem erwarte ich von der Prü-
fung, dass mir hierzu konkretere und genauere In-
formationen vorgelegt werden. 

Einen Schritt haben wir unternommen: Als wir im 
Zuge der Fragen, die der Landesrechnungshof an 
uns gestellt hatte, neue Informationen über die Be-
teiligung an bestimmten Willensbildungsprozessen 
bekommen haben, haben wir diese neuen Informa-
tionen am 24. März 2014 auch an die Staatsanwalt-
schaft weitergeleitet. Ich sage es noch einmal: Da-
mit haben wir keinen Verdacht verbunden, das sich 
hier jemand strafbar gemacht hat, wollten aber zu-
mindest bei jeder möglichen Aufklärung nachhaltig 
helfen, sie nachhaltig unterstützen.  

Das ist die Frage nach haftungsrechtlichen Ansprü-
chen. Sie haben auch gefragt, wie es mit Ansprü-
chen aus der Geltendmachung eines Wucherge-
schäfts aussieht.  

Bei den Domgärten handelt es sich insgesamt um 
neun Grundstücke, die der BLB Nordrhein-
Westfalen von verschiedenen Eigentümern durch 
notariell beurkundete Kaufverträge zwischen 2008 
und Januar 2010 erworben hat. Die zu Zeiten der 
schwarz-gelben Landesregierung getätigten Grund-
stücksgeschäfte haben eine Abschreibung schon 
zum 31. Dezember 2010 in einer Größenordnung 
von 37,5 Millionen € zur Folge gehabt. 

Die vom Antragsteller behauptete Nichtigkeit der 
Grundstücksgeschäfte und ein Wuchergeschäft 
nach § 138 BGB setzen allerdings voraus, dass ein 
besonders grobes Missverhältnis zwischen Leistung 
und Gegenleistung besteht. Auch das ist Gegen-
stand der Untersuchungen, weil sich das für einzel-
ne Teilgrundstücke unterschiedlich darstellt. Aber 
auch an der Stelle kann ich Ihnen zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt nur sagen: Ich habe dazu keine Prü-
fungsergebnisse vorliegen, bin aber weit davon ent-
fernt, dem nicht nachgehen zu wollen und nicht 
auch Regressansprüche geltend machen zu wollen. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Die erste Nachfrage kommt von 
Herrn Kollegen Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident, 
dass Sie mir die Gelegenheit zu einer ersten Nach-
frage geben. – Herr Minister Dr. Walter-Borjans, ich 
will für meine Frage zwei Stichworte ansprechen, 
die vom Landesrechnungshof und dessen Untersu-
chungen bekannt sind, und auf das Bezug nehmen, 
was Sie zuletzt ausgeführt haben. 

Sie kennen die Konstellation, dass Grundstückswei-
terverkäufe innerhalb weniger Tage oder sogar 
noch am selben Tag geschehen, teilweise mit Mar-
gen von weit über 200 %. Außerdem sind Grund-
stücke mit einem Verkehrswert, den der Landes-
rechnungshof für die reine Grünfläche ohne bau-
rechtliche Nutzung mit 20 € angibt, für 1.000 € wei-
terverkauft worden. 

Schauen Sie sich noch einmal die aktuelle Recht-
sprechung des BGH genau zu den Aspekten an, die 
wir angesprochen haben: Wucher, Sittenwidrigkeit 
und Nichtigkeit stark überteuerter Liegenschaftsver-
käufe, bei denen man unstreitig über der 90-%-
Regel liegt, was die Verkehrswertüberschreitung 
angeht.  

Ich frage Sie: Aus welchen fachlichen oder politi-
schen Gründen nutzt die Landesregierung auch in 
den Fällen, in denen schon jetzt der Tatbestand 
ganz eindeutig ist, nicht die aktuelle BGH-
Rechtsprechung, um finanzielle Vorteile für das 
Land in Millionengrößenordnung zu realisieren? 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Es ist 
ja so – das habe ich eben gesagt –, dass hier ins-
gesamt acht Grundstücke und ein weiteres Grund-
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stück erworben worden sind. Sie sprechen nun die 
Aufschläge an: 20 € für die Grünfläche, die Weiter-
veräußerung zu einem vielfachen Wert. Um es noch 
einmal deutlich zu sagen: Ich bin der Letzte, der es 
für normal hielte, dass sich jemand eine goldene 
Nase verdient, indem er hier als Zwischenhändler 
auftritt. Hier muss man sich allerdings auch fragen: 
Wie war das mit den einzelnen Parzellen? Welche 
Nutzungsmischung gab es auf den Parzellen? Mir 
liegt eine Aufstellung vor, aus der deutlich wird, 
dass es in der Tat auf eine dieser Parzellen einen 
erheblichen Aufschlag gegeben hat – in einer Grö-
ßenordnung von 211 %. Im Durchschnitt sind es 
43 %. Das ist zwar viel, erreicht aber nicht das Krite-
rium des Wuchers.  

Trotzdem – Sie haben völlig recht –: Wenn sich hier 
ein Anhaltspunkt für Wucher oder irgendwelche an-
deren Verfehlungen nachweisen ließe, wäre ich 
sehr daran interessiert, aufzuklären, wie die Ver-
antwortlichkeiten waren und vor allen Dingen, ob 
der Schaden, der dadurch entstanden sein könnte, 
noch in irgendeiner Weise zu begrenzen ist.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Die nächste 
Frage kommt von Herrn Kollegen Dr. Stamp.  

Dr. Joachim Stamp (FDP): Herr Präsident, vielen 
Dank. – Herr Minister, die lange Liste an Versäum-
nissen und Fehlern beim Projekt Domgarten ist 
auch nach den Prüfungsfeststellungen des Landes-
rechnungshofs skandalös. Den Finanzminister als 
Fach- und Dienstaufsicht des BLB darf dies ja nicht 
unberührt lassen. 

Welche konkreten Maßnahmen haben Sie – bitte 
unter Angabe des jeweiligen Zeitpunktes – eingelei-
tet, um alle sich für das Land denkbar ergebenden 
Ansprüche zur Reduzierung des Schadensausma-
ßes zu prüfen und anzumelden? 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Sie 
kennen nicht die Diskussion, die wir dazu im Haus-
halts- und Finanzausschuss schon geführt haben. 
Das haben wir nicht nur einmal gemacht, aber ge-
rade noch in der letzten Sitzung.  

Um es noch einmal deutlich zu sagen: Wir reden 
hier in mehreren schwerwiegenden und der Öffent-
lichkeit bekannten Fällen über in der Tat skandalöse 
Vorgänge, die eindeutig der Zeit zwischen 2008 und 
2010 zuzuordnen sind.  

(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Wer war 
denn da an der Regierung? Wer war da Fi-
nanzminister?) 

Ich muss es noch einmal sagen: Es geht nicht um 
die zufällige Gleichheit des Zeitraums, in dem das 
stattgefunden hat, sondern es gibt genügend Hin-
weise darauf, dass es in diesem Zeitraum auch aus 
Regierungskreisen ein großes Interesse daran gab,  

(Beifall von Martin Börschel [SPD]) 

dass Projekte verwirklicht werden. Ich nenne mal 
das Landesarchiv in Duisburg. Wir können gerne 
mal über Preissteigerungen reden, die nicht nur 
dadurch ausgelöst worden sind, dass sich möglich-
erweise ein Zwischenhändler noch einen ordentli-
chen Batzen Euros dazuverdient hat, sondern ganz 
offenbar auch dadurch, dass Prestigeobjekte ver-
wirklicht werden sollten. Das Landesarchiv ist nicht 
das einzige. 

Auch nach dieser Debatte in den Jahren zwischen 
2008 und 2010 – jedenfalls vor meinem Dienstantritt 
hier und während meiner Dienstzeit in Köln – gibt es 
Hinweise darauf, dass hier behauptet worden ist: 
Keine Sorge, die Fachhochschule kommt auf dieses 
Gelände. – Ich kann Ihnen sagen: In Köln war die 
Informations- und die Wissenslage eine definitiv an-
dere. Also muss es hier irgendwo eine Diskrepanz 
geben.  

Wir reden über eine Reihe von Entscheidungen. 
Der damalige Finanzminister – mein Vorgänger – 
hat in der Beantwortung einer Mündlichen Anfrage 
von Herrn Becker gesagt, dass er nie behauptet 
habe, dass das ein Marktpreis gewesen sei, der für 
die Grundstücke bezahlt worden sei. Es gibt interne 
Vermerke, dass im Haus darauf aufmerksam ge-
macht worden ist, dass das kein Geschäft ist, das 
am Ende verantwortbar ist. Das alles sind Dinge, 
die ich im Haushalts- und Finanzausschuss vorge-
tragen habe. 

Das war der Ansatzpunkt, als ich im Sommer 2010 
in das Amt kam. Ich habe in den ersten 14 Tagen 
meiner Amtszeit einen der beiden damaligen Ge-
schäftsführer beurlaubt, der dann anschließend zum 
Gegenstand staatsanwaltlicher Ermittlungen wurde. 
Wir haben dann auf dieser Grundlage sofort zwei 
Gutachten ausgelöst, erstens, um zu sehen, welche 
Strukturen es im BLB gibt, die möglicherweise feh-
lerhaft sind, und zweitens, um festzustellen, welche 
missbräuchliche Nutzungen dieser Strukturen es 
gegeben hat. Beide Gutachten waren ernüchternd. 
Sie haben erstens deutlich gemacht: Die Strukturen 
sind nicht optimal. Sie müssen nachgebessert wer-
den. Zweitens sind sie offensichtlich nicht so gestal-
tet gewesen, dass es keinen Missbrauch geben 
konnte. 

Das hat eine ganze Menge ausgelöst. Seither ha-
ben wir eine ganze Reihe von Punkten – die haben 
wir auch dem Landesrechnungshof gemeldet – 
Schritt für Schritt umgesetzt. Wer mir heute im 
Haushalts- und Finanzausschuss oder an anderer 
Stelle vorwirft, wir seien in dieser Zeit tatenlos ge-
blieben, der hat eine ganze Reihe von Regelungen 
nicht zur Kenntnis genommen, nämlich: Sicherstel-
lung des Vier-Augen-Prinzips, Zwang zu Wertermitt-
lungen, bevor Grundstücke erworben werden kön-
nen, ab einem viel früheren Wert eine Behandlung 
im Verwaltungsrat. Das alles sind Dinge, die vor-
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her – man glaubt es nicht – nicht selbstverständlich 
waren, es heute aber sind. 

Ich habe schon mehrfach gesagt Diese Skandalpro-
jekte, über die wir reden, wären jedenfalls in den 
Strukturen, die wir heute haben, höchst unwahr-
scheinlich gewesen. Man kann nie wissen, ob nicht 
doch noch jemand irgendwo eine Lücke findet, aber 
das hat sich enorm geändert. 

Wenn jetzt darüber geredet wird, warum denn der 
nächste Schritt in Bezug auf die Punkte, die weiter-
hin noch zu verbessern sind, noch nicht vollzogen 
wurde, kann ich darauf verweisen, dass ich mich 
auch dazu im Haushalts- und Finanzausschuss 
ausführlich geäußert habe, was da die Punkte sind. 
Das können wir hier gerne, wenn Sie den Wunsch 
haben, noch einmal besprechen. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Die nächste 
Frage kommt von Frau Kollegin Schmitz. 

Ingola Schmitz
*)
 (FDP): Vielen Dank, Herr Präsi-

dent. – Sehr geehrter Herr Minister, der Landes-
rechnungshof kritisiert ausdrücklich, dass es beim 
Projekt „Domgärten“ mit Zustimmung beider Ge-
schäftsführer diverse Ankäufe von Grundstücken 
gegeben hat, die gegen das gesetzliche Verbot von 
Vorratskäufen ohne konkreten Projektauftrag des 
Landes verstoßen. Warum liegt in diesem eindeuti-
gen Verstoß aus Ihrer Sicht keine verwerfliche 
Handlung der beiden Geschäftsführer, die rechtliche 
und finanzielle Konsequenzen nach sich ziehen 
muss? 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ers-
tens. Die Vorgänge stammen aus einer Zeit, in der 
schon Fragen hätten gestellt werden können. Da 
hätte man sich nicht dahinter verstecken müssen, 
dass man jetzt Opposition ist und nicht Einblick hat, 
sondern da war man Regierung.  

Zweitens. Uns ist die Tatsache, dass zwei Ge-
schäftsführer Kenntnis hatten, erst im März zur 
Kenntnis gekommen. Ich habe eben schon gesagt, 
dass wir rein vorsorglich – ohne damit irgendeinen 
Verdacht in die Welt zu setzen – über diese uns bis 
dahin nicht bekannte Tatsache auch die Staatsan-
waltschaft informiert haben. Das heißt also, dass wir 
uns hier in einem Verfahren der Ermittlung und der 
Aufklärung befinden, welches natürlich ein Stück 
weit parallele Schritte behindert. Tatsache ist aber: 
Hier wird ermittelt und untersucht, und hier werden 
wir auch an einem bestimmten Punkt kommen, wo 
wir sagen können, ob eine Schlussfolgerung gegen 
einzelne oder mehrere Personen zu ziehen ist oder 
nicht. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank. – 
Die nächste Frage kommt von Herrn Kollegen We-
del. 

Dirk Wedel (FDP): Vielen Dank. – Herr Minister, 
wie Sie selbst dargestellt haben, liegen die Vorgän-
ge um die Kölner Domgärten bereits ein paar Jahre 
zurück. Haben Ihre Prüfungen Anhaltspunkte dafür 
ergeben, dass eventuelle Ansprüche – beispiels-
weise gegen die damaligen Geschäftsführer – auf-
grund des Zeitablaufs bereits verjährt sein könnten? 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ich 
sage Ihnen noch einmal, dass ich einen abschlie-
ßenden Bericht über die Prüfungen, die ich erbeten 
habe, noch nicht habe. Aber auch hier gilt: Wenn 
Verjährung eingetreten sein sollte, liegt der erhebli-
che Teil der Zeit, in der es noch nicht verjährt war, in 
der Zeit, die vor meinem Amtsantritt lag. Wir müs-
sen uns aber auch diesen Punkt noch einmal genau 
angucken. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, – 
Herr Kollege Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Danke schön. – 
Einen Teil der Frage haben Sie schon beantwortet. 
Ich komme aber noch einmal auf die Geschehnisse 
zurück. Wenn ich mich richtig erinnere, hat sich der 
BLB – das weist der Bericht des Landesrechnungs-
hofs aus – im Jahre 2008 auf den Weg gemacht, 
Optionen für die Grundstücke zu ziehen. Sie wur-
den aber erst im Jahre 2009 tatsächlich gezogen. 

Ein Blick in Bodenrichtwertkarten hätte schon zum 
damaligen Zeitpunkt deutlich machen können, wie 
die Preise lagen. Wie würden Sie den Vorgang ein-
schätzen? Zu welchem Zeitpunkt wäre ein Verhin-
dern des Projektes möglich gewesen? Es stand un-
ter anderem überhaupt deswegen in Rede, weil der 
FDP-Politiker Andreas Pinkwart – zumindest hat er 
das im Gegensatz zu einigen anderen, die hier ihre 
Parlamentszugehörigkeit manchmal in Frage stel-
len, nie verheimlicht – ein Hochschulmodernisie-
rungsprogramm aufgelegt hat, das möglicherweise 
den Bau einer FH in Deutz überhaupt erst möglich 
gemacht hätte. Zu welchem Zeitpunkt wäre also ei-
ne Auflösung des Projektes „Domgärten“ sinnvoll 
und möglich gewesen? Lag zu diesem Zeitpunkt ei-
ne Zusage der Landesregierung zum Bau einer 
Fachhochschule in Deutz vor? 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Nein, 
die lag nicht vor, denn man hat gesehen, dass der 
Bau am Ende gar nicht zustande kommen wird, 
sondern dass die Fachhochschule Deutz auf der 
rechten Rheinseite bleibt bzw. erneuert wird, also 
da, wo sie ist. Das ist nicht durch Aufkündigung ei-
ner schon einmal gegebenen Zusage erfolgt, son-
dern dadurch, dass man eine Zusage dieser Art nie 
hatte und am Ende eine andere Entscheidung gefal-
len ist. 



Landtag   02.07.2014 

Nordrhein-Westfalen 6279 Plenarprotokoll 16/62 

 

Ich kann noch einmal sagen: Ich kenne die Diskus-
sionslage aus dieser Zeit damals. Sie war durchaus 
kontrovers, aber eindeutig nicht so, dass man hier in 
Düsseldorf den Eindruck hätte haben können, dass 
die Stadt Köln mit hohem Interesse eine Verlegung 
auf die andere Rheinseite wünschen würde.  

Ich sage noch einmal aus der Erinnerung – ich habe 
dazu die Unterlage nicht vorliegen –, dass noch im 
Februar 2010 ein Vermerk an die Hausspitze ge-
schrieben worden ist, in dem deutlich gemacht wur-
de, dass aufgrund der Preissituation ein Kauf bes-
ser nicht zustande kommen sollte.  

Natürlich hat es zur damaligen Zeit Hinweise darauf 
gegeben, dass mit der Preisfindung bzw. -gestal-
tung etwas nicht stimmt. Das zeigt auch die Tatsa-
che der Beurkundung und des Kaufs in einer Weise, 
die ich nur aus sehr fundierten Medienquellen ken-
ne, wonach zum Teil Grundstücke an demselben 
Tag verkauft worden sind, an dem sie aber erst zu 
einer späteren Tageszeit gekauft wurden. Sie wur-
den im Übrigen von einem Notar beurkundet, der 
auch Mitglied des Landtags Nordrhein-Westfalen ist 
und damals einer Regierungsfraktion angehörte. 
Man hätte daraus durchaus eine gewisse Aufmerk-
samkeit ableiten können. Das ist nicht der Fall ge-
wesen.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Die nächste 
Nachfrage kommt von Herrn Kollegen Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Herr Finanzminister, ich würde gerne auf die Vorla-
ge 16/788 zu sprechen kommen. Sie ist Ihnen bes-
tens geläufig, weil sie mehrfach zwischen uns im 
Parlament, den Fraktionen und dem Ministerium 
Debattengegenstand war. Dabei handelt es sich um 
den Public Corporate Governance Kodex des Lan-
des.  

In diesem Kodex haben Sie – Sie wissen, dass wir 
als Opposition es ausdrücklich für richtig halten, 
dass es einen solchen gibt – etliche Ausführungen 
zum Thema „Verantwortlichkeit“ gemacht. Ich frage 
Sie mit Blick auf die Regelungen in Punkt 3.6 – ich 
darf das zitieren –:  

„Verletzen sie die Sorgfalt eines ordentlichen 
und gewissenhaften Mitglieds der Geschäftslei-
tung schuldhaft, so haften sie“ 

– also die Geschäftsführer –  

„dem Unternehmen gegenüber auf Schadenser-
satz.“  

Was sagen Ihnen diese Grundsätze des Public 
Corporate Governance Kodex zum gebotenen Vor-
gehen im Fall des BLB und der beiden Geschäfts-
führer bei den Domgärten nach den Feststellungen 
des Landesrechnungshofs?  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Minister. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ich 
halte die Sorgfaltspflicht und die Pflicht, Auffälligkei-
ten nachzugehen, für ein Gebot. Es ist gut, dass 
das durch einen Governance Kodex unterstützt und 
unterstrichen wird. Aber auch, wenn es ihn nicht 
gäbe, ist das ein Hinweis darauf, dass man die Din-
ge nicht einfach schleifen lassen kann.  

In diesem Fall kann ich Ihnen sagen, dass der Ko-
dex für den BLB am 1. April dieses Jahres imple-
mentiert worden ist. Das heißt: Wir haben hier 
schon Fragestunden dazu gehabt, in denen ich 
Ihnen mitgeteilt habe, dass die einzelnen Ressorts 
auf die Gremien der Unternehmen hinwirken konn-
ten. Wir haben erst im vergangenen Jahr den Ko-
dex im Landtag verabschiedet. Die Zeit, die es 
durch Gremiensitzungen bis zur Umsetzung ge-
braucht hat, hat in den meisten Unternehmen unge-
fähr innerhalb eines Jahres zum Erfolg geführt.  

Der BLB unterliegt diesem Kodex seit dem 1. April, 
gleichwohl müssten Ihre Ausführungen immer gel-
ten. Das bedeutet auch: Wenn es Unregelmäßigkei-
ten oder Auffälligkeiten gibt, gehen wir ihnen nach. 
Ich möchte wissen, ob es dafür Verantwortlichkeiten 
gibt, die man identifizieren kann.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Kollege 
Hafke.  

Marcel Hafke (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident. 
– Sehr geehrter Herr Minister, ich habe eine Frage 
zum ehemaligen BLB-Geschäftsführer Krähmer. 
Nach meinem Kenntnisstand haben Sie ihn in Ihrem 
Amt als Finanzminister abberufen, weil er in seiner 
Position nicht mehr haltbar war, da er eigene Fehler 
gemacht hat. Mich würde interessieren – das haben 
Sie im Ausschuss berichtet –, warum er zwar nicht 
mehr als BLB-Geschäftsführer haltbar ist, aber nun 
bei Ihnen im Hause als Abteilungsleiter tätig sein 
kann. Wie kann das übereinkommen? Vielleicht 
können Sie dazu diesem Haus gegenüber entspre-
chend Stellung nehmen.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Herr Minister. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Das 
ist relativ einfach zu erklären. Das ist deshalb der 
Fall, weil Herr Krähmer im Rang eines Abteilungslei-
ters für die Tätigkeit beim BLB beurlaubt war.  

Ich habe in einer Pressemitteilung ausdrücklich 
deutlich gemacht, dass ich es auch angesichts der 
öffentlichen Diskussion aus zwei Gründen für richtig 
gehalten habe, ihn in meiner Eigenschaft als Fi-
nanzminister mit der entsprechenden Zuständigkeit 
abzuberufen.  



Landtag   02.07.2014 

Nordrhein-Westfalen 6280 Plenarprotokoll 16/62 

 

Zum einen müssen wir bei den Veränderungen, die 
wir jetzt vornehmen, nach draußen für den BLB 
deutlich machen, dass auch mit Blick auf unsere 
neuen Strukturen und Regeln durch das Personal 
deutlich wird, dass wir uns neu aufstellen. Wir hat-
ten bereits im vorletzten Jahr Herrn Chaumet, der 
als Geschäftsführer dem 2010 oder 2011 ausge-
schiedenen Geschäftsführer nachgefolgt ist.  

Zweitens habe ich deutlich gemacht, dass die Für-
sorgepflicht auch beinhaltet, jemanden aus der 
Schusslinie zu nehmen, dem die Staatsanwaltschaft 
ganz offenkundig keine Vorwürfe macht, dessen 
Name aber ständig für das, was in der Vergangen-
heit falsch gelaufen ist, in die Medien gelangt. Das 
heißt: Es gibt jedenfalls zurzeit keine grundlegenden 
Vorwürfe, die sich an die Adresse von Herrn Kräh-
mer richten. Deswegen gibt es keinen Grund, dass 
Herr Krähmer, wenn ich ihn abberufe und die Beur-
laubung damit endet, nicht seinen Dienst im Fi-
nanzministerium wieder antritt. Das hat er am 1. Juli 
gemacht.  

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Zu seiner zwei-
ten und letzten Nachfrage erteile ich dem Kollegen 
Dr. Stamp das Wort. 

Dr. Joachim Stamp (FDP): Herr Präsident, vielen 
Dank. – Herr Minister Walter-Borjans, für den Fall, 
dass die Landesregierung beim Projekt „Domgär-
ten“ weiterhin auf die Verfolgung ihrer rechtlichen 
und finanziellen Ansprüche gegenüber den beiden 
Geschäftsführern und den Grundstücksverkäufern 
verzichten will, stellt sich die Frage, wer für dieses 
Nichtstun im Finanzministerium die Verantwortung 
übernimmt. Konkret gefragt: Welche Stelle oder 
welche Personen übernehmen im Finanzministeri-
um die Verantwortung für das Versagen der BLB-
Aufsicht und des drohenden Verfalls der werthalti-
gen Ansprüche des Landes?  

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Diese 
Frage hätten Sie bis zum Juli 2010 schon einmal 
aufwerfen und auch beantworten können; denn aus 
dieser Zeit stammen ja die Fehlkäufe. Ich habe 
Ihnen auch jetzt gesagt: Sie unterstellen, dass 
nichts unternommen wird, und daraus wird dann ei-
ne Schlussfolgerung gezogen. Da ich Ihnen sage, 
dass nicht nichts unternommen wird, brauchen wir 
auch die Schlussfolgerung nicht zu ziehen. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Die zweite und 
letzte Nachfrage von Frau Kollegin Schmitz. 

Ingola Schmitz
*)
 (FDP): Vielen Dank, Herr Präsi-

dent. – Sehr geehrter Herr Minister, ich möchte 
noch einmal auf die beiden Geschäftsführer zu 
sprechen kommen. Mit der vorzeitigen Festlegung 
der Landesregierung in der Sondersitzung des HFA 

vom 20. Juni 2014, keine rechtlichen und finanziel-
len Ansprüche gegen die beiden Geschäftsführer 
und die Grundstücksveräußerer durchsetzen zu 
wollen, haben Sie die Rechts- und Vermögensposi-
tion des Landes für eine zukünftige Anspruchsver-
folgung eindeutig verschlechtert. 

Aus welchen Gründen schwächen Sie trotz des be-
reits eingetretenen wirtschaftlichen Schadens von 
über 36 Millionen € völlig unnötigerweise die Rechts-
position des Landes zum Nachteil des Landeshaus-
halts und des Steuerzahlers? 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Es tut 
mir leid, aber ich weiß nicht, woher Sie die Informa-
tion haben, ich hätte erklärt, dass wir definitiv auf 
Regressforderungen verzichten. Ich habe im Haus-
halts- und Finanzausschuss deutlich gemacht, dass 
es im Moment keine Grundlage dafür gibt, und dass 
im Moment sowohl von der staatsanwaltschaftlichen 
Seite als auch von dem, was mir bislang vorliegt, 
keine Hinweise vorhanden sind, die darauf schlie-
ßen lassen, dass es hier es einen Schuldigen gibt, 
gegen den sich eine Regressforderung richten 
könnte. Aber ich habe auch immer gesagt, dass wir 
uns noch in der Prüfung befinden und dass ich mir 
Schritte dieser Art vorbehalte. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Die zweite und 
letzte Nachfrage von Herrn Kollegen Wedel. 

Dirk Wedel (FDP): Vielen Dank. – Herr Minister, bei 
Kapitalgesellschaften gibt es gesetzliche Bestim-
mungen zur Haftung von Aufsichtsorganen bei 
Pflichtverletzungen. Halten Sie die Implementierung 
entsprechender Haftungsregelungen auch beim 
BLB für geboten, da es sich beim BLB ja um ein 
Sondervermögen handelt, das nach kaufmänni-
schen Grundsätzen geführt werden soll? 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Wir 
sind ja dabei, mit den Eckpunkten das Regelwerk 
noch einmal zu überarbeiten. Da muss man sich 
anschauen, was im Einzelnen vorgeschlagen wird. 
Es geht sicher darum, dass der BLB insgesamt un-
ternehmerischer organisiert und aufgestellt wird. 

Das hat sicher auch etwas mit den Rechten und 
Pflichten der Aufsichtsgremien zu tun. Man muss im 
Moment sagen: Bei der derzeitigen Konstruktion 
des BLB sind die Rolle sowie die Aufsichts- und 
Durchgriffsmöglichkeiten des Verwaltungsrats ge-
genüber den Aufsichtsgremien zum Beispiel in Akti-
engesellschaften sehr eingeschränkt. 

Bei diesem Punkt haben wir erste wichtige Schritte 
unternommen, die das Netz enger geknüpft haben, 
damit es keinen weiteren Missbrauch mehr geben 
konnte. Jetzt geht es darum, in einem weiteren 
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Schritt diese unternehmerische Ausrichtung – aber 
mit der Sonderrolle, die ein BLB nun einmal hat – so 
zu verknüpfen, dass es auch Regeln dafür gibt, wie 
künftig die Rechte und Pflichten eines Aufsichtsrats 
bzw. eines Verwaltungsrats aussehen werden. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Die zweite und 
letzte Nachfrage von Herrn Kollegen Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident, 
vielen Dank. – Man gewinnt den Eindruck, als wür-
de der Vorgang, über den wir jetzt reden, erst weni-
ge Tage zurückliegen. Mir liegt aber hier die eben 
von Herrn Minister schon zitierte Kleine Anfrage des 
Kollegen Horst Becker vom 10. Juni 2009 vor.  

In der Vorbemerkung heißt es: 

„Der Sprecher des BLB, Herr Zeleny, wird in der 
Presse diesbezüglich mit der Aussage zitiert, die 
Bauwens-Gruppe sei zugeschaltet worden, um 
‚explodierende Grundstückspreise‘ bei Bekannt-
werden des Landesinteresses vorzubeugen.“ 

Und da antwortet der Finanzminister Dr. Linssen – 
ich glaube, die waren damals in einer Koalition mit 
der FDP, wie ich mich dunkel erinnere –:  

„Dieses Vorgehen hatte den Vorteil, dass der 
BLB NRW die für den Grundstücksankauf not-
wendigen weiteren Maßnahmen nicht selbst 
vornehmen muss und nicht selbständig am 
Markt als Ankäufer großer Flächen in der Kölner 
Südstadt aufgetreten ist,“ 

(Zuruf von der FDP) 

– ist bitter, Herr Kollege Lindner, oder? – 

„was nach Einschätzung des BLB NRW zu stark 
steigenden Preisen geführt hätte.“ 

Meine Frage an den Finanzminister: Wäre es nicht 
sinnvoll gewesen, bereits zum damaligen Zeitpunkt 
nachzuprüfen, ob der Grundstückskauf und die 
Preise sachgerecht sind, um anschließend vor dem 
Lichte der Preisbewertung auf dieses Geschäft zu 
verzichten? 

(Dietmar Schulz [PIRATEN]: Das ist doch 
Gegenstand des Untersuchungsausschus-
ses!) 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Herr 
Mostofizadeh, darauf habe ich ja eben schon einmal 
hingewiesen. Der erste Punkt ist: Ja, es ist behaup-
tet worden, dass im Prinzip eine – man kann es ja 
so nennen – Strohmannfunktion vorgegeben wor-
den ist, dass man also jemanden losschickt, der 
kaufen soll, damit er zu einem günstigeren Preis 
kaufen kann. 

Wenn diese Person dann aber den Differenzbetrag 
zu dem bekommt, was der andere gefordert hätte, 

wenn er direkt gewusst hätte, dass das Land oder 
der BLB kauft, dann ist es offenkundig nicht nötig, 
noch jemanden zwischenzuschalten. Dann hätte 
man dem ursprünglichen Eigentümer auch gleich 
den höheren Preis bezahlen können, oder möglich-
erweise hätte man auch einen günstigeren Preis 
bekommen. Da ist ja nur unterstellt worden, dass 
hier am Ende noch ein Gewinn gemacht werden 
kann.  

Wenn dann Vermerke aus dem Haus dringende 
Hinweise geben, dass es sich hier um eine Preisge-
staltung handelt, die nicht akzeptabel ist, wenn dann 
Beurkundungen stattfinden – sozusagen unter Ein-
beziehung der Politik, wenn man so will –, die so 
gestaltet sind, dass der Kauf nach dem Verkauf er-
folgt, ja, dann kann man zu diesem Zeitpunkt davon 
ausgehen, dass Fragen hätten gestellt werden kön-
nen, und dass man auch hätte sagen können: Auf 
ein solches Geschäft lassen wir uns nicht ein.  

Ich glaube, dass das selbst für die manchmal un-
gewöhnlichen Praktiken, die die Immobilienunter-
nehmen auch selbst benennen, schon eine gewisse 
Auffälligkeit gezeitigt hat, auf deren Grundlage man 
hätte reagieren können. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Weitere Nachfragen liegen nicht 
vor. Damit schließe ich die Fragestunde. 

(Ralf Witzel [FDP]: Doch!) 

– Ja, Herr Kollege, die müssen Sie aber anmelden, 
sonst kann ich das nicht erahnen. Dann nehmen wir 
die jetzt noch mit. Im Übrigen darf ich darauf hin-
weisen, dass wir weit über die Zeit sind. – Herr Kol-
lege Witzel mit seiner dritten und letzten Nachfrage. 
Bitte schön.  

(Martin Börschel [SPD]: Bei der FDP muss 
man mit allem rechnen!)  

Ralf Witzel (FDP): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Herr Finanzminister, ich habe noch eine letzte Fra-
ge an Sie, und zwar auch vor dem Hintergrund des 
Standes der Erkenntnisse, die Sie in den letzten vier 
Jahren aus dem Dutzend Berichten des Landes-
rechnungshofs gewonnen haben, die es seit Mitte 
2010 gibt, was die rechtliche Qualität der Ansprüche 
angeht. Das geht in eine ähnliche Richtung wie das, 
was die Kollegin Ingola Schmitz mit Blick auf die im 
Text dieser Anfrage zitierte dpa-Meldung sicherlich 
auch gemeint hat. 

Sie haben in dieser Fragestunde jetzt mehrfach mit 
strafrechtlichen Kategorien argumentiert. Das ist ei-
ne Kategorie. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Das ist aber keine 
Diskussion! Eine Frage!) 

Ich frage Sie aber ausdrücklich, wie das mit den zi-
vilrechtlichen Ansprüchen ist. 
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(Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: Das hat er 
doch gesagt! Das hat er schon zwei Mal be-
antwortet!) 

Auch wenn er nicht strafrechtlich belangt wird, hat 
ein Geschäftsführer trotzdem eine Vermögensbe-
treuungspflicht, die hier nach dem Bericht des Lan-
desrechnungshofs offenkundig nicht wahrgenom-
men worden ist. Deshalb lautet meine Frage an Sie: 
Warum werden die Befunde des Landesrechnungs-
hofberichts betreffend die beiden Geschäftsführer 
und zivilrechtliche Fragen von Ihnen nach Bekannt-
werden dieser Umstände jetzt nicht verfolgt? 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ich 
habe ja gesagt, dass ich auf der Grundlage dieser 
neuen Informationen Nachprüfungen eingeleitet ha-
be und von dem eigenen Ministerium und dem BLB 
erwarte, hierzu eine Aufklärung zu bekommen. In 
der Diskussion mit dem Landesrechnungshof haben 
wir aber – das ist auch bekannt – immer auch einen 
Diskussionsbedarf. Hier ist ja keine letztinstanzliche 
Feststellung getroffen worden. Vielmehr hat der 
Landesrechnungshof wichtige und hilfreiche Fragen 
gestellt und seine Bewertung dazu abgegeben. Zum 
Beispiel ist die Frage zu stellen, welche Qualität ei-
ne Mitzeichnung hatte, was sie ausgelöst hat und 
welche Mitverantwortung sie auslöst. Diese Dinge 
will ich überprüft haben. Sobald mir dazu Informati-
onen vorliegen, werde ich Sie auch informieren. 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Noch einmal 
vielen Dank, Herr Minister Dr. Walter-Borjans. – 
Damit liegen endgültig keine weiteren Nachfragen 
mehr vor. – Vielen Dank. 

Dann schließe ich die Fragestunde und rufe auf: 

11 Kinderrechte wirklich umsetzen! Nordrhein-
Westfalen braucht geschulte Fachkräfte in al-
len Einrichtungen der Kinder- und Jugendhil-
fe, Schulen und Familienzentren für die kon-
krete Informationsvermittlung und Umset-
zung der Kinderrechte 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/6107 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die antragstellende Piratenfraktion Herrn 
Kollegen Wegner das Wort. Bitte, Herr Kollege. 

Olaf Wegner (PIRATEN): Sehr geehrter Herr Prä-
sident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe Men-
schen im Stream und auf der Tribüne! Die UN-
Kinderrechtskonvention gibt jedem Kind ein Recht 
auf Schutz, auf Bildung, auf soziale Teilhabe, auf – 

das wird meistens vergessen – Beteiligung an den 
Entscheidungen, die es betreffen, und auf freie Mei-
nungsäußerung. 

Dass die Kinderrechte in der Verfassung unseres 
Landes normiert sind, ist ein bedeutender Schritt zur 
Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention. Wichtig 
für die Beteiligung der Kinder und Jugendlichen ist 
auch die Verankerung im Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz. 

Trotzdem gibt es noch viele Defizite. Beteiligungs-
projekte sind oft nur befristet. Es gibt bei vielen Er-
wachsenen Bedenken gegenüber der Mitsprache 
von Kindern und Jugendlichen. Das Bewusstsein 
über die einzelnen Kinderrechte ist selbst bei Fach-
kräften oft unzureichend. Ohne die Erwachsenen 
können Kinder und Jugendliche ihre Rechte nicht 
erfahren, geschweige denn sie wahrnehmen und 
erleben. Ohne die Erwachsenen werden Kinder und 
Jugendliche nicht nach ihrer Meinung gefragt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deshalb sehe ich 
es als unsere Aufgabe an, mit unseren Möglichkei-
ten als Parlament die wirkliche Umsetzung der Kin-
derrechte hier in Nordrhein-Westfalen weiter voran-
zubringen. 

Noch lange ist nicht jedes Kind und jeder Jugendli-
che über seine Rechte informiert. Eltern und Fach-
kräfte beachten aufgrund mangelnder Informationen 
die Kinderrechte vor allem im Bereich der Beteili-
gung immer noch viel zu wenig. Wie sollen sie auch, 
wenn sie selbst nicht ausreichend informiert sind 
und keine geeigneten Wege zur Umsetzung gelernt 
haben? 

Deshalb möchten wir in allen Einrichtungen, die mit 
Kindern und Jugendlichen zu tun haben – also in 
den Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, in 
den Schulen und in den Familienzentren –, errei-
chen, dass die Kinderrechte nicht nur auf dem Pa-
pier stehen, sondern durch geschulte Fachkräfte je-
dem bekannt gemacht und gelebt werden. Es ist 
wichtig, dass jedes Kind und jeder Jugendliche ent-
sprechend seinem Alter und Entwicklungsstand 
über alle Kinderrechte informiert wird. Es ist wichtig, 
dass jedes Kind und jeder Jugendliche bei der 
Wahrnehmung und der Umsetzung seiner Rechte 
täglich unterstützt wird. 

Durch die Beachtung eines jeden Kinderrechts wird 
die Entwicklung aller Kinder und Jugendlichen zu 
eigenständigen Persönlichkeiten gefördert. 

Es ist notwendig, dass geschulte Fachkräfte als 
Ombudspersonen und Ansprechpartner für alle Kin-
der und Jugendlichen zur Verfügung stehen und 
das große Machtgefälle zwischen Kindern und Er-
wachsenen ausgleichen. Genauso notwendig wie 
die Ombudsperson ist, dass geschulte Fachkräfte 
als Ansprechpartner für Fachkräfte und Erzie-
hungsberechtigte in den Einrichtungen zur Verfü-
gung stehen. Ohne die Hilfe der Erwachsenen kön-
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nen Kinder und Jugendliche ihre Rechte weder er-
fahren noch wahrnehmen. 

Lassen Sie uns jetzt einen Schritt machen und die 
Kinderrechte mit unseren Möglichkeiten auf Lan-
desebene weiter voranbringen. Lassen Sie uns zu-
sammen daran arbeiten, die einzelnen Rechte der 
Kinder und Jugendlichen im Bewusstsein der Men-
schen in unserer Gesellschaft zu festigen. 

Mit der Ablehnung unseres Änderungsantrags, in 
dem wir die Aufnahme der Kinderrechte in das Kin-
derbildungsgesetz gefordert haben, ist wieder eine 
Chance vertan worden – eine Chance, das Be-
wusstsein über die Rechte der Kinder weiter auszu-
bauen und in den Alltag der Kinder zu integrieren. 
Die in unserem Antrag geforderten geschulten 
Fachkräfte können vor Ort und im Alltag für jedes 
Kind und jeden Jugendlichen die einzelnen Kinder-
rechte von Anfang an wahrnehmbar und erfahrbar 
machen. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deshalb appelliere 
ich an Sie, mit uns in einen ernsthaften Dialog über 
unseren Antrag einzutreten und sich für die wirkli-
che Umsetzung der Kinderrechte einzusetzen. Ich 
hoffe, dass es diesmal nicht nur bei Lippenbekennt-
nissen bleiben wird, wie es zum Beispiel bei der im 
rot-grünen Koalitionsvertrag stehenden Ankündi-
gung einer Kinderkommission mit Anrufrecht für 
Kinder der Fall ist.  

Kinderrechte stärken unsere Kinder. Starke Kinder 
stärken unsere Demokratie. In diesem Sinne freue 
ich mich auf die Gespräche im Ausschuss. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Wegner. – Für die SPD-Fraktion 
spricht Frau Kollegin Hack. 

Ingrid Hack (SPD): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen, liebe Kollegen, liebe verbliebene Zuschauerin-
nen und Zuschauer! Es ist unseres Erachtens im-
mer grundsätzlich richtig und wichtig, Kinderrechte 
zu thematisieren, sich über ihre Beachtung und ihre 
Verbesserung Gedanken zu machen. 

Wir teilen auch, sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen der Piratenfraktion, Ihre Einschätzung, dass 
es ein wichtiger und richtiger Schritt war, die Kinder-
rechte in der Landesverfassung Nordrhein-Westfa-
lens zu verankern. Wir teilen allerdings nicht Ihre im 
Antrag erhobene Forderung nach einer geschulten 
Fachkraft für Kinderrechte in allen Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe. Warum? Ähnlich zielfüh-
rend – ich muss es leider so ausdrücken – wäre ei-
ne Forderung nach Erzieherinnen und Erziehern 
oder sozialpädagogischen Fachkräften in allen Ein-
richtungen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Daniel Düngel) 

Wenn Sie in den aktuellen Lehrplan für die Fach-
schulen des Sozialwesens schauen, finden Sie fol-
gende Zielbeschreibung für die Ausbildung: 

Erzieherinnen und Erzieher – ich zitiere – arbeiten 
partizipativ, respektieren die Kinder und Jugendli-
chen als Partner in der Arbeit und helfen ihnen, 
kompetent und verantwortlich mitzubestimmen und 
mitzugestalten. Sie vermitteln Orientierungen und 
gestalten Lern- und Erfahrungsorte der Gleichbe-
rechtigung, Chancengleichheit, Antidiskriminierung 
und Gewaltfreiheit. Sie stärken die Verantwortung 
für die Eine Welt. Sie unterstützen die Eigenaktivität 
von Kindern ab null Jahren und Jugendlichen in ih-
ren Entwicklungs- und Bildungsprozessen und ge-
ben ihren Selbstbildungspotenzialen Rahmen und 
Raum. 

Ein Blick in den ab 01.08.2014 zur Erprobung in 
Kraft gesetzten Lehrplan zeigt als Querschnittsauf-
gabe der Ausbildung für diese sozialpädagogischen 
Fachkräfte unter anderem – ich zitiere –: 

Partizipation: Es soll eine Haltung entwickelt wer-
den, die auf eine Beteiligung von Kindern, Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen entsprechend ihrem 
Entwicklungsstand an allen sie betreffenden Ent-
scheidungen des öffentlichen Lebens abzielt mit 
dem Ziel einer demokratischen Teilhabe an der Ge-
sellschaft. 

Und weiter heißt es dort zur Aufgabe Wertevermitt-
lung: 

Sie, also die Erzieherinnen und Erzieher, sind fähig, 
junge Menschen bei der Entwicklung persönlicher 
Wertehaltungen zu begleiten, sie als Subjekte ihres 
eigenen Werdens ernst zu nehmen und dabei zu 
unterstützen, eine Balance zwischen Autonomie 
und sozialer Mitverantwortung zu finden.  

Das heißt, schon in ihrer Ausbildung wird angehen-
den Erzieherinnen und Erziehern die zentrale Be-
deutung dessen vermittelt, was wir unter dem Be-
griff Kinderrechte zusammenführen: Beteiligung und 
Teilhabe von Kindern an allen sie betreffenden Ent-
scheidungen – neben den in der Kinderrechtskon-
vention verankerten Rechten auf Bildung, auf kör-
perliche und seelische Unversehrtheit sowie den 
zahlreichen Rechten auf Schutz vor Gewalt, Aus-
beutung, Missbrauch und anderem. 

Jede Fachkraft ist also bereits, wie Sie es fordern, 
zu den Kinderrechten geschulte Fachkraft. Ansons-
ten hätte sie ihre Ausbildung nicht abschließen kön-
nen. Ich empfehle Ihnen auch, Herr Kollege Weg-
ner – Sie haben es gesagt –, einen Blick in das hier 
vor einem Monat beschlossene Änderungsgesetz 
zum Kinderbildungsgesetz. Wenn Sie den § 13 – 
Frühkindliche Bildung – betrachten:  

„Das pädagogische Personal in Kindertagesein-
richtungen und in Kindertagespflege beachtet, 
was die Kinder in ihren Bildungs- und Entwick-
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lungsprozess einbringen, welche Möglichkeiten 
sie besitzen, welche Zeit sie benötigen, welche 
Initiative sie zeigen und stimmt sein pädagogi-
sches Handeln darauf ab.“  

Weiter heißt es:  

„Wesentlicher Ausgangspunkt für die Gestaltung 
der pädagogischen Arbeit sind die Stärken, Inte-
ressen und Bedürfnisse des Kindes.“  

Unserer Meinung nach bedarf es also keiner weite-
ren gesetzlichen Initiativen, wie Sie es fordern, die – 
ich zitiere aus Ihrem Antrag – „die Rechte der Kin-
der in Konzeption und Leitbilder der Einrichtung be-
achten und einbinden“. Diese gesetzlichen Rege-
lungen sind ebenso vorhanden wie die Fachkräfte, 
die dieses umzusetzen und zu beachten haben. 

(Beifall von der SPD) 

Verehrte Kollegen, erlauben Sie mir zum Schluss 
eine weitere Anmerkung: Sie betonen in Ihrem An-
trag unterschiedliche Formen der Kinder- und Ju-
gendlichen-Beteiligung in NRW als besonderen 
Ausdruck der Wahrung der Kinderrechte. Partizipa-
tion ist jedoch nur eine einzige Aufgabe, ein Bau-
stein dessen, was Kinderrechte umfasst und was 
ihre Umsetzung erfordert.  

Mit Kinderparlamenten und Spielplatzgestaltung ist 
es eben nicht getan. Die gesamte pädagogische 
Arbeit in der täglichen Praxis beruht, wie ich es er-
läuterte, gesetzlich und auch schon im Ausbil-
dungsbereich auf der Kenntnis der Kinderrechte, 
ihrer Vermittlung und ihrer Umsetzung.  

Vor diesem Hintergrund werden wir sicherlich die 
Debatte im Ausschuss recht zügig führen können, 
und die Kolleginnen und Kollegen im Schulaus-
schuss – ich habe mich jetzt sehr auf die frühe Bil-
dung und die außerschulische Bildung kon-
zentriert – werden auch vor dem Hintergrund, was 
Lehrkräfte zu tun haben, auch schon aufgrund ihrer 
Kenntnis und ihrer Aufgabe als Lehrerinnen und 
Lehrer … 

Vizepräsident Daniel Düngel: Die Redezeit, Frau 
Kollegin. 

Ingrid Hack (SPD): … im Schulausschuss genauso 
verfahren können. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Hack. – Für die CDU-Fraktion spricht jetzt 
Frau Kollegin Milz. 

Andrea Milz (CDU): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Wir hatten auch schon einmal 
2008 hier im Plenum über Kinderrechte debattiert. 
Ich weiß nicht, wer damals dabei war und sich noch 

erinnert. Damals ging es noch um die Änderung des 
Grundgesetzes. Heute sprechen wir darüber, wie 
die Informationsvermittlung über die Rechte von 
Kindern verbessert werden kann.  

Hierfür sollen in Kinderrechten geschulte Fachkräfte 
in jeder Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe, 
Schulen und Familienzentren vorgehalten werden. 
So weit, so gut. 

Aber, liebe Piraten, sollte eine Erzieherin oder ein 
Lehrer nicht schon jetzt, allein aufgrund der Ausbil-
dung in der Lage sein oder ja sogar in der Pflicht 
sein, die Rechte der Kinder zu kennen, zu wahren, 
zu vermitteln und für Kinder erfahrbar zu machen? 

(Beifall von der CDU) 

Auch ein Blick in unser Grundgesetz bestätigt den 
Auftrag an die gesamte Gesellschaft, wie er in Art. 6 
Abs. 2 beschrieben ist – ich zitiere –: 

„Pflege und Erziehung der Kinder sind das natür-
liche Recht der Eltern und die zuvörderst ihnen 
obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht 
die staatliche Gemeinschaft.“  

Starke Worte, oder? Klar, präzise und unmissver-
ständlich. Oder brauchen wir doch weitere Aufträge, 
zum Beispiel speziell zur UN-Kinderrechtskon-
vention? 

Im vorliegenden Antrag wird unter „Ziffer II. Der 
Landtag stellt fest“ ausgeführt, dass die Mehrzahl 
der Eltern und Fachkräfte zwar um die Existenz der 
UN-Kinderrechtskonvention wisse, einzelne Inhalte 
sowie geeignete Wege der Umsetzung jedoch kaum 
bekannt seien. Auch in diesem Zusammenhang fra-
ge ich: Liebe antragstellende Fraktion der Piraten, 
auf welcher Grundlage haben Sie denn diese Be-
hauptung, dass sie es nicht wüssten, aufgestellt? 

Ich sehe die Schwierigkeiten zum Thema „Kinder-
rechte“ eher an einer anderen Stelle. Es ist sicher 
richtig und wichtig, die Beteiligten, insbesondere 
Kinder und Jugendliche, über ihr Recht zu informie-
ren und entsprechend aufzuklären. Damit allein ist 
es aber nicht getan. Man muss Kindern insbesonde-
re zeigen, wie sie sich helfen können, wenn ihre 
Rechte verletzt werden. Im Klartext heißt das: Sie 
müssen wissen, an welche konkreten Organisatio-
nen – zum Beispiel an die „Nummer gegen Kum-
mer“ und ähnliche Einrichtungen – sie sich in der 
Kita, der Schule oder an ihrem Ort wenden können.  

Betrachten wir allein den Kitabereich, der immer 
stärker von Kleinkindern besucht wird, erkennen wir, 
dass dort die Information und Aufklärung eher weni-
ger wichtig sind, als die Kinder insgesamt zu stär-
ken, damit sie sich nachher überhaupt trauen, ihren 
Schwierigkeiten Ausdruck zu verleihen. Dafür 
braucht es eine vertrauensvolle Atmosphäre sowie 
Zeit und Raum, um miteinander zu sprechen. 

Etwas merkwürdig finde ich zudem die im letzten 
Spiegelstrich des Antrags formulierte Forderung. 
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Hiernach soll gesetzlich geregelt werden, dass eine 
zu Kinderrechten geschulte Fachkraft in ihrem Ar-
beitsumfeld für die Einhaltung der Kinderrechte 
Sorge zu tragen hat. Ich frage mich an dieser Stelle: 
Wie soll das in der Praxis aussehen? Können wir 
dann Lehrer oder Erzieher sanktionieren, wenn es 
im Gruppengefüge oder im Klassenraum zum Bei-
spiel zu Mobbing-Situationen kommt? 

Meine Damen und Herren, insgesamt denke ich, 
dass wir es uns zu leicht machen, wenn wir zu sehr 
bzw. allein auf die Informationsvermittlung setzen. 
Wenn es schon um eine solche geht, wäre mir eine 
andere Idee durchaus sympathischer. Ein schönes 
Beispiel hierfür, und zwar ganz ohne gesetzlichen 
Regelungszwang, ist eine Forderung aus der ersten 
nationalen Konferenz für die Rechte der Kinder, die 
lautet: 

„Jeder Bürgermeister sollte am Weltkindertag die 
Kinderrechte öffentlich vorlesen.“ 

Meine Damen und Herren, ich freue mich auf die 
weiteren Beratungen im Ausschuss. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Milz. – Für die grüne Landtagsfraktion 
spricht Frau Kollegin Asch. 

Andrea Asch (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich möchte mit einem Zitat 
von Olof Palme beginnen: 

„Weil unsere Kinder die einzige Verbindung zur 
Zukunft sind und weil sie die Schwächsten sind, 
gehören sie an die erste Stelle unserer Gesell-
schaft.“ 

Weil das so ist, ist es auch gut und richtig, dass wir 
das Thema „Kinderrechte“ im parlamentarischen 
Raum immer wieder ansprechen und über die kon-
krete Umsetzung dieses wichtigen Themas mitei-
nander beraten. 

Wir sind in Nordrhein-Westfalen stolz darauf, dass 
wir die Kinderrechte in unserer Landesverfassung 
verankert haben. In diesem Zusammenhang muss 
ich auf eines erneut hinweisen: Ich habe keinerlei 
Verständnis dafür, dass dies auf der Ebene des 
Bundes immer noch nicht gelungen ist und es im-
mer noch Kräfte im konservativen Lager gibt, die 
verhindern, dass die Kinderrechte Eingang in das 
Grundgesetz finden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Bei der letzten Novelle des Kindergartengesetzes, 
des KiBiz, das wir vor drei Wochen verabschiedet 
haben, haben wir die Kinderrechte in einer ganz be-
sonderen Weise berücksichtigt. Durch unseren An-
trag haben wir als Fraktion § 6, nämlich den Bezug 
zur Landesverfassung in den Gesetzestext aufge-
nommen. In § 13 der Gesetzesvorlage wurde je-

doch bereits an unterschiedlichen Stellen explizit 
auf die Rechte von Kindern hingewiesen. In den 
Grundsätzen der Bildungs- und Kindererziehungs-
arbeit des § 13 wurde normiert, dass die Kinder-
rechte in Tageseinrichtungen gesichert werden sol-
len und dass Beteiligungsverfahren für Kinder ent-
wickelt werden, wie wir es bereits in Nordrhein-
Westfalen in einem Modellversuch gefördert und 
erprobt haben. 

Zu Kinderrechten gehören ebenso – das wurde be-
reits von den Kolleginnen erwähnt – die Beschwer-
demöglichkeiten und die Gewähr, dass diese Be-
schwerden auch aufgegriffen und bearbeitet wer-
den. Dazu dienen die sogenannten Ombudschafts-
stellen, die in § 79 des SGB VIII verankert sind. Wir 
stehen im Dialog mit den Wohlfahrtsverbänden. Sie 
waren Anfang des Jahres auch im Ausschuss und 
verfolgen gemeinsam das Ziel, diese Ombud-
schaftsstellen als unabhängige Beschwerdestellen 
für Kinder und Jugendliche in Nordrhein-Westfalen 
zu verankern und weiter zu stärken. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie wissen sicher, 
dass wir in diesem Jahr den 25. Geburtstag der UN-
Kinderrechtskonvention feiern. Deshalb dürfen wir 
diese hierbei auch nicht unerwähnt lassen. Die 
Konvention ist nämlich wirklich ein Meilenstein in 
der Umsetzung und Verwirklichung der Kinderrech-
te. Es hat ziemlich lange gedauert, nämlich fast 20 
Jahre – und das ist wirklich kein Ruhmesblatt des 
Deutschen Bundestages –, bis die Bundesrepublik 
die vollständige Ratifizierung der Konvention ohne 
Vorbehalt beschlossen hat. 

Wir haben in der letzten Ausschusssitzung die be-
sondere Situation der Kinder, die als Flüchtlinge zu 
uns gekommen sind, diskutiert. Obwohl der Vorbe-
halt in der UN-Kinderrechtskonvention gestrichen 
ist, werden Flüchtlingskindern immer noch die 
Grundrechte verweigert. Das haben wir im Bericht 
des Innenministers gesehen. Dort wird das Primat 
des Kindeswohls, das eigentlich in Artikel 3 der UN-
Kinderrechtskonvention sehr klar und ausdrücklich 
geregelt ist, nach wie vor infrage gestellt. Ich meine, 
darüber müssen wir in einen intensiven Diskurs ein-
treten und klarmachen, dass Kinderrechte nicht teil-
bar sind und dass es keine zwei Klassen von Kin-
dern geben darf, je nachdem wo sie zufälligerweise 
geboren sind. Denn es entspricht nicht dem Geist 
und dem Buchstaben der UN-Konvention, die 
Deutschland ohne Einschränkung unterschrieben 
hat, dass für Flüchtlingskinder und jugendliche 
Flüchtlinge dieses Primat der Kinderrechte nicht gel-
ten soll. 

Wir stehen als Politik in der Verantwortung, die Um-
setzung der Kinderrechte stets zu überprüfen und in 
allen gesellschaftlichen Bereichen deren Umset-
zung zur Realisierung zu verhelfen. Ein geeignetes 
Instrument dazu wäre im parlamentarischen Raum 
eine Kinderkommission nach dem Vorbild des 
Deutschen Bundestages. Diese haben wir im Koali-
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tionsvertrag vereinbart und in der Runde der Obleu-
te verabredet, sie fraktionsübergreifend auf den 
Weg zu bringen.  

Ich denke, das wäre ein wichtiger Schritt, um die 
Rechte der Kinder, Beteiligungsrechte und Partizi-
pation der Kinder in diesem Parlament noch einmal 
ganz besonders zur Sprache zu bringen und zur 
Umsetzung zu verhelfen.  

Ich bin mir nicht sicher, ob der Vorschlag, den die 
Piraten gemacht haben, tatsächlich zielführend ist, 
weil ich wie die Kolleginnen und Kollegen von SPD- 
und CDU-Fraktion der Meinung bin: Es geht nicht 
darum, dass es Einzelpersonen gibt, die nun in be-
sonderer Weise geschult werden und als Einzelper-
son die Kinderrechte in den Einrichtungen wahr-
nehmen. Es muss vielmehr konstitutiver Bestandteil 
der Ausbildung sein, und es muss zum Selbstver-
ständnis eines jeden, der in Kindertageseinrichtun-
gen oder Jugendeinrichtungen arbeitet, gehör-
ten, …  

Vizepräsident Daniel Düngel: Die Redezeit. 

Andrea Asch (GRÜNE): … tatsächlich die Kinder-
rechte im Blick zu haben und zu helfen, diese Kin-
derrechte umzusetzen. 

Ich freue mich auf die Beratung im Ausschuss. Dort 
werden wir Gelegenheit haben, die verschiedenen 
Vorschläge miteinander zu diskutieren. – Ich danke 
für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Herzlichen Dank, 
Frau Kollegin Asch. – Nächster Redner ist der Kol-
lege Hafke für die FDP-Fraktion. 

Marcel Hafke (FDP): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der vor-
liegende Antrag ist leider wieder ein gutes Beispiel 
für den Drang der Politik, aus allem, was gut ge-
meint ist, sofort Regeln und Vorgaben zu machen. 
Wir kennen das sonst eher von der SPD und insbe-
sondere von den Grünen. Offenbar wollen in dem 
nun auch die Piraten in nichts nachstehen.  

Ohne Frage ist das Thema „Kinderrechte“ eines, bei 
dem man einige Defizite beklagen kann – nicht nur 
bei der Umsetzung, sondern natürlich vorgelagert, 
wie es der Antrag beschreibt, bei der Information. 
Es ist sicher notwendig, dass Kinder über ihre 
Rechte Bescheid wissen und ermuntert werden, 
diese einzufordern.  

Deshalb ist es uns als FDP-Fraktion auch so wich-
tig, das Thema „Kinder- und Jugendbeteiligung“ 
nach vorne zu stellen. Wenn Kinder und Jugendli-
che an sie betreffende Entscheidungen beteiligt 

werden, ist das der beste Weg, ihre Interessen zu 
berücksichtigen.  

Ich stimme deshalb der Problemanalyse an dieser 
Stelle zu, insbesondere hinsichtlich einer geringen 
Nachhaltigkeit vieler Beteiligungsprojekte. Allerdings 
fehlt es da nicht zwingend an Fachkräften, sondern 
vor allem an politischer Willenskraft. Sie wissen: 
Bekleckert hat sich dieses Landesparlament in den 
letzten Jahren auch nicht gerade mit Ruhm, wenn 
man über vier Jahre darüber diskutiert, wie man 
Kinder und Jugendliche in diesem Land beteiligt. 

Auch der von Ihnen angesprochene Kinderbeauf-
tragte ist da sicher kein Ruhmesblatt dieser Landes-
regierung. Man kann unterschiedlicher Auffassung 
sein, ob diese Stelle gebraucht wird. Der letzte 
Amtsinhaber, Herr Dr. Eichholz, hat sie sicherlich 
gut ausgefüllt. Die Idee, die Stelle einzusparen und 
quasi die zuständige Ministerin als Kinderbeauftrag-
te in Personalunion zu verkaufen, wie es diese Lan-
desregierung getan hat, ist aber vollkommen ab-
surd. Ich würde mich jedenfalls der Diskussion, ob 
man das Amt wieder einführt, nicht verschließen. 

Ihre Problemanalyse ist an vielen Stellen richtig. Wir 
müssen in der Tat viel stärker für die Kinderrechte 
werben. Ich halte die Idee, dies auch sehr früh an-
zusetzen, durchaus für richtig. Aber – das ist der 
große Kritikpunkt an Ihrem Antrag –: Nicht alles, 
was wünschenswert ist, muss bürokratisch bis aufs 
letzte Detail im Gesetz geregelt werden.  

Wenn man sich nun einmal anschaut, was die Um-
setzung Ihrer Forderung nach zuständigen Fach-
kräften inklusive der Kontrolle ihrer Arbeit bedeuten 
würde, erscheint es mir offensichtlich, dass der bü-
rokratische Aufwand in keinem Verhältnis zum Nut-
zen steht. Vor allen Dingen halte ich es für ein völlig 
falsches Signal in einer Zeit, in der gerade die zwei-
te KiBiz-Revision gegen den Rat aller Experten ver-
abschiedet wurde, neue Vorgaben in die Einrich-
tungen zu geben.  

(Zuruf von der SPD) 

– Die Belastung der Erzieherinnen und Erzieher ist 
ja allseits bekannt. Sie beklagen sich jetzt schon 
darüber. 

Wir haben hier lang und breit über diese Situation 
bei den Erzieherinnen gesprochen und das hier dis-
kutiert. Gleiches gilt auch für die Mitarbeiter in Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe und an den 
Schulen, um nur noch einmal das Stichwort „Inklu-
sion“ zu nennen. 

Ich denke, wenn wir hier jetzt rigide Vorgaben ma-
chen und neue Aufgaben in die Einrichtungen ge-
ben, strafen wir unsere Worte Lügen. Die Erziehe-
rinnen, die Fachkräfte und Lehrer haben genug mit 
den bestehenden Aufgaben zu tun. Wir sollten also 
dringend Abstand nehmen von neuen Vorgaben, 
die das Land hier macht.  
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Das heißt nicht, dass wir das Thema gar nicht an-
gehen. Es gibt viele Einrichtungen, die von sich aus 
das Thema Kinderrechte aufgreifen und altersge-
recht vermitteln, die Beteiligungsprojekte auf den 
Weg bringen und schon die Kleinsten ermuntern, 
eigene Entscheidungen zu treffen.  

Vielleicht sollten wir also mehr im Sinne von Best 
Practice schauen, was bereits in diesem Land pas-
siert und die erfolgreichen Projekte zur Nachah-
mung empfehlen – 

(Beifall von der FDP) 

gerne auch mit Material, das wir den Mitarbeitern an 
die Hand geben können. Ich kann mir auch weitere 
Werbemaßnahmen bzw. Informationsprojekte zu 
Kinderrechten vorstellen.  

Über all das sollten wir im Ausschuss reden, damit 
wir am Ende etwas für die Kinderrechte tun, ohne 
dafür an anderer Stelle etwas für die Kinder zu ver-
lieren, weil wir nämlich die Fachkräfte mit neuen 
Vorgaben belasten und ihnen damit Zeit für das 
Wesentliche nehmen, nämlich die Förderung unse-
rer Kinder. 

In diesem Sinne freue ich mich auf spannende Dis-
kussionen im Ausschuss. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Hafke. – Für die Landesregierung hat jetzt 
Frau Ministerin Schäfer das Wort. 

Ute Schäfer, Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport: Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen! Meine Damen und Herren von den 
Piraten, Sie haben es in Ihrem Antrag ganz richtig 
beschrieben. Dort steht: Nordrhein-Westfalen ist 
Vorreiter bei der Umsetzung der UN-Kinderrechts-
konvention. 

Herr Wegner, das passt nicht ganz zu der Aussage: 
In Nordrhein-Westfalen sollten die Kinderrechte 
nicht nur auf dem Papier stehen. – Denn in Nord-
rhein-Westfalen ist gerade in den vergangenen Jah-
ren viel passiert, Kinder und Jugendliche über ihre 
Rechte zu informieren und sie dabei zu unterstüt-
zen, diese Rechte auch wahrzunehmen.  

Ganz aktuell – darauf haben Frau Asch und Frau 
Hack hingewiesen – haben wir beim KiBiz-
Änderungsgesetz die Bedeutung von Kinderrechten 
und Partizipation in der pädagogischen Arbeit im 
Elementarbereich noch einmal ganz besonders her-
vorgehoben und damit auch gestärkt. Das wird 
strukturell überall bei uns im Land – da bin ich si-
cher – seine Wirkung entfalten. Beteiligung von An-
fang an – das ist unser Ziel.  

Wir fördern außerdem strukturell Einrichtungen und 
Angebote der offenen Kinder- und Jugendarbeit und 

die Landeszentralen der Jugendverbände als Inte-
ressenvertreter für Kinder und Jugendliche genauso 
wie konkrete Partizipationsprojekte in den Kommu-
nen und in den Einrichtungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe. 

Wir fördern auch die Servicestelle Kinder- und Ju-
gendbeteiligung beim LWL. Das ist ein weiteres 
Projekt. Und wir unterstützen im LVR-Landesju-
gendamt eine Multiplikatorenschulung für Kitas bei 
Fragen der konzeptionellen Verankerung partizipati-
ver Strukturen.  

Wir sind – Sie merken es – in NRW an vielen Stel-
len aktiv, um die UN-Kinderrechtskonvention umzu-
setzen. Wir werden diesen Weg auch weitergehen.  

Ich teile die Meinung einiger Vorredner und Vorred-
nerinnen: Dafür brauchen wir keine aufwendigen 
neuen Strukturen und Organisationen. Man darf 
auch einmal die Frage stellen, wie Sie denn ein lan-
desweites flächendeckendes System von Beauf-
tragten finanzieren wollen. Wenn Sie es gesetzlich 
verankern wollen, ist Ihnen sicherlich bewusst, dass 
Sie damit auch die Finanzierung sicherstellen müs-
sen.  

Meine Damen und Herren, es mangelt uns nicht an 
guten Konzepten in NRW, es mangelt auch nicht an 
der Verfügbarkeit von Informationen. Damit aber 
Beteiligung im Alltag gelingt, muss sie auch für die 
Kinder und Jugendlichen etwas bringen. Beteiligung 
muss ernst genommen werden, und die Kinder und 
Jugendlichen müssen ernst genommen werden. 
Das ist eine Frage der pädagogischen Haltung. Das 
ist auch eine Frage des gesellschaftlichen Klimas, 
der Offenheit einer Gesellschaft gegenüber Kindern 
und Jugendlichen, und es bedarf der Bereitschaft, 
diesen jungen Menschen Freiräume zu geben.  

Wir werden als Landesregierung weiter alles dafür 
tun, dass Kinder und Jugendliche einen zentralen 
Platz in unserer Gesellschaft haben, dass alle sich 
bestmöglich entwickeln und entfalten können, dass 
sie mitbestimmen und unsere Gesellschaft mitge-
stalten können. Das heißt für uns, Kinderrechte 
wirklich umzusetzen.  

Ich bin mir sicher, wir können deutlich machen, dass 
die UN-Kinderrechtskonvention bei uns im Land ge-
lebt wird. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Schäfer. – Mir liegen keine weiteren 
Wortmeldungen mehr vor. Wir sind damit am 
Schluss der Aussprache.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrages Drucksache 
16/6107 an den Ausschuss für Familie, Kinder und 
Jugend – federführend – sowie an den Ausschuss 
für Schule und Weiterbildung. Die abschließende 
Abstimmung soll im federführenden Ausschuss in 
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öffentlicher Sitzung erfolgen. Ist jemand gegen die-
se Überweisungsempfehlung oder möchte sich ent-
halten? – Das sehe ich nicht. Damit ist die Überwei-
sungsempfehlung entsprechend angenommen.  

Wir kommen nun zu:  

12 Transparente Veräußerung von Grundstü-
cken sicherstellen 

Antrag 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/4828 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/5778 

Der vorgenannte Antrag der CDU wurde gemäß 
§ 82 Absatz 2 Ziffer b unserer Geschäftsordnung 
vom Plenum an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss überwiesen mit der Maßgabe, dass eine 
Aussprache und Abstimmung erst nach Vorlage ei-
ner Beschlussempfehlung erfolgt. Diese liegt nun 
zusammen mit dem Bericht des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses vor.  

Ich eröffne die Aussprache. Für die CDU-Fraktion 
spricht der Kollege Möbius.  

Christian Möbius (CDU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Fraktion der CDU 
möchte sich heute mit allem Nachdruck dafür ein-
setzen, dass landeseigene Grundstücke in Zukunft 
wieder nach transparenten Kriterien veräußert wer-
den.  

Die Fraktionen von SPD und Grünen haben im 
März 2013 den § 15 des Haushaltsgesetzes um ei-
nen Absatz 3 ergänzt. Diese Regelung ist redaktio-
nell leicht verändert auch im Haushaltsgesetz 2014 
enthalten. Sie lässt zu, dass landeseigene Grund-
stücke direkt und ohne ein öffentliches Ausschrei-
bungsverfahren an Kommunen oder kommunale 
Gesellschaften veräußert werden können, wenn es 
der Erfüllung kommunaler Zwecke, der Errichtung 
öffentlich geförderten Wohnraums oder der Errich-
tung studentischen Wohnraums dient. Ein Quali-
tätswettbewerb möglicher Grundstückserwerber ist 
dabei nicht vorgesehen.  

Was das dann im Einzelfall bedeutet, konnten wir 
leider schon eindrucksvoll erleben: In Köln-Kalk 
wurde in einem intransparenten Verfahren das Ge-
bäude der Polizeiinspektion verkauft. Auch die 
abenteuerlich zustande gekommene Verhinderung 
einer Grundstücksveräußerung des Bau- und Lie-
genschaftsbetriebs im Düsseldorfer Zooviertel noch 
nach Abschluss des notariellen Kaufvertrages war 
ein Paradebeispiel für Intransparenz.  

Dieser Vorgang hatte mich veranlasst, den Gutach-
terdienst des Landtags mit einer Expertise zur recht-

lichen Einschätzung des § 15 Absatz 3 zu beauftra-
gen. Dies hat dann in der Folgezeit dazu geführt, 
dass uns 15 Monate nach der Gesetzesverabschie-
dung – immerhin – in der letzten Woche die Verwal-
tungsanweisung zur Ausführung des § 15 Absatz 3 
Haushaltsgesetz vorgelegt wurde.  

Schon der Umfang dieser Anweisung für nur einen 
einzigen Absatz des § 15 ist durchaus beeindru-
ckend: zehn Seiten mit vier Anlagen! Das scheint 
der Beitrag der Landesregierung zum Bürokratieab-
bau zu sein, zehn Seiten und vier Anlagen zu einem 
einzigen Absatz eines Paragrafen.  

Aber nun haben Sie immerhin geregelt, wie Sie sich 
das Ganze in der Praxis vorstellen: Es gibt eine 
Veröffentlichung auf der Homepage des BLB, und 
es schließt sich ein Interessensbekundungsverfah-
ren – selbstverständlich auf einem vorgegebenen 
Formular – an. Die Frage ist nur, warum bei einem 
solchen zusätzlichen Berg an Bürokratie, den diese 
Verwaltungsanweisung nach sich zieht, nicht gleich 
der bewährte Weg der vollen Transparenz gewählt 
wird. Warum wird also nicht gleich ein ordentliches 
Ausschreibungsverfahren eingeleitet, wie wir es in 
unserem Antrag für alle Grundstücksveräußerungen 
fordern?  

Das ist der einzige Weg, ein wirklich transparentes, 
nachvollziehbares und rechtlich abgesichertes Ver-
fahren zu gewährleisten. Alle Bieter sollen sich ei-
nem fairen Qualitätswettbewerb stellen, der insbe-
sondere Kommunen und kommunale Gesellschaf-
ten nicht benachteiligt. Außerdem soll nach transpa-
renten Kriterien geprüft werden, ob im Einzelfall 
Erstzugriffsoptionen für Kommunen oder kommuna-
le Gesellschaften eingeräumt werden können.  

Doch offenbar ist Transparenz nicht gewollt. So 
heißt es bereits unter Ziffer 2 der Verwaltungsvor-
schrift – übrigens ziemlich entlarvend, wie ich fin-
de –: In begründeten Ausnahmefällen und mit Zu-
stimmung des Finanzministeriums ist eine Abwei-
chung 

(Zuruf von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

von der in diesen Verwaltungsvorschriften beschrie-
benen Vorgehensweise möglich. – Na toll! Da be-
schreiben Sie mit bürokratischer Pingeligkeit, wie es 
an sich laufen soll, um dann festzustellen, dass der 
Finanzminister eigentlich nicht daran gebunden ist.  

Was sind das für Klimmzüge am Hochreck, die Sie 
da unternehmen? Wir wollen mit unserem Antrag, 
dass endgültig Schluss ist mit intransparenten Äu-
ßerungen, dass klar geregelt ist, wie es zu laufen 
hat, nämlich in einem öffentlichen Ausschreibungs-
verfahren, und dass diese Regelung abschließend 
und ausnahmslos gilt.  

Deshalb bitten wir um Zustimmung zu unserem An-
trag. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU und der FDP) 
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Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Möbius. – Der nächste Redner ist der Kol-
lege Zimkeit für die SPD-Fraktion.  

Stefan Zimkeit
*)
 (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-

leginnen und Kollegen von der CDU, Ihr Antrag ent-
hält immerhin einen guten Punkt, das ist, dass 
Grundstücksveräußerungen des Landes transpa-
rent, nachvollziehbar und nach rechtlich abgesicher-
ten Verfahren erfolgen sollen. Das ist die Position 
der SPD, das ist die Position der Koalition, so han-
delt die Landesregierung. Daher können wir diesem 
Punkt problemlos zustimmen.  

Leider endet an diesem Punkt das Gute an diesem 
Antrag. Sie haben gerade hier einen Popanz aufge-
baut, von angeblich stattfindenden intransparenten 
Verfahren, die nicht nachvollziehbar sind. Alle ent-
sprechenden Grundstücksveräußerungen waren 
vorher und gehen jetzt durch den HFA und werden 
dort diskutiert. In der Regel werden sie auch im Un-
terausschuss Sondervermögen diskutiert und wer-
den abschließend vom HFA oder von diesem Ho-
hen Haus beschlossen.  

Ein transparenteres, nachvollziehbareres Verfahren, 
bei dem die Abgeordneten das letzte Wort haben, 
kann es überhaupt nicht geben. Insofern bauen Sie 
hier einen Popanz auf, der schlicht und einfach 
falsch ist. 

Sie haben es angesprochen: Die entsprechenden 
Verwaltungsvorschriften liegen jetzt vor. Nach ihnen 
wird zukünftig gehandelt. Ich mache gerne das An-
gebot, diese Praxis jetzt einmal zu verfolgen. Sollte 
es an irgendeinem Punkt in der Praxis einmal zu 
Problemen kommen, die jetzt noch nicht absehbar 
sind, können wir diese diskutieren und schauen, ob 
entsprechend nachgesteuert werden kann. Jetzt 
schon im Vorhinein festzustellen, dass dies nicht 
funktioniert, ist Hellseherei, die wir nicht nachvoll-
ziehen können. 

Nicht nachvollziehen können wir auch das Allheil-
mittel der Ausschreibung. Was machen wir mit dem 
§ 15 Abs. 3? Wir unterstützen sozialen Wohnungs-
bau, wir unterstützen studentisches Wohnen, und 
wir handeln insbesondere im Sinne der Kommunen. 
Das stößt bei den Kommunen auf breite Zustim-
mung. Fraktionsübergreifend berufen sich allerorten 
auch CDU-Fraktionen genau auf diesen § 15 
Abs. 3, um Kommunalpolitik im Sinne der Men-
schen zu gestalten. 

Dabei unterstützen wir sie als Land gerne. Wir se-
hen keinen Handlungsbedarf zur Änderung der ge-
setzlichen Grundlage und lehnen Ihren Antrag des-
halb ab. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Zimkeit. – Für die grüne Landtagsfraktion 
spricht der Kollege Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben das im 
Ausschuss jetzt, glaube ich, dreimal diskutiert. Das 
Ergebnis ist Ihnen mit der Beschlussempfehlung 
zugegangen. Ich will es auch kurz machen. 

Herr Kollege Möbius, Sie sind schlicht auf dem fal-
schen Dampfer, wie sich bei Ihrem heutigen Wort-
beitrag wieder gezeigt hat. Wenn wir ausschließlich 
die geltenden Regeln der Ausschreibung hätten 
anwenden wollen, hätten wir es ja beim alten Haus-
haltsgesetz belassen können. Wir haben Ausnah-
memöglichkeiten zugelassen – genau in dem Rah-
men, den Herr Zimkeit umrissen hat. 

Ich will zügig mit einem Hinweis aus Essen schlie-
ßen: Ihr Fraktionskollege Thomas Kufen hat aus-
drücklich das Verfahren zur Veräußerung der Flä-
chen in Essen-Rüttenscheid begrüßt und das Land 
aufgefordert, möglichst rasch das Verfahren nach 
§ 15 Abs. 3 des Haushaltsgesetzes anzuwenden, 
damit eben Wohnungsbau in Essen stattfinden 
kann. 

(Beifall von Minister Guntram Schneider) 

So viel zum Verhalten der Fraktionskollegen vor Ort. 
Ich für meinen Teil kann nur sagen: Ich schließe 
mich dem an, was eben gesagt wurde. Wir wollen 
dieses Verfahren ausprobieren. Es geht nicht da-
rum, Landesvermögen irgendwie infrage zu stellen, 
sondern wir wollen dort, wo es nötig ist und möglich 
ist, in Ausnahmefällen vor Ort gemeinsam mit den 
Kommunen und den Trägern sozialer Belange 
Grundstücke veräußern, die sonst diesen Gesell-
schaften nicht zufallen könnten. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Mostofizadeh. – Für die FDP-Fraktion 
spricht jetzt der Kollege Wedel. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nach § 15 Abs. 3 Ziffer 1 des Haus-
haltsgesetzes dürfen Grundstücke, die sich im Ei-
gentum des Landes Nordrhein-Westfalen befinden, 
direkt und ohne öffentliches Ausschreibungsverfah-
ren an Gemeinden und Gemeindeverbände bzw. 
Studentenwerke veräußert werden. Ziel soll es unter 
anderem sein, die Erfüllung kommunaler Zwecke 
oder die Errichtung von öffentlich gefördertem 
Wohnraum zu ermöglichen. Zudem soll die Errich-
tung von studentischen Wohnheimen diese intrans-
parente Veräußerung von Landeseigentum rechtfer-
tigen. 

Ziffer 2 dieses Absatzes ermöglicht unter dort je-
weils näher beschriebenen Voraussetzungen die 
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Veräußerung im öffentlichen Ausschreibungsverfah-
ren mit und ohne Einschränkung des Bieterkreises. 

Obwohl der Absatz erst seit dem Jahr 2013 im 
Haushaltsgesetz steht und erst selten zum Einsatz 
gekommen ist, sind die hiermit verbundenen Prob-
leme bereits mehr als deutlich zutage getreten. Ein 
Gebäude des Landes in Köln-Kalk wurde an eine 
Kölner Aktiengesellschaft verkauft. Die Aktienge-
sellschaft hat das Grundstück für einen Preis erwor-
ben, den ein Gutachter vorher ermittelt hat, und bie-
tet nun studentischen Wohnraum in dem Gebäude 
an. Das Ziel des Gesetzes ist also vordergründig – 
da werden mir die Kollegen von SPD und Grünen 
zustimmen – erreicht. 

Der Teufel steckt aber wie immer im Detail. Dem 
offenen Brief einer Bürgerinitiative, die als Verein 
organisiert ist, ist nämlich zu entnehmen, dass diese 
ein ähnliches Vorhaben, das ebenfalls die beschrie-
benen Ziele erfüllt hätte, mit demselben Gebäude 
des Landes plante. Dieser Verein konnte jedoch 
nicht zum Zuge kommen – nicht etwa, weil seine 
Intentionen schlechter gewesen wären oder der 
Kaufpreis nicht hätte gestemmt werden können, 
nein, dieser Verein war von vornherein ausge-
schlossen, weil er eben kein Gemeindeverband, 
keine kommunale Gesellschaft und kein Studen-
tenwerk, wie in § 15 Abs. 3 Ziffer 1 gefordert, ist. 

Meine Damen und Herren, theoretisch hätte dieser 
Verein – er nennt sich übrigens „Future 3 e. V.“ – 
die Errichtung von öffentlich gefördertem oder stu-
dentischem Wohnraum besser erfüllen können und 
einen höheren Kaufpreis für das Gebäude zahlen 
wollen. Er wäre bei der Wahl des Verfahrens nach 
Ziffer 1 trotzdem nicht zum Zuge gekommen, son-
dern die Kölner Aktiengesellschaft, die mehrheit-
lich – nicht einmal vollständig – in städtischem Be-
sitz ist. Neben den nicht zu vernachlässigenden As-
pekten der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit erfüllt 
der jetzt vorliegende § 15 Abs. 3 also die durch ihn 
angestrebten Ziele nicht effizient. 

Dies, meine Damen und Herren, soll durch den heu-
te zur Abstimmung stehenden Antrag der CDU-
Fraktion geändert werden. Die Qualität der Leis-
tungserbringung soll statt der Eigentümerstruktur 
des Leistungserbringers zukünftig entscheiden. 
Transparenz statt Intransparenz soll das Motto von 
zukünftigen Entscheidungen sein – mit einer klaren 
und offenen, qualitätsorientierten Ausschreibung. 

Neben den soeben geschilderten, rein praktischen 
Ansätzen stehen in Bezug auf § 15 Abs. 3 auch 
noch juristische Bedenken im Raum. Ein Gutachten, 
das der Parlamentarische Beratungs- und Gutach-
terdienst im Auftrag des Kollegen Möbius hat erstel-
len lassen, sieht an unterschiedlichen Stellen Prob-
leme in Bezug auf den Wirtschaftlichkeitsgrundsatz. 
Beispielsweise mahnt es eine einschränkende Aus-
legung in Bezug auf kommunale Zwecke an, die in 
gleicher Weise durch einen Privaten erfüllt werden 

können. Dem trägt die Verwaltungsanweisung zu 
§ 15 Abs. 3 aber nicht Rechnung. 

Meine Damen und Herren, es ist also geboten, § 15 
Abs. 3 schleunigst anzupassen. Die FDP-Fraktion 
stimmt dem Antrag deshalb zu. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Wedel. – Jetzt spricht für die Piratenfraktion 
der Kollege Schulz. Bitte schön.  

Dietmar Schulz (PIRATEN): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Zuschauer im Saal und mehrere vielleicht auch 
noch zu Hause zu dieser späten Stunde! Abschlie-
ßende Beratung – ausgiebig, wie der Kollege 
Mostofizadeh sagte – im Haushalts- und Finanz-
ausschuss am 26.06. des Jahres. Dort sind alle Ar-
gumente genannt worden. Auf das entsprechende 
Protokoll verweise ich. Ebenso abschließend be-
handelt in der Ausschusssitzung des Unteraus-
schusses „Landesbetriebe und Sondervermögen“ 
am 12.03.2014. Auch auf dieses Protokoll verweise 
ich. 

Ich verweise insbesondere in dem Zusammenhang 
nicht auf das Protokoll, wenn es darum geht, die 
Verwaltungsanweisung heranzuziehen, auf deren 
Grundlage statt einer einfach-gesetzlichen Ände-
rung nunmehr ein Bürokratiegebilde aufgebaut wor-
den ist, welches abzuarbeiten schon fast einen 
Verwaltungslehrgang erfordert. Bürokratieaufbau 
statt Bürokratieabbau – allein das rechtfertigt wie 
schon im vorangegangenen Haushaltsgesetzge-
bungsverfahren die Anträge der Fraktion der CDU 
und der Fraktion der Piraten, die im Hinblick auf 
§ 15 Abs. 3 Haushaltsgesetz auf eine Abänderung 
abzielten, maßgeblich. 

§ 15 Abs. 3 Haushaltsgesetz ist unzureichend im 
Hinblick auf die Transparenzbestimmung. Es kann 
einfach nicht angehen, dass im Eigentum der öffent-
lichen Hand befindliche Grundstücke durch ein ein-
faches, durch Verwaltungsvorschrift geregeltes Ver-
fahren veräußert werden sollen. Öffentliche Aus-
schreibung muss hier ganz klar die Zielsetzung 
sein. 

Uns Piraten ist es unter Berücksichtigung gerade 
dieses Transparenzaspektes völlig unverständlich, 
wie sich die regierungstragenden Fraktionen dem 
verweigern, wo doch gerade im Koalitionsvertrag 
das Wort Transparenz in Versalien – ich glaube, um 
die 50 Mal – auftaucht. Warum gerade an dieser 
Stelle die Transparenz weniger gelten soll und das 
intransparente Verwaltungsverfahren gewählt wird, 
ist uns und bleibt uns ein Rätsel. 

Dem Antrag der CDU-Fraktion stimmt die Piraten-
fraktion jedenfalls zu. – Danke schön. 
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(Beifall von den PIRATEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schulz. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Minister Groschek. 

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren 
Abgeordnete! Zunächst einmal ein ganz herzliches 
Dankeschön an den Gesetzgeber für die Inkraftset-
zung des § 15 Abs. 3 Haushaltsgesetz. Das ist ein 
großer wohnungs- und sozialpolitischer Fortschritt. 
Hätten sich manche in Düsseldorf den Geist dieses 
§ 15 Abs. 3 Haushaltsgesetz zum Vorbild genom-
men, wäre hier möglicherweise eine Personalwahl 
anders ausgegangen. 

(Heiterkeit und Beifall von der SPD) 

Aber ich bin sicher: In Düsseldorf wird man sehen, 
dass mit einer Ampel korrigiert werden kann, was 
vorher zu einem wohnungsbaupolitischen Abseits 
geführt hat. Deshalb sage ich der sich neu bilden-
den Koalition in Düsseldorf ein ganz kräftiges toi, toi, 
toi. Wohnungsbaupolitisch brauchen wir den Auf-
bruch in Düsseldorf! 

(Beifall von der SPD) 

Ich komme auf das eigentliche Thema zu sprechen. 
Ich sehe, das Interesse wächst. Deshalb möchte ich 
auf Köln-Kalk Bezug nehmen. Köln-Kalk als Projekt 
ist klasse! 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Warum? Der BLB hat da toll gehandelt. Warum? 
Weil wir angesichts des doppelten Abiturjahrgangs 
das jetzt eingelöste Versprechen der GAG, kosten-
günstigen attraktiven studentischen Wohnraum zu 
schaffen, priorisiert haben. Da gab es großes Ein-
vernehmen zwischen dem Finanzministerium als 
Dienstaufsicht des BLB und dem Bauministerium 
als Partnerministerium, als Partnerressort des Fi-
nanzministers beim BLB. 

Deshalb kann ich Sie nur einladen: Folgen Sie mei-
nem Beispiel. Besichtigen Sie dieses Projekt und 
Sie werden meine Begeisterung für Köln-Kalk teilen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren der kritisie-
renden Opposition. 

(Lothar Hegemann [CDU]: Nachher können 
Sie Kalk löschen!) 

Ich komme auf die Grundstücksvergaben zu spre-
chen. Der grundsätzliche Unterschied, Kollege He-
gemann, ist: Sie wollen in Maklermanier Grundstü-
cke höchstpreisig verkaufen. Wir wollen Grundstü-
cke im öffentlichen Eigentum sozialpflichtig machen. 
Das unterscheidet uns grundsätzlich. 

(Beifall von der SPD) 

Deshalb sagen wir: Das, was in § 15 Abs. 3 Haus-
haltsgesetz beschrieben ist, ist ideal. Wir haben so-
ziale Kriterien, wohnungspolitische Kriterien, städte-
bauliche Kriterien. Wir haben zwei Ausschreibungs-
vergaben, die völlig transparent und nachvollziehbar 
sind. Wir haben ein Direktvergabeverfahren, das zu 
Verkehrswerten den direkten Zugriff für Studenten-
werke und Kommunen ermöglicht. Darin sehen wir 
einen großen Fortschritt. 

Vizepräsident Daniel Düngel: Herr Minister Gro-
schek. 

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Bitte. 

Vizepräsident Daniel Düngel: Darf ich ganz kurz 
unterbrechen? – Der Kollege Möbius würde Ihnen 
gern eine Zwischenfrage stellen. Möchten Sie sie 
zulassen? 

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Ja, bitte. 

Vizepräsident Daniel Düngel: Dann machen wir 
das so. Herr Kollege Möbius, Sie haben das Wort. 

Christian Möbius (CDU): Herr Präsident! Vielen 
Dank, Herr Minister, dass Sie die Zwischenfrage zu-
lassen.  

Ist Ihnen bekannt, dass man auch in öffentlichen 
Ausschreibungen Kriterien festlegen kann, um zum 
Beispiel einen sozialen Wohnungsbau zu fördern, 
nur dass man den Leistungserwerber nicht einzu-
grenzen braucht? 

Michael Groschek, Minister für Bauen, Wohnen, 
Stadtentwicklung und Verkehr: Deshalb haben wir 
in den von Ihnen kritisierten Verwaltungsanweisun-
gen, die wir angesichts des Höchstmaßes an 
Transparenz und Verlässlichkeit für sehr kompakt 
formuliert halten, weil sie gerichtsfest und hand-
lungsorientierend für den BLB sind, zwei Ausschrei-
bungsverfahren und ein Direktvergabeverfahren be-
schrieben. Mit dieser differenzierten Grundstücks-
übertragungstechnik glauben wir, allen Obliegenhei-
ten gerecht werden zu können. 

(Zuruf von der CDU: Allen?) 

Wir wollen auch in Zukunft Vorgänge verhindern, 
wie sie uns sehr nachdenklich bei den Kölner 
Domgärten erreicht haben. Wir hoffen sehr auf bal-
dige nachhaltige Aufklärung, weil es ein schlechtes 
Beispiel für die Grundstückspraxis in unserem Land 
ist. 

(Vereinzelt Beifall von den GRÜNEN) 
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Ich komme zurück zum Eigentlichen, zum Bündnis 
für Wohnen in Nordrhein-Westfalen. Das funktioniert 
ganz toll. Alle Verbände sagen: weiter so mit dem 
Bündnis in Nordrhein-Westfalen. Die Bundesregie-
rung sagt: So toll wie in Nordrhein-Westfalen wollen 
auch wir unser Bündnis für Wohnen aufstellen.  

Wir wollen beim BLB Grundstücksmobilisierung be-
treiben, damit die Kommunen diesem guten Beispiel 
folgen und ihrerseits öffentliche Grundstücksverga-
ben in den nachfragestarken Städten möglichst mit 
einer 30%igen Sozialquote versehen.  

Die Verwaltungsanweisung selbst betrifft ja alle 
Kommunen, studentischen Werke, im Grunde die 
Verbände der Wohnungswirtschaft, die informiert 
werden über den Schatz an Grundstücken, der vor-
handen ist und dauerhaft nicht mehr genutzt wird. 
Wir präsentieren die Grundstücke drei Monate im 
Netz. Wir bestimmen als Bauministerium die fachli-
che Ausformulierung der jeweiligen Ausschreibung 
mit, leben also Partnerschaft zum Finanzministeri-
um. 

Sie selbst als Mitglieder im Haushalts- und Finanz-
ausschuss sind ja der TÜV für Transparenz und 
Aufrichtigkeit dieser Verfahren. Ich jedenfalls ver-
traue Ihnen, den Mitgliedern im Haushalts- und Fi-
nanzausschuss, und ich appelliere an die Oppositi-
on, diesen Mitgliedern doch nicht mit einem solchen 
latenten Misstrauen zu begegnen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Minister Groschek. – Mir liegen keine weiteren 
Wortmeldungen mehr vor. Damit sind wir am 
Schluss der Aussprache und stimmen ab. 

Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in 
Drucksache 16/5778, den Antrag Drucksache 
16/4828 abzulehnen. Wir kommen somit zur Ab-
stimmung nicht über die Beschlussempfehlung, 
sondern über den Antrag Drucksache 16/4828. Ich 
darf Sie fragen, wer diesem Antrag zustimmen 
möchte. – Das sind die CDU-Fraktion, die FDP-
Fraktion und die Piratenfraktion. Wer ist gegen die-
sen Antrag? – Die SPD-Fraktion und die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Enthält sich jemand der 
Stimme? – Es gibt eine Enthaltung bei der Piraten-
fraktion. Damit ist der Antrag Drucksache 16/4828 
abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt: 

13 Gesetz über die Zulassung von Zentren und 
über die Einrichtung der Ethikkommission für 
Präimplantationsdiagnostik in Nordrhein-
Westfalen (Präimplantationsdiagnostikgesetz 
Nordrhein-Westfalen – PIDG NRW) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/5546 

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD, 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6207 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 16/6139 

zweite Lesung 

Die Fraktionen haben sich zwischenzeitlich darauf 
verständigt, die Reden zu Protokoll zu geben. 
(Siehe Anlage 1) 

Wir kommen somit direkt zur Abstimmung zunächst 
über den Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP Drucksache 
16/6207. Ich darf Sie fragen, wer diesem Ände-
rungsantrag zustimmen möchte. – Die SPD-
Fraktion, die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die 
FDP- und die Piratenfraktion. Wer ist gegen diesen 
Änderungsantrag? – Es gibt eine Gegenstimme aus 
der CDU-Fraktion. Wer enthält sich? – Der Rest der 
CDU-Fraktion enthält sich. Damit ist der Ände-
rungsantrag Drucksache 16/6207 angenommen. 

Wir stimmen dann über den Gesetzentwurf Druck-
sache 16/5546 ab. Der Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales empfiehlt in Drucksache 
16/6139, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh-
men. 

Wir kommen zur Abstimmung über den eben geän-
derten Gesetzentwurf unter Berücksichtigung des 
angenommenen Änderungsantrags Drucksache 
16/6207. Ich darf Sie fragen, wer dem Gesetzent-
wurf so zustimmen möchte. – Die SPD-Fraktion, die 
Piratenfraktion, Bündnis 90/Die Grünen, die CDU 
und die FDP-Fraktion. Gibt es Gegenstimmen? – 
Das ist nicht der Fall. Gibt es Enthaltungen? – Es 
gibt eine Enthaltung bei der CDU-Fraktion. Damit ist 
der Gesetzentwurf Drucksache 16/5546 in zwei-
ter Lesung verabschiedet. 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt: 

14 Zweites Gesetz zur Änderung des Rettungs-
gesetzes NRW 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/6088 

erste Lesung 

Die Fraktionen haben sich auch hier zwischenzeit-
lich darauf verständigt, nur die Einbringung des Ge-
setzentwurfes durchzuführen. Eine Debatte dazu 
findet heute nicht statt. Frau Ministerin Steffens hat 
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die Einbringungsrede zu Protokoll gegeben. 
(Siehe Anlage 2) 

Wir kommen somit auch hier direkt zur Abstim-
mung. Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung 
des Gesetzentwurfes Drucksache 16/6088 an den 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les – federführend – sowie an den Innenaus-
schuss und an den Ausschuss für Kommunalpo-
litik. Ist jemand gegen die Überweisungsempfeh-
lung oder enthält sich? – Ich sehe, das ist nicht der 
Fall. Damit ist die Überweisungsempfehlung ange-
nommen.  

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt: 

15 Ausführungsgesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen zum Schwangerschaftskonfliktge-
setz (Schwangerschaftskonfliktgesetz-Aus–
führungsgesetz – AG SchKG) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/6095 

erste Lesung 

Auch hier haben sich die Fraktionen darauf verstän-
digt, nur die Einbringung des Gesetzentwurfes 
durchzuführen. Eine Debatte findet auch hier heute 
nicht statt. Frau Ministerin Schäfer hat die Einbrin-
gungsrede zu Protokoll gegeben. (Siehe Anlage 
3) 

Wir kommen damit auch hier direkt zur Abstim-
mung. Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung 
des Gesetzentwurfes Drucksache 16/6095 an den 
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend – fe-
derführend – und an den Ausschuss für Frauen, 
Gleichstellung und Emanzipation sowie an den 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales. 
Gibt es Gegenstimmen oder Enthaltungen zu dieser 
Überweisungsempfehlung? – Das ist nicht der Fall. 
Damit ist so überwiesen. 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt: 

16 Gesetz zur Änderung des Ausführungsgeset-
zes zum Sprengstoffgesetz 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/5788 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
Drucksache 16/6142 

zweite Lesung 

Auch hier gibt es zwischenzeitlich eine Verständi-
gung der Fraktionen. Die Reden werden zu Proto-
koll gegeben. (Siehe Anlage 4)  

Wir stimmen damit direkt ab. Der Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales empfiehlt in Drucksa-
che 16/6142, den Gesetzentwurf Drucksache 
16/5788 unverändert anzunehmen. Wir kommen 
damit zur Abstimmung über die Beschlussempfeh-
lung. Wer möchte dieser Beschlussempfehlung so 
Folge leisten? – Die SPD-Fraktion, die Piratenfrakti-
on, Bündnis 90/Die Grünen, die CDU und die FDP-
Fraktion. Gibt es Enthaltungen oder Gegenstim-
men? – Das sehe ich nicht. Damit ist die Beschlus-
sempfehlung Drucksache 16/6142 angenommen 
und der Gesetzentwurf Drucksache 16/5788 in 
zweiter Lesung verabschiedet. 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungspunkt: 

17 Gesetz über die LBS Westdeutsche Landes-
bausparkasse (LBSG) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/4774 

Änderungsantrag  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6219 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/6143 

Entschließungsantrag  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 16/6220 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache zu diesem Tagesord-
nungspunkt. Für die SPD-Fraktion spricht zunächst 
der Kollege Börschel.  

Martin Börschel (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Nachdem es nicht gelungen 
ist, auf die Debatte komplett zu verzichten, ein paar 
Gedanken von meiner Seite. Der heute abschlie-
ßend in der Beratung befindliche Gesetzentwurf 
zielt darauf ab, die LBS West zukunftsfähig zu ma-
chen. Landesbausparkassen sollen nicht nur aufs 
Engste zusammenarbeiten, sondern auch fusionie-
ren können. Außerdem wollen wir in dem heute zu 
beschließenden Gesetz die Privatisierungsmöglich-
keit von Landesbausparkassen entfallen lassen.  

Konkreter Anlass für das Gesetzesvorhaben ist, 
dass die LBS West die Landesbausparkasse Bre-
men auf sich verschmelzen will. Dafür ist eine 
Rechtsänderung erforderlich, die wir mit dem heuti-
gen Gesetz vornehmen werden.  
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Wir halten allerdings fest, dass die LBS West auch 
in Zukunft nur der aufnehmende Rechtsträger sein 
kann. Dazu müssen wir allerdings zusätzlich auf-
nehmen, dass auch Bausparkassen in privater 
Rechtsform auf die LBS West verschmolzen werden 
können. Warum? Die LBS Bremen ist eine Aktien-
gesellschaft und damit eine privatrechtliche Organi-
sationsform. Damit muss man das Aufnehmen auch 
für privatrechtliche Organisationsformen öffnen.  

Ich will noch einmal ganz klar festhalten – das ist 
auch durch die Anhörung zu diesem Gesetzge-
bungsverfahren bestätigt worden –: Die Aufnahme 
privater Wettbewerber, also säulenübergreifend, hat 
es in der Vergangenheit nie gegeben und ist auch in 
Zukunft nicht geplant. Das haben alle Beteiligten 
ausgeschlossen. Das hat die Anhörung eindeutig 
bestätigt.  

Insofern, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
FDP, kann ich Ihren Änderungsantrag mit der Über-
schrift „Keine Verstaatlichung genossenschaftlicher 
und privater Bausparkassen“ nur als pure Ideologie 
und als völlig anhaltslos bezeichnen.  

(Beifall von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Die Anhörung hat eindeutig das Gegenteil bewie-
sen. Sie machen sich einmal mehr zum Büttel priva-
ter Interessen und sind schlicht und einfach Lobby-
ist. Das hat keine Grundlage. Insofern sollte Ihnen 
Ihr eigener Änderungsantrag ein bisschen peinlich 
sein. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Herzlichen Dank, 
Herr Kollege Börschel. – Für die CDU-Fraktion 
spricht Kollege Jung. 

Volker Jung (CDU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! In der vergangenen Woche 
hat der Untersuchungsausschuss zur WestLB seine 
Zeugenbefragung zur Wfa-Integration Anfang der 
90er-Jahre fortgesetzt. Die damaligen politischen 
Entscheidungen mündeten bekanntlich im Jahr 
2002 in die Aufspaltung der WestLB und die Ab-
spaltung der LBS. Auch diesen Themenkomplex ar-
beitet der Untersuchungsausschuss in diesen Wo-
chen und Monaten noch auf.  

Aus dem Jahr 2002 stammen auch die wesentli-
chen Regelungen des bisherigen LBS-Gesetzes. 
Daher war es notwendig, Anpassungen vorzuneh-
men. Das ist in erster Linie die Umsetzung redaktio-
neller Überarbeitungen des bestehenden Gesetzes. 

Zudem wird die Drittelparität zugunsten der Arbeit-
nehmervertreter im Verwaltungsrat festgeschrieben.  

Die Zuständigkeit für die Aufsicht über die LBS soll 
nun beim Finanzministerium angesiedelt werden.  

Mit dem Gesetz soll aber auch ein weiterer wichtiger 
Punkt geregelt werden. Auf dem Gebiet des Lan-

desbausparkassen wird derzeit über Formen inten-
siverer Zusammenarbeit bis hin zur Fusion von In-
stitutionen diskutiert. Im Rahmen dieser Reform hat 
die LBS Westdeutsche Landesbausparkasse vor 
Kurzem die LBS Bremen AG zu 100 % übernom-
men. Nun soll diese mit der LBS Westdeutsche 
Landesbausparkasse verschmolzen werden, wie 
Kollege Börschel eben schon ausführte. Auch hier-
zu ist eine Änderung des Gesetzes über die LBS 
Westdeutsche Landesbausparkasse erforderlich, da 
dort bislang keine Verschmelzungsmöglichkeit vor-
gesehen ist.  

Die Sachverständigenanhörung, die wir im Fach-
ausschuss durchgeführt haben, hat keine wesentli-
chen Bedenken gegen die im Gesetzentwurf enthal-
tenen Regelungen aufgeworfen. Daher wird sich 
meine Fraktion enthalten. – Vielen herzlichen Dank.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Jung. – Der nächste Redner für die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen ist Kollege Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Kollegen Bör-
schel und Jung haben den Inhalt des Gesetzent-
wurfs schon treffend beschrieben.  

Auch die Qualifizierung des Kollegen Börschel be-
züglich des FDP-Antrags kann ich nur unterschrei-
ben. Insbesondere seitdem Herr Witzel im HFA ist, 
lässt die FDP keine Gelegenheit aus, um deutlich zu 
machen, wes Geistes Kind sie ist.  

(Beifall von der SPD) 

Selbst an diesem Gesetzentwurf muss sie sich noch 
einmal mit zwei ausführlichen Schriftstücken austo-
ben. Ich für meinen Teil kann nur sagen: Ich hatte 
gehofft, dass der gute Torwart Jung irgendwie noch 
die Kurve kriegt und die Zustimmung der CDU-
Fraktion organisiert. Das ist nicht ganz gelungen; 
aber immerhin Enthaltung. Insofern ist es richtig, da-
rauf hinzuweisen, dass das Fusionsthema Aus-
gangspunkt dieses Gesetzentwurfs ist.  

Wir werden dem Gesetzentwurf so zustimmen. Das 
Inhaltliche haben wir im Ausschuss diskutiert. 

Dass sich die FDP mit „Privat vor Staat“ bis in die 
Zehenspitzen austoben muss, nehmen wir zur 
Kenntnis, schreckt uns aber nicht weiter ab. 

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Daniel Düngel: Vielen Dank, Herr 
Kollege Mostofizadeh. – Für die FDP-Fraktion 
spricht Kollege Witzel. 

Ralf Witzel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ebenso wie die Ban-
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kenbranche und die Assekuranz leiden Bauspark-
assen unter der anhaltenden Niedrigzinsphase, die 
man mittlerweile schon fast als Nullzinsphase be-
zeichnen muss, und zunehmender europaweiter 
Regulatorik.  

(Vorsitz: Präsidentin Carina Gödecke) 

Die Kosten der Bürokratie für jeden betreuten Ver-
trag und Kunden nehmen daher zu. Trotz eines so-
liden und mit geringen Risiken verbundenen Ge-
schäftsmodells werden immer strengere regulatori-
sche Anforderungen, wie beispielsweise aus der 
Einlagensicherungsrichtlinie, zum Problem für die 
Bausparanbieter. 

Kleine Institute, die auch dem Basel I- bis Basel III-
Regime unterfallen, können unter diesen Bedingun-
gen immer schwerer ökonomisch sinnvoll wirtschaf-
ten. Eine verstärkte Kooperation und Fusion be-
schäftigen daher die Branche. Dies wollen auch wir 
ausdrücklich ermöglichen, sofern dadurch keine 
marktbeherrschende Stellung eines speziellen An-
bieters entsteht.  

Wie im Bankenbereich und bei der Assekuranz gibt 
es bei Bausparkassen ein Dreisäulenmodell, das 
wir auch in diesem Bereich erhalten wollen. Ver-
braucher haben im Wettbewerb die Auswahl zwi-
schen privaten Anbietern, wie beispielsweise der 
Wüstenrot, der genossenschaftlichen Schwäbisch 
Hall und der öffentlichen Landesbausparkasse, der 
LBS.  

Für Nordrhein-Westfalen ist dies die zuständige 
LBS West.  

Für die FDP-Landtagsfraktion gilt: Der LBS sollte für 
ihre Aufstellung im Markt dasselbe ermöglicht wer-
den wie genossenschaftlichen und privaten Anbie-
tern, ohne dass diese dadurch ihren regionalen Be-
zug aufgibt. 

Wir nehmen ferner positiv zur Kenntnis, dass die 
rot-grüne Landesregierung aus ihren Fehlern bei 
der rechtlichen Neuordnung der Westfälischen Pro-
vinzial gelernt hat und nunmehr abweichend davon 
bei der LBS bei Fusionen stets eine Verschmelzung 
anderer LBS-Institute gleich welcher Rechtsform auf 
die LBS West AöR als neues Anstaltsgebilde vor-
sieht. – All die leidigen Debatten und Existenzängs-
te bei der Provinzial NordWest wären uns erspart 
geblieben, wenn dies dort vor knapp zehn Jahren 
auch so praktiziert worden wäre.  

Einen Punkt aber lehnen wir strikt ab und können 
deshalb dem Gesetzentwurf auch nicht zustimmen. 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege Witzel, 
Entschuldigung, dass ich Sie unterbreche. Es gibt 
den Wunsch nach einer Zwischenfrage bei Herrn 
Kollegen Müller aus der SPD-Fraktion.  

Ralf Witzel (FDP): Selbstverständlich, klar. 

Präsidentin Carina Gödecke: Bitte schön, Herr 
Kollege Müller.  

(Martin Börschel [SPD]: Wolltest Du eine 
Zwischenfrage stellen, Kollege? Du hast dich 
doch bestimmt vertan, oder? – Hans-Peter 
Müller [SPD]: Das war ein Fehler!) 

– Das war ein Fehler? 

(Hans-Peter Müller [SPD]: Das war ein Feh-
ler!) 

– Dann entschuldige ich mich ganz herzlich bei 
Ihnen, Herr Witzel, dass ich Sie unterbrochen und 
Ihnen Zeit gestohlen habe.  

Ralf Witzel (FDP): Kein Problem, Frau Präsidentin.  

Ich wollte gerade darlegen: Einen Punkt lehnen wir 
ganz ausdrücklich ab – das ist auch durch die Ex-
pertenstellungnahmen in der Anhörung deutlich ge-
worden –, und das ist die Ungleichbehandlung der 
Anbietersäulen, die private und genossenschaftliche 
Institute für sich so empfinden. Wie bei der Exper-
tenanhörung klar und deutlich geworden ist, kann 
eine genossenschaftliche oder private Bausparkas-
se kein Vertriebsgebiet einer LBS erwerben. Das 
kritisieren wir auch nicht. Es geht ja darum, Anbie-
terpluralität zu erhalten. Aber genau aus diesem 
Grunde darf es auch umgekehrt nicht sein, dass 
sich die LBS außerhalb der S-Finanzgruppe einen 
privaten oder genossenschaftlichen Konkurrenten 
einverleiben kann. Das wäre eine Reduktion von 
Markt und Wettbewerb. Der LBS-Vorstand hat im 
Landtag dargelegt, es gebe derzeit nur Pläne zur 
Fusion innerhalb der LBS-Gruppe.  

Im Haushalts- und Finanzausschuss haben wir den 
anderen Fraktionen nun ausdrücklich angeboten, 
das im Gesetzestext entsprechend klarzustellen. 
Die von uns angebotene fraktionsübergreifende Ini-
tiative, die eigenständigen Säulen der Bausparkas-
sen zu erhalten, hat Rot-Grün aber vehement abge-
lehnt; angeblich gebe es diese Fusionsabsichten 
nicht. Das Gesetz gilt aber unbefristet und bildet 
damit im Zweifel noch in Jahren und Jahrzehnten, 
wenn sich die aktuellen Planungen längst geändert 
haben können, den Rechtsrahmen für LBS-
Fusionen,  

Daher stellt sich die Frage: Wenn doch angeblich 
niemand die Absicht hat, eine Mauer zu bauen, wa-
rum wollen Sie dann unbedingt schon heute die 
Baugenehmigung erteilen? In vorauseilendem Ge-
horsam heute die Rechtsgrundlagen für eine späte-
re Verstaatlichung der privaten und genossenschaft-
lichen Bausparkassen zu beschließen, lehnen wir 
ausdrücklich ab. Wie Sie wissen, ist genau das 
auch die Position der privaten Anbieter und des ge-
nossenschaftlichen Sektors, die in der Anhörung 
klar vorgetragen haben, dass so etwas nicht passie-
ren darf. 
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Wir stellen hier deshalb einen Änderungsantrag 
quasi als Glaubwürdigkeitstest für Sie zur Abstim-
mung. Wenn dauerhaft nur Fusionen innerhalb der 
LBS-Gruppe beabsichtigt sind, dann stimmen Sie 
unserem Änderungsantrag und dem Entschlie-
ßungsantrag hier und heute zu. Wenn nicht, dann 
weiß eben auch jeder, was Sie perspektivisch im 
Schilde führen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Witzel. – Für die Piraten spricht Herr Kolle-
ge Schulz. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Zuschauerinnen und Zuschauer im Saal und zu 
Hause! Auch ich kann es unter Bezugnahme auf die 
Protokolle der Beratungen in den Ausschüssen rela-
tiv kurz machen. Das ist nicht zu wiederholen; da-
rauf beziehe ich mich. Im Prinzip sind die Argumen-
te, die gegen dieses Gesetz sprechen, genannt. 
Ebenso sind die Argumente genannt, die für den 
Änderungsantrag der FDP und auch für den Ent-
schließungsantrag sprechen. 

Ich möchte nur eines hinzufügen: Erklärtes Ziel der 
Piraten in NRW war und ist es, Monopol- und Oli-
gopolbildungen, die dem Gemeinwohl im Sinne der 
Verminderung von sozialen Überschüssen schaden 
oder schaden können, vorzubeugen und solche be-
stehenden Monopole und Oligopole durch die 
Schaffung transparenter Marktstrukturen aufzulö-
sen. Durch vermehrten Wettbewerb können ver-
braucherfreundliche Preise realisiert und Machtstel-
lungen, Machtmissbrauch am Markt sowie übermä-
ßige politische Einflussnahme durch Monopolisten 
verhindert werden. 

Das Gesetz, wie es vorgelegt worden ist, ist eben 
kein reines „Lex LBS Bremen“, welches dann zu-
gunsten der LBS West wirkt. Wenn es nur das wä-
re, könnte man ja zustimmen. Das werden wir aber 
selbstverständlich nicht tun. Gleichwohl möchten wir 
dem Gesetzgeber insgesamt die Möglichkeit offen-
halten, noch nachzubessern und in der ganzen Sa-
che auf Bremen einzuschwenken. Deswegen wer-
den wir uns bei der Abstimmung über das Gesetz 
enthalten und den Anträgen der FDP zustimmen. – 
Vielen herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den PIRATEN und der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schulz. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Finanzminister Dr. Walter-Borjans.  

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Vielen 
Dank. – Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Die Anhörung hat die Intention des Gesetzent-

wurfs bestätigt. Es hat sich kein Änderungsbedarf 
ergeben.  

An die Adresse von Herrn Witzel möchte ich nur 
noch sagen: Wenn der öffentliche Gesetzgeber be-
schließt, dass ein öffentlich-rechtliches Institut öf-
fentlich-rechtlich bleiben soll, dann ist das, finde ich, 
eine gute Zielsetzung. Die soll er sich vornehmen 
und die soll er umsetzen.  

Dass umgekehrt ein privates Institut erworben wer-
den kann, ist ja nicht neu in das Gesetz gekommen, 
sondern war immer in der Regelung enthalten. Ich 
kann mir bei der Grundhaltung, die Sie haben, Herr 
Witzel, ehrlich gesagt gar nicht vorstellen, dass es 
überhaupt jemanden gibt, der ein privates Institut an 
ein öffentlich-rechtliches Institut verkaufen will. Das 
Problem existiert, glaube ich, gar nicht. Und mehr 
brauche ich dazu nicht zu sagen. – Vielen Dank.  

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Finanzminister, 
vielen Dank, aber ich darf Sie zurück an das Rede-
pult bitten. Herr Kollege Witzel hat sich zu einer 
Kurzintervention gemeldet. 

(Lachen von der SPD) 

Bitte schön. 

Ralf Witzel (FDP): Vielen Dank, Frau Präsidentin. – 
Herr Finanzminister, Sie haben an unserer differen-
zierten Betrachtung gesehen, dass wir durchaus die 
Dinge positiv herausgearbeitet haben, die wir bei 
Ihrem Gesetzentwurf unterstützen. Das ist für eine 
Opposition auch nicht a priori selbstverständlich. 
Wir haben ausdrücklich das begrüßt, was Sie zur 
Rechtsformklarheit auch für die LBS geregelt ha-
ben; denn das ist einfach logisch, wenn ich die drei 
Säulen – und damit auch öffentliche Anbieter – im 
Rahmen dieses Konstruktionsprinzips erhalten will. 

Mit Blick auf die Anhörung am 22. Mai 2014 und die 
dort gemachten Ausführungen auch des LBS-
Vorstandes selber möchte ich Sie fragen: Wenn ge-
nau das richtig ist, was Sie hier gerade gesagt, 
nämlich dass aktuell überhaupt nicht die Absicht 
besteht, private oder genossenschaftliche Baus-
parkassen zu schlucken, wenn die sich aber melden 
und uns hier im Landtag vortragen: „Dann sorgt 
doch bitte auch für eine Gesetzestextformulierung, 
die das zukünftig sicherstellt, selbst wenn es aktuell 
tatsächlich niemand vorhat“, warum kommen Sie 
diesem Anliegen genossenschaftlicher und privater 
Anbieter nicht nach, wenn sich doch angeblich alle 
inhaltlich einig sind, eine rechtssichere Formulie-
rung zu finden, die das auf die Dauer im Gesetz 
festschreibt? 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Finanzminister, 
Sie können, Sie müssen nicht erwidern. 
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(Heiterkeit und Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN – Ralf Witzel [FDP]: Das ist 
frech!) 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Ich 
kann nur sagen: Es ist ja keine Neuregelung ein-
geführt worden. Ich könnte es jetzt auch ein biss-
chen sarkastisch formulieren und sagen: Herr 
Witzel, das ist deshalb so, damit Sie, wie Sie 
eben schon gesagt haben, spekulieren dürfen 
und sagen können, was offenbar im Schilde ge-
führt wird, obwohl es nicht der Fall ist. Sie haben 
damit jedenfalls einen Aufhänger, das zu behaup-
ten. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank. – 
Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit 
schließe ich die Debatte zum Tagesordnungs-
punkt 17. 

Wir kommen zu den Abstimmungen. Ich rufe ers-
tens die Abstimmung über den Änderungsantrag 
der Fraktion der FDP auf; dieser trägt die Druck-
sachennummer 16/6219. Wer möchte dem Ände-
rungsantrag zustimmen? – Das sind die Fraktion 
der FDP und die Piraten. Wer stimmt dagegen? – 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen. Wer enthält sich? – 
Das sind der fraktionslose Abgeordnete Stein und 
die CDU-Fraktion. Damit ist der Änderungsan-
trag Drucksache 16/6219 mit dem festgestellten 
Abstimmungsergebnis abgelehnt. 

Wir kommen zweitens zur Abstimmung über den 
Gesetzentwurf Drucksache 16/4774. Der Haus-
halts- und Finanzausschuss empfiehlt in Druck-
sache 16/6143, den Gesetzentwurf unverändert 
anzunehmen. Damit kommen wir jetzt zur Ab-
stimmung über den Gesetzentwurf. Wer diesem 
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Das sind SPD, Bündnis 
90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – Nie-
mand. Wer enthält sich? – Die Piraten, die CDU, 
die FDP und der fraktionslose Abgeordnete Stein. 
Damit ist der Gesetzentwurf Drucksache 
16/4774 in zweiter Lesung mit dem festgestell-
ten Abstimmungsergebnis unverändert ange-
nommen und verabschiedet worden. 

Wir kommen zur dritten Abstimmung, und zwar 
zur Abstimmung über den Entschließungsantrag 
der Fraktion der FDP Drucksache 16/6220. Wer 
möchte diesem Entschließungsantrag zustim-
men? – Das sind die FDP und die Piraten. Wer 
stimmt dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grünen. 
Stimmenthaltungen? – CDU, der fraktionslose 
Abgeordnete Stein. Damit ist der Entschlie-
ßungsantrag Drucksache 16/6220 mit dem fest-
gestellten Abstimmungsergebnis abgelehnt wor-
den. - Wir sind am Ende von Tagesordnungs-
punkt 17. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 

18 Gesetz zur Offenlegung der Bezüge von 
Sparkassenführungskräften im Internet  

Gesetzentwurf 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/4165 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/6144 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache. Für die gesetzeinbrin-
gende Fraktion hat Herr Kollege Schulz von den Pi-
raten das Wort. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Vielen Dank. – Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Liebe 
Zuschauer im Saal und zu Hause! Unser Gesetz-
entwurf ist ausgiebig beraten worden. Sachverstän-
dige wurden angehört und haben dabei insbesonde-
re betont, dass es zumindest von juristischer Exper-
tenseite keinerlei Bedenken hinsichtlich der Gesetz-
gebungskompetenz des Landes Nordrhein-West-
falen gibt, was die Offenlegung der Bezüge von 
Sparkassenvorständen und Verwaltungsräten an-
geht. Dieses Ergebnis ist eindeutig gewesen.  

Weniger eindeutig waren die Ergebnisse im Hinblick 
auf die Art der Veröffentlichungen. Da wurden in der 
Tat teilweise Bedenken geäußert. Bedenken wur-
den zumindest vonseiten der SPD-Fraktion aber 
auch hinsichtlich des Status quo geäußert, und zwar 
insofern, als die Veröffentlichung im „Bundesanzei-
ger“ zum Beispiel außerordentlich schwer auffindbar 
ist und die Nachforschungen mit einiger Mühe ver-
bunden sind, sie der Öffentlichkeit bzw. dem Infor-
mationsbedürfnis der Bürgerinnen und Bürger nicht 
vollständig dient. Diese Klippe sollte unser Gesetz-
entwurf überwinden helfen. 

Wir hörten in den Beratungen, dass der politische 
Wille einerseits nicht dahin ausgebildet werden 
könne. Andererseits ist aber nach wie vor zu bekla-
gen, dass sich einzelne Sparkassenvorstände wie 
auch Verwaltungsräte beharrlich weigern, der For-
derung nach Veröffentlichungen nach dem soge-
nannten Transparenzgesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen nachzugeben. Man muss allerdings auch 
schauen, was dieses Transparenzgesetz überhaupt 
für ein Werkzeug ist. Es ist nämlich nichts weiter als 
eine Krücke gegenüber einem dann tatsächlich ge-
gebenen Gesetz, und zwar insofern, als lediglich die 
Pflicht der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister in 
den Kommunen besteht, auf die entsprechenden 
Sparkassenorgane einzuwirken.  

Damit kommen wir zu der weiteren Besonderheit, 
dass das in dieser Form auch nicht in der Gemein-
deordnung geregelt ist. Zwar wird auf § 108 der 
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Gemeindeordnung Bezug genommen. Dort ist aller-
dings nicht von Sparkassen und Anstalten des öf-
fentlichen Rechts die Rede. § 108 GO meint explizit 
nur die Beteiligung von Gemeinden an privaten Un-
ternehmen oder die Gründung derselben. Sparkas-
sen sind davon nicht betroffen. Möglicherweise ist 
das ein Grund, warum die Hinwirkungspflicht nicht 
in dem Maße wahrgenommen wird, wie es vielleicht 
auch vonseiten des Finanzministeriums erwartet 
wird. 

Das Finanzministerium bzw. die Sparkassenaufsicht 
schreibt stattdessen Bürgermeister der betroffenen 
Gemeinden – Kleve, Wermelskirchen und Werne – 
an. Und das möchte ich zitieren: 

Im Rahmen der Hinwirkungspflicht haben die 
Träger sicherzustellen, dass nur solche Perso-
nen in den Verwaltungsrat gewählt werden, die 
sich vor der Wahl zu der entsprechenden indivi-
duellen Veröffentlichung für die Dauer der ge-
samten Wahlperiode unwiderruflich verpflichten. 
Eine nachträgliche Nichterfüllung der Transpa-
renzverpflichtung führt zur Abberufung aus dem 
Verwaltungsrat. 

Sehr verehrte Damen und Herren, diese Briefe, die 
hier vorliegen, die uns überreicht worden sind, sind 
der Ausdruck eines Demokratieverständnisses, 
welches wirklich zum Himmel stinkt! 

(Beifall von den PIRATEN) 

Es kann doch nicht sein, dass die Exekutive hergeht 
und Gremien auffordert, im Rahmen der gemeindli-
chen Selbstverwaltung irgendwelche Wahlhandlun-
gen vorzunehmen oder zu unterlassen bzw. Leute 
einzustellen oder rauszuschmeißen, wenn die ge-
setzliche Grundlage dafür nicht geschaffen wurde.  

Die gesetzliche Grundlage dafür könnte geschaffen 
werden, indem unserem Gesetzentwurf zugestimmt 
wird. Wird dem nicht zugestimmt, dann muss ich 
hier bemerken, dass es auch keine Änderungsvor-
schläge gab, die den Gesetzentwurf letztlich zu-
stimmungswürdig erscheinen ließen.  

Dass eine Änderung auf landesgesetzgeberischer 
Kompetenzebene möglich ist, haben die Experten 
gesagt. Daher kann ich an dieser Stelle nur noch 
einmal dafür werben, unserem Änderungsentwurf 
zuzustimmen. – Ich wünsche Ihnen weiterhin einen 
schönen Abend. Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.  

(Beifall von den PIRATEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Schulz. – Für die SPD-Fraktion spricht Herr 
Kollege Kämmerling.  

Stefan Kämmerling (SPD): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Am 17. Oktober 2013 haben 
Sie, die Fraktion der Piraten, Ihren Gesetzentwurf 

eingebracht. Seitdem haben wir Ihr Anliegen im 
Haushalts- und Finanzausschuss und im Ausschuss 
für Kommunalpolitik beraten. Wir hatten zwischen-
zeitlich eine Anhörung und in beiden Ausschüssen 
die entsprechende Auswertung.  

Jetzt kommen wir achteinhalb Monate nach Ein-
bringung des Gesetzentwurfs der Piraten wieder im 
Plenum zusammen – und die Antragsteller wollen 
immer noch das bestens funktionierende Sparkas-
sengesetz ändern. Ich will Ihnen klar sagen, meine 
Damen und Herren: In diesen achteinhalb Monaten 
ist nichts geschehen, was mir Ihr Anliegen notwen-
diger erscheinen ließe, als es im Oktober vergange-
nen Jahres bereits der Fall war. Ich will Ihnen gerne 
begründen, warum ich das so sehe. 

Ich bin weiterhin der Meinung, dass beim vorliegen-
den Diskussionsgegenstand der Grundsatz „Bun-
desrecht bricht Landesrecht“ Anwendung findet. 
Ausreichend diskutiert haben wir Art. 74 Abs. 1 
Nr. 11 Grundgesetz, demgemäß die Gesetzge-
bungskompetenz gegenüber Kreditinstituten dem 
Bundesgesetzgeber obliegt. Auch über die Wah-
rung der Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen 
Interesse von Bund und Ländern gemäß Art. 72 
Abs. 2 Grundgesetz haben wir uns bereits ausei-
nandergesetzt. Unstrittig ist, dass der Bund mit § 
285 Nr. 9 HGB genau hiervon Gebrauch macht.  

In der Tat hat ein Sachverständiger in der Anhörung 
keine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz 
gesehen. Ein anderer hat in derselben Anhörung 
aber die gegenteilige Auffassung vertreten. Meine 
Bedenken, Herr Kollege Schulz, dass wir als Lan-
desgesetzgeber das von Ihnen Geforderte gar nicht 
regeln dürfen, sind jedenfalls schlicht und ergreifend 
nicht ausgeräumt.  

Lassen Sie uns aber nicht ausschließlich betrach-
ten, ob wir das nun regeln dürfen oder aber nicht. 
Wenn wir als Gesetzgeber etwas regeln sollen, ha-
ben wir nämlich auch die Pflicht, zu würdigen, ob es 
für eine neue Regelung überhaupt einen Bedarf 
gibt. Spätestens hier, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen der Fraktion der Piraten, verliert Ihr Anliegen 
meine Sympathie. Als Sie Ihren Gesetzentwurf vor 
fast neun Monaten hier einbrachten, legten entspre-
chend Ihrem Ansinnen bereits 99 von 105 Sparkas-
sen offen. Mein letzter Stand ist, dass mittlerweile 
nur noch ganze vier Sparkassen fehlen. Das hat 
auch einen Grund, nämlich § 19 Abs. 6 Sparkas-
sengesetz NRW, in dem schon jetzt geregelt ist, 
dass offengelegt werden soll und dass die Gewähr-
träger eine Hinwirkungspflicht haben.  

Sie, meine Damen und Herren von den Piraten, 
wollen eine weitergehende Pflicht als diejenige zur 
Hinwirkung.  

(Zuruf von den PIRATEN: Richtig!) 

Ließen wir die Bedenken bezüglich der konkurrie-
renden Gesetzgebung, wie eben ausgeführt, einmal 
weg, könnte man eine solche Pflicht einführen. 
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Selbst dann würde sich mir aber nicht erschließen, 
warum es sinnvoll sein sollte, etwas zu regeln, was 
bereits ohne ein neues Gesetz so gut funktioniert.  

Jetzt noch ganz kurz zur elektronischen Veröffentli-
chung: Den Teil verstehe ich, ehrlich gesagt, am 
wenigsten – besonders nach meinem eigenen Pra-
xistest. Herr Schulz, Sie haben das eben noch mal 
ausgeführt, wie bereits in der Anhörung und in zwei 
Ausschüssen. So kompliziert ist es aber nun auch 
nicht. Vier einfache Schritte reichen auf dem Weg 
zur Erkenntnis aus: Man gibt in das Adressfeld sei-
nes Browsers „www.bundesanzeiger.de“ ein, dann 
die gewünschte Sparkasse, klickt auf „Suchen“ und 
gelangt so zu sämtlichen Jahresabschlüssen, in de-
ren Anhang namentlich je Vorstandsmitglied die 
exakte Vergütung aufgelistet ist. – Ich frage mich 
ernsthaft: Was will man da noch mehr?  

(Ralf Witzel [FDP] und Dietmar Schulz 
[PIRATEN]: Wer weiß das?) 

– Herr Witzel, ich denke, wer hiernach auf der Su-
che im Internet ist, dem ist auch die Suchmaschine 
Google ein Begriff. Ich würde dann erläutern, wie 
man nicht in vier, sondern in sechs Schritten über 
Google zum gleichen Ergebnis kommt.  

(Heiterkeit und Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Unterm Strich funktioniert aus meiner Sicht alles, 
was die Piraten hier fordern, bereits jetzt, und das 
absolut zufriedenstellend. Dass Sie einen anderen 
Regelungsweg wünschen, ist legitim. Den für unse-
re Zustimmung notwendigen Bedarf dafür erkennen 
wir aber nicht. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.  

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Kämmerling. – Bitte bleiben Sie gleich am 
Redepult stehen. Herr Kollege Schulz von den Pira-
ten hat sich nämlich zu einer Kurzintervention ge-
meldet. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Vielen Dank. – Lieber 
Kollege Kämmerling, ich muss leider doch noch auf 
Ihre Darstellung hinsichtlich der Frage „Konkurrie-
rende Gesetzgebung: ja oder nein?“ eingehen.  

Wir haben in der Expertenrunde von drei versierten 
und als absolute Koryphäen zu bezeichnenden 
Bankjuristen gehört, dass der hier infrage stehende 
Regelungstatbestand dem Sparkassenverfassungs-
recht und nicht dem materiellen Sparkassenrecht 
angehört, welches in der Tat der konkurrierenden 
Gesetzgebung unterliegen könnte, auch unter Be-
rücksichtigung aktienrechtlicher Bestimmungen.  

Fakt ist: Die Regelungen, die wir in den Raum ge-
stellt haben, haben alle Experten eindeutig als mög-

licherweise in die Gesetzgebungskompetenz des 
Landes fallende Regelungen angesehen.  

Würden Sie diesen drei unter anderem von Ihrer 
Fraktion geladenen Experten denn ins Zeugnis 
schreiben wollen, dass sie unrecht haben? Das 
kann meines Erachtens nicht angehen.  

Und wenn Sie ausführen, dass das, was in 
§ 19 Sparkassengesetz, im Transparenzgesetz 
NRW und in der Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen existent ist und wunderbar – nach Ihren 
Worten „absolut“ – funktioniert, frage ich Sie: Wie 
kann es sein, dass noch am 25. Juni 2014 drei galli-
schen Dörfern in Nordrhein-Westfalen entsprechen-
de Schreiben übermittelt werden müssen?  

Präsidentin Carina Gödecke: Ihre Redezeit ist be-
endet.  

Stefan Kämmerling (SPD): Vielen Dank für Ihre 
Kurzintervention. - Sie machen hier dasselbe wie in 
der Anhörung, dasselbe wie bei der Auswertung in 
den Ausschüssen: Sie nehmen sich einzelne Punk-
te heraus, die in den Stellungnahmen der Gutachter 
bzw. der Sachverständigen gestanden haben. 
Schauen wir uns doch einmal genau an, was die 
gesagt haben.  

Der Rheinische Sparkassen- und Giroverband be-
zieht sich in seiner schriftlichen Stellungnahme auf 
das Urteil des OLG Köln vom 9. Juni 2009 und in 
Verbindung damit auf den Beschluss des Landge-
richts Bielefeld vom 22. September 2009. Ich zitiere:  

Ich stelle erstens fest,  

„dass eine landesrechtliche Norm über die Veröf-
fentlichung der individuellen Vorstandsbezüge … 
gegen die in Art. 72 Abs. 1, Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 
GG getroffene Verteilung der Gesetzgebungs-
kompetenz zwischen Bund und Ländern ver-
stößt.“  

 (Dietmar Schulz [PIRATEN]: Das sind Spar-
kassen- und Girokonten!) 

Zweitens. Professor Dr. Oebbecke von der Universi-
tät Münster – ich zitiere –:  

 „Rechtspolitisch kommt es hier m. E. vor allem 
darauf an, ob eine entsprechende gesetzliche 
Regelung erforderlich ist. Diese Frage ist m. E. 
zu verneinen. Trotz der wie gezeigt eher schwa-
chen Ausgestaltung der Regelung wird sie in-
zwischen nach jüngsten Presseberichten von 
100 der 104 Sparkassen im Lande, also mehr 
als 96 % umgesetzt.“ 

Und jetzt kommt mein Lieblingssatz aus der Stel-
lungnahme. Da heißt es nämlich: 

„Es gibt eine ganze Reihe von Feldern, wo ge-
setzliche Regelungen nicht umgesetzt und ge-
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setzgeberisches Nachbessern zur Erreichung 
von Regelungszielen dringender erscheint.“ 

Schauen wir uns die beiden anderen … 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Stefan Kämmerling (SPD): … – ich glaube, ich ha-
be noch zehn Sekunden Zeit – auch noch an.  

Prof. Helmut Siekmann sagt:  

„Fraglich ist, ob die vorgeschlagenen Regelun-
gen in die Gesetzgebungszuständigkeit des 
Landes fallen.“ 

Präsidentin Carina Gödecke: Die Redezeit. 

Stefan Kämmerling (SPD): Ich zitiere weiter:  

„Die vorgeschlagene Regelung könnte in das 
Gebiet der konkurrierenden Gesetzgebung nach 
Art. 74 Nr. 11 GG fallen.“ 

Wir könnten noch zu Herrn Klein von Hostettler, 
Kramarsch & Partner kommen, … 

Präsidentin Carina Gödecke: Nein, das können 
wir nicht mehr. Das tut mir leid, die Zeit ist jetzt wirk-
lich um. 

(Zuruf von der SPD: Herr Schulz ist auch un-
belehrbar!) 

Stefan Kämmerling (SPD): … denn die würden 
das noch mal unterstreichen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Carina Gödecke: Danke schön, Herr 
Kollege Kämmerling. – Für die CDU-Fraktion spricht 
Herr Kollege Jung.  

Volker Jung (CDU): Frau Präsidentin! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Herr Schulz und Herr Käm-
merling, Sie haben recht: Wir haben schon ausführ-
lich über diesen Gesetzentwurf der Piraten gespro-
chen.  

Aber auf eine Stelle möchte ich hinweisen, das ist 
für mich ein ganz zentraler Punkt dieser Debatte: 
Nordrhein-Westfalen hat bereits ein gut funktionie-
rendes Transparenzgesetz. Denn es war dieser 
Landtag, der vor fünf Jahren über die Fraktions-
grenzen hinweg ein Gesetz verabschiedet hat, mit 
dem Nordrhein-Westfalen eine Vorreiterrolle im Zu-
sammenhang mit Transparenz bei öffentlichen Un-
ternehmen einnimmt hat. 

Auf der Grundlage dieses Gesetzes haben nach 
meinen Recherchen mittlerweile 99 der 105 Spar-

kassen in Nordrhein-Westfalen ihre Vergütung an-
gegeben. 99 Sparkassen sind diesen wichtigen 
Schritt auf dem Weg zu mehr Transparenz mitge-
gangen, das sind 94 %. 

Zur Einschätzung dieser Quote – Herr Kämmerling, 
Sie haben es eben gesagt – möchte ich auf eine 
Äußerung in der öffentlichen Anhörung hinweisen. 
Dort führte Prof. Janbernd Oebbecke aus, dass der 
Gesetzgeber mit einer solch guten Gesetzeserfül-
lung zufrieden sein könne. Wörtlich sprach er von 
einer „extrem hohen Quote“, denn ihm würden viele 
Gesetze einfallen, bei denen man eher nachbes-
sern müsste. 

Natürlich ist es nicht hinnehmbar, dass sechs Spar-
kassen bislang noch keine Angaben gemacht ha-
ben. Das ist aus unserer Sicht, aus meiner Sicht 
aber kein Problem der gesetzlichen Grundlage, 
sondern der praktischen Umsetzung. In der ab-
schließenden Sitzung unseres Fachausschusses 
hat das Finanzministerium übrigens erklärt, dass 
man bei diesen sechs Sparkassen inzwischen einen 
Schritt weiter sei.  

Dass alle Sparkassen ausnahmslos die Vergütung 
offenlegen, war der erklärte Wille aller Fraktionen 
dieses Hohen Hauses. Das ist nun die Aufgabe des 
Finanzministers, den wir hier ausdrücklich in die 
Pflicht nehmen. Gerade öffentliche Unternehmen 
wie Stadtwerke oder Sparkassen stehen im Blick-
punkt, weshalb wir für besondere Transparenz bei 
der Verwendung öffentlicher Gelder zu sorgen ha-
ben. 

Dies ist uns mit dem damals eingebrachten Gesetz 
praxisgerecht und mit Augenmaß gelungen. Spar-
kassen leben nun mal von dem Vertrauen ihrer 
Kunden, aber auch von einem soliden ordnungspoli-
tischen Umfeld. Man muss daher ganz nüchtern 
feststellen: Das geltende Transparenzgesetz ist ein 
gutes Gesetz. Eine Änderung dieser gesetzlichen 
Rahmenbedingungen ist nicht erforderlich. Deswe-
gen werden wir den Antrag ablehnen. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Jung. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht Herr Kollege Krüger. 

Mario Krüger (GRÜNE): Meine Damen, meine Her-
ren! Frau Präsidentin! Auch wir werden diesem Ge-
setzentwurf nicht zustimmen wollen.  

(Dietmar Schulz [PIRATEN]: Das wissen wir 
ja!) 

Herr Kämmerling hat gerade schon hinreichend 
ausgeführt, dass verfassungsrechtliche Bedenken 
vonseiten der Sachverständigen vorgetragen wor-
den sind. Und wenn Sie sich fragen, inwieweit die 
jetzige Regelung erfolgreich ist, dann möchte ich 
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dazu aus dem Ausschussprotokoll vom 8. Mai 2014 
zitieren. Herr Gerhard Heilgenberg hat dazu ausge-
führt: „Wir sind noch mit insgesamt vier Sparkas-
sen“ – nicht sechs – „in Diskussionen.“ In Kleve will 
der Vorstand veröffentlichen, der Verwaltungsrat 
sagt aber noch nein. In Wermelskirchen sagt der 
Vorstand, er will nicht veröffentlichen; auch der 
Verwaltungsrat will das nicht. Bezogen auf die 
Sparkasse Werne bzw. die Sparkasse Fröndenberg 
hat man sich dazu entschieden, zu veröffentlichen. 
Da warten wir mal die entsprechenden Berichte ab, 
die bald erscheinen werden. Dann werden Sie im 
Geschäftsbericht die entsprechenden Aussagen 
wiederfinden. 

Das heißt, von 105 Sparkassen verbleiben noch 
zwei. In diesem Zusammenhang ist von den Betei-
ligten, sprich: dem Finanzministerium, vorgetragen 
worden, dass kommunalaufsichtliche Maßnahmen 
ergriffen werden. Wie die aussehen, das haben Sie 
gerade vorgetragen. Ich denke, das macht bei den 
Beteiligten Eindruck.  

Zum Schluss möchte ich gerne noch auf das einge-
hen, was Prof. Oebbecke gesagt hat. Er führte 
aus – ich zitiere –:  

„Wie gesagt, ich würde aus verschiedensten 
Gründen gegenwärtig davon absehen.“ 

Er spricht von diesem Gesetzentwurf.  

„Legen Sie es sich auf Wiedervorlage. Ich den-
ke, Sie kommen noch in dieser Legislaturperiode 
auf 100 %. Und wenn Sie dann bei 99,2 % sind, 
ist das immer noch glänzend. Gucken Sie doch 
mal, was aus dem wird, was Sie hier sonst so 
beschließen!“  

Dem kann man nur zustimmen. Insofern sehen wir 
keinen Handlungsbedarf und werden den Gesetz-
entwurf daher ablehnen. – Vielen Dank. 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Krüger. – Für die FDP-Fraktion spricht Herr 
Kollege Witzel.  

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Bereits vor fast fünf 
Jahren hat der Landtag Nordrhein-Westfalen Ende 
2009 auf Initiative auch der FDP-Landtagsfraktion 
das Gesetz zur Schaffung von mehr Transparenz in 
öffentlichen Unternehmen im Lande Nordrhein-
Westfalen – Transparenzgesetz – beschlossen. 
Dieses Gesetz sieht unter anderem in Art. 3 nach-
folgende Regelungen für das Sparkassengesetz 
vor: 

Zu publizieren sind die gewährten Bezüge jedes 
einzelnen Mitglieds des Vorstands, des Verwal-
tungsrates und ähnlicher Gremien unter Namens-
nennung, aufgeteilt nach erfolgsunabhängigen und 
erfolgsbezogenen Komponenten sowie Komponen-

ten mit langfristiger Anreizwirkung. Dasselbe gilt für 
die Sparkassen- und Giroverbände. 

Diese Verpflichtung zur Vergütungsoffenlegung 
schließt nach dem Willen des Gesetzgebers aus-
drücklich die Leistungen ein, die den genannten 
Mitgliedern für den Fall einer vorzeitigen oder regu-
lären Beendigung ihrer Tätigkeit zugesagt worden 
sind, mit ihrem Barwert sowie dem von der Gesell-
schaft während des Geschäftsjahres hierfür aufge-
wandten oder zurückgestellten Betrag sowie den 
während des Geschäftsjahres vereinbarten Ände-
rungen dieser Zusagen und Leistungen. 

Der Hintergrund dieser Regelungsnotwendigkeit ist 
offensichtlich. Unternehmen der öffentlichen Hand 
agieren genau wie die öffentlichen Verwaltungen 
selber im Interesse und zum Nutzen der Bürger. Fi-
nanziert sich das Unternehmen zu wesentlichen 
Teilen aus öffentlichen Mitteln oder trägt die öffentli-
che Hand das Risiko unternehmerischen Handelns, 
kommt dem Informationsanspruch der Öffentlichkeit 
ein ganz besonderer Stellenwert zu. Dies betrifft 
auch die Frage, welche Vergütungen Vorstände und 
Geschäftsführer, aber auch einzelne Mitglieder von 
Aufsichtsgremien in öffentlichen Unternehmen für 
ihre Tätigkeit genau erhalten. 

Bereits im Jahr 2011 hat die FDP-Landtagsfraktion 
Vollzugsdefizite beim Transparenzgesetz themati-
siert. Die Landesregierung musste einräumen, dass 
die gesetzlich vorgesehene Publikation der Vergü-
tung von Vorständen und Verwaltungsräten seiner-
zeit in vielen Instituten noch gar nicht oder nur teil-
weise erfolgt ist – siehe dazu auch Landtagsdruck-
sache 15/3171. 

Dies haben im Dezember 2012 auch SPD und Grü-
ne erkannt. In einem Antrag fordern sie die Landes-
regierung auf, weiterhin mit aller Konsequenz auf 
Sparkassen und deren Träger hinzuwirken, die Ver-
gütung von Vorständen und Verwaltungsräten wie 
im Transparenzgesetz festgeschrieben offenzule-
gen. 

Nicht wenige nordrhein-westfälische Sparkassen 
vor Ort haben lange Zeit keinen Hehl daraus ge-
macht, dass sie gegen die landesgesetzlichen Vor-
schriften sind und deshalb auch dagegen verstoßen 
wollen. Etliche Jahre hat die Mehrzahl der Sparkas-
sen die Transparenzvorschriften nicht vollständig 
und korrekt erfüllt. Das ist nicht in Ordnung und irri-
tiert insbesondere die vorbildlichen Sparkasseninsti-
tute, die umgehend und vollständig die gesetzlichen 
Auflagen erfüllt haben und sich ärgern, wenn ande-
re dies nicht machen und dieser Umstand dann fol-
genlos bleibt. 

Sparkassen als Anstalten öffentlichen Rechts haben 
einen öffentlichen Auftrag zu erfüllen und unterlie-
gen den Grundsätzen des Verwaltungsorganisati-
onsrechts. Sie müssen daher den Transparenz- und 
Kontrollansprüchen der Bürger und ihrer Repräsen-
tanten in den Parlamenten genügen. 
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Zur Wahrheit gehört zweierlei. Seitdem die Weige-
rungen regelmäßig öffentlicher Diskussionsgegen-
stand gewesen sind, hat sich die Lage deutlich ver-
bessert. Die allermeisten Institute erfüllen heute ihre 
Verpflichtungen. Der Weg zum Auffinden der Infor-
mationen ist aber für die interessierte Öffentlichkeit 
manchmal etwas mühselig. Eine einfach auffindbare 
Darstellung im Internet wäre deutlich geeigneter als 
versteckte Informationen im Anhang von Ge-
schäftsberichten im „Bundesanzeiger“. 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Kollege Witzel, 
diesmal unterbreche ich Sie korrekterweise, glaube 
ich; denn Herr Kollege Schulz würde Ihnen gerne 
eine Zwischenfrage stellen.  

Ralf Witzel (FDP): Ja, selbstverständlich. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Vielen Dank, dass Sie 
die Zwischenfrage zulassen, Herr Kollege Witzel. 

(Zurufe von Martin Börschel [SPD] und Jo-
chen Ott [SPD]) 

– Möchten Sie auch eine Zwischenfrage stellen, 
Herr Kollege Börschel? Dann tun Sie das. – Herr 
Kollege Witzel, sind Sie der Auffassung … 

(Unruhe) 

– Frau Präsidentin, ich würde gerne meine Zwi-
schenfrage stellen, und zwar so, dass ich mich 
selbst noch hören kann. 

Präsidentin Carina Gödecke: Herr Schulz, tun Sie 
das bitte. So schrecklich laut ist es im Moment nicht. 
Es sind auch gar nicht so viele Abgeordnete da, 
dass es richtig laut sein könnte. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Die sind dann aber 
sehr laut. – Gut, ich stelle meine Zwischenfrage. 

Herr Kollege Witzel, sind Sie der Auffassung, dass 
die Hinwirkungspflicht, wie sie normiert ist, ein aus-
reichendes gesetzlich relevantes Instrument ist, um 
im Hinblick auf die Altfälle der Sparkassen, aber 
auch jeden künftigen neuen Fall tatsächlich die not-
wendige Pflichterfüllung zu bewirken? 

Ralf Witzel (FDP): Herr Kollege Schulz, ich antwor-
te Ihnen selbstverständlich gern auf Ihre Frage. Ei-
ne Hinwirkungspflicht kann für sich genommen nicht 
zwingend eine 100-%-Umsetzung sicherstellen. Wir 
haben aber eine Güterabwägung vorzunehmen ge-
habt, wie das die Experten auch dargestellt haben. 
Dabei ging es um die Frage, was man in der Rege-
lung noch für praktikabel hält und was nicht. 

Ich sage Ihnen ganz klar: Mich ärgert es, wenn die 
Hinwirkungspflicht als solche im Ergebnis noch nicht 
einen Erfolg der Gesetzesumsetzung realisiert. Ich 

würde mir vom Finanzminister auch noch Ausfüh-
rungen dazu wünschen, wie er mit den letzten ver-
bliebenen Institutsvorständen umzugehen gedenkt, 
die sich bislang weigern und klar deutlich machen, 
dass sie auch zukünftig nicht an Publikationen den-
ken. In der Abwägung zwischen dem, was man 
rechtssicher problemlos machen kann, und anderen 
Konstruktionen haben wir uns seinerzeit aber für 
diesen Weg entschieden. 

Herr Kollege Schulz, deshalb haben wir für Ihr An-
liegen, das Sie in Ihrem Gesetzentwurf artikulieren, 
auch grundsätzlich Sympathie. Einige Aspekte und 
Anforderungen – in puncto Maschinenlesbarkeit 
etc  – gehen uns dann aber doch zu weit. Unter 
Abwägung aller Gesichtspunkte, die für und gegen 
ein solches Gesetz sprechen, werden wir uns letzt-
lich der Stimme enthalten. 

Der Finanzminister muss seinen Ankündigungen, 
zukünftig konsequenter als bislang gegen die 
schwarzen Schafe vorzugehen, nun auch konkrete 
Taten folgen lassen. Es ist und bleibt daher eine 
zentrale Aufgabe der Sparkassenaufsicht sowie der 
Kommunalaufsicht, endlich und zeitnah die von uns 
als Gesetzgeber erwartete Vergütungsoffenlegung 
zu erwirken. 

Ich will für die FDP-Landtagsfraktion ausdrücklich 
sagen – das ist im Bereich finanzpolitischer Themen 
ja längst nicht immer der Fall –, dass die Überein-
stimmung in der Zielsetzung aller fünf Fraktionen 
dieses Hauses sicherlich etwas wert ist. Ich unter-
stelle dem Finanzminister auch nicht, dass er per-
sönlich das Gesetz nicht richtig umsetzen wolle.  

Aber genau deshalb würde ich Sie bitten, dem Par-
lament darzulegen, wie Sie mit den letzten verblie-
benen Fällen zu verfahren gedenken, wo dieses 
Bewusstsein für Gesetzesumsetzung für Transpa-
renz noch nicht angekommen ist. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Kollege Witzel. – Für die Landesregierung spricht 
Herr Finanzminister Dr. Walter-Borjans. 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister: Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich will ers-
tens sagen, dass wir in der Tat ein ausreichendes 
Transparenzgesetz haben, das dieser Landtag 
2009 einstimmig beschlossen hat. Jedenfalls hat er 
die Hinwirkungspflicht darin einstimmig beschlos-
sen. Diese Hinwirkungspflicht funktioniert nicht von 
selbst. Das haben wir erlebt. 

Wir haben aber erlebt, dass diese Hinwirkungs-
pflicht umgesetzt werden kann, wenn man entspre-
chenden Druck ausübt und deutlich macht, dass 
man die schwarzen Schafe nicht im Geheimen da-
vonkommen lässt. Das haben wir gerade in den 
letzten, ein, zwei Jahren sehr eindrucksvoll erlebt. 
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Das hat dazu geführt, dass der Sachverständige 
Oebbecke unter anderem gesagt hat: Glückwunsch 
zu dem hervorragenden Ergebnis bei der Umset-
zungsquote! – Das hat man bei vielen stringenteren 
gesetzlichen Regelungen in dieser Größenordnung 
nicht. 

Ich bin etwas verwundert, dass, wenn man dieser 
Hinwirkungspflicht nachkommt und Briefe an die 
Gewährträger bzw. an diejenigen schreibt, die für 
die Sparkassen zuständig sind, in denen man deut-
lich macht, dass man es nicht durchgehen lässt, 
wenn der Hinwirkungspflicht nicht nachgekommen 
wird, das jetzt auf einmal ein Problem ist. 

(Dietmar Schulz [PIRATEN]: Nein!) 

Wir machen das auf der Grundlage des geltenden 
Gesetzes. Deswegen haben wir es erreicht, dass es 
nur noch so wenige gibt, die als schwarze Schafe 
übriggeblieben sind. Sie haben gehört, wir machen 
das bei den Verwaltungsräten so, dass wir Konse-
quenzen ziehen, wenn die Hinwirkungspflicht nicht 
eingehalten wird. Und was die Vorstände angeht, 
werden wir uns auch an die noch einmal wenden, 
spätestens nach der Sommerpause.  

Ich bin sicher, dass wir dann die 100 % erreichen. 
Und wenn wir sie bis dahin nicht erreicht hätten, 
sind wir immer noch besser als manche stringentere 
gesetzliche Regelung. 

Noch eines, was die Veröffentlichung im Internet 
angeht: Ich gehöre zu denen, die da wirklich sehr 
für Transparenz sind. Aber dass das nicht vorne auf 
der ersten Seite als erste Information auf der 
Homepage einer Sparkasse stehen muss, ist, glau-
be ich, auch in Ordnung. Es muss sichergestellt 
sein, dass die Informationen aufgefunden werden 
können, und – wir haben es heute gehört – das ist 
es. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Herr 
Finanzminister. – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Damit schließe ich die Aussprache zum 
Tagesordnungspunkt 18. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Haushalts- und 
Finanzausschuss empfiehlt in Drucksache 16/6144, 
den Gesetzentwurf der Fraktion der Piraten Druck-
sache 16/4165 abzulehnen. Wir kommen damit zur 
Abstimmung nicht über die Beschlussempfehlung, 
sondern direkt über den Gesetzentwurf. Wer die-
sem Gesetzentwurf zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind die Piraten. 
Wer stimmt dagegen? – SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und CDU. Wer enthält sich? – Die FDP und der 
fraktionslose Abgeordnete Stein. Damit ist mit dem 
festgestellten Abstimmungsergebnis der Gesetz-
entwurf Drucksache 16/4165 in zweiter Lesung 
abgelehnt. 

Ich rufe auf: 

19 Gesetz zur Änderung des Ausführungsgeset-
zes zum Bundesausbildungsförderungsge-
setz 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/5545 – Neudruck 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses  
für Schule und Weiterbildung 
Drucksache 16/6145 

zweite Lesung 

Die Fraktionen haben sich zwischenzeitlich darauf 
verständigt, die Reden zu Protokoll zu geben (sie-
he Anlage 5), sodass wir direkt zur Abstimmung 
kommen können.  

Der Ausschuss für Schule und Weiterbildung emp-
fiehlt in Drucksache 16/6145, den Gesetzentwurf 
unverändert anzunehmen. Damit kommen wir zur 
Abstimmung über den Gesetzentwurf der Landes-
regierung Drucksache 16/5545 - Neudruck. Wer 
dem Gesetzentwurf zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Das sind SPD, Bündnis 
90/Die Grünen, die CDU und die Piraten. Wer 
stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – 
Die FDP. Herr Kollege Stein (fraktionslos) hat zuge-
stimmt. Das tragen wir fürs Protokoll nach. Damit ist 
mit dem festgestellten Abstimmungsergebnis der 
Gesetzentwurf Drucksache 16/5545 - Neudruck - 
in zweiter Lesung unverändert angenommen und 
verabschiedet worden. 

Ich rufe auf: 

20 Gesetz zur Aufhebung der Verordnung über 
die Gewährung von Unterhaltsbeihilfen an 
Rechtsreferendare und zur Anpassung weite-
rer Gesetze im Zuständigkeitsbereich des Fi-
nanzministeriums 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/5981 

erste Lesung 

Zur Einbringung des Gesetzentwurfs hat Herr Minis-
ter Dr. Walter-Borjans mitgeteilt, dass er seine Rede 
zu Protokoll  geben wird (siehe Anlage 6) bzw. 
schon gegeben hat. Eine weitere Aussprache ist 
heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen damit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
an den Haushalts- und Finanzausschuss – feder-
führend – sowie an den Rechtsausschuss. Möchte 
jemand gegen diese Überweisung stimmen? – 
Nein. Sich enthalten? – Auch nicht. Dann haben wir 
so überwiesen. 
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Ich rufe auf: 

21 Qualitätsanalyse – ein wichtiger Baustein für 
die Schulqualität 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/6121 

Eine Aussprache ist heute nicht vorgesehen. 

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung. 
Auch hier empfiehlt der Ältestenrat die Überwei-
sung des Antrages Drucksache 16/6121 an den 
Ausschuss für Schule und Weiterbildung. Die 
Aussprache und Abstimmung sollen gemäß § 82 
Abs. 2 Buchstabe b unserer Geschäftsordnung 
nach Vorlage der Beschlussempfehlung erfolgen. 
Möchte jemand gegen die Überweisung stimmen? 
Sich enthalten? – Beides ist nicht der Fall. Dann 
haben wir so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

22 Anmeldung zum Rahmenplan 2014 bis 2017 
nach § 7 des Gesetzes über die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar-
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK) 

Unterrichtung 
des Landtags 
gemäß § 10 Absatz 3 LHO 
Vorlage 16/1916 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/6146 

Eine Debatte ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen deshalb unmittelbar zur Abstimmung. 
Der Haushalts- und Finanzausschuss empfiehlt in 
Drucksache 16/6146, den Rahmenplan zur Kennt-
nis zu nehmen. Möchte jemand den Rahmenplan 
nicht zur Kenntnis nehmen? Sich enthalten? Wie 
eine Enthaltung bei Kenntnisnahme geht, weiß ich 
zwar nicht, aber beides ist nicht der Fall. Dann ist 
der Rahmenplan damit zur Kenntnis genommen 
worden und die Beschlussempfehlung Drucksa-
che 16/6146 auch so angenommen. 

Wir kommen zu: 

23 Mitteilung nach § 15 des Abgeordnetengeset-
zes NRW 

Unterrichtung 
durch die Präsidentin 
des Landtags 
Drucksache 16/6147 

Ich habe die Daten zur Übermittlung eines Anpas-
sungsbedarfs der Abgeordnetenbezüge mit Druck-
sache 16/6147 veröffentlicht. Die Daten sind damit 
dem Landtag zugeleitet worden. Eine Beratung ist 
nicht vorgesehen. Ich stelle fest: Der Landtag hat 
sich mit der Unterrichtung Drucksache 16/6147 
befasst. – Dem wird auch nicht widersprochen.  

Ich rufe auf: 

24 Benennung eines stellvertretenden Mitglieds 
für den Ausschuss der Regionen der Europä-
ischen Union 

Wahlvorschlag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/6148 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen damit direkt zur Abstimmung über den 
Wahlvorschlag, der die Drucksachennummer 
16/6148 trägt. Ist jemand mit dem Wahlvorschlag 
nicht einverstanden? – Das ist nicht der Fall. Möch-
te sich jemand enthalten? – Das ist auch nicht der 
Fall. Damit ist der Wahlvorschlag angenommen 
und Herr Engstfeld als stellvertretendes Mitglied in 
den Ausschuss der Regionen gewählt worden. – 
Herzlichen Glückwunsch, Herr Kollege Engstfeld. 

(Allgemeiner Beifall) 

Ich rufe auf: 

25 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 21 
gem. § 82 Abs. 2 GeschO 
(§ 79 Abs. 2 GeschO a.F.) 
Drucksache 16/6149 

Die Übersicht 21 enthält insgesamt elf Anträge, die 
vom Plenum nach § 82 Abs. 2 Geschäftsordnung – 
§ 79 Abs. 2 alte Geschäftsordnung – an einen Aus-
schuss zur abschließenden Erledigung überwiesen 
wurden, sowie fünf Entschließungsanträge. Das 
Abstimmungsverhalten der Fraktionen in den Aus-
schüssen ist aus der Übersicht ersichtlich. 

Ich lasse nun abstimmen über die Bestätigung des 
Abstimmungsverhaltens der Fraktionen in dem 
Ausschuss entsprechend der Übersicht 21. Möchte 
jemand dagegen stimmen? – Sich enthalten? – Das 
ist beides nicht der Fall. Damit ist das in der Über-
sicht 21 enthaltene Abstimmungsergebnis der 
Ausschüsse von Ihnen bestätigt worden. 

Ich rufe auf: 

26 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 16/23 
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Wird das Wort dazu gewünscht? – Das ist nicht der 
Fall.  

Ist jemand mit den Beschlüssen nicht einverstan-
den? – Auch das ist nicht der Fall. Dann stelle ich 
gemäß § 97 Abs. 8 unserer Geschäftsordnung fest, 
dass diese Beschlüsse damit bestätigt worden 
sind. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind am Ende 
unserer heutigen Sitzung.  

Ich berufe das Plenum wieder ein für morgen, Don-
nerstag, den 3. Juli 2014, 10 Uhr.  

Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Abend.  

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schluss: 20:47 Uhr 

_______________________________________
 

*) 
Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
überprüft (§ 102 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Redner. 
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Anlage 1 

Zu TOP 13 – „Gesetz über die Zulassung von 
Zentren und über die Einrichtung der Ethik-
kommission für Präimplantationsdiagnostik 
in Nordrhein-Westfalen“ – zu Protokoll gege-
bene Reden 

Angela Lück (SPD):  

Das in der Bundesrepublik Deutschland grund-
sätzlich von Gesetzes wegen strafbewehrte strik-
te Verbot der Präimplantationsdiagnostik (PID) 
wurde nach einer Entscheidung des Bundesge-
richtshofes aus dem Jahr 2010 novelliert. Danach 
ist eine nach extrakorporaler Befruchtung beab-
sichtigte PID-Untersuchung auf schwere geneti-
sche Schäden nach dem Embryonenschutzge-
setz möglich. 

Nach einer intensiven öffentlichen Diskussion 
und dem ebensolchen Austausch zwischen Be-
fürworten und Gegenpositionen (u. a. unter Betei-
ligung der Kirchen, der Nationalen Akademie der 
Wissenschaften Leopoldina, des Deutschen 
Ethikrates und des Deutschen Ärztetages) sowie 
der parlamentarischen Befassung sowohl im 
Bundestag als auch im Bundesrat ist seit dem 
Jahresende 2011 eine PID zwar im Grundsatz 
verboten – aber in engen Grenzen unter be-
stimmten Voraussetzungen zulässig. 

Wenn aufgrund der genetischen Veranlagung der 
Eltern eine schwerwiegende Erbkrankheit beim 
Kind oder eine Tot- oder Fehlgeburt wahrschein-
lich ist, kann die PID beantragt werden. 

Die Präimplantationsdiagnostikverordnung des 
Bundes aus dem vergangenen Jahr übertrug den 
16 Ländern die Aufgabe, landesrechtliche Rege-
lungen zur Zuständigkeit von Zulassungsbehör-
den für PID-Zentren und zur Errichtung von 
Ethikkommissionen zu treffen. 

Wir als SPD-Fraktion begrüßen und unterstützen 
die im Gesetzentwurf getroffenen Aufgabenzu-
weisungen. 

Unter Hinzuziehung der beiden Ärztekammern 
Nordrhein und Westfalen-Lippe hat der Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales den 
Gesetzentwurf eingehend beraten und mit großer 
Mehrheit – vorbehaltlich der jeweiligen Fraktions-
entscheidung in Vorbereitung der heute anste-
henden Abstimmung – unverändert so ange-
nommen. 

Die Anregungen der beiden Ärztekammern ha-
ben wir gerne aufgenommen und mit dem heute 
vorliegenden Antrag Drucksache 16/6207 einge-
bracht. 

Wir sprechen uns für eine Ethikkommission lan-
desweit aus. Hinsichtlich der Berichterstattung, 

der Gebührenerhebung und bei den Voten der 
Ethikkommission erachten wir es für sinnvoll und 
notwendig, Änderungen bzw. Konkretisierungen 
im endgültigen Gesetzestext vorzusehen. Daher 
stimmen wir dem Gesetzentwurf der Landesre-
gierung und dem gemeinsam von den Fraktionen 
von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP ge-
stellten Änderungsantrag zu. 

Peter Preuß (CDU):  

Wir beraten hier heute über das Präimplantati-
onsdiagnostikgesetz.  

Es geht formal um die Umsetzung der PID-VO 
des Bundes.  

Inhaltlich geht es mit dem vorliegenden Ände-
rungsantrag zum einen um die Anzahl der 
Präimplantationszentren. Mit Blick hierauf ist die 
Einrichtung eines Zentrums für ganz NRW richtig.  

Zum anderen sind auch die aufgeworfenen Fra-
gen der Kostendeckung für den Verwaltungsauf-
wand bei der Ärztekammer sowie des Sondervo-
tums der Kommissionsmitglieder aus unserer 
Sicht berechtigt. 

Aber für manchen geht es hier nicht bloß um die 
Abstimmung über ein Ausführungsgesetz. Viel-
mehr geht es beim Präimplantationsgesetz auch 
um eine Gewissensfrage, die schwer wiegen 
kann. Wenn jemand die Präimplantationsdiag-
nostik prinzipiell aus ethischen und/oder religiö-
sen Gründen ablehnt, muss er die Möglichkeit 
haben, sich seiner Stimme zu enthalten oder 
auch mit „Nein“ zu stimmen! 

Bereits in Berlin gab es im Rahmen der Abstim-
mung über die PID-Verordnung Bedenken. Aus 
diesem Grund wurde die Abstimmung dort sei-
nerzeit freigegeben. 

Diesem Vorgehen wollen wir uns auch bei unse-
rer heutigen Debatte anschließen. Dies schließt 
Abstimmungen über einzelne Formulierungen 
und inhaltliche Regelungen genauso ein wie das 
gesamte Gesetz. 

Jede Abgeordnete, jeder Abgeordnete muss sich 
bei einem so schwerwiegenden Thema seinem 
Gewissen und seiner Überzeugung entspre-
chend entscheiden können. 

Ich bitte das Plenum, die Schwere der Entschei-
dung in diesem Fall in der laufenden Debatte und 
bei der anstehenden Abstimmung zu bedenken. 

Arif Ünal (GRÜNE):  

Der vorliegende Gesetzentwurf ist ein Ausfüh-
rungsgesetz zur Umsetzung der bundesrechtli-
chen Regelungen zur Präimplantationsdiagnos-
tik. Die Präimplantationsdiagnostik ist eine Diag-
nostikmethode, womit man bei durch In-vitro-
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Fertilisation entstandenen Embryonen vor dem 
Transfer in die Gebärmutter vererbbare, autoso-
mal-rezessive, autosomal-dominante und ge-
schlechtsgebundene Krankheiten wie das Tur-
ner-Syndrom, Klinefetter-Syndrom usw. nach-
weisen kann. 

Die Präimplatationsdiagnostikverordnung (PIDV) 
des Bundes in der Fassung vom 21. Februar 
2013 überträgt den Ländern die Aufgabe, landes-
rechtliche Regelungen zur Zuständigkeit von Zu-
lassungsbehörden für Zentren für Präimplantati-
onsdiagnostik und zur Einrichtung von Ethik-
kommissionen zu treffen. 

Das zu errichtende Zulassungszentrum ent-
scheidet, welche Zentren die Voraussetzungen 
des § 3a Abs. 3 Nr. 3 ESchG in Verbindung mit 
§ 3 PIDV erfüllen. Und die Ethikkommission prüft 
die Zulässigkeit der Durchführung einer Präim-
plantationsdiagnostik anhand einer medizini-
schen Indikation nach § 3 Abs. 2 ESchG (Gesetz 
zum Schutz der Embryonen). 

Mit dem Änderungsantrag von SPD und Bündnis 
90/Die Grünen wollen wir in NRW nicht, wie es 
im Gesetzentwurf vorgesehen wurde, zwei, son-
dern nur ein Zentrum für die Zulassung der Zen-
tren gründen, weil wir davon ausgehen, dass in 
NRW nicht so viele Anträge für eine Zentren-
gründung vorliegen werden. Aus diesem Grund 
sehen wir auch keine Notwendigkeit, zwei Zen-
tren in NRW zu etablieren. 

Die weiteren Änderungen umfassen zum einen 
redaktionelle Anpassungen, zum anderen Rege-
lungen, die die internen Abläufe optimieren und 
somit die Arbeit in der Ethikkommission erleich-
tern sollen. 

Ich würde mich freuen, wenn Sie unseren Ände-
rungsantrag unterstützen. 

Susanne Schneider (FDP):  

Ich darf größtenteils an das anschließen, was 
meine Vorredner bereits gesagt haben. Inhaltlich 
brauche ich also gar nicht mehr weit auszufüh-
ren. 

Das Gesetz über die Zulassung von Zentren und 
über die Einrichtung der Ethikkommission für 
Präimplantationsdiagnostik in Nordrhein-Westfa-
len (PIDG NRW) schafft landesrechtliche Rege-
lungen, die durch das vom Bund verabschiedete 
Präimplantationsdiagnostikgesetz (PräimpG) er-
forderlich wurden.  

Durch das Gesetz zur Regelung der Präimplanta-
tionsdiagnostik bleibt die Durchführung einer PID 
in Deutschland grundsätzlich verboten.  

Der Bund hat aber für Paare mit einem hohen Ri-
siko der Vererbung einer schweren Erkrankung 

Ausnahmemöglichkeiten zugelassen. Sie können 
eine Einzelfallprüfung beantragen.  

Das Land Nordrhein-Westfalen hat nun die Be-
hörde zu bestimmen, die Zentren zur Präimplan-
tationsdiagnostik zulassen kann, sowie eine 
Ethikkommission einzurichten und deren Verfah-
rensweise und Zusammensetzung zu regeln.  

Die FDP-Fraktion begrüßt die entsprechenden 
Regelungen und die weitere Ausgestaltung des 
Gesetzes. 

Bei der geschätzten Zahl von 60 Anträgen pro 
Jahr halten wir die Einrichtung eines Präimplan-
tationsdiagnostikzentrums für ausreichend. Ein 
zusätzliches Zentrum würde mehr Kosten und 
Aufwand bedeuten. 

Mit der Änderung zum § 2 Absatz 3 im gemein-
samen Antrag der Fraktionen von SPD, Bündnis 
90/Die Grünen und FDP wird dem berechtigten 
Änderungswunsch der Ärztekammer Westfalen-
Lippe Rechnung getragen, da neben der Erstzu-
lassung der Zentren auch die Überprüfungen der 
Zulassung eines PID-Zentrums mit Verwaltungs-
aufwand auf Seiten der Kammer verbunden sein 
können. Dieser Aufwand sollte aus unserer Sicht 
zu Recht auch vergütet werden. 

Die Präimplantationsdiagnostikkommission soll 
bei der Ärztekammer Nordrhein angesiedelt wer-
den. Dieses ist aus unserer Sicht sinnvoll. 

Die Entscheidung über die Durchführung einer 
Präimplantationsdiagnostik trifft die bei der Ärzte-
kammer Nordrhein angesiedelte Kommission. In 
einem Sitzungsprotokoll werden die verschiede-
nen Positionen festgehalten, also auch abwei-
chende Positionen. Diesen Prozess halten wir für 
ausreichend, um die Entscheidung transparent 
zu machen.  

Die Darlegung eines Sondervotums wurde für 
sinnvoll gehalten, wenn man in einem anderen 
Bundesland erneut einen Antrag stellen kann. 
Dann wäre direkt deutlich geworden, wer eine 
zustimmende oder ablehnende Haltung hätte. 
Damit besteht natürlich die Gefahr, sich Kommis-
sionen auszusuchen, in der möglicherweise mehr 
zustimmende Stimmen versammelt sind. Mit dem 
Wegfall des Sondervotums bleibt dennoch die 
Möglichkeit bestehen, an bis zu fünf weitere 
Ethikkommissionen in Deutschland einen Antrag 
zu richten. Das „PID-Kommissions-Hopping“ wird 
aber erschwert. 

Das Präimplantationsdiagnostikgesetz ist ein 
Beispiel für ein wichtiges Thema, bei dem wir es 
geschafft haben, über Fraktionsgrenzen hinweg 
eine Lösung zu finden und mit der Abstimmung 
ein wichtiges Signal zu senden. 

Olaf Wegner (PIRATEN):  
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Da es sich bei dem PIDG NRW um ein reines 
Ausführungsgesetz für ein Bundesgesetz han-
delt, wäre eine grundsätzliche Debatte zu PIDG 
jetzt hier fehl am Platz. 

Es bleibt uns also nur zu bewerten, ob das Aus-
führungsgesetz die Vorgaben des Bundes erfüllt 
und für das Land praktikabel ist. 

Beides können wir bejahen, weshalb ich meiner 
Fraktion die Empfehlung gebe, dem Gesetz zu-
zustimmen. 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter:  

Der vorliegende Gesetzentwurf setzt die nach der 
Präimplantationsdiagnostikverordnung des Bun-
des erforderlichen Regelungen um. Das heißt: 
die betreffend die Einrichtung einer Zulassungs-
behörde für Präimplantationsdiagnostikzentren 
sowie eine Ethikkommission in Nordrhein-West-
falen. 

Durch das Bundesgesetz zur Regelung der 
Präimplantationsdiagnostik vom 21. November 
2011 ist das Embryonenschutzgesetz mit Einfüh-
rung des § 3a geändert worden. Die Durchfüh-
rung einer Präimplantationsdiagnostik in 
Deutschland bleibt grundsätzlich verboten. Aus-
nahmsweise sind entsprechende Maßnahmen 
unter Einhaltung enger Kriterien an Zentren für 
Präimplantationsdiagnostik zulässig. 

Die Grundsatzentscheidung ist somit bereits im 
Jahr 2011 auf Bundesebene gefällt worden. Wie 
sensibel und abwägend mit der Thematik der 
Präimplantationsdiagnostik umgegangen werden 
muss, zeichnete sich bereits bei der Abstimmung 
auf Bundesebene zur Änderung des hier zugrun-
de liegenden Embryonenschutzgesetzes ab, die 
ohne Fraktionszwang abgehalten wurde. Auch im 
hiesigen Fachausschuss wurde thematisiert, 
dass sich das Abstimmungsverhalten einzelner 
Abgeordneter in diesem speziellen Fall nicht nur 
auf den von meinem Haus vorgelegten Entwurf 
des Ausführungsgesetzes, sondern auch auf die 
bundesrechtlichen Vorgaben beziehen werde. 

Das grundsätzliche Dilemma der Präimplantati-
onsdiagnostik, Embryonen auf Probe zu zeugen 
und einer Art „Qualitätsprüfung“ zu unterziehen, 
bevor man sich für sie entscheidet, können wir 
nicht mehr auflösen. Die Grundsatzentscheidung 
hierfür ist mit Schaffung des Präimplantationsge-
setzes bereits auf Bundesebene gefällt worden. 

Die landesrechtlich vorgesehenen Regelungen 
orientieren sich eng am Rechtsrahmen der Bun-
desverordnung, um den besonderen Ausnahme-
charakter der Präimplantationsdiagnostik klarzu-
stellen. 

Es soll lediglich eine Ethikkommission, angesie-
delt bei der Ärztekammer Nordrhein, geben, und 

nur eine Behörde, angesiedelt bei der Ärzte-
kammer Westfalen-Lippe, soll sich mit den Fra-
gen der Zulassung von Zentren für Präimplanta-
tionsdiagnostik befassen und über die Zulassung 
entscheiden. Dies zielt darauf ab, jeweils eine 
einheitliche und neutrale Entscheidungspraxis zu 
gewährleisten.  

Die im Rahmen der Beratungen im Fachaus-
schuss noch eingegangenen Anregungen der 
Landesärztekammern wurden von der Landesre-
gierung sorgfältig geprüft. Wo sie der Präzisie-
rung und somit Vereinfachung der Verwaltungs-
abläufe dienen, finden sie fachliche Zustimmung. 

Wir bewegen uns hier in einem ethischen Grenz-
bereich – umso wichtiger ist es, durch gesetzli-
che Regelungen den Ausnahmecharakter ent-
schieden zu unterstreichen und das Verfahren 
nur innerhalb enger Grenzen zuzulassen.  

Deshalb bin ich auch mit der Beschränkung auf 
nur ein Zentrum in Nordrhein-Westfalen einver-
standen, wie es mit dem vorliegenden Antrag an-
geregt wird. Schätzungen der Bundesregierung 
beziffern den Bedarf auf 200 – 300 PID pro Jahr 
in Deutschland und somit ca. 60 PID pro Jahr in 
Nordrhein-Westfalen. Gleichwohl wird sich der 
tatsächliche Bedarf erst nachdem das Gesetz in 
Kraft getreten und das Verfahren tatsächlich an-
gewandt wird bestimmen lassen. Damit sind die 
festgelegten Berichtspflichten keine Formalien, 
sondern werden die Begleitung dieses Prozesses 
wesentlich unterstützen. 

Sowohl Chancen als auch Risiken der geneti-
schen Diagnostik müssen unter ethischen Ge-
sichtspunkten bewertet werden. Es wird auch in 
Zukunft keine Welt ohne Krankheit und Behinde-
rung geben. 

Mit dem Gesetz soll genetisch vorbelasteten 
Paaren, die nicht selten schon einen langen Lei-
densweg, womöglich mit Fehlgeburten oder an-
deren traumatischen Erlebnissen, hinter sich ha-
ben, die Möglichkeit gegeben werden, ihren Kin-
derwunsch auf legalem Weg und unter optimaler 
medizinischer Betreuung in Nordrhein-Westfalen 
zu verwirklichen. 
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Anlage 2 

Zu TOP 14 – „Zweites Gesetz zur Änderung 
des Rettungsgesetzes NRW“ – zu Protokoll 
gegebene Rede 

Barbara Steffens, Ministerin für Gesundheit, 
Emanzipation, Pflege und Alter:  

Ich freue mich, dem Landtag Nordrhein-
Westfalen heute den Regierungsentwurf des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Rettungs-
gesetzes NRW zur ersten Lesung vorzulegen. 

Das Rettungsgesetz Nordrhein-Westfalen ist der 
rechtliche Rahmen und die Basis für die gute und 
patientinnen- und patientenorientierte Versor-
gung im Notfall.  

Es schafft heute und zukünftig die Grundlage für 
ein stabiles System der Notfallversorgung im 
Einklang zwischen öffentlichen, karitativen und 
privaten Anbietern rettungsdienstlicher Leistun-
gen.  

Bereits 2012 hatten wir einen ersten Entwurf zur 
Verbändebeteiligung vorgelegt. Die umfangrei-
chen Stellungnahmen wurden ausgewertet und 
teilweise in den Entwurf aufgenommen.  

Allerdings wurde Mitte 2013 das Verfahren auf-
grund der Novellierung der EU-Vergaberichtlinie 
angehalten. Nun hat im Frühjahr 2014 – nach In-
krafttreten der EU-Richtlinie – die zweijährige 
Umsetzungsfrist für den Bund begonnen.  

Bis zur Umsetzung der Richtlinie durch den Bund 
gelten somit die vergaberechtlichen Regelungen 
des Bundes weiterhin grundsätzlich fort. Dies 
wurde in einem Schreiben des Bundeswirt-
schaftsministers Gabriel vom 06.05.2014 klarge-
stellt.  

Der Umgang mit der sogenannten Bereichsaus-
nahme für Non-Profit-Organisationen wurde be-
reits in den Plenardebatten am 24. April 2013 
sowie am 14. Mai 2014 hier im Landtag ausführ-
lich diskutiert. 

Ich bin mir sicher, dass wir mit der vorgelegten 
Änderung zu § 13, der Mitwirkung freiwilliger 
Hilfsorganisationen und anderer Leistungserbrin-
ger, eine verlässliche Regelung vorgelegt haben, 
mit der alle Beteiligten gut leben können und die 
dazu beiträgt, dass der Rettungsdienst in Nord-
rhein-Westfalen höchst professionell und vor al-
lem im Sinne der Patientinnen und Patienten 
durchgeführt werden kann.  

Daher haben wir bereits sehr früh begonnen, die 
kommunalen Spitzenverbände als Vertreter der 
Träger des Rettungsdienstes, die Hilfsorganisati-
onen, die unterschiedlichen Verbände und auch 
die Kostenträger einzubinden. Wir haben zahlrei-

che und intensive Gespräche geführt und über 
die Gesetzesänderungen diskutiert.  

Mit Erfolg, wie Sie anhand des vorliegenden Ge-
setzesentwurfs sehen können.  

So freue ich mich, dass wir vor allem in der zu-
nächst intensiv diskutierten Änderung des § 13 
RettG NRW Einvernehmen haben erzielen kön-
nen. Mein Dank für die konstruktiven Gespräche 
und gemeinsame Lösungsfindung gilt daher allen 
Beteiligten.  

Darüber hinaus glaube ich, dass wir eine Neu-
fassung der Mitwirkung von Leistungserbringern 
vorgelegt haben, die auch nach der in zwei Jah-
ren zu erwartenden Vorlage der bundesrechtli-
chen Vorgaben zur Umsetzung der Bereichsaus-
nahme Bestand haben kann.  

Vor allem aber bietet die Regelung ein rechtssi-
cheres Fundament und deutliches Signal, auf 
dem in der nächsten Zeit die Mitwirkung von 
Leistungserbringern im Rettungsdienst gestaltet 
werden kann. 

Das bisher geltende Gesetz über den Rettungs-
dienst sowie die Notfallrettung und den Kranken-
transport durch Unternehmer aus dem Jahre 
1992 wurde im Laufe der Jahre zwar schon 
mehrfach angepasst.  

Diese Anpassungen waren aber – vor allem in 
den letzten Jahren – im Wesentlichen redaktio-
neller und formaler Natur. Eine Novellierung des 
Rettungsgesetzes war daher – inhaltlich wie re-
daktionell – erforderlich geworden. 

Daher haben wir die notwendige Novellierung 
des Rettungsgesetzes wieder aufgenommen und 
legen heute ein Gesetz vor, welches die Qualität 
der Leistungen in den Mittelpunkt stellt und es 
schafft, auch zukünftig die optimale medizinische 
Versorgung von Patientinnen und Patienten so-
wie die Zusammenarbeit des Rettungsdienstes 
mit dem Katastrophenschutz bei Großschadens-
ereignissen zu gewährleisten.  

Die bestehenden Rahmenbedingungen und 
Strukturen des Rettungswesens in Nordrhein-
Westfalen, das heißt das Submissionsmodell und 
das Duale System als die beiden Organisations-
formen des Rettungsdienstes in NRW, haben 
sich bewährt. 

An diesem guten und in der Praxis bewährten 
System darf sich nichts ändern. Vielmehr schafft 
es unser Gesetzesentwurf, die bestehenden 
Strukturen qualitativ und patientinnen- und pati-
entengerecht weiterzuentwickeln. 

Mit dem vorgelegten Gesetz schaffen wir in Nord-
rhein-Westfalen ein rechtssicheres und verlässli-
ches Regelwerk, welches vor allem auf die Be-
dürfnisse der Patientinnen und Patienten abzielt.  
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Es sind daher erhebliche qualitative Verbesse-
rungen im Rettungsdienst in NRW – einem Sys-
tem, das sich bereits heute auf sehr hohem Ni-
veau befindet – enthalten.  

So führen wir die gesetzliche Regelung für eine 
„Ärztliche Leitung Rettungsdienst“ in den Kom-
munen in NRW ein, die als Träger des Rettungs-
dienstes fungieren.  

Wir bieten die Grundlage für die Verbesserung 
des Qualitätsmanagements und der Qualitätssi-
cherung und führen eine verpflichtende Regelung 
zur Dokumentation und zum Datenschutz ein.  

Darüber hinaus sieht das Gesetz die Möglichkeit 
zur Bildung von Trägergemeinschaften zwischen 
Kommunen zur Anschaffung von intensivmedizi-
nischen Spezialfahrzeugen (zum Beispiel für 
Schwergewichtige oder Neugeborene) vor.  

Weiterhin wird dem neuen Beruf der Notfallsani-
täterin/des Notfallsanitäters, welcher Anfang des 
Jahres eingeführt worden ist und in einigen Jah-
ren den Beruf der Rettungsassistentin/des Ret-
tungsassistenten ablösen wird, durch die landes-
gesetzliche Verankerung Rechnung getragen. So 
werden Übergangsfristen, Finanzierungsregelun-
gen und Regelungen zur Besetzung der Ret-
tungsmittel festgeschrieben. 

Darüber hinaus wurde dem seit Jahren von 
kommunaler Seite vorgetragenn Wunsch, die als 
„Ewigkeitsgarantie“ bezeichnete zeitlich unbe-
grenzte Wiedererteilung rettungsdienstlicher Ge-
nehmigungen an private Unternehmen zu strei-
chen, Rechnung getragen. Mit der Streichung 
dieser Passage wird es ermöglicht, eine dauer-
hafte Wettbewerbsgerechtigkeit zwischen Inha-
bern von älteren Genehmigungen und neuen 
Anbietern zu schaffen.  

Dabei entspricht es selbstverständlich rechts-
staatlichen Grundsätzen, dass derjenige Unter-
nehmer, der jahrelang auf der Basis von Geneh-
migungen Krankentransporte beanstandungsfrei 
durchgeführt hat, bei der Wiedererteilung von 
Genehmigungen angemessen berücksichtigt 
werden muss.  

Mit dem vorliegenden Entwurf des Gesetzes wird 
Rechtssicherheit für alle geschaffen. 

Die qualitativen Verbesserungen des Systems 
kommen allen Bürgerinnen und Bürgern in NRW 
zugute. Daher werbe ich heute an dieser Stelle 
um Ihre Unterstützung.  
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Anlage 3 

Zu TOP 15 – „Ausführungsgesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen zum Schwangerschafts-
konfliktgesetz“ – zu Protokoll gegebene Rede 

Ute Schäfer, Ministerin für Familie, Kinder, Jugend, 
Kultur und Sport:  

Das geltende NRW-Ausführungsgesetz zum 
Schwangerschaftskonfliktgesetz – das die Förde-
rung der Schwangerschaftsberatungsstellen in 
NRW gemäß Bundesgesetz regelt – ist am 1. Juli 
2006 in Kraft getreten. 2011 wurde es evaluiert.  

Bei dieser Evaluation wurde unter anderem fest-
gestellt, dass eine Gleichverteilung der Förde-
rung unter den Trägergruppen – die damals an-
gestrebt wurde – zu gravierenden Fehlentwick-
lungen führen könnte.  

Eine Gleichverteilung kann nämlich dazu führen, 
dass geförderte FachkraftsteIlen zwischen den 
Trägern aus rein formalen Gründen umverteilt 
werden müssen. Eine Reihe von Beratungsstel-
len müsste dann Personal abbauen, obwohl sie 
ausgelastet sind.  

Das wäre weder fachlich noch sozial noch wirt-
schaftlich vertretbar. Die Menschen in NRW 
müssen sich darauf verlassen können, dass sie 
bei diesen sehr sensiblen Themen bei Bedarf 
zeitnah eine kompetente Beratung und Unter-
stützung finden!  

2012 hat der Landtag einstimmig die erste Ände-
rung des Landesausführungsgesetzes zum 
Schwangerschaftskonfliktgesetz beschlossen. Es 
bestand Einigkeit, dass die Förderung der 
Schwangerschaftsberatung nach neuen Kriterien 
erfolgen soll – dass sie sachgerechter erfolgen 
soll, auch an der Nachfrage orientiert.  

Nach dieser Zielrichtung hat mein Haus in enger 
Abstimmung mit den Trägerverbänden  

 zunächst eine Datenerhebung aufgebaut,  

 anschließend ein Verteilungskonzept entwi-
ckelt  

 und schließlich den Gesetzentwurf erarbeitet, 
der dem Parlament nun zur Beratung vorliegt. 

In NRW sind mindestens drei Viertel der Bera-
tungskräfte in den Einrichtungen der freien, kirch-
lichen und kommunalen Träger fest angestellt. 
Sie werden vom Land mit 80 % der Personal- 
und Sachkosten gefördert.  

Wenn die Anträge für diese Förderung höher sind 
als die Förderpflicht des Landes, muss unter den 
Antragstellern eine Auswahl getroffen werden. 
Diese Auswahl soll der vorliegende Gesetzent-
wurf neu regeln.  

In NRW gibt es eine plurale und bewährte Trä-
gerlandschaft, die sehr gute Arbeit leistet. Des-
halb wollen wir den bisher geförderten Trägern 
einen möglichst großen Bestandsschutz bieten:  

Jede Einrichtung kann sicher sein, dass 70 % ih-
rer bisherigen Fachkräfte weiter gefördert wer-
den. Sehr kleine Beratungsstellen mit bis zu einer 
Fachkraft erhalten sogar eine 100%ige Be-
standsgarantie.  

Für die Förderung der verbleibenden Personal-
steIlen sollen künftig objektive Kriterien herange-
zogen werden. Diese werden die durchgeführten 
Beratungen und Veranstaltungen und die Be-
rufserfahrung der Beratungskräfte berücksichti-
gen.  

Unter dem Strich können wir sagen: Verände-
rungen bei der Verteilung der Fördermittel pro 
Beratungsstelle nach dem neuen Fördersystem 
werden absehbar überschaubar bleiben und sich, 
wenn überhaupt, in der Größenordnung von klei-
nen Stellenanteilen bewegen.  

Zusätzliche Planungssicherheit erhalten die Be-
ratungsstellen dadurch, dass die verfassungs-
rechtlich erforderliche Zuteilungschance (Öff-
nung) für neue Bewerber auf einen Träger pro 
Versorgungsgebiet und Zuteilungszeitraum be-
grenzt werden soll.  

Die Landesregierung hat sich intensiv und unter 
umfassender Beteiligung der Akteure in der Bera-
tung mit allen wichtigen Facetten dieses Themas 
auseinandergesetzt.  

Uns war es sehr wichtig, einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der die verfassungsrechtlichen und 
die fachpolitischen Vorgaben gleichermaßen be-
rücksichtigt.  

Ich bin überzeugt. dass wir mit dem vorliegenden 
Entwurf eine sehr gute Grundlage dafür schaffen, 
die Qualität der Beratung für die betroffenen 
Menschen in NRW auch zukünftig zu sichern. 
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Anlage 4 

Zu TOP 16 – „Gesetz zur Änderung des Aus-
führungsgesetzes zum Sprengstoffgesetz“ – 
zu Protokoll gegebene Reden 

Rainer Bischoff (SPD):  

Im Zusammenhang mit der Umsetzung der Richt-
linie 2006/213/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt (EG-Dienst-
leistungsrichtlinie) war eine Regelung zur Ausfüh-
rung bestimmter Verwaltungsverfahren nach dem 
Sprengstoffgesetz zu treffen. Diese Regelung ist 
im Jahr 2009 im Rahmen eines Artikelgesetzes, 
durch das „Ausführungsgesetz zum Sprengstoff-
gesetz“ erfolgt. Das Ausführungsgesetz ist in § 2 
mit einer Befristung von fünf Jahren versehen 
worden; es würde deshalb am 31. Dezember 
2014 seine Gültigkeit verlieren. 

Da sich die durch die EG-Dienstleistungsrichtlinie 
gesetzten rechtlichen Rahmenbedingungen bis-
her nicht geändert haben und dies auch nicht zu 
erwarten ist, muss die materielle Regelung im 
Ausführungsgesetz weiterhin Bestand haben. 
Deshalb ist die in § 2 enthaltene Befristung zu 
streichen. 

Ich bitte daher um Ihre Zustimmung. 

Matthias Kerkhoff (CDU):  

Der von der Landesregierung vorgelegte Ge-
setzentwurf hat den Zweck, die in § 2 vorgese-
hene Befristung von fünf Jahren zu streichen. 
Durch die Befristung würde das Ausführungsge-
setz am 31. Dezember 2014 außer Kraft gesetzt.  

Da sich die Europäische Dienstleistungsrichtlinie 
(DLR), die durch das „Ausführungsgesetz zum 
Sprengstoffgesetz“ vom 17. Dezember 2009 um-
gesetzt wurde, und die sonstigen rechtlichen 
Rahmenbedingungen bisher nicht geändert ha-
ben und dies auch nicht zu erwarten ist, soll das 
Ausführungsgesetz weiterhin seine Gültigkeit be-
halten. Deshalb ist die bisherige Befristung zum 
31. Dezember 2014 aufzuheben.  

In der Sitzung des Ausschusses für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales am 18. Juni 2014 haben 
alle Fraktionen dem Gesetzentwurf zugestimmt. 
Deshalb wird die CDU-Landtagsfraktion auch 
heute diesem Gesetzentwurf zustimmen. 

Martina Maaßen (GRÜNE):  

Die Begründung zum Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Ausführungsgesetzes zum Sprengstoff-
gesetz ist für uns nachvollziehbar und richtig. 

An dieser Stelle kann ich mich äußerst kurz fas-
sen. Bei dem Änderungsgesetz geht es faktisch 
lediglich um eine Entfristung, damit die bewährte 
Handhabung über den 31.12.2014 hinaus Gültig-
keit hat. Die EG-Dienstleistungsrichtlinie machte 
und macht diese Regelung zur Ausführung der 
aufgeführten Verwaltungsverfahren über eine 
einheitliche Stelle notwendig. 

Die Fraktion der Grünen stimmt dem Gesetzent-
wurf zu. 

Ulrich Alda (FDP):  

Inhaltlich brauche ich die Änderung gar nicht 
mehr groß auszuführen.  

Das Ausführungsgesetz zum Sprengstoffgesetz 
ist in § 2 mit einer Befristung von fünf Jahren ver-
sehen worden; deshalb würde es am 31. De-
zember 2014 seine Gültigkeit verlieren. Da sich 
die Europäische Dienstleistungsrichtlinie und die 
sonstigen rechtlichen Rahmenbedingungen bis-
her nicht geändert haben und dies auch nicht zu 
erwarten ist, muss die materielle Regelung des 
Ausführungsgesetzes weiterhin Bestand haben.  

In der Zeit der schwarz-gelben Landesregierung 
wurden Gesetzesvorhaben und Ausführungsver-
ordnungen befristet. So sollte die Möglichkeit für 
eine erneute Evaluierung gegeben werden und 
sollten nicht mehr sachgerechte Regelungen 
überprüft werden.  

Eine Befristung ist aus unserer Sicht generell 
sinnvoll, denn Rechtssätze müssen sich nicht nur 
bei Erlass, sondern gerade auch im Zeitablauf 
stets sachlich rechtfertigen lassen.  

Das Ausführungsgesetz soll gemäß vorliegen-
dem Gesetzentwurf nun entfristet werden. Im 
Rahmen einer Entfristung würden keine Kosten 
entstehen und Kommunen würden nicht belastet 
werden. Auch wenn wir zu einer konsequenten 
Befristung von Gesetzen zurückzukehren möch-
ten, erkenne ich hier, dass diese Regelung wei-
terhin Bestand haben muss. Somit stimmen wir 
einer Entfristung zu. 

Olaf Wegner (PIRATEN):  

Das „Gesetz zur Änderung des Ausführungsge-
setzes zum Sprengstoffgesetz“, bei dem es sich 
um eine sinnvolle Entfristung handelt, wurde oh-
ne Anhörung oder Debatte von allen Fraktionen 
einstimmig positiv abgestimmt. 

Somit gebe ich meiner Fraktion hier und heute 
natürlich die Empfehlung, dem Gesetzentwurf 
zuzustimmen. 

Guntram Schneider, Minister für Arbeit, Integration 
und Soziales:  
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Der Gesetzentwurf dient leidglich dazu, die Be-
fristung des Ausführungsgesetzes zum Spreng-
stoffgesetz aufzuheben. Das Ausführungsgesetz 
war 2009 zusammen mit anderen Gesetzen er-
lassen worden, um die EG-Dienstleistungs-
richtlinie umzusetzen. Regelungsinhalt: Konkrete 
Bestimmung, welche Verwaltungsverfahren nach 
dem Sprengstoffrecht entsprechend der EG-
Richtlinie durch eine sogenannte Einheitliche 
Stelle abgewickelt werden können. 

Entsprechend der damaligen generellen Vorgabe 
der Landesregierung war auch das Ausführungs-
gesetz mit einer pauschalen Befristung von fünf 
Jahren versehen worden. Das Gesetz würde da-
her Ende 2014 außer Kraft treten. 

Da sich die EG-Dienstleistungsrichtlinie nicht ge-
ändert hat, muss die im Ausführungsgesetz ge-
troffene Regelung weiterhin Bestand haben. Da-
her soll die bestehende Befristung entfallen. Dies 
entspricht auch dem Kabinettsbeschluss vom 
20. Dezember 2011, dass Gesetze nicht mehr 
befristet werden sollen. 
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Anlage 5 

Zu TOP 19 – „Gesetz zur Änderung des Aus-
führungsgesetzes zum Bundesausbildungs-
förderungsgesetz“ – zu Protokoll gegebene 
Reden 

Ina Spanier-Oppermann (SPD):  

Der vorliegende Gesetzentwurf beinhaltet die 
Änderung von § 2 Abs. 1 und 4 des Ausfüh-
rungsgesetzes zum Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz vom 30.01.1973 (GV. NRW. 1973 S. 
57), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
30.06.2009 (GV. NRW. S. 392) in Form einer 
Neuregelung der Zuständigkeit für die Bearbei-
tung von BAföG-Anträgen für eine Ausbildung im 
Ausland. Zudem die Aufhebung der Berichts-
pflicht aus § 4 AG BAföG NRW für die Zukunft. 
Durch das Änderungsgesetz zum AG BAföG 
NRW wird der entstandene Widerspruch zwi-
schen Bundesrecht und Landesrecht mit der 
bundesrechtlichen Vorgabe der BAföG Aus-
landszuständigkeitsverordnung ausgeräumt. 

Der federführende Ausschuss für Schule und 
Weiterbildung hat in seiner Sitzung am 25. Juni 
2014 (Beschlussempfehlung und Bericht Druck-
sache 16/6145) den vorliegenden Gesetzentwurf 
beraten und empfiehlt dessen Annahme in der 
heutigen Sitzung. 

Petra Vogt (CDU):  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf kommt die 
Landesregierung ihrer Berichtspflicht zur Über-
prüfung der Wirksamkeit der angesprochenen 
Gesetze nach. Gleichzeitig werden Änderungen 
als Reaktion auf bundesrechtliche Vorgaben bei 
der BAföG-Auslandszuständigkeitsverordnung 
vorgenommen. 

Da die Wirksamkeitsprüfung positiv ausgefallen 
ist und die zuständigen Fachausschüsse ein-
stimmig zugestimmt haben, empfehle auch ich 
jetzt im Namen der CDU-Fraktion eine Zustim-
mung. 

Ali Bas (GRÜNE):  

Mit dem Gesetz zur Änderung des Ausführungs-
gesetzes zum Bundesausbildungsförderungsge-
setz nimmt das Land NRW die vormals be-
schlossene notwendige Überprüfung zur Wirk-
samkeit des Ausführungsgesetzes vor und 
kommt zu einem positiven Ergebnis. 

Die Berichtspflicht zur Wirksamkeit des Gesetzes 
soll demnach künftig entfallen. 

Aus unserer Sicht ist das ein Vorgang, den wir 
unterstützen. 

Mit der geänderten bundesrechtlichen Vorgabe 
der BAföG-Auslandszuständigkeitsverordnung 
wird auch geklärt, dass die Bezirksregierung Köln 
künftig für die Ausbildungsförderung in den Bene-
lux-Ländern zuständig sein wird. Dies unterstüt-
zen wird ebenfalls. 

Insgesamt stimmen wir dem Gesetzentwurf der 
Landesregierung somit zu. 

Yvonne Gebauer (FDP):  

Über die fachlichen Änderungen des Gesetzent-
wurfes sind wir uns einig. 

Dissens besteht allerdings in der Frage, ob es 
richtig ist, überall die Prüfung zu streichen, ob die 
jeweiligen rechtlichen Vorgaben überhaupt noch 
notwendig sind. 

Sicher kommen wir zur gemeinsamen Einschät-
zung, dass dieses Gesetz auch zukünftig sinnvoll 
ist. 

Aber es muss das Prinzip gelten: In gewissen 
Zeitabständen sollte geprüft werden, ob gesetzli-
che Regelungen überhaupt noch gebraucht wer-
den. 

Kaum ein Gesetz dürfte eingeführt worden sein, 
ohne dass der Gesetzgeber zu dem jeweiligen 
Zeitpunkt von der Notwendigkeit überzeugt war. 

Weil aus unserer Sicht das rot-grüne Vorgehen 
nicht zu einer bürokratischen Entlastung, sondern 
zu einem Rückschritt bei einer kontinuierlichen 
Vermeidung von Bürokratie führt, werden wir uns 
enthalten. 

Monika Pieper (PIRATEN):  

Mit diesem Gesetzentwurf kommt die Landesre-
gierung ihrer Verpflichtung nach, die Wirksamkeit 
des Ausführungsgesetzes dem Landtag vorzule-
gen. In dieser logischen Konsequenz soll nun ei-
ne zeitliche Befristung des Gesetzes aufgehoben 
werden.  

Nach Prüfung der Kommata und des Satzbaus 
sind wir übereingekommen, dass der Entfristung 
nichts mehr im Wege steht. Auch die Änderung 
der bereits in der Praxis umgesetzten Übernah-
me der Verantwortlichkeiten aufgrund des An-
passungsbedarfs der Änderung der bundesrecht-
lichen Vorgabe der BAföG Auslandszuständig-
keitsverordnung hat orthographisch keine Bean-
standungen unserseits zur Folge. Folgerichtig un-
terstützen wir den fachlich richtigen, rechtlich 
einwandfreien und sachlich angemessenen Ge-
setzentwurf der Landesregierung. 

Da ich noch Redezeit zur Verfügung habe, könn-
te ich über die Wichtigkeit des Mittelverbleibs der 
vom Bund übernommenen BAföG-Mittel im Bil-
dungssektor reden, möchte aber diese Debatte 
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nur für die kommenden Haushaltberatungen hier 
schon einmal erwähnt haben. 

Sylvia Löhrmann, Ministerin für Schule und Wei-
terbildung:  

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf kommt die 
Landesregierung dem in § 4 des Ausführungsge-
setzes zum BAföG festgelegten Auftrag nach, die 
Wirksamkeit dieses Gesetzes erneut zu überprü-
fen und dem Landtag bis spätestens zum 30. Ju-
ni 2014 zu berichten. 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz wird 
im Auftrag des Bundes von den Ländern ausge-
führt. Mit dem Ausführungsgesetz zum BAföG 
werden die Zuständigkeiten für die Durchführung 
der Aufgaben nach dem Bundesausbildungsge-
setz im Land Nordrhein-Westfalen geregelt. 

Als Zuständigkeitsregelung ist das Gesetz unver-
zichtbar und hat sich bewährt. Da bereits die 
Evaluierung im Vorfeld des Änderungsgesetzes 
zum AG BAföG NW vom 30.06.2009 zum glei-
chen Ergebnis gelangte, ist vorgesehen, mit dem 
nun eingebrachten Änderungsgesetz die bisher 
fünfjährig wiederkehrende Berichtspflicht zur 
Überprüfung der Wirksamkeit aufzuheben. Das 
ist dann nämlich Verwaltungsvereinfachung – im 
Jargon der FDP: Bürokratieabbau! 

Darüber hinaus wird das Gesetz an die BAföG-
Auslandszuständigkeitsverordnung vom 19. Ok-
tober 2011 angepasst. 

Der hiermit erfolgte Wechsel der Auslandszu-
ständigkeit ist in der Praxis bereits seit Anfang 
2012 umgesetzt. 

Nordrhein-Westfalen ist nunmehr bundesweit für 
die Bearbeitung von Förderungsanträgen für 
Ausbildungen in den Niederlanden, in Belgien 
und in Luxemburg zuständig. Gleichzeitig wurde 
die Zuständigkeit für BAföG-fähige Ausbildungen 
in Großbritannien, Irland und der Türkei an Nie-
dersachsen bzw. Baden-Württemberg abgege-
ben. 

Weitere inhaltliche Änderungen sieht der Ge-
setzentwurf nicht vor. 

Ich bitte um Zustimmung! 
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Anlage 6 

Zu TOP 20 – „Gesetz zur Aufhebung der Ver-
ordnung über die Gewährung von Unter-
haltsbeihilfen an Rechtsreferendare und zur 
Anpassung weiterer Gesetze im Zuständig-
keitsbereich des Finanzministeriums“ – zu 
Protokoll gegebene Rede 

Dr. Norbert Walter-Borjans, Finanzminister:  

Monatliche Unterhaltsbeihilfe wird Rechtsrefe-
rendarinnen und –referendaren im Rahmen ihres 
öffentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnisses 
gewährt. 

In den vergangenen Monaten sind rechtliche Un-
klarheiten insbesondere hinsichtlich der Höhe 
des Grundbetrags der Unterhaltsbeihilfe, der 
Zahlungsmodalitäten sowie bei der Anrechnung 
von Entgelten aus eventuellen Nebentätigkeiten 
aufgetreten. 

Der bisherige Wortlaut der Unterhaltsbeihil-
fenverordnung nimmt noch auf das „Bundesbe-
soldungsgesetz“ Bezug für die Berechnung der 
Unterhaltsbeihilfe. Es ist aber von jeher die Inten-
tion des Gesetzgebers, die Rechtsreferendarin-
nen und Rechtsreferendare im öffentlich-
rechtlichen Ausbildungsverhältnis so weit wie 
möglich den Beamtenanwärterinnen und Beam-
tenanwärtern des Landes gleichzustellen und 
entsprechend auch die Unterhaltsbeihilfe an die 
Anwärterbezüge des Landes NRW anzulehnen. 

Die notwendige rechtliche Klarstellung wird jetzt 
nachgeholt, indem der monatliche Grundbetrag 
der Unterhaltsbeihilfe zukünftig betragsmäßig di-
rekt in der Verordnung angegeben sein wird. 

Zunächst muss die aktuell noch geltende Unter-
haltsbeihilfen-Verordnung aufgehoben und in ei-
nem zweiten Schritt eine neue Verordnung erlas-
sen werden, die alle notwendigen rechtlichen 
Anpassungen enthält. 

Sie werden vielleicht fragen, warum nicht die be-
reits bestehende Verordnung geändert wird. 

Das ist nicht möglich. Zwar ist die aktuelle Unter-
haltsbeihilfenverordnung als Verordnung be-
zeichnet worden, in rechtlicher Hinsicht aber im 
Jahr 1999 als formelles Gesetz erlassen worden. 
Sie hat damit Gesetzesrang. Änderungen an den 
Regelungen zur Unterhaltsbeihilfe sind daher 
ebenfalls nur durch formelles Gesetz möglich. 
Durch Artikel 1 des Gesetzentwurfs soll die be-
stehende Unterhaltsbeihilfenverordnung deshalb 
zunächst formal aufgehoben werden. Zum glei-
chen Zeitpunkt soll sie als „echte“ Verordnung 
unter der Federführung des Finanzministers neu 
erlassen werden und die rechtlich notwendigen 
Änderungen enthalten. 

Darüber hinaus sieht der Gesetzentwurf redakti-
onelle Anpassungen betreffend das Besoldungs-
recht vor, genauer gesagt: der Amtsbezeichnun-
gen in den Landesbesoldungsordnungen A und 
B. Die Anpassungen sind infolge bereits durchge-
führter organisatorischer Änderungen in der Lan-
desverwaltung erforderlich.  

Mit den Anpassungen sind keine Stellenhebun-
gen verbunden; es werden lediglich bereits er-
folgte organisatorische Änderungen bei den 
Amtsbezeichnungen nachvollzogen. Die haus-
haltsrechtlichen Voraussetzungen (Planstellen) 
sind bereits im Rahmen der Haushaltsgesetze 
2013 und 2014 geschaffen worden. 

Gleichzeitig entfristet der vorliegende Gesetz-
entwurf das Vergütungsoffenlegungsgesetz. Es 
ist zur Schaffung von mehr Transparenz in öffent-
lichen Unternehmen im Land NRW Ende 2009 in 
Kraft getreten und hat sich bewährt.  

Im Namen der Landesregierung bitte ich Sie 
deshalb, meine Damen und Herren, dem Ge-
setzentwurf Ihre Zustimmung zu geben und es 
zunächst in die Ausschüsse zu verweisen. 
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